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Einleitung 


Die Frage nach den ökonomischen Ursachen der Arbeitslosigkeit in der Bundes- 
republik kann und darf nicht nur an der Entwicklung eines Zyklus festgemacht 
werden, sondern muß auf dem Hintergrund der historischen Entwicklung des Kapi- 
talverhältnisses, der Entwicklung der Widersprüche in der Kapitalakkumulation und 
des Verhältnisses der Klassen zueinander, beantwortet werden. Wird dagegen nur 
das zyklische Auf und Ab betrachtet, können die historischen Kräfte hinter der. 
Bewegung der kapitalistischen Gesellschaft kaum noch ausgemacht werden: schließ- 
lich gab es in Westdeutschland zyklische Krisen ohne die Entwicklung einer massi- 
ven Arbeitslosigkeit! Die aktuell hohe Arbeitslosigkeit gerät dann zum Betriebsun- 
fall oder zur bewußt von Unternehmern zum Zwecke der Disziplinierung der Ar- 
beiter produzierten massenhaften Freisetzung von Arbeitern. Um mit Werner 
Meißner zu sprechen: „wilde Investitionsstreiks‘“ bzw. „spontane Kapitalniederle- 
gungen“ sind die Ursache der zyklischen Krise. (1) | 

Nicht nur, daß einer solchen Analyse die scheinbare Lösung der Widersprüche 
in der kapitalistischen Gesellschaft mittels Investitionskontrollen leicht fällt (2); 
eine solche Analyse verschleiert gerade moralisierend die Funktion der Krise und 
die Ansatzpunkte sozialistischer Politik: Daß sich nämlich in der Krise die Akkumu- 
lationsbedürfnisse des Kapitals und die Lebensbedürfnisse der Arbeiter unvereinbar 
gegenüber stehen; daß dieser dem Kapitalverhältnis immanente Antagonismus in der 
Unvereinbarkeit von Vollbeschäftigung, hinreichendem Reproduktionsniveau und 
kapitalistischer Form des Wachstums in der Krise aufbricht; daß die Herrschaft des 
Kapitals — wenn auch über Phasen der Prosperität verdeckt — Krisen notwendig 
hervorbringt. An den materiellen Erfahrungen der Arbeiter kann auf Basis solcher 
Theorien nicht mehr angeknüpft werden. 


1) Vgl. Werner Meißner, Stabilisierungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland, in: 
WSI-Forum, Stabilisierungspolitik, Köln 1974, WSI-Studie Nr. 27, S. 63 

2) Dabei ist eine Sache, Investitionskontrollen im Rahmen einer Taktik des Klassenkampfes 
zu fordern und eine andere, kapitalistisches Wachstum über Investitionsplanung 
„tationaler“ gestalten zu wollen. Es soll hier also nicht gegen eine notwendige 
Übergangsforderung der Arbeiterklasse, sondern gegen. die sozialdemokratische Illusion, 
durch Steuerung der privaten Investitionen den Kapitalismus krisenfreier machen zu 
können, polemisiert werden. 


Um diesen Gegensatz in der aktuellen Krise und die daraus ableitbaren 


Probleme sozialistischer Politik in den Gewerkschaften in ihren konkreten Dimen- 
sionen darzustellen, wollen wir zunächst das Verhältnis von Überakkumulation und 
Überproduktion im kapitalistischen Krisenzyklus klären. Wir müssen davon aus- 
gehen, daß sich in der Folge der Marxschen Theorie zwei Hauptstränge marxi- 
stischer Krisentheorien herausgebildet haben, die die oben angeschnittenen Fragen 
zum Verhältnis von Kapital und Arbeit in der Krise auch politisch WENSTSCHISANICH 
beantworten: 


a) 


b) 
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Die. Unterkonsumtions- oder Überproduktionstheorien führen aus der behaus: 
teten unmittelbaren Identität von Überakkumulation von Kapital mit der Über- 
produktion von Waren die Krise auf die beschränkte Konsumtionsfähigkeit: der 
Massen zurück. Die politischen Forderungen, die aus dieser theoretischen Basis 
abgeleitet werden, sind dann auch die nach der Steigerung der Massenkaufkraft, 
um die Realisierung des brachliegenden Warenkapitals und die Ausnutzung der 
Produktionskapazitäten zu ermöglichen. Demnach sind also die Akkumulations- 
bedürfnisse des Kapitals und die Lebensbedürfnisse der Arbeiter durchaus mit- 
einander vereinbar. Denn eine solche Realisierungsmöglichkeit würde ja den in 
den Waren vergegenständlichten Wert (und Mehrwert) zu den Kapitalen zurück- 
fließen lassen, während die Konsumtion der Arbeiter gehoben werden könnte. 
Die Profite und die Profitraten stiegen wieder, die Akkumulation würde wieder- 
belebt werden. (An diesem Punkt setzen auch linkskeynesianische Theorien an, 
wie sie von den Gewerkschaften vertreten werden: Steigerung der „effektiven 
Nachfrage“ durch Steigerung der Massenkaufkraft). Ein gesellschaftlicher Gegen- 
satz von Lohnarbeit und Kapital (als Herrschaftsverhältnis) kann hier also gar 
nicht materiell begründet werden; es wird darum in diesen Theorien nicht an den 
materiellen Erfahrungen dieses, Gegensatzes angeknüpft, sondern — wenn über- 
haupt — an ungerechten Verteilungsverhältnissen, Unternehmerwillkür und all- 
gemeinen gesellschaftlichen Benachteiligungen der Arbeiter. Reformismus und/ 
oder Aktionismus sind notwendige politische Ausdrücke dieser Theorien. 

Dagegen beziehen die Überakkumulationstheorien eine Position, die bei dem 
Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital als ökonomisch vermittelten Herrschafts- 
verhältnis ansetzt und die Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Produktions- 
weise als materielle Erfahrungsbasis nimmt, von der ausgehend der Gegensatz 
politisch zu wenden ist. Nicht nur ungerechte Verteilungsverhältnisse und man- 
gelnde Konsumtionskraft, sondern das Kapital als Subjekt der gesellschaftlichen 
Bewegung und als Schranke seiner selbst werden Zentrum der Analyse und Basis 
politischer Folgerungen. Höhere Löhne, so wird gegen die Unterkonsumtions- 
theoretiker gewandt, ist immer eine zentrale Forderung, die die Reproduktion 
der Arbeiter gewährleisten soll. Denn es kann nicht Aufgabe der Arbeiter sein, 
die Prosperität des Kapitals zu gewährleisten durch den Verzicht auf die eigene 
Reproduktion. Zugleich drückt sich darin, daß diese Forderung in Widerspruch 
steht zur Akkumulation des Kapitals und damit zur materiellen Sicherung des 
Arbeitsplatzes der antagonistische Gegensatz von Kapital und Lohnarbeit aus, 
der im Kapitalismus nicht aufzuheben ist, sondern zur Existenzbedingung des 


Kapitals gehört. Insofern diese Theorie also auf der Erfahrung des Antagonismus 

aufbaut, weist sie auf eine revolutionäre Perspektive hin. 
Allerdings setzt eine solch entwickelte Erfahrung nicht nur das Manifestwerden 
eines solchen Antagonismus, sondern auch den entwickelten Kampf der Arbeiter:. 
gegen das Kapital voraus. Zunächst sind die Arbeiter ja immer nicht nur von ihren. 
konkreten Tätigkeiten her fraktioniert (während sich in der oben angesprochenen , 
Erfahrung gerade das Schicksal der Lohnarbeit äußert), sondern auch durch die . 
Zugehörigkeit zu einzelnen Kapitalen, mit deren Schicksal sie existentiell verbunden 
sind. So sind — gerade nach langjährigen Prosperitätsphasen wie z.B. in West- ' 
deutschland, die ja einherging mit relativer Prosperität der Arbeiter, sozialpartner- 
schaftlichen Vorstellungen etc. — die unmittelbaren Anschauungen aus der Sicht 
des Einzelkapitals auch in der Erfahrung der Arbeiter (als Belegschaften eines Be- 
triebes) dominant: Nicht das Kapital wird von den Arbeitern als Schranke ihrer: . 
Reproduktion erfahren, sondern die mangelnde Nachfrage nach den Produkten . 
„ihres“ Betriebes. (In dieser Weise knüpfen die Unterkonsumtionstheorien nicht nur 
an den verkehrten Vorstellungen des Einzelkapitals an, sondern bestätigen in fataler 
Weise auch die sozialpartnerschaftlichen Illusionen von Teilen der Arbeiterschatft. 

Aus der Sicht des Einzelkapitals (und auch des einzelnen Arbeiters) muß sich 

die Krise so als Überproduktion von Waren darstellen. Wir werden daher im folgen- 
den versuchen, den Stellenwert der „Überproduktion von Waren“ im Verlauf der 
Überakkumulation darzustellen. Dazu werden wir zunächst noch einmal die wich- 
tigsten Resultate der Untersuchung der langfristigen Trends der Kapitalverwertung 
in Westdeutschland zusammenfassen und auf die Entwicklung in den 70er Jahren 
beziehen, um dann am Beispiel des letzten Zyklus das Verhältnis von Überakku- 
mulation und Überproduktion entwickeln zu können. Auf dieser Basis können dann 
die zyklischen und die langfristigen Ursachen der Herausbildung einer industriellen 
Reservearmee dargestellt werden und es können später die gewerkschaftliche Politik 
kritisiert und die aktuellen Bedingungen und Aufgaben sozialistischer Gewerk- 
schaftsarbeit herausgearbeitet werden. 


1. ZUR ENTWICKLUNG DER AKKUMULATIONSBEDINGUNGEN 
DES KAPITALS IN DEN 70ER JAHREN 


In PROKLA 16 und 17/18 wurde versucht, die historische Entwicklung des Kapital- 
verhältnisses in Westdeutschland und den Zusammenhang von Kapitalverwertungs- 
krise und Inflation darzustellen. (2a) Dort wurde ausgegangen vom Kapital als 
ökonomisch vermitteltem Herrschaftsverhältnis und als „automatischem Subjekt“ 
der kapitalistischen Ökonomie. Weiter wurde gezeigt, wie diese Bewegung ihre 


2a) Vgl. E. Altvater, J. Hoffmann, W. Schoeller, W. Semmler, Entwicklungstendenzen im 
Kapitalismus Westdeutschlands (I und WI) in: PROKLA Nr. 13 und 16 (1974); E. 
Altvater, J. Hoffmann, R. Künzel, W. Semmler, Inflation und Krise der Kapitalverwer- 
tung, in: PROKLA 17/18 (1975) 
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eigenen Schranken produziert und Widersprüche in der Überakkumulation von 
Kapital und im tendenziellen Fall der Profitrate in den 60er Jahren manifest 
werden. Zugleich wurden die historischen Inhalte der Kapitalbewegung, die Nieder- 
lage der Arbeiterklasse im Faschismus und 2. Weltkrieg als Voraussetzung der 
Prosperitäts-Phase in Westdeutschland und die Entwicklung und Veränderung der 
Klassenverhältnisse mit der Entwicklung des Kapitals deutlich gemacht. (3) 

Es wurden Tendenzen in der Akkumulation des Kapitals in den 50er und 60er 
Jahren beschrieben, die auch für die Bedingungen der Akkumulation in den 70er 
Jahren in Westdeutschland von Bedeutung sind: Danach schwanden die außerge- 
- wöhnlich günstigen Produktionsbedingungen des Kapitals nach dem Zweiten Welt- 

krieg (niedrige organische Zusammensetzung, hohe Mehrwertrate aufgrund niedriger 
| Löhne An. dem Maße, wie das Kapital die industrielle Reservearmee absorbierte und 
d der äußere Druck auf die Lohnentwicklung schwand. Die Arbeiter konnten 
aufgrund der Knappheit der Ware Arbeitskraft höhere Löhne und kürzere Arbeits- 
zeiten durchsetzen. Eine Steigerung der Mehrwertrate war unter diesen Umständen 
nur noch möglich, indem die Produktivkraft der beschäftigten Arbeiter erhöht 
wurde: dies war aber mit großen Kapitalinvestitionen verbunden, die zumindest die 
technische Zusammensetzung, aber langfristig auch — aufgrund mangelnder Ent- 
wertung, Erhöhung des staatlichen Anteils an der Produktion usw. (4) — die orga- 
nische Zusammensetzung des Kapitals steigen ließ. Dieser Prozeß mußte dann zu 
einem Fall des Verwertungsgrads des Kapitals führen, als die Steigerung der Arbeits- 
produktivität (also letztlich der Mehrwertrate) nicht mehr die angestiegene orga- 
nische Zusammensetzung in ihren Wirkungen auf die Profitrate kompensieren 
konnte und zudem noch Lohnsteigerungen dem Anstieg der Mehrwertrate entgegen- 
wirkten: die Profitrate sinkt — unterbrochen durch kurze Aufschwungphasen nach 
den Krisen — seit Ende der fünfziger Jahre, während zugleich der progressive Ein- 
satz von Kapital Bedingung der Steigerung der Produktivität der Arbeit und der 
‚steigenden technischen Zusammensetzung des Kapitals seit dieser Zeit ist. 


Ein wichtiger Indikator war bei diesen Analysen die Entwicklung der in der 
Statistik dokumentierten Kapitalproduktivität, die das Verhältnis von lebendiger zu 
vergangener Arbeit indizierte. Ein Fall der Kapitalproduktivität deutete auf einen 
Anstieg der technischen Zusammensetzung des Kapitals hin. Diese Entwicklung der 
Kapitalproduktivität konnte aber weiter aufgeschlüsselt werden als Verhältnis von 
; Arbeitsproduktivität und Kapitalintensität. Steigt die Kapitalintensität schneller als 
‚ die Arbeitsproduktivität, muß die Kapitalpröduktivität fallen. Andererseits eignet 
sich der Kapitalist resp. das Kapital nicht das gesamte Wertprodukt (v + m)an. Der 


3) Dies ist allerdings aufgrund notwendiger Beschränkungen in den o.a. Artikeln nur 
angedeutet worden. Wir werden unten versuchen, gerade die Erfahrung der Vollbeschäfti- 
gung im Zusammenhang mit der Kritik an der gewerkschaftlichen Politik gegenüber der 
Arbeitslosenproblematik zu diskutieren. 


4) Vgl. zu einem Versuch der theoretischen Erklärung des Falls der Profitrate aus diesem 
Zusammenhang Altvater u.a., Inflation und Krise der Kapitalverwertung, a.2.0., 
Ss. 255-262 
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Zähler des Ausdrucks für die Kapitalproduktivität mußte somit noch um den 
Anteil, der zur Reproduktion des Arbeiters dient (dem Lohnanteil), verringert 
werden. Erst durch diese Berechnung wurde ein der Profitrate entsprechender Aus: 
druck entwickelt, dessen empirisch nachvollziehbare Tendenz den Verlauf der Pro- 
fitratenentwicklung anzeigt. (5) 

Im folgenden wollen wir nun die Entwicklung dieser Indikatoren für die 
Profitrate für die 70er Jahre verfolgen, um aus der Bewegung dieser Indikatoren 
Folgerungen für den Verlauf der Akkumulation und für die Ursachen der Arbeits- 
losigkeit ziehen zu können. Anschließend werden wir anhand der Darstellung des 
Zyklus 1966-1974 (5 a) den Zusammenhang von allgemeiner und periodischer 
Überakkumulation von Kapital entwickeln, um so die konkreten Gründe des Her- 
vortretens einer industriellen Reservearmee herauszufinden. | 

Fassen wir zunächst einmal die in PROKLA 16 als Bedingungen der Kapital- 
akkumulation Anfang der 70er Jahre beschriebenen Tendenzen zusammen: (6) 


(1) Aufgrund des internationalen Konkurrenzzusammenhangs, des herrschenden 
Mechanisierungsgrades und des herrschenden Lohnniveaus wird sich (bei aus- 
geschöpften Arbeitsvolumen) eine weitere Kapitalintensivierung nicht 0. w. ver- 
meiden lassen: Arbeitssparende Techniken werden bei der Anlage von Kapital 
vorherrschen, die organische Zusammensetzung wird weiter — wenn auch, wie 
noch darzustellen sein wird, leicht abgeschwächt — steigen. 

(2) Die Arbeitsproduktivität wird aufgrund der Ausschöpfung der Produktions-: 

_ potenzen, tendenziell sinkender Kapazitätsauslastung und Widerstand der 
Arbeiter gegen eine weitere Intensifikation der Arbeit nicht in einem.solchen 
Maße steigen, daß sie die Wirkungen der Kapitalintensivierung auf die Kapital- 
produktivität kompensieren könnte. 

(@) Die’Lohnentwicklung wird aufgrund der verstärkten Auseinandersetzungen an 
der Basis der Gewerkschaft und in den Betrieben, wie sie sich Ende der 60er 
Jahre ankündigten, den Druck auf die Profitrate nicht entlasten, eher dürfte von 
dieser Seite eine Einschränkung des akkumulierbaren Profits erfolgen. 

Zwar können wir hier nicht die Untersuchung in PROKLA 16 fortführen, da daß 

dazu notwendige statistische Material, das sich mit dem dort verwandten verglei- 

chen ließe, noch nicht vorliegt; andererseits gibt es Hinweise auf die Entwicklung 


5) Vgl. folgende Formel für die Kapitalrentabilität 


Y 

7 = _Arbeitsproduktivität 
Kapitalintensität (1 — Lohnquote) = — x 1-w) 

- 


(wobei der Bruch auch als „‚Kapitalproduktivität“ gilt!) 

5a) Wir meinen, dafs sich die Annahme eines 4—-5jährigen Zyklus nicht stützen läßt. Vielmehr 
ist ein 7-8jähriger Zyklus mit einer „Zwischenkrise“ für die BRD-Entwicklung eher 
typisch. Darauf kann hier aber nicht näher eingegangen werden. 

6 Vgl. Altvater u.a., Entwicklungstendenzen ... a.2.0.,S. 137-149 
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der Kapitalproduktivität seit 1971. So spricht der „Sachverständigenrat zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung“ in seinem letzten Jahresgut- 
achten (1974) von einer sinkenden Kapitalproduktivität: „Gegenwärtig dürfte die 
potentielle Kapitalproduktivität jährlich um | vH bis 1 1/2 vH sinken.“ (7) Daraus 
wird gefolgert: „Soll sich das Wachstum nicht noch weiter verlangsamen, so müssen, 
bei gleichbleibender Abnahme der Kapitalproduktivität, die Nettozugänge zum 
Kapitalstock mittelfristig um 4 1/2 vH, die Bruttoinvestitionen sogar um 5 1/2 vH 
zunehmen.“ Sieht man einmal davon ab, daß eine solch lineare Tendenz natürlich 
nicht einfach zu postulieren ist — schließlich schafft ja— wie auch 1966/67 ge- 
schehen — die Krise veränderte Bedingungen der Akkumulation —, so heißt dies 
doch zunächst nichts anderes, als daß aufgrund der gewachsenen und weiter wach- 
senden organischen Zusammensetzung des Kapitals ein stets wachsender Kapitalein- 
. satz notwendig ist, um eine gleichbleibende Zunahme des Nettoprodukts zu 
bewirken. 

Da das Nettoprodukt in der amtlichen Statistik in konstanten Preisen ge- 
messen wird, kann sich das in ihm ausgedrückte Wertprodukt (v + m) bei gleich- 
bleibendem Arbeitsvolumen in Preisen eines bestimmten Basisjahres nur dann er- 
höhen, wenn durch eine Steigerung der Produktivität der Arbeit die produzierte 
Produktmenge erhöht wird. Dies erfordert aber unter den Bedingungen, die sich in 
Westdeutschland entwickelt haben, den forcierten Einsatz von Kapital. Die Er- 
höhung der organischen Zusammensetzung ist dann Ausdruck der Steigerung der 
. Produktivkraft der Arbeit durch die Anlage neuer Maschinerie. Das Fallen .der 
-Kapitalproduktivität drückt somit aus, daß gesamtwirtschaftlich di€ Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität nicht die negativen Effekte der Steigerung des Kapitaleinsatzes 
im Verhältnis zur lebendigen Arbeit auf die Profitrate hat ausgleichen können. 

Können also aus diesem Zusammenhang schon Schlüsse auf eine Fortsetzung 
des Trends des fallenden Verwertungsgrads auch in der ersten Hälfte der 70er Jahre 
gezogen werden, so wird eine solche Annahme noch erhärtet, wenn die Löhntent- 
wicklung hinzugezogen wird. Mit Ausnahme des Jahres 1972 konnten nämlich die 
Arbeiter ihre „Reallohnposition“ von 1970 bis 1973 verbessern: Aufgrund des 
überaus starken Booms Ende der 60er Jahre war die Ware Arbeitskraft Anfang der 
70er Jahre äußerst knapp geworden; hinzu kam, daß so nicht nur die objektive 
Stellung der Arbeiter gestärkt war, sondern — ausgehend mit den Septemberstreiks 
1969 — die Kampfkraft der Arbeiter gestiegen war und der Druck der Mitglieder- 
schaft auf die gewerkschaftliche Lohnpolitik sich verstärkte. 

Zudem waren die Arbeiter inflationsbewußter geworden: die stille Umver- 


7) Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
Jahresgutachten 1974, Ziff. 222; Im Gegensatz zu der DIW-Statistik (Krengel u.a., 
Produktionsvolumen und Produktionspotential... Berlin 1972 und 1973) wird beim 
Sächverständigenrat in Y der potentielle Output, nicht der — durch Auslastungsschwan- 
kungen geprägte — tatsächliche Output ausgedrückt! Angesichts der sinkenden Ausla- 
stungen in den 70er Jahren dürfte die Kapitalproduktivität also tatsächlich noch stärker 
gesunken sein. 


14 


teilung über die Inflation — auch von Seiten des Kapitals ein prekäres und keines- 
wegs „bewußt einzusetzendes Mittel“ — gelang nicht mehr, obwohl die Inflations- 
rate seit 1969 schnell anstieg. So verbesserte sich vorerst Anfang der 70er Jahre die 
Reallohnposition. (8) Die Profitrate mußte daher auch von der Entwicklung der 
Löhne her unter Druck geraten sein, wenngleich sich darin lediglich eine Korrektur 
der zuungunsten der Arbeiter in Aufschwung veränderten Verteilungsverhältnisse 
ausdrückte. 

Eine solche Entwicklung zeigt sich auch in Berechnungen des Sachverständi- 
genrats, wenn er eine fallende Realrendite konstatiert (vgl. Schaubild I (9)). Auch 
die sinkenden Investitionsquoten drücken diesen Trend in der Verwertung aus 
(wenngleich im Schaubild 1 stark überzogen, insofern dort die Investitionen auf den 
Umsatz bezogen wurden). 


Marge der Gewinn- und Vermogenseinkommen 
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Schaubild 1: Zur Gewinnentwicklung 1960-1973 (Quelle: 
13 Eigene Suhatzung, ohne Bau,-- 2) Uhne Zunsen.- 3) Biultoeınkommen aus Untar- Sachverständigenrat JG 1974; Schaubild 23) und Investitions- 
nehmertatigkeit um Vermögen ın vH Jes Produktionswertes. 
Biuttoeinkomnen aus Unternenmeilatigkeit und Vernogen- Tıklıvar Unlernehmarlohn 
Nettoanlagevurinogen zu Wıederbeschaffungspteisun+ Varıalabestände zu Buchweiten 
4, Ohne Wuhnungsvermetung. 


quoten in der verarbeitenden Industrie 1970-1979 (Quelle: 
ifo-Schnelldienst vom 4.3.1975) 


LwiF 7) 


8) Dabei ist u.a. zu berücksichtigen, daß der SVR, indem er ein kostenniveauneutrales 
Wachstum der Löhne dem tatsächlichen Wachstum gegenüberstellt, das Bruttoinlandspro- 
dukt je Erwerbstätigen zum Ausgangspunkt nimmt, um den Lohnspielraum der 
Arbeitnehmer zu berechnen. Vgl. JG 1974, Tab. 12 (im Text). 

9) Der Fall der Realrendite kann aber nur als ein sehr oberflächliches Indiz hier gelten! 
Wichtiger sind in diesem Zusammenhang die anderen angeführten Indikatoren. 
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Die von uns anhand von Indikatoren der amtlichen Statistik Konstatierte steigende 
organische Zusammensetzung des Kapitals muß sich aber auch in der langfristigen 
Entwicklung der Abteilungen der industriellen Produktion zueinander darstellen 
(und dies wird — wie wir später sehen werden — von großer Bedeutung für die 
_ ‚langfristige Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Westdeutschland sein.) 
Be Denn die von uns behauptete steigende organische Zusammensetzung des 
‚gesellschaftlichen Gesamtkapitals muß sich auch in einem unterschiedlichen Wachs- 
‚tum der beiden Abteilungen der gesellschaftlichen Produktion, dem Produktions- 
mittelsektor und dem Konsumgütersektor, ausdrücken. Ein steigender Anteil. kon- 
stanten. Kapitalteils gegenüber dem variablen Teil bedeutet schließlich eine schnel- 
lere'Zunahme der ‚Produktionsmittelproduktion gegenüber einem geringeren Wachs- 
tum der Produktion von Konsumgütern. Ein schnelleres Wachstum der Produktions- 
mittelabteilung wollen wir anhand von zwei Indikatoren für die Bundesrepublik 
nachweisen: des Wachstums des Beschäftigungsanteils in der Investitions- 
güterindustrie gegenüber dem in den Verbrauchsgüterindustrien und der Struktur- 
veränderung innerhalb des Nerfoproduktionsvolumens. 

a) Aus Schaubild la geht deutlich hervor, daß der Anteil der geleisteten Beschäf- 
tigungsstunden der Investitionsgüterindustrien gegenüber den Anteilen der ande- 
ren Industriebereiche stark angestiegen ist. Dies gibt eine Verschiebung der Ver- 
teilung der gesellschaftlichen Arbeit zugunsten der Abteilung I an, soweit diese 
Abteilung durch die Investitionsgüterindustrien (Maschinenbau, Fahrzeugbau, 

‚Elektroindustrie) repräsentiert wird. Auch wenn zu den Investitionsgüterindu- 
strien die Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie hinzugezählt werden (da 
auch sie zur Abteilung I gehören), verändert sich — da dort die Beschäftigung 
stagniert — das Bild nicht! Die Stagnation der Beschäftigung im Bereich Grund- 
stoff- und Produktionsgüterindustrien ist dabei wesentlich auf die überpropor- 

, tionale Produktivitätssteigerung in diesem Sektor zurückzuführen. 
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Grundstoff- u. 
Prod.güter In- 
vestitionsgüter- 
industrie. 


Bergbau 
Nahrungs-/G. 
Verbrauchs- 
güterindustrie 


Schaubild la: Anteile ausgewählter Industriegruppen an den in der Industrie insgesamt gelei- 
steten Beschäftigungsstunden (in vH) 

Quelle: R. Krengel u.a., Produktionsvolumen und Produktionspotential.... a.a.O., 13., 
14., 15. Folge, Berlin (W) 1973 ff., S. 22 
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b) Dieselbe Tendenz läßt sich nun an der Veränderung der Struktur des Nettopro- 
duktionsvolumens ablesen. Hier steigt. nach Untersuchungen des DIW (9a) der 
Anteil des Nettoproduktionsvolumens der Investitionsgüterindustrie von 1950 
bis 1970 von 27,5 vH auf 36,2 vH; demgegenüber vermindert sich der Anteil der 
Verbrauchsgüterindustrie im selben Zeitraum von 20,5 vH auf 18,3 vH. Der 
Anteil der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien steigt leicht an. Da die 
Produktivitätszunahme in der Investitionsgüterindustrie durchschnittlich war, 

. korrespondiert hier unmittelbar die Produktionszunahme mit der Zunahme der 
Arbeitskräfte, was die überproportionale Steigerung der Abteilung I als gesichert 
erscheinen läßt und unsere These einer gestiegenen organischen Zusammenset- 
zung in bezug auf die Abteilungen der gesellschaftlichen Produktion für die 
Bundesrepublik stützt! 

Allerdings könnte diese Ausweitung gleichermaßen einer Ausweitung des Export- 

anteils der Investitionsgüterindustrieproduktion zuzuschreiben sein. Dieser ist mit 

1960: 53 vH und 1970: 58 vH traditionell in der Bundesrepublik hoch, wiegt je- 

doch nicht — wie aus den Zahlen deutlich wird — die überproportionale Steigerung 

des Anteils der Investitionsgüterproduktion im Inland auf. (9 b) Zugleich zeigt sich 
anhand dieser Daten die hohe Abhängigkeit der Investitionsgüterindustrie vom Welt, 

markt (10). i 

Aus unserer bisherigen Darstellung, so können wir zusammenfassen, ergeben 
sich für die weitere Analyse des Akkumulationsprozesses in der Bundesrepublik drei 

Strukturrnerkmale der langfristigen Entwicklung, die sich auch für die Herausbil- 

dung der Arbeitslosigkeit relevant erweisen werden: 

(1) Die Akkumulation des Kapitals führte in der Bundesrepublik zu einer sfeigen- 

den organischen Zusammensetzung und einem Fall der Profitabilität. 

(2) Diese beschleunigte Akkumulation führte zu einem überproportionalen Wachs- 

tum der Abteilung I (hier besonders der Investitionsgüterindustrien). 

(3) Die traditionell hohe Exportabhängigkeit gerade dieser Industrien wurde in den 

60er Jahren noch größer. 

Insgesamt wird so deutlich, daß der Überakkumulation von Kapital auch eine Über- 

expansion der AbteilungI entspricht. Andererseits muß sich Überakkumula- 

tion und Überexpansion der Abteilung I (was denselben Sachverhalt ausdrückt) 
auch in der Krise als Überproduktion von Waren darstellen. Um diesen Zusammen- 
hang klären zu können, müssen wir hier allerdings die Ebene der „Trendanalyse“ 
verlassen und untersuchen, in welcher Weise sich die Überakkumulation von Kapital 

im Zyklus darstellt. Dadurch können wir Trendentwicklung und zyklische Bewe- 

gung miteinander vermitteln und die Ursachen der Arbeitslosigkeit aufzeigen. 


9a) R. Krengel u.a., Produktionsvolumen und Produktionspotential, Stat. Kennziffern, 13. 
und 15. Folge, Berlin 1973 und Berlin 1974 

9b) Vel. Ifo-Institut, Strukturdaten über die Industrie, 3. Folge 1960-1972, München 1974, 
Tabelle 4 

10) Die Investitionsquote ist vom Ifo-Institut als ‚Anteil der Bruttoinvestitionen am 
Gesamtumsatz‘ berechnet worden und daher stark umsatzabhängig. Th. Brinkmann vom 
Institut der Deutschen Wirtschaft (!) rechnet übrigens eine — gemessen an den 
durchschnittlichen Zuwachsraten der Investitionen 1960-1970 „fiktive“ Investitions- 
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Prien (any E16? - Aero 7 EfEs 

2: ZYKLISCHE AKKUMULATION UND PERIODISCHE ÜBERAKKU- 
MULATION IN WESTDEUTSCHLAND 1966-1975 ALS BASIS DER 
ARBEITSLOSIGKEI? 


Asocer HE Per => 
Die hier kurz entwickelten Tendenzen der Akkumulation und der sektoralen Ent- 
wicklung sind also zunächst nur als Trend zu verstehen, der sich in einem längeren . 
historischen Zeitraum durchsetzt und — wie wir sehen — auch für die 70er Jahre, 
gilt. Entgegenwirkende Tendenzen sind in diesem Trend nicht mehr sichtbar,” © 
sondern im Resultat aufgehoben. Insbesondere ist hierin ja gerade von den aus der "yrs 
zyklischen Kapitalakkumulation hervorgehenden „bereinigenden“ Einflüssen auf 

die Profitrate abstrahiert, wie andererseits auch die Profitrate als Triebkraft des 
Zyklus nicht mehr sichtbar wird. Daher müssen wir hier den Zusammenhang von 
langfristiger und zyklischer Akkumulation anhand des historischen Materials noch 

näher herausarbeiten. 

Bei einer solchen Untersuchung ist es wichtig, nicht nur das Kapital als vor- 
geschossenes ‚eldkapität aufzufassen, das sich zu einer bestimmten Profitrate ver- 
werten muß; hinsichtlich der zyklischen „Überakkumulation ist es vielmehr bedeut- 
sam, das Kapital auch als; roduktiyes Kapital.) ‚als akkumulierte „Produktions- 
potenz“, als Kapital in st fflicher, Form zu betrachten. Denn mit der Kapitalakku- 
mulation wächst nicht nur das vorgeschossene Geldkapital an, sondern es findet 
auch eine Anhäufung von Boa a Kapital statt, dessen, Anwendung 

„der, kontinui 1 Real ng des produzierten Waren; 
} ge e abhängt. nm 1) Die > Überakkumulationskrise muß % 
daher nicht nur u ikkumulation von Kapital in seiner Wertform, sondern ! 
auch als periodische Überakkumulation von produktivem Kapital in seiner stoff- 
lichen Form entwickelt werden. Die verschiedenen, Kapitalformen dürfen also bei } 
der Betrachtung des langfristigen Akkumulationsprozesses und seiner "Zyklischen 
Verlaufsform nicht .yoneinander ‚getrennt werden — wie dies in gängigen Krisener- 
klärungen der Fall ist. 

Wie ist nun dieser Prozeßyzu beschreiben, der im Vertauf-des-Akkumulations- 
prezesses sowohl eine absı. Kende.Profitrate als auch eine Überakkumulation.von 
produktivem Kapital und eine Überproduktion von Waren } hervorbringt? .. 

ä) Betrachten wir zunächst die Komponenten für die Bewegung de Profitrate\seit 
der letzten Krise 1966/67 in Westdeutschland. Die Krise als bestimmte Phase i im 


Ze 5 


lücke 1971-1974 von 100 Mrd. DM aus, was ebenfalls den Rückgang der Investitionen 
veranschaulicht. Vgl. T. Brinkmann, Wachstums- und Verteilungsspielraum 1975-1980, 
Köln 1975,S. 26 £. 

11) Vgl. dazu bei Marx die Ausführungen über die Wirkungen des produktiven Kapitals, z. B. 
Karl Marx, Das Kapital, Bd.II, Berlin (DDR) 1963, S.357 und ders., Das Kapital, 
Bd.III, Berlin (DDR) 1964, 15.Kapitel. Der folgende empirisch darzustellende 
Zusammenhang von Überakkumulation und Überproduktion wurde theoretisch genauer 
von uns in „Kapitalakkumulation, Staatseingriffe und Lohnbewegung‘“ in: PROKLA 
Nr. 2 (1972), S. 20-26 entwickelt. 
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industriellen Zyklus stellte sich zunächst als eine, ‚tiefgehende , „Bereinigung“ der 
’ Verwertungsschwierigkeiten des Kapitals‘ dar. Als Wirkung ı der Krise, durch den 
: Abbau. „unproduktiver, „Kapazitäten, die Kapitalvernichtung und, ;entwertung 
 durch.Konkurse, relativen Preisfall und Konzentration Zentralisation, den Druck 
auf.den.Lohn, verbesserten sich die Verwertungsbedingungen des Kapitals er- 
neut.JAnhand des Gutachtens des Sachverständigenrats wurde an anderer Stelle 
bereits im einzelnen dieser Prozeß beschrieben. (12) Mit der langsam sich aus- 
dehnenden und durch staatliche Konjunkturprogramme und Weltmarkt be- 
schleunigten Nachfrage nach Produkten der Abteilung I und II im Aufschwung 
stie stieg.die, Auslastung, des.vorhandenen ıproduktiven, Kapitals. Hierdurch wie auch 
durch den Einsatz zusätzlichen fixen Kapitals im Produktionsprozeß wurde die 
Arbeitsproduktivität angehoben. Zugleich fanden neue technologische Verlahren 
in ı der Produktion Anwendung, die den ren im Inland und auf , 
, dem Weltmarkt erleichterten. (13) So läßt sich im Aufschwung. 1968/69 feststel- “ 
‘ len, daß die (in jeweiligen Preisen ausgedrückte) Me Tate (14) als Folge 
| zunehmender Auslastung des produktiven Kapitals, zunehmender Kapitalinten- 
- sivierung und Arbeitsproduktivität an ac en een Folnen ansteigt. aa 
“ | Profitrate.hebt sich. wieder - Bl gewachsene Lersänisch &. etzung 


BE EDeS 


Ay a 


EN a Ps . 
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eigerung der t Arbeitsproduktivität 
ft: So er uwachsraten der (gesamtwirtschai tlichen) Ar 
beitsproduktivität Von + 7,4 vH (1968) auf + 2,9 vH (1971). (16) Zugleich wur- 
de wieder der Arbeitsmarkt leergefegt ı - des Arbeiter gegenüber 
dem-Kapital stärker. "Das Zurückbleiben d 


der. Arbeitsprod Juktivität und das Anstei- 
gen der Löhne erz erzwangen den Übergang zu „„Kapitalintensiveren‘ „Methoden der 
Produktion, wodurch vermutlich”äüch die organische Zusammensetzung des Ka- 
pitals weiter anstieg (vgl. Pkt. b). Die Durchsetzung höher Geldiohnforderungen 
der Lohnarbeiter 1970 und 1971 kompensierten ı in dieser Phase das weite Zu- 
rückfallen der Lohnzunahmen hinter den Zuwachsraten der Profite im Auf- 
schwung, andererseits beschränkten sie zu einem Zeitpunkt die Profitmasse des 
Kapitals, in dem die Profitrate bereits aufgrund der oben geschilderten Entwick- 
lung unter Druck geriet. In derselben Phase des Zyklus stiegen,zusätzlich — als 


12) & Entwicklungstendenzen... (ID, a.a.0., S.127f. Konzentration, Zentralisation, die 
' Einführung neuer Produktionsmethoden, neuer Arbeitsorganisation auf der Basis der 
Entwertung und Vernichtung von Kapital in der Krise werden vom Sachverständigenrat 
dort als ‚‚reinigende Funktion der Krise‘“ verstanden. 
hverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahres- 
gutachten 1969, Ziff. 50-54 
14) Zum Problem des Verhältnisses von Lohnquote und Mehrwertrate vgl. Entwicklungsten- 
denzen II, a.a.O., S. 114 ff. | 
15) Im Schaubild 3 in Entwicklungstendenzen II, a.a.O., wird der zyklische Verlauf der 
Profitrate (soweit diese von der Kapitalrentabilität indiziert wird) sichtbar. 
16)  Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1974, Tabelle 12 (im Text) 


13) 
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Folge einer ‚verschärften Konkurrenz, der industriellen Kapitale um..Kredit-und 

als Fol ige einer Testril Kt en Zentralbankpolitik — die Zinssätze und beschränkten 

von dieser Seite her die, Profitmasse..des. industriellen. ‚Kapitals. (17) Zugleich 

stiegen die Kosten für das Zirkulierende konstante. Kapital: die Rohstoffe verteu- . 
 erten sich ab 1971/72. Diese Veränderungen in den Verwertungsbedingungen . & 
; hatten insgesamt»ein-Abfallen: der Proftabilität des.Kapitäls zur Folge. Der Er: | 


: an Profitrate. au-Auischmnung steht so wieder: eine-Tendenz zum Sinken 


b) Is ec Tte’sich .aber-.der.Aufschwung.und.die..beschleunigte Akkumulation 

noch als ie yon, produktivem ‚Kapital dar, als Aufbau großer 
Produktionskapazitäten. Wir ‘können diesen Ausbau der Kapazitäten im Auf- 
schwung Ende der 60er Jahre anhand der hohen Nettozugänge zum Kapital- 
stock, wie sie aus dem Schaubild 2 ersichtlich werden, verfolgen. 


Schaubild 2: Nettozugänge | 
(Mrd. DM) zum Kapitalstock 
1962-1975, log. Maßstab; 
Quelle: Sachverständigenrat, ag) mail nase Pas Tr tiere 
Jahresgutachten 1974 Schau- 

bild 31 
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Die hohen Zuwachsraten des Kapitalstocks sind zum einen Ergebnis des explosiven, 
Inyestitionsbooms der Jahre des Aufschwungs, zum anderen drückt.sic ch. ‚darin, die‘, 
Notwendigkeit, ‚aus, daß ein steigender Zusatzkapitaleinsatz,zur Produktion. des, Pro-\ 


fits und der Erhaltung der Wachstumsrate..des..„Sozialprodukts“ „erforderlich 


ist. (18) Mit dem Boom verschärften sich so nicht nur die strukturellen Ver 
wertungsprobleme (vgl. Pkt. (a)), sondern es zeichnete sich auch eine Überakku-‘, 
mulation von produktivem Kapital ab (die auch als „disproportionale‘“ Entwicklung 
in Erscheinung trat). Die ansteigende Nachfrage. nach Produkten, der Abt. I — infol- 
ge der raschen Akkumulation und Anlage von fixem Kapital war nicht nur durch 
die schnellere Ausdehnung-der-Abt..I.gekennzeichnet, sondern es wurden ; auch. in! 5 
b beiden Abteilungen der gesellschaftlichen Produktion Kapazitäten..in.. ‚Form. ‚von | 
produktivem..Kapital-aufgebaut, deren Anwendung.und Auslastung auch von der. 
ko ontinuierlichen Ausdehnung, der Nachfrage abhängt. Dabei verstärkte die Anwen- ! 
dung neuer..tech. f Verfahren in den beiden Abteilungen die Produktionspo- e 
tenzen ebenso wie die Rationalisierung und die Intensivierung der Arbeit. 


17) Vgl. Sachverständigenrat, JG 74, Schaubild 29 
18) Vgl. auch Sachverständigenrat, JG 1974, Ziff. 22 
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Daraus ergeben sich aber Konsequenzen. für-die-Bewegung.der.Profitrate im 
Zyklus: Hat die Neuanlage von fixem Kapital im Aufschwung und im Boom eine 
Erhöhung der technischen und organischen Zusammensetzung des Kapitals zur Fol- 
ge, mit der Konsequenz einer überproportionalen Entwicklung der Abteilung I, so 
bleibt dies doch noch ohne bedeutsamen Einfluß auf die Bewegung der Profitrate, 
solange die Profitmassen durch die Auslastung des produktiven Kapitals und die 
Produktivitätssteigerungen infolge günstiger Nachfrageverhältnisse noch gehalten 
oder sogar gesteigert werden können. Nur wenn also auch eine. hinreichende, Nach- 
frage. ‚vorhanden ist, wenn die Realisierungsbedingungen noch gut.sind, können die 

en. Verwertungsbedingungen in der Produktion. noch. ausgenutzt, und die 
Aktuellen. Profitraten von den’ Einzeikapitalen ‚noch gehalten werden. Auf diese 

Weise hängt die Profitrate also auch von der ‚Nachfrage, den Realisierungs- 

bedingungen (nicht zuletzt auf dem Weltmarkt) und der davon abhängigen Aus- 

lastung des Pe Kapitals ab! Aber: Umgekehrt. hängt, ‚gie, Nachfrage wie- 
des Zyklus: 

c) Denn ‚gerade die, beschleunigte ‚Neuanlage von produktivem Kapital stößt ab. 
1970.an.Grenzenz 

— Die vorangegangene Kapitalakkumulation hatte die erwartete Profitabilität,nguer 
Zusatzkapitale_ stark ..herabgedrückt, damundie,, ‚gestiegene... „organische 
Zusammensetzung „, "nicht... „„mehtr......durch..... ‚hohe... _ Zuwachsraten.... . der 
Arbeit tsproduktivität ‚(und letztlich der Mehrwertrate) kom mpensiext.. wurde und 
andererseits die (nachzuholenden) Lohnsteigerungen 1970/71 zusätzlich die 
Mehrwertmasse und damit die Profiterwartungen einschränkten. Seit 1969 
sinken... die... Wachstumsraten... der, „Arbeitsproduktivität, 1970 können die 
Gewerkschaften die höchsten Löhnsteigerungen in der Geschichte der BRD 
durchsetzen; zugleich steigen die Nettozugänge zum Kapitalstock (mit der Folge 
eines verschärften Konkurrenzkampfes) noch bis 1971 an. 

— Zugleich zeichnet sich Anfang der 70er Jahre eine, „Überakkumulation 'von 
Kapital in produktiver Form "36: Die Anhäufüng von Produktiönskapazitäten, 
fixem Kapital, stößt auf beschrä ünkte.Absatzmöglichkeiten. Dies ist in der Phase 
des beginnenden Abschwungs dadurch der Fall gewesen, daß die Wachstumsraten 
der Nachfrage nach Produkten .der Abt.I (Güter der Grundstoff-, 
Produktionsmitte- und Investitionsgüterindustrie) aufgrund sinkender 
Profiterwartungen in beiden Abteilungen der Produktion zurückging. 
Andererseits wurde in der Abt. II (Konsumtionsmittel) durch die Anlage von 

;produktivem Kapital der „potentielle Output“ derart erhöht, daß zumindest 
keine großen (wie wir wissen „profitmindernden“) Zusatzanlagen mehr 
"notwendig waren, als 4972/73 in einem „Zwischenhach. des. Zyklus als Folge 
‘der Lohnerhöhungen die Verbrauchsnachfrage wieder anzog. Neben dieser 
‚Stützung d der Nachfrage durch den privaten. Verbrauch war es nun allerdings auch 
‚die st starke Nachfrage des Auslandes und das Auftechterhalten der staatlichen 
Nachfrage, die die Auslastung. der Kapazitäten noch gewährleisteten. Kurzfristig 
wurde so ein, „Aufschwung, der „Produktion besonders. in. _der...Abt. II 
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(Konsumgüter) ermöglicht. (19) Die aufgrund der allgemein sinkenden 
Gewinnerwartungen vorherrschende Zurückhaltung in der Neuanlage von 
produktivem Kapital (vgl. Pki t.a) führte zunächst zu einer Stagnation. in. der 
ABE.T (20). Deren Auslastung wurde im wesentlichen durch die Nachfrage des 
Äuslands nach westdeutschen Investitionsgütern getragen, (21) während die 
Inlandsnachfrage stagniertte und 1973/74 schnell zurückging. Statt ihr 
produktives Kapital auszuweiten, nutzten die Kapitalisten (in beiden 
Abteilungen) in der kurzen’ Phase der wieder angestiegenen Nachfrage 
weitgehend nur ihr-,.vorhandenes produktives Kapital voll aus (vgl.;, 
Schaubild 3). (22) Die, Grenze, die sich hier für die Neuanlage von produktivem®: 
Kapital zunächst stellte, war also die sinkende Profiterwartung..in. beiden: = 
Abteilungen. aufgrund des vorhänd enen Pröduktionspoten: als. e 


19) So steigen die Staatsausgaben, ‚wie.folgt (jährl. Veränd.): 1968: + 2,3, 1969: + 9,8; 1970: 
+12, = Tr &715,7; 1972: + 11,7; 1973: + 12,5 (in vH); wichtig auch die Zunahme der 
Konsumentenverschuldung: 1970: 27,24 Mrd. DM; 1973: 46,44 Mıd. DM! Zur 
Auslandsnachfrage vgl. JG 73, Ziff. 108: „Die ausländische Nachfrage nach Produkten 
der westdeutschen Investitionsgüterhersteller (war) 1973 außerordentlich stark... ., 
während sich die heimischen Investoren nach dem Stabilitätsprogramm mehr Zurückhal- 
tung auferlegten.‘“ A. Blechschmidt folgert daraus, daß die inländische Inyestitionskon- 
junktur zugunsten der ausländischen abgekoppelt | (!) wurde: „, ie “Vollauslastung waı 
schon im Frühjahr 1973 erreicht, die Gewinne steigen folglich auch steil an, aber « es 
fehlte schlicht und einfach an den entsprechenden Maschinen, die mit.den. Gewinnen 
hätten, ‚gekauff-werden } können. Da sie exportiert wurden, weil im Ausland — infolge der 
stärkeren Inflation — die besseren Geschäfte gemacht werden konnten, hätten die 

„BRD- Kapitale die Exporte von Maschinen etc. nug dann. erkolgreich..in..der. BRD 
‘ zurückhalten ‚können, wenn um, so höhere Preise ‚geboten ‚hätten. Da natürlich die 
\investierenden Kapitale die Preise ihrer eigenen Produkte erhöht hätten, wären damit 
letztlich die Konsumgüterpreise noch mehr gestiegen, so daß wahrscheinlich die vielen 
‚Einzelstreiks um Teuerungszulagen in einen gemeinsamen Streik eingemündet wären.‘ 
&(Kritisches Jahrbuch 1974, Ffm 1974, S. 20). Soviel Rücksicht a auf „mögliche . Streiks 
sollte. man allerdings ( den Kapitalen nicht zutrauen, zumal die Kapitalisten i im Anschaffen 
von Maschinen sich bestimmt nicht um mögliche Preiserhöhungen von Konsumgütern 
kümmern, wenn diese Zusatzanlage nur profitabel zu sein verspricht: Genau dies ist aber 
eben zu diesem Zeitpunkt nicht mehr der Fall! Es gibt eben keinen „allgemein-kapitali- 
stischen Willen“, wohl aber kapitalistische Gesetzmäßigkeiten, die sich über das Handeln 
der Einzeikapitale durchsetzen. 

20) Selbst der Sachverständigenrat führte diese Zurückhaltung auf eine absinkende Kapital- 
produktivität zurück, vgl. JG 1973, Ziff. 82 

21) Dabei kam dem deutschen Kapital sogar die Ölkrise äußerst zustatten, denn die 
„wichtigste Rolle‘ im Auslandsgeschäft spielte wohl, daß die heimischen Unternehmen 
oft gerade jene Güter anzubieten hatten, die 1974, nicht zuletzt als Folge der Ölkrise, 
weltweit besonders gefragt waren. (Sachverständigenrat, JG 74, Ziff. 98) 

22) Vgl. JG 72, Ziff. 124; Jg 73, Ziff. 86 
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Schaubild 3: Kapazitätsauslastung, Beschäftigte und Erzeugerpreise in der Industrie der Bun- 
desrepublik 
Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank Juli 1975 
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Ende 1972 werändern sich aber auf der Basis dieser allgemeinen Zurückhaltung in 
der Akkumulation die Bedingungen der Auslastung des, vorhandenen ‚produktiven 
Kapitals: a 

(1) er die beschleunigte Inflation versucht der Staat (und die Bundesbank) ein 
resiriktiyes... St ilitätsprogramm durchzusetzen: die staatliche...Nachfrage 
stägniert, die Fin; rungsmöglichkeiten für Investitionen werden durch hohe 
Zinssätze. ‚zusätzlich eingeengt. 023) e 

(2) Die inflationären Preissteigerungen drücken auf die Reallöhne und in dieser 
Weise auf die Konsumtion der. Arbeiter: "die Verbrauchsnachfrage : sinkt. 

(3) Die Inflation schlägt auf das industrielle Kapital durch: die Kost, .ostpreise 
(Wiederbeschaffungspreise) ‚steigen (vgl. Schaubild 3, Erzeugerpreise), \ während 
zugleich der ‚Ähsatz sich. verengt (24); die erwarteten Profite auf Zusatzanlagen 
sinken. 


23) Allerdings sind diese hohen Zinssätze 1973/74, die den Gewerkschaften Anlaß boten, in 
der Bundesrepublik den Schuldigen an der Krise dingfest zu machen, nicht nur 
Ausdruck einer politischen Entscheidung der Bundesbank, sondern zunächst notwendige 
Begleiterscheinungen jeden Abschwungs. Eine Analyse des letzten Kreditzyklusses steht 
allerdings noch aus, vgl. aber die aufschiußreiche Untersuchung der Geldpolitik im 
Abschwung 1964/66 von G. Lindner, Die Krise als Steuerungsmittel, in: Leviathan Nr. 3 
(1973), S. 342 ff. 

24) So verteuerten sich die industriellen Produkte (also wesentlich Produkte, die wieder in 
die Produktion eingehen) im Frühjahr 1974 in „ungewöhnlichem Tempo“ (vgl. 
Sachverständigenrat, JG 1974, Ziff. 119), während die Preiserhöhungsrate bei den 
Verbraucherpreisen nahezu stagnierte. Dies kann als ein wichtiges Indiz dafür gelten, daß 
zu diesem Zeitpunkt die Sicherung der „realen Akkumulation“ durch die (inflationäre) 
„monetäre Akkumulation“ nicht mehr gelingt. Vgl. dazu Altvater u.a., Inflation . 
a.2.0.,S. 280-283 
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Damit entwickelte sich ein ‚Kumulativer Prozeß nach unten: Die Krise setzte sich i in! 


wichtigen Branchen, insbesondere der. “Verbrauchsgüterindustrien,. ‚durch, während 


die Auslastung ( der Investitionsgüterindustrien_ noch durch die Weltmarktnachfrage 


gewährleistet. ‚war. “Mit dem 'Rückgang.-.der.. _Auslandsnachfrage im Zuge der 
Synchronisierung des N auf dem Weltmarkt 1974/75:sanken. die.Profite ı 


PER: 


konnten. Die (entgegen den Erwartungen) verschärfte Krisensituation 1975 wird 


daher wesentlich von den exportorientierten „Wachstumsindustrien‘“ (Stahl, Elek- 
trotechnik, Chemie, Maschinenbau und Fahrzeugbau) getragen. Diese Entwicklung 
wird sich auchi in der Struktur der Arbeitslosigkeit zeigen. 


d) Überakkumulation und Überproduktion von Waren im Zyklus 


Die Einschränkung der Akkumulation und die Krise 1974/15, die zunächst 


gingen mit einer Geld- und Kreditkrise, sind : so Resultat. der.Überakkumulation von } 
‚Kapital: UÜbesakkur 


Ik umulatior“von“Kapitalwert, der.sich nichtmehr .zur.vorausge- : 
setzten, Kos verwerten.kann und Übg stakkümsulation:von-produktivem Kapital, ; 


ET 


das im Verhältnis. zur beschränkten ‚Investitions: und Konsumnachfrage.nur ungenü- i 


gende. ‚Anwendung findet, Es handelt sich hier also nicht um zwei „Fälle“ (25), 
sondern um die Überakkümulation von Kapitalwert und von produktivem Kapital, 
dessen notwendige Auslastung in Widerspruch steht zu der — bezogen auf die 
angehäuften Produktionspotenzen — beschränkten Nachfrage aufgrund der man- 
gelnden Zusatzanlage von Kapital (die die Nachfrage in der Abt. I und zwischen den 
a I und II ı und der beschränkten er ae der 


hinausschieben,. nicht, aber ; De Ebenso war es nicht eine absolute Beschrän- 
kung der Konsumtionsfähigkeit der. Massen (die "Löhne stiegen sogar noch an und 
beschränkten daher die angeeignete Mehrwertmasse), sondern..die im Verhältnis 
zum, angehäuften produktiven Kapital. begrenzte Nachfrage, die die Auslastung der 
Kapazitäten der Abteilung II nicht, mehr 'gewährleistete und so den Fall.der. 
Profitrate auch hier verstärkte {Kern, ‚des-krisenhaften.Prozesses war die mangelnde | 
Verwertung des Kapitals, die den weiteren Aufbau von Kapazitäten (und damit die ! 
weitere Nachfrage) in beiden Abteilungen verhinderte: die absinkenden Investitions- : 
quoten (wie sie im Schaubild 1 dokumentiert sind) unabhängig von der Auslastung 
der Kapitale im kurzen Wiederaufschwung 1972/73 belegen dies. 

Wir können nunmehr die eingangs gestellte Frage nach dem Charakter der 
Krise im kapitalistischen Akkumulationsprozeß beantworten. Wenn sich die Über- 
akkumulation von Kapital als Überproduktion von Waren, unausgelasteten Kapazi- 
täten bei den Einzelkapitalen und sinkender Zusatzanlage darstellt, so ist darin nur 
der Widerspruch der kapitalistischen Produktionsweise ausgedrückt: 


25) So Jörg Huffschmid in: Der Charakter der gegenwärtigen Wirtschaftskrise, in: Blätter für 
deutsche und internationale Politik, Nr. 4 (1975), S. 391 
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„Die. ae Schrandes der kapitalistischen Produktion ist das Kapital selbst ‚ist 
dies: daß das Kapital und seine Selbstverwertung als Ausgangspunkt und Endpunkt, 
als Motiv und Zweck der Produktion erscheint; daß die Produktion nur Produktion 
für das Kapital ist und nicht umgekehrt die Produktionsmittel bloße Mittel für eine 
sich stets erweiternde Gestaltung des Lebensprozesses für die Gesellschaft der Pro- 
duzenten sind.‘ (26) 

Das Mittel, die Entfaltung der gesellschaftlichen Produktivkräfte, die Anhäu- 
fung von äproduktivem Kapital, gerät so in „fortwährenden Konflikt mit dem be- 
schränkten Zweck, der Verwertung des vorhandenen Kapitals.“ (27) Nicht die be- 
schränkte Nachfrage ist so Ursache, der kapitalistischen Krise, sondern der Zweck 
der Produktion, die, „Verwertung des vorgeschossenen Kapitals! Dies schließt äller- 
dings ein: die Entwicklung der Produktivkräfte über die (zahlungsfähige) gesell- 
schaftliche Nachfrage hinaus, die Nichtabsetzbarkeit von produzierten Waren auf- 
grund der sinkenden Profitraten und der relativ begrenzten Konsumtion der Massen. 
Überakkumulation von.Kapital ist in diesem Sinne auch die Ursache für.die Ent- 
wicklung. der Arbeitslosigkeit, die das Brachliegen, die Entwertung und Vernichtung 
von Kapital in wertmäßiger und stofflicher Form begleitet. 

“Zwar ist es in jedem Zyklus ein und derselbe Prozeß, der ein Zuviel an 
Kapitalwert im Verhältnis zur vergangenen und erwarteten Profitrate und der zu- 
gleich einen Überfluß an produktivem Kapital im Verhältnis zur Nachfrage nach 
Produkten der beiden Abteilungen sowie eine zyklische Arbeitslosigkeit hervor- 
bringt. Aber die Bedingungen der Produktion von Profit verändern sich von Zyklus 
zu Zyklus mit der Anhäufung von Kapitalwert und produktivem Kapital in einer 
langfristigen Prosperitätsphase, wie in Westdeutschland in den 50er und 60er Jah- 
ren. Die zyklischen. Krisen hatten daher keineswegs eine Entwertung und Vernich- 
tung von Kapital in einem. Ausmaß zur Folge, daß Strukturveränderungen in den 
Akkumulationsbedingungen (wie die Veränderung der organischen Zusammen- 
setzung und der Mehrwertrate) hätten vermieden werden können. Mit der lang- 


_ fristigen Anhäufung von produktivem Kapital wird daher die Notwendigkeit der 


' Entwertung und Vernichtung von Kapital. (sowie eine ‚Umstrukturierung der In- 


dustriezweige) \ von Zyklus zu "Zyklus dringender. Zugleich drückt sich darin die 
: Steigerung ( der, ‚Produktivkraft der Arbeit aus, die die Nachfrage nach Arbeit relativ 


zum eingesetzten Kapital abnehmen läßt. Wird — aufgrund der fallenden Verwer- 
tung — nicht mehr genügend Zusatzkapital angelegt, so können die freigesetzten 
Arbeiter nicht mehr vom Produktionsprozeß absorbiert werden, wie sich dies im 
zyklischen Abschwung seit 1971 herausstellt. Auf diesem Hintergrund werden wir 
nun versuchen, die langfristigen und die zyklischen Ursachen der Herausbildung 


einer Aiehstrielleh, Reseiveä RER in Westdeutschland darzustellen. 


26) Kapital III, a.a.0., S. 260 
27) ebda. 
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3. URSACHEN DER ARBEITSLOSIGKEIT 


Wie aus dem Schaubild ersichtlich, ist die Herausbildung einer industriellen Reserve- 
armee nicht nur Ergebnis der zyklischen Krise, sondern bildet sich spätestens 1971 
heraus. Dabei fällt das gegenüber dem früheren Verlauf der Kume langzeitige Ab- 
fallen der Beschäftigung auf: Seit Ende 1971 sinken die Beschäftigungszahlen paral- 
lel zu den stagnierenden Investitionen, selbst die Wiederbelebung der Nachfrage 
72/73 vermochte nicht das Absinken der Beschäftigung zu vermindern. 


+ 5 Beschäftigte -- —— en - -— 
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Schaubild 4: Veränderungsraten der Beschäftigten der Industrie 
Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank Nr. 7 (1975) 


a) Als wichtigste Ursache dieser Entwicklung sind hier die oben dargestellten Struk- E* 
turveränderungen- im-Reproduktionsprozeß..des Kapitals zu nennen. Es macht 


sich nämlich in den 70er Jahren die Tatsache geltend, daß die Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und der Mehrwertrate. im Läufe der 60er Jahre mehr und 
mehr nur noch mit einem. hohen Kapitalaufwand, pro Arbeitskraft, d.h. mit 


einer hohen technischen Zusammensetzung des Kapitals möglich war. So war im . 


Vergleich zum Jahr 1950 von den einzelnen Kapitalisten durchschnittlich der 


zwejeinhalbfache Kapitalaufwand notwendig, um einen Arbeitsplatz mit Ma- : 
schinen, Bauten_etc. auszurüsten. Oder es läßt sich auch umgekehrt sagen, daß . 


zur Erweiterung der Produktion und des Kapitals im Laufe der 60er Jahre immer 
weniger. Arbeitskräfte nötig waren. Diese Tendenz spiegelt sich auch darin 
wider, daß der Anteil’=der-direkt- dem Kapital subsumierten. produktiven 
Arbeiter gegenüber den in der Zirkulation und im Staatssektor beschäftigten 
unproduktiven Arbeitern ständig“abnahm. Gerade wenn — wie vorausgesetzt 
werden kann — die Profitrate fällt, sinkt aber auch die Kapitalisierung von Profit, 
wodurch aufgrund des notwendigen hohen Kapitalaufwands pro Arbeitsplatz 
wieder weniger Arbeiter in den Produktionsprozeß eingegliedert werden können, 
als (vgl. dazu unten) freigesetzt wurden. (28) 

Andeıesseits geht die Veränderung in den Reproduktionsbedingungen des Kapi- 
tals einher.mit Konzentrations- und Zentralisationsprozessen. Kleinere Kapitale, 
die.zumeist.einen höheren Anteil von Arbeitern „pro Kapitaleinheit“ aufweisen 
als große und die noch in den 50er und 60er Jahren in der Konkurrenz noch 
bestehen konnten, unterliegen zunehmend der Konkurrenz der großen Kapitale, 


28) Dem entspricht auch eine verstärkte Anlage überschüssiger Profitteile im Ausland oder 
— zu spekulativen Zwecken — auf dem Eurogeldmarkt. 
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. die hohe Profitmassen auf sich vereinigen können und so den Fall der Profitrate 
; kompensieren können. Dies hat nicht nur eine übexrproportionale. Freisetzung 
.. von Arbeitskräften zur Folge, sondern auch eine. Verminderung. von .Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten. überhaupt bei einem erneuten Aufschwung. Wenn kleinere 

- Kapitale aus Konkurrenzgründen das notwendige Kapitalminimum nicht (oder 
nicht mehr) aufbringen können, fallen sie als Beschäftigungsmöglichkeit aus und 
die verbliebenen arbeitsintensiven Klein- und Mittelbetriebe absorbieren in einem 
Aufschwung nurmehr noch eine geringe Anzahl von Arbeitern. 

b) Werden schon durch diese Strukturveränderungen die Beschäftigungsmöglich- 
keiten für produktive Lohnarbeiter eingeengt, so kommt für die 70er Jahre noch 
ein verschärfender Umstand hinzu: Da die Kapitale mit dem Investitionsboom 
Ende der 60er Jahre große Massen produktiven Kapitals angehäuft hatten, die ab 
Anfang der 70er Jahre zusammen mit den steigenden Lohnkosten auf die Profit- 

„raten drücken, sind die Kapitale allesamt gezwungen zu rationalisieren, ohne 
zusätzliche Erweiterungen vorzunehmen. Wie oben gezeigt, herssehert’seit-1971 
> insden-Unternehmen Rationalisierungsinvestitionen #29) vor: neue arbeitsspa- 

rende Produktionsmethoden werden eingeführt, Arbeiter in der Produktion und 
auch in der Zirkulation werden freigesetzt. Selbst um die Jahreswende 1972/73 
erfolgen. — trotz ansteigender Nachfrage und Ausläsfüng der Kapazitäten — kaum 
Erweiterungsinvestitionen. Die vorhandenen Kapazitäten wurden voll ausge- 

, fahren, von einer Zusatzanlage von Kapital wurde aber aufgrund der profit- 

i mindernden Wirkung abgesehen. ‚Statt dessen wurde brachliegendes Geldkapital 

® zur ‚produktiven Anlage ins Ausland. transferiert, wie aus Schaubild 5 deutlich 

n ! wird (dies ist auch die langfristige Tendenz in den 70er Jahren). Odgr aber das 

‚ Geldkapital, floß.auf.Geldmärkte wie den Eurogeldmarkt zum ‚Zwecke der Spe- 
'kulation. 


ee 


29) Zum Charakter der Investitionen als „Rationalisierungsinvestitionen“ vgl. Sachverständi- 
genrat JG 1971, Ziff. 32; JG 1972, Ziff. 141; JG 1973, 68: „Bemerkenswert viele 
Unternehmen planten 6 .) mit ihren Investitionen neue Produktionsmethoden einzufüh- 
ren. Das Bemühen um technischen Fortschritt, das sich darin äußert, war sonst nur im 
Abschwung so groß.“ (Angesprochen ist hier der Wiederaufschwung der Nachfrage um 
die Jahreswende 1972/73) JG 1974, Ziff. 88. Dabei steigt der Anteil der bloßen 
Ersatzinvestitionen, die bei der vorherrschenden Technik auch einen Freisetzungseffekt 
haben, an. 
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Deutsche Direktinvestitionen im Ausland + Xa Millierdn DM 


So wuchsen die Auslands- Diese Branchen investierten 
im Ausland: 


Elektrotechnik 
Eisen und Stahl 


Maschinenbau 
Automobilindustrie 
Mineralölindustrie 


Dienstleistungen 

darunter 

Banken und Versicherungen, 
Verkehrsunternehmen 
Handel 


Übrige 


Schaubild 5: Deutsche Direktinvestitionen im Ausland 1961 bis 1974 
Quelle: Handelsblatt vom 18./19.7.1975 


Daher können die aufgrund der oben gezeigten strukturellen Veränderungen 
freigesetzten Arbeiter schon in Phasen scheinbarer Prosperität und stagnierenden 
oder sogar noch kurzfristig ansteigenden Investitionen nicht mehr in den kapita- 
listischen Produktionsprozeß eingegliedert werden. 

Die Ursachen für. die Herausbildung einer industriellen Reservearmee sind daher 
zwar..durchaus langfristiger Natur (steigende technische Zusammensetzung des 
Kapitals, Kapitalkonzentration und arbeitssparende Innovationen und Rationa- 
lisierungen); diese Trends machen sich aber gerade im zyklischen Abschwung 
stark geltend, wenn das angehäufte produktive Kapital nicht mehr ausgelastet 
werden kann. Während nämlich die Strukturveränderungen die Beschäftigungs- 
möglichkeiten einengen, erfolgen direkt Freisetzungen von Arbeitskräften, wenn 
die Akkumulation nachläßt, die Erweiterungen von Anlagen zurückgehen und 
Rationalisierungsinvestitionen vorhertschen. 

Solange überdies die Unternehmen ihr produktives Kapital noch voll auslasten 
können, ist auch der Prozeß der Brachlegung und Vernichtung kleinerer Kapitale 
noch nicht sichtbar. Aber bereits bei den ersten Anzeichen einer nachlassenden 
Nachfrage — etwa in bestimmten Bereichen — macht sich der Druck der großen 
Kapitale gegenüber den kleineren geltend. So gab es 1973/74 die meisten Pleiten 
in der Geschichte Westdeutschlands. (30) Demgegenüber können sich jene Kapi- 


30) Vgl. FR vom 24.12.1974: 1973 gab es 5 515, 1974 bereits 7 800 Pleiten. Das von den 
Konkursen zunächst wesentlich die kleinen Kapitale betroffen waren, zeigt J. Huff- 
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c) 


tale und Branchen noch bis in die Krise hinein im Konkurrenzkampf halten, die 
aufgrund hoher Arbeitsproduktivitäten, noch vorhandener Nachfrage, der Mög- 
lichkeit, gestiegene Kosten auf die Preise überzuwälzen (um so Entwertungs- 
prozessen zu entgehen (31)) imstande sind, profitabel zu produzieren. Bei der 
Analyse der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit sind daher noch die branchenspezi- 
fischen Strukturveränderungen zu betrachten, die allerdings nur auf dem Hinter- 
grund der allgemeinen Entwicklung des Kapitals ihr besonderes Gewicht be- 
kommen.  _ 

Gerade jene 2 ranchen gerieten in den letzten Jahren mehr und mehr in Schwie- 
rigkeiten, die die oben genannten Kompensationsmöglichkeiten nicht. mehr.auf- 
wiesen. 

Wir müssen hier in Westdeutschland zwei Gruppen von Branchen unterscheiden, 
die besonders stark von Krisentendenzen betroffen waren und es noch sind, und 
deren Besonderheit hier innerhalb der allgemeinen Analyse kurz dargestilt 


. werden soll: 


@) 


31) 


30 


Im Zuge der langen Prosperitätsphase in der BRD haben sich ehe .der 


gebildet, die jetzt. in- einer Be _Strukturkrise“ eebaı erden die 
Gesellschaftlichkeit der Produktion macht sich in der Entwertung, Brachlegung 
und Vernichtung von Kapital und in der Freisetzung von Arbeitern hier 
besonders einschneidend geltend. In der Bauindustrie’ ist dies neben der 
Sättigung des Wohnungsmarkts und der Bauspekulation, die jetzt zusammenge- 
brochen ist, auch auf das Zurückstellen von Erweiterungsinvestitionen der 
Kapitalisten zurückzuführen. DiefF: 'ahrzeugindustrie trifft nicht nur die relative 
Sättigung .des inländischen Marktes und die Verteuerung des Benzins, sondern 
auch die Verschlechterung der Exportmöglichkeiten durch die veränderten 


schmid a.a.O., S.402. Wir Können allerdings seinen hierauf basierenden Thesen zur 
„Polarisierung zwischen monopolistischen und nichtmonopolistischen Kapitalen“ nicht 
folgen: H.’s Tabelle würde ım Jahr 1975, in dem auch die eher monopolistischen 
Unternehmen der Wachstumsindustrien (Stahl, Chemie, Maschinenbau, Elektrotech- 
nik... .) in die Krise geraten (mit entsprechenden Freisetzungsraten!) anders aussehen, 
Zumal die in Bedrängnis geratenen Kleinkapitale bestimmt nicht die Hand des 
antimonopolistischen Bündnisangebots ergreifen, sondern sich gerade an der Ware 
Arbeitskraft schadios halten werden! Was H. unter Entwertung faßt, reduziert sich 
übrigens bei genauem Hinschauen auf „Vernichtung von Kapital“. 

So setzt der Sachverständigenrat in die aktueiie Krise die Hoffnung, daß nunnıehr auch 
die Unternehmen, „deren Rentabilität bislang wegen der fortschreitenden Inflation noch 
gesichert schien“, veranlaßt werden, „verstärkt Produktionsreserven aufzuspüren und 
ihre Investitionen dorthin (...) verlagern, wog eine produktivere Nutzung der volkswirt- 
schaftlichen Ressourcen möglich ist.“ (JG 1974, Ziff. 224). Dies scheint 1975 besonders 
auf die Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie zuzutreffen, die vonı Ausbleiben der 
ausländischen Nachfrage jetzt getroffen werden, nachdem sie zuvor Entwertungspro- 
zessen sich noch entziehen konnten. Die nronetäre Akkumulation kann hier die reale 
nicht mehr vermitteln. 


Wechselkurse und gestiegene Transportkosten nach der Ölkrise. Allerdings: ! 
hier-wie oben »gilt..natürlich- Nachfrage. nur, soweit sie als zahlungsfähige 

-„. Nachfrage auftritt. 
(2) Abgeschirmt durch relativ. ‚gunstige. Wechselkurse konnte sich ‚auch. die Textil; 
- " Bekleidungs:: und : «Lederindustrie während der langen Prosperitätsphase in 
Westdeutschland noch gut entwickeln. Dabei stand sie in scharfer Konkurrenz 

zu sogen. Niedriglohnländern” des Mittelmeerraumes und der ‚Dritten Welt“. 

Die Nachteile eines relativ höheren Lohns (32) konnten allerdings noch durch 

eine hohe Arbeitsproduktivität und günstige Wechselkurse aufgehoben werden. 

Mit dem Wegfall der günstigen Wechselkurse aber konnten die niedrigen Löhne 

der, „Konkurrenz nicht_mehr durch eine..Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
ausgeglichen werden, da dies unter den Bedingungen dieser Branche eine 
beschleunigte Anlage von Kapital erfordert hätte. Zugleich, fiel. aufgrund der 
Kosten. auf. ‚die, Bree: überzuwälzen: "Die Branche, geriet als en in die Krise, 
hatte mit die höchsten Konkurszahlen und Freisetzungen (relativ zur beschäf- 
tigten Arbeiteranzahl). (33) \ 

d) Die Srühzeitig‘ eingetretene-Krise-und die Massenarbeitslosigkeit in der Kae. N 
bil-, Bau-,. Texüi kleidungsindustrie. war allerdings nur,ein Vorbote der 
eigentlichenzfkäischen «Krise sund zyklischen Überakkumulation. Indem als - 
Folge der sich verschärfenden Überakkumulations- und Verwertungsprobleme 
des Kapitals sowohl die Konsum- als auch die Investitionsnachfrage schnell 
zurückging, bahnte ‚sich bereits eine zyklische Massenarbeitslosigkeit an, deren 
Ausmaße alle Bisherigen in der Geschichte der BRD übertrifft und. die sich 
„=. allmählich.auf etne-dritte Gruppe von Branchen verschiebt, die der Investitions- 
ei und. Grüßdsteff-und Produktionsgäterindustrien. Denn nicht nur die Konsumgü- 
“ terindustrie (hier insbes. die langlebigen Konsumgüter), sondern auch die 
" Investitionsgüterindustrie (z.B. der Maschinenbau) wurde betroffen; die Krise 
brach selbst in der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie zu Beginn des 


32) Dabei ist zu beachten, daß die Arbeiter in den benannten Branchen am Ende der 
Lohnskala in der Bundesrepublik stehen. Bedenkt man, daß die Löhne z.B. in 
Hongkong, das mit den Branchen in der BRD konkurriert, 5 1/2mal niedriger sind, wird 
deutlich, welche schlechte Weltmarktposition diese Branchen haben. (Vgl. zur Lohnska- 
la: Osterland u.a., Materialien zur Lebens- und Arbeitssituation der Industriearbeiter in 
der BRD, Ffm 1973, Tab. 92 im Anhang; zum Lohnkosienvergleich auf dem Weltmarkt: 
P.G. Rogge, Geänderte Sıandortqualitäten der Bundesrepublik Deutschland im internati- 
onalen Wettbewerb, vervielfältigtes Manuskript, 0.0., 1974) 

33) Vgl. Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Statistische Beihefte, Reihe 4, April 
1975, S.8: Während die anderen Branchen im Frühjahr 1973 noch Zuwachsraten 
aufweisen, sinkt das Produktionsvolumen zuerst in der Textil- und dann in der 
Fahrzeugindusirie bereits ab! Zum allgemeinen Zusammenhang von Kapitalintensität, 
Arbeitsproduktivität und Lohnhöhe auf dem Weltmarkt vgl. genauer Wolfgang Schoeller, 
Die Bedeutung des Weltmarktzusammenhangs zwischen ökonomisch unterschiedlich 
entwickelten Ländern für den kapitalistischen Wertbildungsprozeß, Diss. FU Berlin 1975 
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Jahres 1975 beschleunigt aus. Daher hatten im Verlaufe der Krise auch die-Eisen- 
und Stahlindustrie .und.-die. Chemieindustrie — die noch lange günstige Fxport- 
und Absatzsphären aufwiesen — Absatzschwierigkeiten, Produktionseinschrän- 
kungen und Entlassungen zu verzeichnen. Die Tiefe der zyklischen Krise und der 
gleichzeitige Weltmarktabschwung — der 1975 erst voll einsetzte — mußten 
daher auch die der Investitionsgüterindustrie „vorgelagerten“ Branchen ergreifen, 
die lange Zeit hindurch noch keine Krisenanzeichen aufwiesen. Während bereits 
andere Branchen der Konsum- und Investitionsgüterindustrie und auch die 
Automobil-, Bau- und Textilindustrie infolge von Kapazitätsabbau, Kapitalver- 
nichtung und -entwertung ihren „konjunkturellen Tiefpunkt‘, weitgehend 
„erreicht haben, geht die Krise in den zuletzt genannten Branchen noch weiter. 
"So treffen in der Krise 1974/75 als Ursachen der Arbeitslosigkeit. dielangfristigen 
Strukturveränderungen. in der Käpitalzusammensetzung, die Kapitalkonzentra- 

_ tion, die Veränderung. der Industriestruktur (Überexpansion’ der Abteilung I) 
zusammen. mit der zyklischen Massenarbeitslosigkeit. Daher ist die Arbeitslosig- 
keit aueh-nicht über-.den zyklischen-- Aufschwung der. Produktion ‘allein zu 

: beheben. Diese Vorstellung einer möglichen Beseitigung der Arbeitslosigkeit im 
Aufschwung liegt den Konjunkturprogrammen der Bundesregierung zugrunde, 
deren Grenzen wir jetzt aufzeigen können. 


4. STAATLICHES KONJUNKTURPROGRAMM GEGEN ARBEITSLO- 
SIGKEIT? 


Mit dieser krisenhaften Entwicklung 1974 war zwar die Bundesregierung frühzeitig 
von seiten der Gewerkschaften aufgefordert worden, die im Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz vorgesehenen Instrumente der Globalsteuerung gegen die Krise 
und Arbeitslosigkeit einzusetzen. Dennoch kam es zunächst nicht zu einem solchen 
Eingreifen. Wie ist dieser „time-lag‘‘ zwischen dem Konjunktureinbruch und dem 
erst Ende 1974 beschlossenen Konjunkturprogramm der immerhin von der Sozial- 
demokratie weitgehend bestimmten Regierung zu erklären? Um nicht in den Fehler 
zu verfallen, hier wären wieder einmal die falschen Männer am Ruder gewesen (wie 
die Gewerkschaften sie im Direktorium der Bundesbank auszumachen glaubten), 
muß auf eine Reihe ökonomischer und sozialer Zwänge hingewiesen werden, denen 
die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung ausgesetzt war, und die noch einmal die 
Bedeutung der Krise für den kapitalistischen Wachstumsprozeß herausheben. 
Die ab, Ende .der..60er_Jahre und Anfang der 70er Jahre sprunghaft 
angestiegenen Preissteigerungsraten waren die Grundlage. dafür, daß die Fiskal- und 
Geldpolitik vorwiegend von (versuchten). Restriktionsmaßnahmen beherrscht war. 
Insbesondere die Bundesbank und Kapitalverbände drängten auf Antiinflationsmaß- 
nahmen, die sich auch in einem Antiinflationsprogramm 1973 niederschlugen. (34) 
34) Das Stabilitätsprogramm umfaßte im wesentlichen den „Stabilitätszuschlag‘‘, eine 


Investitionssteuer, die Aufhebung der degressiven Abschreibungen a der Sonderab- 
schreibungen nach $ 7b (ESTG) 
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(Diese Maßnahmen mußten allerdings bereits Ende 1973 wieder aufgehoben 
werden). Gerade die großen Kapitale hatten insofern noch ein Interesse an einem 
Restriktionsprogramm, als sie sich davon; 
— dureh niedrige Preissteigerungsraten günstige Konkunersbediagingen auf dem 
Weltmarkt erhofften (nicht zu Unrecht, wie sich herausstellte), und 
— einen Druck auf gewerkschaftliche Geldlohnforderungen und gesellschaftspoli- 
tische Programme versprachen. 
Denn der vorangegangene Boom hatte ja — wie schon dargestellt — nicht nur die 
nach der Krise 1966/67 günstigen Verwertungsbedingungen erodieren lassen, 
sondern auch die betriebliche und gesellschaftliche Stellung der Arbeiter und 
Gewerkschaften gestärkt, was auch in entsprechenden Lohnforderungen seinen 
Ausdruck fand. Da, also die soziale Machtstellung der Arbeiter und Gewerkschaften 
in Prosperitätsphasen ansteigt, könnten eine restriktive Fiskal- und Geldpolitik und 
eine „gewisse Rate der Arbeitslosigkeit“ als Mittel eingesetzt werden, um die 
ökonomischen und sozialen Erfolge der Arbeiter zu bremsen. (35) Zumal sich die 
großen Kapitale weitgehend in dieser Phase noch über das Ausland refinanzieren 
konnten und so den eingeschlagenen Restriktionskurs unterliefen. 

Aber selbst als die Krise 1974 immer stärker hervortrat, blieben Gegensteue- 
rungsmaßnahmen. zünächst noch aus. Dies wurde auch begründet: Einmal sprach die 
Bundesregierung offen von notwendigen. ‚Anpassungsprozessen, die man nicht 
aufhalten wollte um des künftigen Wachstums willen. Hier wurde also ganz offen 
ein in der Krise sich durchsetzender Strukturwandel gefördert: Kapitalentwertung 
und Kapitalvernichtung und Freisetzungen in bestimmten Branchen (angesprochen 
waren die Bau-, Fahrzeugbau- und Textilindustrie) wurden hingenommen,lediglich 
soziale Flankierungsmaßnahmen angeboten. Zum anderen stiegen — entgegen der: 
ökonomischen Lehrbuchweisheit, die auch dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
zugrunde lag — die Preise auch in der beginnenden Krise weiter, wenn auch leicht 
abgeschwächt. Ein frühzeitiges Durchstarten — so meinte man — hätte einen zu 
hohen Inflationssockel im nächsten Boom zur Folge gehabt. Drittens aber hielten » 
Bundesbank, Kapitalverbände und die bürgerliche Öffentlichkeit “die Regierung dazu 
an, mit. möglichen Konjunkturprogrammen bis zu den Ende 1974 fälligen 
Tarifverhandlungen zu warten, die erst die Voraussetzungen für einen neuen 
Aufschwung durch “niedrige Lohnsteigerungen (und —so wurde gefordert — 
sinkende Reallöhne) schaffen sollten. (36) Erst nachdem die Tarifabschlüsse 
deutlich unter den gewerkschaftlichen Forderungen (und selbst unter der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Obergrenze) lagen, legte die Regierung ein 
Konjunkturprogramm vor, als abzusehen war, daß nicht nur 5 % Inflationsrate, 
sondern auch 5 % Arbeitslosenguote auf die westdeutsche Wirtschaft zukamen. 


35) Wir meinen allerdings, daß dem eher ein Aufgreifen vorhandener Tendenzen — sei es der 
Geld- und Kreditkrise als Folge des beginnenden Abschwungs, sei es der sich herausbil- 
denden Akkumulationskrise mit der sie begleitenden Arbeitslosigkeit — und nicht eine 
autonome politische Aktion zugrunde liegt! 

36) Vgl. etwa die Forderung des RWI nach +4% Lohnerhöhung 1975, was einer 
Reallohnsenkung um über 3 % gleichkommt. FR vom 14.2.1975 
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(a) Worauf zielten die im Dezember 1974 eingeleiteten M Maßnahmen? 25) 
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— Zunächst wesentlich auf die Förderung der privaten Investitionen, indem auf den 
Angelpunkt der „ups and downs‘ des industriellen Zyklus’ und das Kardinalpro- 
blem der gegenwärtigen Überakkumulationskrise, die Profitrate, eingewirkt 
wurde. Durch eine 7,5 prozentige Investitionszulage sollte der akkumulierte 
Profit (und damit die Investition) erhöht werden. Dem durch Steuerminderein- 
nahmen und Steuerreform geschmälerten Bundeshaushalt soll diese Maßnahme 
allein 1976 8 Mrd. DM kosten. 

— Daneben sollte durch die Steuerbegünstigung nach dem $ 7 b des Einkommen- 
steuergesetzes, der auf den Zweiterwerb von Häusern und Wohnungen ausge- 
dehnt wurde, die Nachfrage im Bausektor erhöht werden. Zugleich wurden 
staatliche Investitionsprogramme, die ebenfalls die Nachfrage im Bausektor, aber 
besonders den Einergiesektor fördern sollten (langfristige Sicherung von Energie 
als allgemeiner Produktionsbedingung), beschlossen. 

— Auf die Stärkung der Massenkaufkraft und Hebung der Konsumnachfrage zielten 
die Steuer- und Kindergeldreform (14 Mrd. DM Zuwachs der Massenkaufkraft). 
Allerdings waren diese Maßnahmen eher davon bestimmt, die enormen Unge- 
rechtigkeiten in der Steuerbelastung (bes. bei der Lohnsteuer) zu beseitigen. 
Zusätzliche staatliche Ausgaben zur Steigerung der Masseneinkommen und damit 
der Konsumnachfrage, Subventionen im Solzialbereich zur Steigerung der 
Einkcmmen der unteren Einkommensschichten waren — obwohl durchaus 
traditionelle Mittel einer keynesianischen Antikrisenpolitik gerade unter sozial- 
demokratischen Regierungen — nicht vorgesehen. 

— Dagegen beeilte man sich, den Unternehmern die Last der Lohnkosten durch 
Lohnkostenzuschüsse für neugeschaffene Arbeitsplätze zu nehmen. Um Dispro- 
portionalitäten und die „Immobilität der Arbeitskräfte“ auf dem Arbeitsmarkt 
zu beheben, wurden außerdem Mobilitätszulagen für Arbeiter vorgesehen, die 
ihre Wiedereingliederung in anderen Branchen und Regionen fördern sollten. 

Obwohl dieses Programm exakt die Krisensituation in der BRD ausdrückt, ist es 

doch in mehrerer Hinsicht erstaunlich. Es zeigt einmal, wie schwer die strukturellen 

Aspekte in der Kapitalakkumulation (Überakkumulation- stagnierende Kapitalakku- 

mulation) sein müssen. Maßnahmen, die fast ausschließlich auf die Subventionie- 

rung der Investitionen und auf die Profitabilität des Kapitals zielen, sind selbst in 
der Geschichte des Keynesianismus selten. Dies kann nur als Indiz dafür gelten, daß 
die Profitabilität des Kapitals sehr schlecht ist und massive Begünstigungen notwen- 
dig sind, um die Akkumulation wieder zu beschleunigen. Zugleich ist das durchge- 
führte Programm aber auch ein Indiz für die Schwäche der Gewerkschaften und der 
Linken in der BRD, die nicht in der Lage waren, ein anderes Konjunkturprogramm 
— wie es z.B. in anderen westeüropäischen Ländern erzwungen werden konnte — 


37) Zum Konjunkturprogramm vgl. FR vom 13.12.1974 und Handelsblatt vom 
13./14.12.1974 
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durchzudrücken. Gerade die fast fehlenden staatlichen Wohlfahrtsausgaben, die feh- 
lende Subventionierung des Massenkonsums und des Einkommens der unteren 
Schichten, machen deutlich, wie schwach selbst sozialreformerische Kräfte inner- 
halb und außerhalb der Regierung sind. Selbst auf — immer notwendiger gewor- 
dene — Infrastrukturausgaben im Bildungswesen, im Verkehrswesen, im Umwelt- 
bereich und Sozialwesen wurde verzichtet. Nur der Energiebereich wurde geför- 
dert — ein Bereich, der direkt die Konkurrenzfähigkeit des deutschen Kapitals auf 
dem Weltmarkt betrifft. Auch dann wird wieder die allgemeine Zielrichtung des 
Programms deutlich. 


(b) Kann das Konjunkturprogramm die Vollbeschäftigung wieder herbeiführen? 


Das rechtskeynesianische Programm wird nun aber von der SPD gerade mit der 
Begründung verteidigt, nur über die Förderung der Investitionen könnten die 
Arbeitsplätze erhalten bleiben: ‚Die Investitionen von heute schaffen die Arbeits- 
plätze und Einkommen von morgen.“ (38) Darin drückt sich natürlich auch — unter 
den gegebenen gesellschaftlichen Machtverhältnissen — eine . Anerkennung von 
kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten aus, die in naiven Konzepten der Nachfragesteu- 
erung durch Staatsausgaben nicht vorhanden war. Indem in den Investitionen, also 
letztlich im Profit, der Ansatzpunkt der staatlichen Aktion gesehen wird, wird 
gesehen, daß das Wachstum der Wirtschaft und der Erhalt der Arbeitsplätze 
zunächst und zu allererst vom akkumulierten Profit abhängt. 

Erinnern wir uns daran, daß sich die Profitrate erst wieder durch die Krise 
hebt, so ist es nicht von ungefähr, daß das Programm. erst zu einem Zeitpunkt 
eingesetzt hat, zu dem die Wirkung der Krise bereits in der Eintwertung, 
Vernichtung, Konzentration und Zentralisation von Kapital und der Lohnsenkung 
spürbar wurde. Wir gingen oben bereits darauf ein. Wenn das lange Zögern nun mit 
den noch hohen Inflationsraten begründet wurde, so drückte sich darin ja gerade 
aus, daß ein Aufschieben von Entwertungsprozessen über inflationäre Preisentwick- 
lung nicht mehr toleriert werden Konnte. Die staatliche Konjunkturpolitik baute so 
auf den Wirkungen der Krise auf, ohne jedoch den weiteren Verlauf der 
Akkumulation entscheidend bestimmen zu können. Dies soll im folgenden an den 
Grenzen des Konjunkturprogramms demonstriert werden: 

— Es ist keineswegs sicher, ob die Wirkungen der Krise bereits einen solchen 
Kapitalvernichtungsprozeß ingangsetzen konnten, daß tatsächlich ein schneller 
Wiederaufschwung der Profitabilität von dieser Seite her gesichert ist. Sowohl die 
immer noch hohen Inflationsraten als auch die weiterhin stagnierende bzw. 
sinkende Kapitalakkumulation deuten darauf hin, daß die strukturellen 
Verwertungsprobleme auch in absehbarer Zeit nicht aufgehoben werden, daß 
vielmehr die Profitrate auf niedrigem Niveau sich bewegen wird. Wir können dies 


38) Vgl. Erklärung des Präsidiums der SPD, zitiert in der FR vom 27.11.1974 
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an mehreren Indikatoren verdeutlichen, wozu allerdings gesagt werden muß, daß 
in den verwendeten Prognosen gerade die „reinigende Wirkung‘ von Krisen nicht 
berücksichtigt wird: 


(1) 
(2) 


(3) 


39) 
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wird die /nvestitionsquote in den 70er Jahren auf niedrigem Niveau verharren, 
wird der Schwerpunkt der Investition bei Rationalisierungsinvestitionen liegen 
und 

werden die Kapitale dabei wesentlich Ersatzinvestitionen vornehmen, über- 
schüssige Profitteile dagegen teilweise im Ausland anlegen. (39) Diese Indikato- 
ren deuten also auf eine niedrige Profitrate und mangelnde Zusatzanlage von 
Kapital in den 70er Jahren hin, was auch schon im Sachverständigen-Gutachten 
(1974, Ziff. 222) deutlich geworden ist. Bleibt daher die Profitmasse trotz 
Investitionszulage im Verhältnis zum vorhandenen Kiapitalwert so niedrig, daß 
sich eine Zusatzanlage angesichts der erwarteten Profitrate und des Auslastungs- 
grads des produktiven Kapitals nicht lohnt, so wird die Investitionszulage kaum 
gesamtwirtschaftliche Wirkungen zeigen. Eher ist zu vermuten, daß diese Zulage 
mit dazu dient, Rationalisierungsinvestitionen auf Basis der vorherrschenden 
arbeitssparenden Technologie, wie sie aufgrund des Drucks der sinkenden 
Verwertung seit 1971 in Westdeutschland vorherrschen zu finanzieren (vgl. 
dazu Tabelle 1)‘ Solche Investitionen sind ja Reflex auf eine gestiegene 
Zusammensetzung des Kapitals und gestiegene Lohnkosten: über die Steigerung 
der Produktivkraft der Arbeit und die Freisetzung von Arbeitskräften sollen 
die Mehrwertrate erhöht und der Lohnkostenvorschuß verringert werden. 
Angesichts der auch in absehbarer Zeit vorherrschenden Verwertungsbedin- 
gungen dürften daher nicht nur die sowieso sinkenden Zusatzanlagen, sondern 
besonders die Ersatzanlagen von Kapital solche „Rationalisierungseffekte“ 
haben, während zugleich nicht ausreichend zusätzliche Investitionen im Inland 
getätigt werden, um die freigesetzten Arbeiter wieder in den Produktionsprozeß 
rückgliedern zu können. Das heißt dann aber: Die Investitionen von heute 
schaffen die Arbeitsplätze von morgen... ab! 


Nach dem Ifo-Schnelldienst vom 4.3.1975 stagnieren die Investitionsquoten in der 
deutschen Industrie 1975-1979 auf niedrigem Niveau, soweit sich dies aus den 
Investitionsplänen der Industrie ablesen läßt. Vgl. dazu auch Schaubild 1. Schwerpunkt 
der Investition wird die Rationalisierung sein; während die Zahl der Beschäftigten im 
Inland nicht ausgeweitet werden soll, werden die Auslandsinvestitionen verstärkt 
werden: „Nach wie vor planen drei Viertel der in Frage kommenden Unternehmen, ihre 
Investitionen stärker im Ausland als im Inland auszudehnen.‘“ (S. 7). Dabei ist — nach 
einer Umfrage des Allensbacher Instituts für Demoskopie — „die Neigung zu Auslandsin- 
vestitionen von der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation weitgehend unabhängig.“ 
(Zit. in der FR vom 8.1.1975). Demnach bleiben die Bedingungen für eine strukturelle 
Arbeitslosigkeit, wie wir sie unter 3 dargestellt haben, weiterhin erhalten! 


TABELLE I: Zielsetzung der Investition nach Industriegruppen 1975 in % geplant 


Kapazitätserweiterung Rationalisierung Ersatzbeschaffung 


Grundstoff und Produktions- 

güterindustrie sl al 28 
Investitionsgüterindustrie 27 49 24 
Verbrauchsgüterindustrie 21 60 19 


Quelle: ifo-Schnelldienst vom 12.6.1975; zitiert nach Blätter für deutsche und internationale 
Politik, Nr. 7/1975, S. 819 


Auch von der Nachfrageseite her sind der staatlichen Wirtschaftspolitik auf 
absehbare Zeit Grenzen gesetzt. Eine Erhöhung der „effektiven Nachfrage“ 
durch staatlichen Verbrauch und staatliche Investitionen, die dazu dienen 
mögen, den Auslastungsgrad des angehäuften produktiven Kapitals zu erhöhen, 
ist nicht nur von möglichen inflationären Effekten her beschränkt. Darüber- 
hinaus sind auch die Mittel der Finanzierung weitgehend ausgeschöpft! (40) 
Soll also nicht die Akkumulation des produktiven Kapitals von einer entspre- 
chenden Akkumulation von Staatsschuld und steigender Zinslast für die öffent- 
lichen Haushalte begleitet sein, dann kann auf lange Frist der Anteil des Staats 
am Nettoprodukt, der ja den Anteil des Kapitals begrenzt, nicht mehr ausge- 
weitet werden. Denn dies hätte entweder Steuererhöhungen (also auch eine 
Erhöhung des steuerlichen Abzugs vom Profit) und/oder u.U. inflationäre Pro- 
zesse aufgrund der Zirkulation von Staatsschuldtiteln zur Folge. 

Die Wirtschaftspolitik kann so einerseits nicht mehr unbegrenzt zur Ausla- 
stung des produktiven Kapitals beitragen, die Kasse ist leer, jede weitere 
Staatsverschuldung läßt politische Konflikte aufbrechen. Allerdings sieht man doch 
— keynesianisch orientiert — in der mangelnden effektiven Nachfrage den Kern der 
Krise und die Möglichkeit des Staatseingriffs, so jedenfalls die Gewerkschaften und 
Teile der Sozialdemokratie. 

Auf der anderen Seite können nun diese Grenzen der staatlichen Intervention 
auch dadurch nicht behoben werden, indem Löhne gekürzt oder Lohnzunahmen . 
durch den Staat begrenzt werden, um die Profitabilität des Kapitals wieder zu 
heben. Denn will man die Vernichtung von brachliegendem Kapital und 
Arbeitslosigkeit verhindern, kann auch nicht das Absinken der Konsumnachfrage 
und damit die weitere Nichtauslastung von produktivem Kapital in Kauf genommen 
werden. 


40) Es zeigt sich also nicht nur im Scheitern der „Inneren Reformen“, sondern schon bei 
Analyse der antizyklischen Wirtschaftspolitik, daß hier der Staat über das Geld an den 
Reproduktions- und Akkumulationsprozeß des Kapitals angebunden ist und keineswegs 
als autonome Instanz „steuern“ kann. Zur wachsenden Staatsschuld, der Minister 
Friedrichs in hergebrachter Weise mit der Kürzung der Sozialausgaben begegnen will, vgl. 
Apel in einem Intewiew mit der FR (17.12.74): „Wir haben kein Geld!“. Nach 
Handelsblatt vom 21.11.1974 wird der „öffentliche Schuldenberg‘“ von 126 Mrd. DM 
(1970) auf 245 Mrd. DM (1975) angewachsen sein. 
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So kommt es, daß die „Verbraucher“ aufgefordert werden, weniger zu sparen 
und mehr zu konsumieren (Schmidt), während zur gleichen Zeit der Wirtschaftsmi- 
nister Friedrichs — um die Profitabilität der Kapitale bemüht — die Kürzung der 
Sozialhaushalte, der „Soziallasten““ der Kapitale und des Konsumzuwachses 
anvisiert. (41) Beide drücken je eine Seite der kapitalistischen Überakkumulations- 
krise aus, Friedrichs und Schmidt stehen in dieser Weise für das Dilemma staatlicher 
Wirtschaftspolitik in der Krise. 
Diesem Dilemma versucht man allerdings auch dadurch zu entfliehen, indem 
die ökonomische und politische Machtstellung des westdeutschen Kapitals auf dem 
Weltmarkt von der sozialliberalen Regierung bewußt ausgespielt wird. Stabilitäts- 
programm, Konzertierte Aktion, Finanzierung der Auslandsmärkte (Italien!), 
Verstärkung des politischen Einflusses in der EG usw. weisen auf den Versuch der 
Regierung hin, eine Externalisierung der Krisentendenzen durch Niedrighalten von 
Inflationsraten und Aufrechterhalten einer hohen Exportquote einzuleiten. 
Fassen wir zusammen: Insgesamt sind nicht nur dem staatlichen Eingreifen 
Grenzen gesetzt, die dem kapitalistischen Akkumulationsprozeß immanent sind. Es 
wird vielmehr auch deutlich, daß selbst eine Wiederbelebung der Investitionstätig- 
keit und damit ein Wiederaufschwung der Akkumulation von einem hohen 
„Sockel“ von Arbeitslosigkeit begleitet werden wird. Denn 
1. werden Rationalisierungs- und Ersatzinvestitionen auf der Grundlage arbeitsspa- 
render Technologie weiterhin in den 70er Jahren vorherrschen; 

2. werden die Kapitale verstärkt im Ausland überschüssige Profitteile anlegen, 
während die Anlagen im Inland nur noch beschränkt ausgedehnt werden; 

3. werden arbeitsintensive Branchen stark „schrumpfen“; 

4. fördert die sinkende Profitabilität Konzentrations- und Zentralisationsprozesse, 
die wiederum von der „Freisetzung“ von Arbeitern begleitet sind; 

5. bleibt die Überexpansion der Abteilung I und deren Weltmarktabhängigkeit als 
zentrales Problem. 

Dabei ist die zentrale Bedingung für die Herausbildung einer industriellen 

Reservearmee die im Verhältnis zur „freigesetzten Arbeitsmasse‘“ zu geringe (und 

„arbeitssparende‘) Zusatzanlage von Kapital aufgrund der Verwertungsbedingungen 

im Inland! 

Eine manifeste industrielle Reservearmee wird daher nicht mehr Ausnahmeer- 
scheinung sein, sondern auch in der BRD zur kapitalistischen Normalität gehören, 
mit der die Arbeiterklasse und die Gewerkschaften konfrontiert werden. Sie wird 
Bedingung für die Aufrechterhaltung des Kapitalverhältnisses. Auch ein weiteres 
Konjunkturprogramm (im Herbst 1975) wird an diesen ökonomischen Zusammen- 
hängen und Problemen nicht viel rütteln können. 


41) Nach dem Tagesspiegel vom 30.5.1975 rief Bundeskanzler Schmidt die Bevölkerung zu 
größerem Konsum auf: Mehr Konsum sei „für den Aufwärtstrend nur förderlich“. 
Anders Friedrichs, mehr auf die längere Frist und die Investitionstätigkeit bedacht, am 
2.6.1975 in der Frankfurter Rundschau: „Wenn Beschäftigung und Arbeitsplätze auch 
im kommenden Jahrzehnt gesichtert werden sollten, werde das nur über höhere private 
und staatliche Investitionen und einer damit verbundenen Einschränkung des Konsumzu- 
wachses gelingen.“ 
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HH. ENTWICKLUNG DER BESCHÄFTIGTENSTRUKTUR UND 
DER ARBEITSLOSIGKEIT IN DER BUNDESREPUBLIK 


— Zu den Wirkungen des Akkumulationsprozesses auf die 
verschiedenen Fraktionen und Schichten der Arbeiterklasse 
und der Arbeitsbevölkerung insgesamt; Veränderung der 
Konkurrenzbedingungen in der Arbeiterklasse — 
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Wir haben im ersten Teil unserer Onlesckuns bereits vier Yniteinander vermittelte 
Ursachen der aktuellen Massenarbeitslosigkeit in der Bund ze pablik festgehalten 

"Überakkumufa- 
tionstendenzen des westdeutschen Kapitals führten zu einer sinkenden Profitabilität 
der Zusatzanlagen von Kapital, während zugleich die Unternehmen gezwungen 
waren, die Kostpreise der Waren mittels Rafionalisierungsinvestitionen niedrig zu 
halten. Die dadurch freigesetzten Arbeiter konnten so aufgrund der mangelnden 
Zusatzanlage nicht wieder in den Produktionsprozeß integriert werden: das, für die 


“Aufnahme der Produktion notwendige Kapitalminimum stieg an, arbeitsintensive 
WER kleinere. ‚Kap p!L4 


e. fielen dem Konzentrations- und Zentralisationsprozeß zum Opfer, 


„.--überschüssige. Profitmassen wurden und werden im Ausland oder auf den Geld- und 


Kreditmärkten, angelegt. Die Überakkumulationstendenzen drückten sich aber auch 


“ in einer Überexpansion-der-Abteitung? aus, die zudem stark von den Nachfragever- 


hältnissen.auf.dem. Weltmarkt abhängig ist. Hinzu kam, daß sich’in der zyklischen 
Krise, in der die o.a. Überakkumulationsmomente sich verschärft geltend machten, 
zunächst dispreportionale- Entwicklungen. in-bestimmten‘Branehen (gegenüber der 
Nachfrage im, Inland und der, Importkonkurrenz) sichtbar wurden, die zu 
Branchenstrukturkrisen (Bau, Textil, Fahrzeugbau etc.) führten. 

Die Krise mit der sie begleitenden Arbeitslosigkeit wurde so als Ausdruck 
kurz- und langfristiger (struktureller) Entwicklungen im Akkumulationsprozeß des 
Kapitals analysiert, Dies war schon deshalb notwendig, um den, ‚Ausgangspunkt | für 
die, aktuelle Diskussion.um die Ursachen der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik 
wiederzugewinnen: die »Entwiekking*des-Aupitals. Dieser Ausgangspunkt war in 
Zeiten der Prosperität des Kapitals durchaus selbstverständlich, wenngleich 
auch in den Zeiten ungehemmten Wachstums die Lage der Arbeiter von der 
Veränderung der Bedingungen der Akkumulation stets bedroht war (und dies auch 
bei den Arbeitern so empfunden wurde). Nur drückte sich dies in der wissenschaftli- 
chen Diskussion darin aus, daß der „technologische Wandel‘ unbefragt nach seinen 
ökonomischen Ursachen als gradlinige Tendenz in der „modernen Industriegesell- 
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schaft“ hingenommen wurde und nurmehr das Auffangen „sozialer Härten“ (vgl. 
die Automatisierungsdiskussionen in den Gewerkschaften) als Problem sichtbar war. 
In der Öffentlichkeit jedenfalls war die „industrielle Reservearmee“ — sieht man 
von der Krise 66/67 ab — kein Problem und auch für die gewerkschaftliche Politik 
blieb sie marginal. Gegenüber einer solchen Betrachtungsweise (und auch gerade 
angesichts des tiefen Einschnitts in der gegenwärtigen Krise, die schnell zu 
Verabsolutierungen der aktuellen Situation verleitet) werden wir im Punkt (2) des 
folgenden Beitrags versuchen, das Ausmaß der industriellen Reservearmee, die nicht 
in,den. ‚absoluten. Zahlen der Arbeitsmarktstatistik erscheint, sondern sich in ihrer 
„Rüssigen Form“ ausdrückt „in Umsetzungen, Berufswechseln, Umschulungen, 
einem zeitweisen Rückzug auf Selbständigenexistenzen und in-die Familie, Export 
und/oder Import von-Arbeitskräften.etc. 

Gegenüber diesen verdeckten Bewegungen in der Lage der Arbeiter in den 
60er Jahren wollen wir im Punkt (3) die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt im 
Zusammenhang mit der zyklischen Bewegung des Kapitals bis 1974 skizzieren. 
Schon aus der Betrachtung der einzelnen Zyklen heraus werden aber auch 
strukturelle Entwicklungen sichtbar, die auf die Veränderungen der Bedingungen 
der Kapitalakkumulation hinweisen. So können wir zeigen, daß in ı den ‚60er, Jahren 
die Arbeitstosigkeit im: wesentlichen sich-auf-die. „unteren‘“- Schichten der Arbeiter 
beschränkt (Ausländer, teilzeitbeschäftigte Frauen, Un- und Angelernte), während 
Ende.der. ‚60er/Anfang ( der 70er Jahre im fortschreitenden Maße auch-Facharbeiter, 
 Angestellte-im: ‚Verwaltungsbereich, qualifizierte Arbeiter. von.Frei-und-Umsetzun- 
: genm=betröffen»sind, Schichten, die — im Gegensatz zu den unteren Arbeiterschich- : 
. ten — voll von den Gewerkschaften vertreten werden: die Arbeitslosigkeit’stelltsieh 


=. so. zunehmend auch-als’gewerkschattspolitisches Problem! 


Allerdings heißt eine solche Verschiebung der Arbeitslosigkeit hin zu den: 
höheren Schichten der Beschäftigten nicht, daß die unteren Schichten in der 
krisenhaften Zuspitzung Mitte der 70er Jahre nicht im gleichen Maße betroffen 
sind: Gerade diese Schichten bilden einen festen „Bodensatz‘“ an Arbeitslosen 
heraus, deren Probleme in der Krise kulminieren. Mehr noch, die Krise führt diesem 
„Bodensatz‘“ der ‚Arbeitslosigkeit, neue Schichten, zu: so diejugerdlichen Arbeitslo- 
sen (die als Schicht noch gar nicht aus ihrer Stellung im Produktionsprozeß 
abgeleitet werden können) und im wachsendem Maße-Angestellte-in-Veerwaltungsbe- 
rufen. Diese Teile der Arbeitslosen und die sich bei ihnen kumulierenden Probleme 
der Arbeitslosigkeit sollen im Punkt (4) untersucht werden. 


1) Beiträge des IMSF, Klassen- und Sozialstruktur der BRD 1950-1970, Teil IT: Sozialsta- 
tische Analyse, Frankfurt/Main 1973, S. 62. 

2)  Brinkmann/Kohler/Reyer, Zur kurzfristigen Entwicklung der Beschäftigung im Baugewer- 
be, in: MAB 3/1974, S. 267 ff., hier S. 270. 

3) Für die Phase 1950-61 vgl. genauer: Friedemann Stooß, Die Veränderung der beruflichen 
Gliederung der Erwerbspersonen nach Wirtschaftszweigen in der Bundesrepublik 
1950-1961, in: MAB, 1968, S. 222 ff. 

Zur durchschnittlichen Qualifikation der Berufsgruppen vgl. Produktion und Qualifika- 
tion, a.a.O., Tabelle 14 im Anhang. 

4) IMSF, Klassen- und Sozialstruktur... ., a.a.0., S. 139. 
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Es wird abschließend die Frage zu stellen sein, inwiefern die unter den : 
verschiedenen Punkten der Untersuchung dargestellten Wereinheitlichungs: und ' 
Bifferenzierungstendenzen innerhalb_der Arbeiterklasse von den Gewerkschaften . 
erkannt und zum Problem der Gewerkschaftspolitik gemacht wurden. Es wird auch 
zu fragen sein, inwieweit die herkömmliche--Gewerkschaftspolitik--nicht..die 
Difterenzierungstendenzen stützt und so:die Konkurrenz innerhalb: der:Arbeiterklas- 
se.selbst:zur-Grundlage-hat! 

Die folgende Untersuchung kann auf Basis der amtlichen Statistik zur 
Arbeitsmarkt- und Berufsentwicklung (Abkürzungen: ANBA = Amtliche Nachrich- 
ten der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg; MAB = Mitteilungen aus der Arbeits- 
markt- und Berufsforschung, Nürnberg; IAB = Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg) erst grobe Anhaltspunkte 
für den Zusammenhang von ökonomischer Entwicklung und Bewegung der 
industriellen Reservearmee geben. Eine auf dem Hintergrund der Mamschen 
Akkumulationstheorie aufgearbeitete empirische Analyse gibt es noch nicht und die 
Dringlichkeit der Arbeit angesichts der aktuellen Entwicklung gestattete auch nicht 
ein derartiges Vorhaben. Einstweilen soll daher das vorgelegte Material zur weiteren 
intensiven Diskussion dienen. 
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(2) LANGFRISTIGE VERÄNDERUNGEN IN DER ERWERBSTÄTIGEN. 
STRUKTUR NACH BRANCHEN UND BERUFEN 


2.1 Ein umfassender Ausdruck der. Verteilung des Wertprodukts auf die verschie- 
denen.- gesellsehaftlichen- ‚Bereiche und an Verteilung der -Beschäftigunsmög- 
lichkeiten ist die Briwerbstätigenstruktun Ohne Aussagen über die Ursachen der 
Strukturverschiebungen machen zu Können. bildet,sie die Attraktion von Arbeits- 
kräften in den verschiedenen Wirtschaftsbereichen ab. 


TABELLE I: 


Erwerbstätige in der Bundesrepublik Deutschland von 1960 - 1972 nach Wirtschaftsbereichen 
(Beschäftigungsorts- und Unternehmenskonzept) — Jahresdurchschnirtszahlen in Tausend 


Wirtschaftsbereich 


Jahresdurchschnitte 


Land- und Forstwirtschaft 2 2876 | 2790| 2638| 2523 2 262 
Warenproduzierendes Gewerbe 1249712804, 126! 12924: 112982113 153 | 13011. 12241 [12310 12 973 


Handel und Verkehr / 4759! 4809| ar 4848! 4821| 4796! 4806| 4717| 4702 4 769 
| 


Dienstleistungsunternehmen 2381 | 2421 2475: 25563 2604| 2666| 2732| 2787| 2850 2 943 


i 


| 

Staat, private Haushalte i | 

und private Organisationen ! | | 

ohne Erwerbscharakter 2874| 2970| 3033| 31361 3221! 3289| 3359| 3446| 3465 
i n | 


Erwerbstätige insgesamt 26 92! 26453 | 26 545 | 26 608 26 630 | 26 780 | 26 698 | 25 829 1; 850 
N ji 13 


Relativzahlen 


Land- und Forstwirtschaft 
Waren produzierendes Gewerbe 
Handel und Verkehr 


Dienstleistungsunternehmen 


Staat, private Haushalte 
und private Organisationen 
ohne Erwerbscharakter 


Erwerbstätige insgesamt 


Veränderungsraten 


Land- und Forstwirtschaft 
Warenproduzierendes Gewerbe 
Handel und Verkehr 
Dienstleistungsunternehmen 


Staat, private Haushalte 
und private Organisationen 
ohne Erwerbscharakter 


| Erwerbstätige insgesamt 


Quelle: Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 3.2, Nürnberg, 1974, 5.134 
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Seit | 1960 hat sich die Gesamtzahl der Erwerbstätigen in der BRD auf einem Niveau 
von. "35,6 Mio: eingependelt. Die entscheidenden Bewegungen haben seitdem 
zwischen den einzelnen Wirtschaftsbereichen stattgefunden: als Verschiebung der 
Erwerbstätigenstruktur zwischen den Wirtschaftsbereichen und als sich kompensie- 
rende Veränderungen der Erwerbsquoten bestimmter Bevölkerungsgruppen. Die 
Verschiebungen-.zwischen--den- Wirtschaftsbereiehen- zeigen, daß langfristig und 
kontinuierlich die Beschäftigung ind 
zierenden Gewerbeufi } 
um.ein. ‚relativ. ‚stabiles Niyeau ‚schwankt, im Dienstleistungsbereich mit abnehmen- --. 
den Zuwachsraten und im Bereich Staat-und: private-Haushalte.und Organisationen 
"mit starken Schwankungen immer noch zunimmt. D.h., daß für«-das..hier ! 
: maßgeblich interessierende‘ produzierende‘ Gewerbe die tetzten- beiden-Wirtschafts- 
U bereiche-Jlängerfristig-als Kompensationsbereieh infragekommen.:-Die Beschäftigung 
bei staatlichen und halbstaatlichen Stellen verfügt noch über die Attraktion größerer 
Arbeitsplatzsicherheit, geringerer Arbeitsintensität, größerer Einkommenssicherheit 
und Alterssicherung. Zudem ‚bleibt teilweise die gewerbliche Qualifikation für die 
neug..Stelle.. relevant. Diese wirtschaftssektorale Wanderungstendenz läßt sich 
punktuell nachweisen (z.B. an der steigenden Anzahl von Bewerbern aus der 
Industrie und dem Handel für Stellen im öffentlichen Dienst), eine Statistik über die 
Wanderungsströome von Freigesetzten existiert nicht. Zudem stellt diese 
Wanderungsbewegung nur einen geringen Anteil an den erzwungenen bzw. 
freiwilligen Arbeitsplatzwechseln. So beträgt allein die Zahl der Arbeitsvermitt- 
Jungen über die Arbeitsämter im Durchschnitt das 23fache der jährlichen 
Stellenzuwächse in den Wirtschaftsbereichen 6-9. 
Eine etwas differenziertere Aufgliederung zeigt, daß neben der stark 

schrumpfenden Landwirtschaft die Exrwerbstätigenzahl- auch, in. den. Bereichen 
Energie und Bergbau, Organisationen und Haushalte langfristig abnimmt. 


\ TABELLE II: 

en R 2: 1) 
Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen A 

260 f- 1950 = 100 Pr 

. Quelle: a 

**° 7 Uhlmann/Huber, Technischer und struk- Be 

220 tureller Wandel in der wachsenden Wirt- Re. 
schaft, Frankfurt, 1971, S.39 Ber Dienstleistungen 
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1) Juncesgebrer. 96 1960 einsch/ Searlano und West-Banın 
que/te: Siarrstisches Bundesamt. If0-InStHluF FÜR WINISCHEPFSFOrSCHUNG 


»andwirtschaft abnimmt, im warenprodu- =“ 
erkehr.mit.konjunkturellen Abweichungen 


Das höchste es achstum, in. der  nduseri in der Phase 1960-1970 
$ v getragen von den Wirtschaftszweigen 
Chemie; seen. und. Kautschuk/Asbestverarbeitung. Bezüglich des 
Erwerbstätigenanteils:wuchs diese Abteilung nur gering, da die Arbeitsproduktivität 
in der Chemie und insbesondere der Mineralölverarbeitung sehr.-hoch ist und die 
keit in..den anderen Zweigen der Abteilung sank. Anders in den 
jterdustrien, wo mit Fahrzeugbau und Elektrotechnik zwei Industrie- 
zweige mit „hohen, Produktionssteigerungen bei gleichzeitig hohem ‚Beschäftigten- 
ieren und a asunsnban sehr beschäftigungsintensiv. wuchs. 
er fie polarisierte sich das Bild dadurch, daß unter 
; sie Wirtschaftszweige mit hohem Personalwachstum wie Druckereien und Papierve- 
© rarbeitung sowie die "Kunststoffverarbeitung mit dem höchsten. Produktions- und 
 Beschäftigtenwachstum fielen, andererseits mit Textil, Leder und Feinkeramik 
5 Zweige mit weit überdurchschnittlichem Personalabbau. 
| "Der absolut-un. d.gelativ- höchste‘Personalabbau über die betrachtete Zeitspan- 
ne fand aber im au statt. (1) 
Insgesamt hat zwischen 1960-1970 die Zahl der abhängig Erwerbstätigen im 
Baugewerbe um 122 000 zugenommen. (2) 
Die Industriezweige mit der höchsten Verringerung der Beschäftigtenzahl über 
den Zeitraum 1960-1970 — und damit für die Entstehung struktureller Arbeitslo- 
sigkeit relevant — sind: 


U — Bergbau — 306 000 
— Textil — 118 000 
© — keder — 35 000 
: — Steine/Erden — 27000 
— Bisen/Stahl — 21000 
 — $ehiffbau — 21000 


 — Gießerei. — 17000 


1) und 2) siehe Fußnoten auf Seite 42 
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2; 2 Der oben entwickelte Wandel der Branchenstruktur spiegelt sich in der 
Feränderung der-Berufsstrüktur wieder: (3) 


TABELLE Ill: 


Veränderung des Berufsgewichtsä) ausgewählter Berufeb) 


Die 10 Berufe mit der stärksten Abnahme: 


1950-1961 1961-1967 

mithelfende Familienange- — 43] mithelfende Familienange- — 236 
hörige, prıimärer Sektor hörige, primärer Sektor 

Ackerbauern — 387 sonst. mith. Familienangeh. — 8| 
hauswirtschaftliche Berufe — 139  Ackerbauem — 62 
Bergleute — 62 hauswirtschaftliche Berufe — 55 
Textilnäher — 54  Warennachseher, Versand- — 43 
Tischler, Modeilbauer — 51 und Lagerarbeiter 

Lederverarbeiter — 42 Textilnäher — 37 
unspezifische Hilfskräfte — 42 Bergleute — 29 
Warennachseher, Versand- — 37  Metallverformer — 28 
und Lagerarbeiter Spinner — 24 
Schienenverkehrsberufe — 32  Lederverarbeiter — 19 
Die 10 Berufe mit der stärksten Zunahme: 

1950-1961 1961-1967 

Verwaltungs-, Büroberufe +387  Verwaltungs-, Büroberufe 226 
Warenkaufleute + 119 unspezifische Hilfskräfte + 121 
Ingenieure, Techniker + 114 Ingenieure, Techniker + 103 
Reinigungsberufe + 100 Warenkaufleute + 44 
sonstige Metallarbeiter + 98  Straßenverkehrsberufe + 42 
Straßenverkehrsberufe + 53 Lehrer und Forscherberufe + 38 
sonst. mith. Familienangeh. + 47 Bank- und Versicherungs- +3 
Mechaniker + 45  kaufleute 

Unternehmer, Organisatoren, + 43  Reinigungsberufe + 33 
Steuerberater Mechaniker + 29 
Maschinisten + 40 übrige Gesundheitsberufe + 29 


a) Berufsgewicht: Anteil der Erwerbspersonen einer Berufsgruppe an der Gesamtzahl der 
Erwerbspersonen, auf 10,000 Erwerbspersonen bezogen 

b) Absolute Differenz zwischen dem Berufsgewicht des Endjahres und dem Berufsgewicht 
des Anfangsjahres 


Quelle: Baethge/Gerstenberger/Kern/Schumann/Stein/Wienemann, Produktion und Qualifikation, 
Hannover, 1974, Tabelle 16 im Anhang 


3) siehe Fußnote auf Seite 42 
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Die Berufe mitder' stärksten‘ “Abnahme in den sechziger Jahren verweisen auf die 
Verringerung.der Selbständigen Betriebe in drei: Wirtschaftsbereichen: 


Abnahme der Selbständigen/Mithelfenden 1960-1970: (4) 


Land- und Forstwirtschaft — 968 000 
Prod. Gewerbe — 195 000 
Handel und Verkehr — 98000 


Die proletarischen Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen aus der 
Land- und Forstwirtschaft, die allein einen Anteil von 86 % ausmachen, treten zum 
größten Teil als Arbeitsuchende für gering qualifizierte Tätigkeiten im Bereich der 
Industrie auf und verschärfen dort das Problem der Arb eitslosigkeit. 

Lassen sich an der Zu- bzw. Abnahme bestimmter Berufsgruppen die oben 
genannten branchenspezifischen Entwicklungen wieder auffinden, so z. B. stärkerer 
Beschäftigtenabbau im Bergbau, in der Textil- und Lederindustrie, drücken sich in 
dieser Umstrukturierung auch andersartige Entwicklungen aus wie: 

— die Zunahme von Büro- und Verwaltungstätigkeiten in allen Wirtschaftsbereichen 
hme.von Angestelltentätigkeiten, 

— die Abwanderung zu öffentlichen, und privaten Dienstleistungen, 

— die Polarisierung von Freigesetzten und neu in. die Erwerbstätigkeit Eintretenden 
in ‚ hochqualifizierte Techniker- und Ingenieursberufe einerseits, in unqualifizierte 
Hilfsberufe andererseits. 

Für die Bestimmung der Entwicklungsrichtungen von Arbeitslosigkeit müssen diese 

‘ Tendenzen anhand der Untersuchung von Berufswechseln präzisiert werden; welche 
Berufen und-Wirtschaftsbereiche: sich zunehmend: verengen- und -dadurch- sowohl 

" qualifizierte-.-Facharbeiter wie-qualifizierten‘“Nachwuchs freisetzen und welche 

. Berafsbereiche für den-Berufswechset- und -den Neuzugang offen stehen. Damit 

: verbunden ist dann die Verschiebung zu Berufen mit veränderter Tätigkeitsqualifi- 
kation und verändertem Arbeisplatzrisiko. 


4) siehe Fußnote auf Seite Fe Yen 
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2.3  Gliedert man die Zahl der,& nach den einzelnen Ausbildungsbe- 

rufen und nach dem Grad der Verwertbarkeit der Kenntnisse im neuen Beruf, 

zeigen sich deutliche Parallelen zum Grad der Arbeitslosigkeit und lassen den 

Schluß zu, daß der Berufswechsel faktisch häufig eine Vorstufe zur verdeckten, 

zeitweisen oder auch Dauerarbeitslosigkeit darstellt: 

a) Der Anteil der Berufswechsler ist insden-Branchen/Berufsgruppen besonders 
hoch....in: „denen: ‘die ‚Erwerbstätigenquote: ‘sinkt. Das Vorhandensein einer 
betrieblichen Ausbildung verhindert die Betroffenheit vom Strukturwandel 
nicht. 

Die höchsten Berufswechselquoten haben: 


TABELLE IV: Männliche Erwerbspersonen mit einer betrieblichen Berufsausbildung, 
gegliedert nach Ausbildungsberufen 


Anteil der Anteil der Berufswechsler an den 
Berufswechsler nach 1955 in den Beruf 
(1955-1970) Eingetretenen 
Bergleute 69,3 % 80,4% 
Textilberufe 45,9% 54,6% 
Er: und -verarbei- 43,4% 613% 
Nahrungs- und Genußmittelher- 
stellung 1,0% 41,6% 
Stein, Keramik, Glas 40,5% 50,0% 
Holzverarbeitung 39,0% 50,7% 
Gaststättenberufe 38,5% 
Ackerbauer, Viehzüchter ; Li ‚37,1% 45,3 % 
Metallerzeuger und -bearbeiter } ja FR vi keit 3,3% 43,3% 
Quelle: Hofbauer/ König, a bei männlichen Erwerbspersonen in der Bundesrepublik 


Deutschland, in: MAB Heft 1/73, S. 37 ff., hier Tabelle 10 


Die relativ niedrige Quote der landwirtschaftlichen Berufe wird dadurch 
erklärt, ‚daß ‚die — hier nicht aufgeführten — Un- und Angelernten in diesem 
Bereich. einen hohen Prozentsatz ausmachen. 

b) Der Anteil der Berufswechsler steigt-bei den Erwerbstätigen, die-nach- 1955 
berufstätig geworden: "sind, an (von durchschnittlich 32,4% auf 35,2%). 
Besonders stark an diesem Anstieg beteiligt sind die Lederhersteller und 
-verarbeiter. Bis auf Nahrungs- und Genußmittelhersteller und Metallerzeuger 
und -bearbeiter sind alle Berufsgruppen mit hohen Berufswechselquoten 
überdurchschnittlich stark an der Zunahme der Berufswechsel beteiligt. : 
Worauf die Zunahme zurückzuführen ist, auf eine zunehmende-Schrumpfung : 
der»... Berufsbeeiche und damit eine generell-“=-zunehmende : 
Arbeitsplatzunsicherheit und/oder:höhere Berufswechselquoten: bei jüngeren 
Beschäftigten-wird.daraus noch. nicht:ersichtlich. . " 

c) Die ‚„Verwertbarkeit‘* der:Berufsqualifikation (so der amtliche Ausdruck) ist 
bei den überdurchschnittlich von Berufswechseln betroffenen Berufsgruppen 
überdurchschnittlich’gering. Kaum verwertbar sind sie — bei durchschnittlich 
51 % aller Berufswechsler — bei den herausgestellten Berufsgruppen: Ein sehr 
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hoher Prozentsatz der Arbeitsplatz- und a ist folglich mit einer 
Entwertung‘der Qualifikation verbunden gewesen, bei. nnr.20.% der Berufs- 
wechsler, war dieser von einer betrieblichen oder schulischen Ausbildung be- 
gleitet. (5) Da der Berufswechsel neben dem Nachteil des eventuellen Wohn-. 
ortwechsels auch größtenteils Dequalifikation und damit auch Lohnminde- 
rung gebracht hat, ist anzunehmen, daß diese Berufswechsel ökonomisch er- 
zwungen wurden und die einzige Alternative zur-drohenden-Arbeitslosigkeit 
darstellten. 

. Im Vergleich zu der Gruppe von Berufswechslern, die nach 1955 in das 
-* > Berufsleben eingetreten sind, ist die® ) f 754m-Durchschpitt 
‚ zurückgegangen (von 51 % auf 48 %), m Durshsohäit. der- herausgegriffenen 
. Berüfsgrüppen "aber gestiegen, besonders stark aber bei den landwirtschaft- 
“ #. lichen Berufen, den Nahrungs- und Genußmittelherstellern und den Bauberu- 
fen. 


TABELLE V: Anteile unter den männlichen Berufswechslern mit betrieblicher Berufsausbildung, 
die ihre Ausbildungsqualifikation im neuen Beruf nicht oder kaum verwerten konn- 


ten 
Anteil der Anteil der Berufswechsler an den 
Berufswechsler nach 1955 in den Beruf 
(1950--1970) Eingetretenen 
Bergleute 67% 68% 
Textilberufe 70% 69% 
le und N 75% 69% 
ahrungs- und Genußmittelher- 
steller 72% 77% 
Stein, Keramik, Glas 71% 73% 
Holzverarbeitung 54% 54 % 
Gaststättenberufe 66% 
Ackerbauer, Viehzüchter 71% 80% 
Metallerzeuger und -bearbeiter nn 48% 48% 
Bauberufe “ 64% 68% 
im Durchschnitt 51% 48% 


Quelle: Hofbauer/König, Berufswechsel ...., a.a.O., Tabelle 10 


Nimmt man die gering qualifizierten Beschäftigten noch in die Betrachtung der 
Berufswechsel hinein, Können A strukturelle ee a werden: (6) 


12 %). Den ER IV Berufswechälem stellen männliche Erwerbstätige 


4 
5) _Hofbauer/König, Berufswechsel bei männlichen Erwerbspersonen in der Bundesrepublik 
Deutschland, in MAB Heft 1/73, S.37 ff., hier S.53, Bei den Berufswechslern über 
30 Jahren liegt der Prozentsatz sogar bei 90 %. Am höchsten ist der Prozentsatz einer 
Zusatzausbildung beim Berufswechsel in ein Beamtenverhältnis, am niedrigsten bei den 
selbständigen Landwirten und den un- und angelernten Arbeitern. 
6)  Ebenda, S. 43 ff. 
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- mit Volksschulabschluß und abgebrochener bzw. e abgeschlossener Batlebe 
licher Berufsausbildung. Bei ihnen ist auch die Verwertbarkeit des erworbenen 
Wissens mit unter 40 % am geringsten. 

Der Anteil, der Berufswechsler ist. bei männlichen Erwerbstätigen ohne 

% sbildung mit, 39 % am höchsten, sinkt bei Berufsausbildung für einen 

Arbeiterberuf auf 35 %, für einen: Angestelltenberuf auf 21 %. Liegen die ersten 
beiden Prozentsätze schon eng beieinander, so zeigt sich die Nähe der beiden 
sozialen Gruppen noch mehr darin, daß die entsprechenden Prozentsätze von 

Berufswechseln ohne Relevanz der erworbe Qualifikation bei 26,3 %, 53 % und ? 

36 %. Das weist insofern auf eine "hin, als, Berufswechsel und . 

Dequalifikationsgefahr bei un-, angelemmten und 'Facharbeitern relativ groß sind, Ian 

dagegen bei Berufsfachschul-, Fachschul-, Techniker- oder Ingenieurausbildung: # 

einen geringere Zahl von Berufswechseln und dann ohne Qualifikationsverlust bzw. 
mit Zusatzausbildung stattfindet. : 
Die Verstärkung von ae 


DEE, 


verschieden. .d ch den Berufswechsel 
»befiflichen: Stelung-.des Betroffenen vor 
dem Berufswechsel ausgeht. Generell wird die Ausnahmesituation der jeweiligen 
unteren Arbeiter-, Angestellten- und Beamtengruppen sichtbar, weiterhin die kläte 
Abstufung zwischen un- und angelernten Arbeitern, Facharbeitern und angestellten 
Meistern. Die Abstufung gilt sowohl für die Berufswechslerquote wie für die 
Verwendbarkeit des erworbenen, Wissens. Die volle Bedeutung der Potenzierung.der 
ungünstigen‘ Berufsstellungun-und angelernter- ‚Arbeiter läßt sich daran messen, daß 
sie von den insgesamt nach 1955 ins Berufsleben Eingetretenen 1970 nur 16,4 % 
stellten, dafür aber 35,8 % aller Berufswechsler und sogar 50,3 % aller Berufswechs- 
ler ohne Weiterverwendung ihrer Qualifikation. Die entsprechenden Zahlen für 
Facharbeiter lauten: 63,1 %, 31,7 %, 20,0 %. Hier zeigt sich also zwischen beiden 
Berufsgruppen eine deutliche Differenz. 
Knapp .-die..Hälfte...aller ..Berufswechsel._(48.%). werden. im Alter. .bis<unter ; 
30 Jahren vollzogen. Zwischen 1960 und 1970 hat sich die Berufswechslerquote .: 
deutlich erhöht, am stärksten-bei der-jüngsten Gruppe,..die.weniger als fünf. Jahre :. 
erwerbstätig‘war: von 12,1 % auf 24,5 %, am geringsten bei der ältesten Gruppe: 
von 6,6 % auf 8,5 %. Bei’den»männlichen Erwerbspersonen ohne Berufsausbildung : 
ist:der- Zuwachs noch stärker: beider jüngsten Gruppe von 14,3 % auf 35,4 %. 
Die Vorstellungen der Beschäftigten, die in einem Beruf mit abnehmender 
-, Erwerksquote und hohen Berufswechslerzahlen beschäftigt sind, über anzustreben- 
"de Berufsbereiche weichen weit von der Realität ab. Am häufigsten werden Berufe 
i genannt, von denen sich die Berufswechsler eine Erhaltung oder sogar eine 
Fa: X Erhöhung ihrer Qualifikation erwarten, wie den Ingenieur- und Technikerberufen 
- (fast von allen Gruppen mit erster Priorität genannt), den Organisations-, Büro- und 
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7)  Ebenda, S. 58 ff. 
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Während die abgegebenen:Berufe überwiegend, handwerkliche und industrielle 


i .s Ausbildungsberufe sind, sind die äüfnehmenden solche, für die es keinen direkten 
ig: Ausbildungszugang gibt, die also entweder nur über eine Ausbildung in einem 
anderen Beruf erreicht werden können oder für die keine formalisierte Berufsausbil- 


‘ dung notwendig ist. Dabei ergeben sich zwischen Handwerk und Industrie als 
Ausbildungsbereich insofern Unterschiede, als für in der Industrie für einen 
Arbeiterberuf Ausgebildete der Übergang zum Angestellten (26 % gegenüber 16 %) 
und zum Beamten (7 % gegenüber 5 %) leichter ist. 

Die relativ Ken und en in den letzten J ahren verstärkende Dequalifi- 


| ke (urn ARENA Die und technologischer Umstellungen, 
aufgrund von betrieblichen Arbeitsplatzwechseln, Arbeitsplatzwechseln innerhalb 


der: Branche/Berufsgruppe stattfinden sowie aufgrund der veränderten Ausbildung 


. der..neu..in-.die- Berufe Eintretenden, sind dabei nicht eingeschlossen. Da aber 
‘ Qualifikation und betriebliche Stellung entscheidend die Notwendigkeit von 
“ Berufswechsel, die Möglichkeit von Dequalifikation und — wie weiter unten gezeigt 
wird — von Arbeitslosigkeit bestimmen, ist eine umfassende Betrachtung notwen- 
dig: 
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Qualifikationsstruktur der Beschäftigten in der Gewerblichen Wirtschaft und im Verarbeitenden Gewerbe 


100% 

E 

& 

< 
1951 | 74,3 
19575)6) 72,5 
19665) | 64,1 
19705) | 61,5 
1951 80,7 
1957 77,5 
19667) | 77,7 


19707)8) 77 24 


100 % 


Leistungs 


gruppen?) 


43,8 
38,2 
42,1 
39,6 


33,2 
38,1 
38,5 
38,8 


"24,4 


19,8 
18,0 


22,9 
237 
19,4 
21,5 
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in % 


Angestellte 


Angestellte insgesamt kaufm. Angestellte techn. Angestellte Meister 
100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 


< E S Leistungsgruppenb) 
E ge & 
S 5 E Lem 
3 = P3 a 111 IV V Il II IV V 1 11 IV V 1 II IV 
Gewerbliche Wirtschaft?) 
713 \14,2 ı 84 [123 342.437 98) 97 289 49,5 11,8| 25,1 400 306 43| 156 72,1 124 
79,0 114,5 | 66 [13,7 38,5 394 84110 33,7 45,1 102| 28,1 48,2 21,0 2,7| 15,6 74,0 10, 
73,1 |18,9 8,0/116,8 45,2 32,6 5,4! 133 404 39,4 6,9| 28,6 52,3 17,8 1,4! 22,3 71,7 6,0 
18,1 39,2 35,6 7,1:14,7 36,0 40,7 8,6! 30,1 50,3 17,6 2,0 
Verarbeitendes Gewerbe4) 
64,8 |19,7 13,7 40,0 37,4 8,91 10,3 31,8 45,5 
62,0 !24,9 16,3 43,0 31,9 8,9| 11,7 35,4 40,0 
58,4 |29,0 19,0 495 27,4 4,1| 14,9 42,2 36,4 


28,8 5,0| 16,1 41,0 


a Quelle: Baethge/Gerstenberger/Kern/Schumann/Stein/Wienemann, Produktion und Qualifikation, 
w Hannover, 1974, Tabelle 17 im Anhang 
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Folgende en aktkätlonstnikhren ang "im verarbeitenden 
Gewerbe sind mit den oben abgeleiteten Entwicklungen in Zusammenhang zu 
bringen: 

a) Obwohl der “Anteil 'dersungqualifizierten Arbeiter’ (LG 3) durehsehnittlich sinkt, 
steigt er in einigen industriellen Wachstumsbranchen (8) (Maschinenbau, Fahr- 
zeugbau, Elektroindustrie, ESBM-Industrie), die ‚offensichtlich Berufswechsler 
aus ‚schrumpfenden Branchen bei Qualifikationsverlust aufnehmen. Gleichzeitig 
steigt in einigen der schrumpfenden Branchen der 'Facharbeiteranteil (LG IN). 
(Steine/Erden), bzw.'stagniert:(Eisen/Stahl, Textil), obwohl.er im-Durchschnitt 

N abnimmt. Diese Tendenzaussagen weisen in Richtung der T jese, daß” die, 


ww"; "schrumpfenden/stagnierenden -Industriezweige - qualifizierte: -Arbeiter. horten, 


! 
\ 


N; während in..den.. Waehstumsbranchen breitere Bereiche un- und. voy 


\ Arbeit entstehen. ii A 


EN 


») Die Verschiebung vom Arbeiter: zum: Angestellten:Status beinhaltet zum rei u 


+: keine-Höherqualifizierung. Insofern bedeutet--das Anwachsen der unteren 
S . Angestelltengruppen (H, III) für die darunter fallenden Erwerbstätigen, insbeson- 
dere für die Berufswechsler aus schrumpfenden Branchen, kaum eine ‚größere 
Arbeitsplatzsicherheit. Dies wird im folgenden im Hinblick auf die Entwicklung 
“ der Arbeitslosigkeit zu untersuchen sein. 


(3) ENTWICKLUNGSTENDENZEN IN UMFANG UND STRUKTUR DER 


ARBEITSLOSIGKEIT IN DER BRD 
3.1 ;_Entwicklungsphasen des Arbeitsmarktes 


In der Entwicklung des Arbeitsmarktes der BRD lassen sich drei Phasen 
unterscheiden, die sowohl in den materiellen Auswirkungen auf die Beschäftigten 
wie auch für die gesellschaftliche Wahrnehmung von Arbeitsplatzunsicherheit sehr 
unterschiedliche uw en, hatten. 

N $Dfist durch die Neuorganisation und Ausla- 
stung.- Er "Produktionskapazitäten gekennzeichnet, denen ein kontinuierlicher 
Abbau-.der Arbeitslosigkeit und eine Erhöhung-der Erwerbsquote entsprach. Die in 
diesem Zusammenhang gemachten Erfahrungen der Arbeitslosigkeit werden fast 
ausschließlich als Folge der teilweisen Zerstörung und des .Brachliegens des 
Produktionspotentials mit der Niederlage. des Faschismus interpretiert, die Zunah- 
me,der ‚Beschäftigung dem..Wiederaufbau und Wirtschaftswachstum. aufgrund 
günstiger Akkumulationsbedingungen zugeordnet. (9) 
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8)  WVel. ee ee SEN Sie kneriann‘ Produktion und Qaualifi- 
kation, Hannover 1974, Tabelle 18 im Anhang. 

9) Vgl. dazu Schöller/Semmler/Hoffmann/Altvater, Entwicklungstendenzen des Kapitalis- 


mus in Westdeutschland (IT), in: Probleme des Klassenkampfes, Heft 16/74, S. 93 ff. 
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965/68 konsolidiert sich der nationale 
Arbeitsmarkt auf einem Niveau niedriger. durchschnittlicher Arbeitslosigkeit (Ar- 
beitslosenquote zwischen 0,7 % und 0,8 %), einer steigenden Anzahl von offenen 
Stellen (von 290 700 — 1959 auf 649 000 — 1965) und einem nur, geringfügigen 
Umfang von Kurzarbeit (Spitze 1963 mit 11 000). (10) 

Insbesondere die Verallgemeinerung und Ausweitung der schulischen und 
beruflichen Ausbildung, verringerte die. Erwerbsquoten bei den Männern um 3 % 
und den Frauen um 2 % (11). Gleichzeitig wurde das Arbeitsmarktreservoir durch 
die Anwerbung ausländischer Arbeiter (Steigerung von 280 000 im Juli 1960 auf 
1 233 000 im Juni 1966) ausgeweitet. (12) 


TABELLE VI: 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik” 1954 bis 1963 


in vH der Arbeitnehmer 


| — [Nsgesamt 
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Quelle: EL eBEn Heft a S. 449 ve fi; je un E De 
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Die Hebüni fgdes- ee istherrt wurde. durch, die Imigration ‚/ 

zu, über 70 % un- und .angelernter Arbeiter kompensiert, die nur eine geringe. X 

Qualifikation erfordernde Arbeitsplätze maßgeblich in Großbetrieben des verarbei- 

tenden Gewerbes (13) einnahmen. 

10) Arbeitsstatistik 1970 — Jahreszahlen, Sondernummer der Amtlichen Nachrichten der 
Bundesanstalt für Arbeit (ANBA) vom 12.7.1971,8.15,17,75,239. 

11) Hauptergebnisse der Arbeits- und Sozialstatistik 1970, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, Bonn, 1971,S. 20. 

12) Arbeitsstatistik 1970, a.a.O., S. 184. 

13) Bei einer durchschnittlichen Ausländerquote von 6,1 % 1966 waren die Wirtschaftsabtei 
lungen Kunststoff-, Gummi- und Asbestverarbeitung (12,8 %), Steine, Erden und Glas 
(12,7 %), Baugewerbe (12,0 %)} und Eisen- und Metallerzeugung und -verarbeitung (8,4 %) 
am stärksten besetzt. 

Vgl. Ausländische Arbeitnehmer, Erfahrungsbericht 1967, Hrsg. von der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, 1968, S. 10. 
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Erste Andeutungen des Wiedereinsetzens eines.konjunkturellen Zyklus zeigte 
der Beschäftigungsrückgang -in-der:Industrie im Laufe des Jahres 963, der im 
August mit 95 100 Arbeitskräften (1,2%) seinen Höhepunkt erreichte. Neben 
1958, wo zum ersten Mal die Beschäftigungszunahme stagnierte, war dies der erste 
absolute. Beschäftigungsrückgang in der Industrie im Jahresdurchschnitt. Die 
jahresdurchschnittliche Gesamtbeschäftigung stieg allerdings 1963 um 1,2 %; die 
Arbeitslosenzahl betrug 186 000. (14) Aufgegliedert nach Industriezweigen zeigten 
sich im Vergleich der Jahresdurchschnitte 1962/63 die stärksten Veränderungen 
bei: 

TABELLE Vill: Veränderung der Zahl der Beschäftigten nach ausgewählten Industriezweigen 


1962-63 
Industriezweig Zu- und Abnahme von Beschäftigten 
Kohlenbergbau — 25 700 
Textilindustrie — 17 100 
Maschinenbau — 11 700 
Eisenbeschaffende Industrie — 10 000 
Schiffbau — 9400 
Eisen-, Stahl- und Tempergießereien — 6500 
Übriger Bergbau — 6400 
Bekleidungsindustrie + 4000 
Elektrotechnische Industrie + 4400 
Chemische Industrie + 6 200 
EBM-Industrie + 6700 
Ernährungsindüstrie + 8100 
Fahrzeugbau + 15 600 


Quelle: Konjunkturreport 1963-67, Berlin 1972, S. 21 


Dabei verteilten sich die Schwerpunkte der Arbeitslosigkeit folgendermaßen (hier 
nach Berufsgruppen): 


TABELLE IX: Jahresdurchschnittszahlen von Arbeitslosen in ausgewählten Berufsgruppen 1963 


Berufsgruppe Arbeitslose 
Ungelernte Hilfskräfte* 24 427 
Bauberufe 19 664 
Verkehrsberufe 8 871 
Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe 7827 
Steinbearbeiter, Keramiker, Glasmacher 7519 
Metallerzeuger und Metallverarbeiter 6 832 
Schmiede, Schlosser und Mechaniker 6 752 


* Darunter 9 626 Bauhilfsarbeiter 
Quelle: Arbeitsstatistik 1970, a.a.O., S. 25 


Festgehalten werden kann zum Verhältnis von Erwerbstätigkeit und Arbeitslosig- 
keit, daß der strukturelle-Abbau-des Bergbaus-«(15) und die kanpfristigeVerringerung 


14) Konjunkturreport 1963-67, Berlin, 1972, S. 20 f. 
15) Zwischen 1957 und 1967 wurden die Beschäftigten im Bergbau um ca. 45 % verringert. 
Vgl. SVG 67,58.48. 
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ÄkL fh a A 2a. 
der. Beschäftigtenzahl in der Textilindustrie-sich.nicht in he I te 
keit. ausgedrückt haben (1963 waren 4340 bzw. 1463 aus Bauberufen bzw. 
Fextilhersteller und -verarbeiter on Weiterhin, das die Berufsgruppen, die 
Arbeitslosenzahlen aufwiesen. (16) Gerade v wenn man n bedenkt, daß 1963 nur einen 
schwachen Einbruch im Arbeitsmarkt bedeutete, daß Wirtschaftszweige wie das 
Bauhauptgewerbe — aber auch Handel und Verkehr — ihren zusätzlichen Arbeits- 
kräftebedarf in den folgenden Jahren nur teilweise — und dann hauptsächlich über 
ausländische Arbeitskräfte — befriedigen Konnten, kann auf die,Herausbildung einer 
relativ konstanten Quote von „Bodensatzarbeitslosigkeit‘ geschlossen werden. So 
handelte es sich nach einer Feststellung der Deutschen Bundesbank von 1964 „Zu 
etwa /0. vH um ältere, meist immobile, für eine Verwendung in den Brennpunkten 
des Arbeitskräftebedarfs. kau ht kommende Arbeitskräfte. (17) nn 
e Der Beginn der‘.drit "dem Wiedereinsetzen des industriellen 
' Krisenzyklus mit periodisch wiederkehrenden Phasen stark ansteigender Arbeitslo- 
sigkeit, Kurzarbeit und Verringerung der Erwerbsquote bei gleichzeitigem,langfristi- 
gen Ansteigen der Arbeitslosigkeit für „bestimmte Bevölkerungsgruppen ist, vom 
‘Arbeitsmarkt aus gesehen, mit‘der’Krise' 1966/67 anzusetzen. 


Die Arbeitsmarktdaten in der TabelleX zeigen einmal das Brad starker 
zyklischer Schwankungen mit ausgeprägten Krisen 1967 737. 
Zwischenkrise 1971/72! Zum anderen zeigen sie seit‘ 1970 ein Koninsielches 
Ansteigen- der. Arbeitslosigkeit, die-mit der Abnahme. der Beschäftigung in der 
Industrie zu korrelierer- scheint. 

Bevor im nächsten Abschnitt die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt 
entlang der konjunkturellen Entwicklung im Einzelnen verfolgt wird, sind kurz die 
besondezen Bedingungen...in den langfristig schrumpfenden Wirtschaftsbereichen 
Landwirtschaft und.Bergbau in Exkurs-Form darzustellen. : 

Die Verringerung der dort ‚beschäftigten Arbeitskräfte, ihre Arbeitsquali- ; 
fikationen und Arbeitseinstellungen führen zu besonderen ‚Formen der offenen :. 
und.verdeckten Arbeitslosigkeit, beeinflussen wesentlich die Struktur und das Ver- 
halten der Reserveärmee, sodaß unabhängig von den Schwankungen der Akkumu- " 
lation eine gesonderte Darstellung sinnvoll erscheint. 

(siehe hierzu TABELLE X auf Seite 58) 
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16) Trotz Aufschwung steigend bei: Ungelernten Hilfskräften, kaum abnehmend bei 
Bauberufen, Verkehrsberufen, Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufen, Metaller- 
zeuger und -bearbeiter sowie Schmieden und Schlossern. Vgl. Hauptergebnisse, a.a.O., 
S. 72. 

17) Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank für das Jahr 1964, S. 74. 
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TABELLE X: 
Arbeitsmarkt 


Millionen Personen 


Erwerbstätige 
ın der besamtwirtschaft | 
| | 
i | | | | 
| | | | | 
8,8 | | | | 
ee 
) ! 
8,4 
Es Beschäftigte in der Industrie! | %| 
[ER INN. DR ER EARE DE 
7,6 a ee geräh gen ler li 
a Bere 
Ursprungswerte | | 
—— Salsondereinıgte Werte | | ! 
In a BEN. | 
| \ | | Arbeitslose od 
N, |! uf | 
4 m 
| m } 
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] ! ’ | 
| | Kurzarbeiter 
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1974 1 1975 


1966! 1967: 1968 | 1969| 19701 1971 | 1972 | 1973 


}) ohne Bau-und Energiewirfschaft: 


2)%-Anreile der Firmenmeldungen über Mehranrbeitsstunden; 


verarbeifende Industrie ohne chemische Indusirie sowie ohne 


Nahrungs-und Genußmitfelindusfrie. 


Quelle: Wirtschaftskonjunktur, Nr. 1/1975 
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EXKURS 


, Die Bedeutung der langfristig schrumpfenden Wirtschaftsbereiche für die Entwick- 
: lung und Struktur der Arbeitslosigkeit 


(A) Die Landwirtschaft 


Aus der Erwerbstätigenstatistik hatte sich ergeben, daß die Beschäftigung über den 
gesamten Betrachtungszeitraum mit leicht ansteigenden Veränderungsraten ab- 
nimmt, wobei auffällt, daß die konjunkturelle Reagibilität wesentlich geringer ist als 
im warenproduzierenden Gewerbe und die Erwerbsquote der Landwirtschaft in den 
ausgeprägten Krisenjahren unterdurchschnittlich abnimmt. Gleiches gilt für die 
relativ niedrige Arbeitslosenquote. 

Die kontinuierliche Verringerung des Erwerbstätigenanteils in der Landwirt- 
schaft ist Folge der zunehmenden Durchsetzung der Kapitalisierung der Landwirt- 
schaft, d.h. der Auflösung von Mittel- und Kleinbetrieben in hochproduktive, 
technologisch entwickelte und konzentrierte Produktionseinheiten. So ermöglichte 
die Steigerung der Arbeitsproduktivität zwischen 1960 und 1970 um über 60 % 
(gegenüber 40 % in den anderen Wirtschaftsbereichen) den Abbau der Beschäftigung 
bei gleichzeitiger Produktionssteigerung. (18) Für die in der Landwirtschaft 
Erwerbstätigen bedeutete dies zum größeren Teil den Übergang vom Vollerwerbsbe- 
trieb zum Zuerwerbs- und dann zum Nebenerwerbsbetrieb (1969 waren 64 % aller 
landwirtschaftlichen Betriebe über 0,5 ha Zu- und Nebenerwerbsbetriebe) oder den 
Übergang zur landwirtschaftlichen Lohnarbeiterexistenz in Form der Verbundwist 
schaft (vom industriellen Verarbeitungsbetrieb oder Handelsunternehmen direkt 
abhängiger Landwirtschaftsbetrieb) und der Form der Anstellung im landwirtschaft- 
lichen Großbetrieb. 

Diese breite Herabstufung ist an der Verringerung der einzelnen Beschäfti- 
gungsgruppen gut abzulesen: 

Relativ konstant hält sich nur die Gıuppe der teilbeschäftigten Inhaber und 
mithelfenden Familienangehörigen (Steigerung des Anteils an den Erwerbstätigen in 
der Landwirtschaft von 1950/51 — 17,4% auf 1971/73 — 39 %). Die Entwicklung 
einer ländlichen Überflußbevölkerung vollzieht sich maßgeblich bei ehemals 
selbständigen Bauern und landwirtschaftlichen Lohnarbeitern. So wanderten allein 
1970 mehr als 151 000 landwirtschaftliche Arbeitskräfte, darunter 98 325 ehemals 
selbständige Bauern, in die Industrie ab. (19) 


18) Vgl. Monika Baumgartner, Entwicklungstendenzen in der deutschen Landwirtschaft, in: 
Prokla 5, S.55 ff., hier S.62. Die Nahrungsmittelproduktion pro Arbeitskraft stieg 
zwischen 1949/50 und 1964/65 um 256 %. 

19) Ebenda, S. 98. 
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TABELLE XI: Entwicklung der landwirtschaftlichen Beschäftigtengruppen 


(in Tausend) 1950/51 1960/61 1970/71 1971/72 
u Betriebsinhaber 
vollbeschäftigte und mithelfende 4 380 3 006 1 649 1535 
teilbeschäftigte nn 1 180 1263 1122 1.098 
ständige Lohnarbeitei 766 327 126 117 
nicht ständige 450 286 85 69 
insgesamt 6 776 2 982 2819 


Quelle: IMSF, Klassen- und Sozialstruktur der BRD 1950-1970, Teil II, Tabelle 3.4/27 auf 
S. 417 


Aufgrund des hohen Anteils der doppelt Berufstätigen ergibt sich ihre Konzentra- 
tion auf agrarische Regionen und Industriegebiete mit bäuerlichem Hinterland. Da 
sie über keine industrielle Ausbildung verfügen, stehen ihnen nur un- und angelernte 
Tätigkeiten offen; dementsprechend waren nach einer Untersuchung für Bayern 
95% der proletarisierten Bauern als Hilfsarbeiter tätig (1969). (20, 21) Da sie 
zudem nur aufgrund der Kapitalisierung der Landwirtschaft zur (teilweisen) 
Aufgabe ihres Berufes gezwungen wurden, hängen sie einerseits an der bäuerlichen 
Fxistenz und integrieren sich kaum in das industrielle Proletariat, gehören sie 
andererseits zu den ausgebeutetsten Schichten der Industriearbeiter. 

Die registrierte Arbeitslosigkeit in landwirtschaftlichen Berufen ist relativ 
gering und hat wesentlich niedrigere Konjunkturelle Schwankungen als die 
durchschnittliche Arbeitslosigkeit. (22) Die Zahl der offenen Stellen übersteigt bis 
auf ausgesprochene Krisenphasen (so 1967) die Zahl der Arbeitssuchenden (23), 
was darauf hindeutet, daß sich die Arbeits- und Einkommensbedingungen in der 
Landwirtschaft dermaßen verschlechtert haben, daß ihnen eine ungesicherte 
Hilfsarbeitertätigkeit in der Industrie vorgezogen wird. 


20) Ebenda. 

21) Bei der Untersuchung des IAB über Berufsverläufe von 1970 wurden die einzelnen 
Berufsgruppen auch danach befragt, ob sie nach dem Berufswechsel ihre Berufskenntnisse 
aus dem alten Beruf weiterverwenden könnten und weiterhin danach, in welchem Beruf 
sie sich einen gute Ausnutzung ihrer Qualifikation vorstellen. Für die Berufsgruppe 
Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer ergaben sich folgende Schwerpunkte: Organisa- 
tıions-, Verwaltungs und Büroberufe (57 %), Gaststättenberufe (56 %), Ingenieur, 
Techniker und verwandte Berufe (55 %), Nahrungs- und Genußmittelhersteller (51 %), 
Bauberufe (49 %) und ungelernte Hilfskräfte (46 %). Auffällig für diese Berufsgruppe ist, 
daß der höchste Identifikationsgrad mit 57 % der niedrigste von allen Berufsgruppen ist, 
woran sich auch der hohe Grad von Identifikation mit dem alten, landwirtschaftlichen 
Beruf ablesen läßt. Vgl. Hofbauer/König, Berufswechsel .. ., a.a.0.,8.58 f. 

22) Vgl. Karr/König, Saisonale und konjunkturelle Einflüsse auf die Arbeitslosigkeit in den 
einzelnen Berufsgruppen, in: MAB Nr. 3/72, S.258 ff., hier S. 264, 268. Desgleichen 
Karr, Strukturanalyse der Arbeitslosen nach Berufsgruppen, in: Beiträge zur Arbeits- 
markt- und Berufsforschung 1,1, Erlangen 1968, S. 211 ff., hier S. 217. 

23) Vgl. Hauptergebnisse der Arbeits- und Sozialstatistik, a.a.O., S. 72, 80 und 82. 
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Generell lassen sich für die ländliche Arbeitslosigkeit bzw. Arbeitsplatzunsicherheit 

folgende Schlußfolgerungen ziehen: 

a) Die Freisetzung von Arbeitskräften in der Landwirtschaft geschieht langfristig 
und weitgehend konjunkturunabhängig. 

b) Die Arbeitslosigkeit in den Landwirtschaftsberufen tritt als solche aus verschie- 
denen Gründen kaum in Erscheinung. Erstens verspricht eine Registrierung als 
Arbeitsloser auch langfristig kaum die Vermittlung einer neuen Beschäftigung in 
diesem Bereich. Der Schritt zum Zweitberuf bzw. zur Aufgabe der Landwirt- 
schaft wird von den Betroffenen selbst vollzogen. Zweitens erscheinen arbeitslo- 
se „Arbeiterbauern“ dann als arbeitslose Hilfsarbeiter, d.h. die Freisetzung in 
der Landwirtschaft tritt verdeckt in den hohen Arbeitslosenzahlen der gewerb- 
lichen Hilfsarbeiter wieder hervor. Drittens existiert für Bauern aus Neben- und 
Zuerwerbsbetrieben bei Arbeitslosigkeit im Gewerbe immer noch die Rückzugs- 
möglichkeit auf die — geringen — landwirtschaftlichen Einkommensquellen. Der 
Übergang zwischen Voll-, Teilerwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit ist in beiden 
Richtungen fließend. 

c) Der Eingliederung der Arbeiterbauern in den betrieblichen Gesamtarbeiter und 

die kollektive Interessenvertreiung stehen mehrere Faktoren entgegen. Da sie 
meistens zwischen gewerblichem Arbeitsplatz und ländlichem Wohnort pendeln, 
sind sowohl die Kontakte zu den Arbeitskollegen als auch zur Wohnumgebung 
gering. Die dafür zur Verfügung stehende Zeit ist sowieso durch die Doppelarbeit 
und die meist langen Fahrzeiten sehr eingeschränkt. 
Hinzu kommt die relativ stabile Verhaltensorientierung an der früheren 
Selbständigen-Existenz, die zu den Bedingungen der neuen Lohnarbeiter-Exi- 
stenz kontrastiert. So sind bei schon unterdurchschnittlichem gewerkschaft- 
lichen Organisationsgrad 30 % aller Arbeiterbauern im Deutschen Bauernverband 
organisiert und nur 21% in einer DGB-Gewerkschaft. (24) Wirkt so der Verlust 
der selbständigen landwirtschaftlichen Existenz der Integration in die Industrie- 
arbeiterschaft entgegen, so wirkt die relative Verbesserung ihrer Arbeitsbedin- 
gungen in die gleiche Richtung. Denn der Wechsel zur Industriearbeit wird von 
den Arbeiterbauern in Hinsicht auf regelmäßige und kürzere Arbeitszeit, 
regelmäßige und relativ hohen Entlohnung, feste Urlaubszeiten und feste 
Berentung positiv wahrgenommen. 


(B) Kohlebergbau 
Der langfristige Rückgang der Erwerbstätigkeit im Bergbau ist durch die Aufteilung 
des Energieverbrauches auf die verschiedenen Energieträger bestimmt. Der Anteil 


der Kohleförderung verringerte sich kontinuierlich zugunsten der Energieträger 
Mineralöl, Kernenergie und Erdgas (von 1950 = 72% auf 1968 =33 %). Mit der 


24) Vgl. Baumgartner, a.a.O., S. 91 f. und 99. 
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sogenannten Ölkrise ist eine vorläufige Unterbrechung des Substitutionsprozesses 
eingetreten, da einmal zeitweise Lieferschwierigkeiten aufgrund der Mengenkontin- 
gentierung der ölfördernden Länder bestanden, zum anderen der hohe Anstieg des 
Marktpreises des Erdöls die Kostenvorteile gegenüber der teuren Kohleförderung 
verringert bis aufgehoben hat. Drittens spielte noch das Kalkül nationaler 
Selbstversorgung mit Energie eine Rolle, das sich mit den Bestandserhaltungs-Forde- 
rungen der IGBE und auch der von Stillegungen bedrohten Belegschaften traf. 

Im Bergbau besteht — ähnlich wie in den landwirtschaftlichen Berufen — eine 
für Außenberufe typische, hohe saisonale Abhängigkeit der Arbeitslosigkeit. Sie 
scheint sich aber in letzter Zeit aufgrund der Verringerung der Erwerbsquote, der 
Förderung des Winterbaus und die Einführung des Schlechtwettergeldes abge- 
schwächt zu haben. 

Die konjunkturelle Entwicklung der Arbeitslosenquoten in Bergbauberufen 
(Bergleute, Mineralgewinner und -aufbereiter) liegt in stabilen Phasen unter dem 
Durchschnitt und steigt in Krisenphasen — im Vergleich zu den Industrieberu fsgrup- 
pen — relativ gering über den Durchschnitt. (25) Die höhere Konjunkturreagibilität 
gegenüber den Berufen der Land- und Forstwirtschaft liegt an der direkteren und 
intensiveren Verknüpfung mit dem verarbeitenden Gewerbe. 

Die Berufsvorstellungen- freigesetzter Bergleute — möglichst bei Aufrechter- 
haltung ihrer Qualifikation — sind: Ingenieure, Techniker und verwandte Berufe 
(90 %!!), Bauberufe (54%), ungelernte Hilfskräfte (53 %!!), Steinbearbeiter, 
Keramiker und Glasmacher (52 %), Schmiede, Schlosser und Mechaniker (46.%) 
und Verkehrsberufe (46 %). (26) 

Die Strukturkrise des Steinkohlebergbaus setzte 1958 ein, die Überproduk- 
tion führte zu zahlreichen Stillegungen, Zusammenschlüssen zu Großanlagen und 
verstärkter Mechanisierung des Abbaus. Zwischen 1957 und 1974 verringerte sich 
durch die Stillegung von 95 Schachtanlagen, 162 Kleinzechen, Kokereien und 
Brikettfabriken die Zahl der Beschäftigten um 160 000. Insgesamt nahm die Zahl 
der im Steinkohlebergbau Beschäftigten von 607 350 auf 204 917 ab (ca. 67 %). 
Gleichzeitig nahm der Anteil der ausländischen Arbeitskräfte von 1,78 % (1959) auf 
14,4% (1974) zu. Auch die Zahl der'Auszubildenden (außer den Knappen) stieg 
leicht an, was beides darauf hindeutet, daß die schlechte Konkurrenzsituation des 
Steinkohlebergbaus zum Teil über Verringerung der Lohnkosten und Arbeitsintensi- 
vieruhg zu kompensieren versucht wird. Immerhin sank die Förderleistung über den 
betrachteten Zeitraum um nur 35 %. (27) 

Hauptzonen der Kohleförderung befinden sich mit dem Saar- und Ruhrgebiet 
in wirtschaftlichen Zonen, die stark von Strukturveränderungen betroffen sind. Für 
das Ruhrgebiet bedeutet dies 
„1. Chronischer Arbeitsplatzschwund aufgrund von Strukturveränderungen und 


25) Vgl. Karr/König, Saisonale und konjunkturelle Einflüsse... ., a.a.0., S. 264, 268. 

26) Vgl. Hofbauer/König, Berufswechsel .. ., a.2.0., 8.58 f. 

27) Alle Zahlen nach: IGBE, Entwicklung im Steinkohlenbergbau der Bundesrepublik, 
Bochum, 7.3.1975. 
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Verlagerungen von Industrien, 

2. größere Krisenanfälligkeit der Ruhrindustrie aufgrund chronischer Struktur- 
schwäche, 

3.  ‚Rationalisierungsmaßnahmen‘.‘ (28) 

Die notwendigen Rationalisierungsprozesse gehen einher mit Zentralisations- 
und Konzentrationsbewegungen der Kapitale und einem umfassenden Beschäfti- 
gungsabbau. Diese Tendenz läßt sich eingehend mit den Arbeitslosenquoten im 
Ruhrgebiet belegen: „Die Arbeitslosigkeit stieg im Zeitraum von Januar 1971 bis 
Januar 1972 um 92,8 % (BRD = 31,2 %) auf über 32 000 (375 T.) Personen. Im 
selben Zeitraum stieg die Zahl der ausländischen Beschäftigten um 9,3 % (8,4 %); 
das sind gut 11000 (165 TT.) Ausländer mehr, so daß das Gesamtniveau der 
ausländischen Beschäftigten im Ruhrgebiet im Januar 1972 auf über 132 000 
(2,13 Mio.) anstieg. 

Von Januar 1972 bis Januar 1973 konnte die Arbeitslosigkeit im Bundes- 
durchschnitt um — 5,1 % gedrosselt werden; dagegen stieg sie in NRW weiterhin 
leicht an (um 2,9 %).“ (29) 

Die hohe Arbeitslosenquote in dieser Phase stand in direktem Zusammenhang 
mit immensen Rationalisierungsinvestitionen, die 1969/70 vorgenommen worden 
waren und zwei Jahre später in Form von Frühverrentung, Berufswechsel und 
langandauernder Arbeitslosigkeit durchschlug. Die hohe Abwanderungsquote sowie 
die ansteigenden Ausländerzahlen im Ruhrgebiet weisen darauf hin, daß die 
Mehrzahl der traditionell im Bergbau Beschäftigten ihr Einkommensniveau, ihren 
Beruf und auch ihren Wohnort nicht erhalten konnten. Detailliertere Untersuchun- 
gen über die Struktur der Belegschaften, den Verlauf des Produktionsabbaus, der 
Rationalisierungs-, Konzentration- und Zentralisationsprozesse im Einzelnen sowie 
die Reaktionen der Belegschaften und ihrer betrieblichen und gewerkschaftlichen 
Vertreter liegen kaum vor, sodaß die Bedingungen des Widerstandes gegen die 
strukturelle Arbeitslosigkeit. nur schwer analysiert werden können. An einer 
Fallstudie über eine Zechenstillegung in Oberhausen im März 1968 (30) lassen sich 
einige Auswirkungen ablesen: 35 % der Entlassenen konnten kurzfristig keine neue 
Stelle finden und waren bis zu einem Jahr arbeitslos, maßgeblich ältere und 
ungelernte Arbeiter. Nur 34 % fanden eine Beschäftigung wieder im alten Beruf, 
18 % nahmen an einer Umschulung teil. Viele wechselten mehrmals den Betrieb, um 


28) Jablonowski/Offermanns, Teilkrise ohne Ende — Eine Untersuchung über den industriel- 
len Strukturwandel im Ruhrgebiet, Gaiganz 1975, S. 120. 

29) Ebenda. 

30) Karl Bernhard Hillen, Arbeitnehmer nach einem Arbeitsplatzverlust, Forschungsberichte 
des Landes Nordrhein-Westfalen Nr. 2183, Opladen 1971. Die Belegschaft betrug zum 
Zeitpunkt der Stillegung 2716 männliche Beschäftigte. Davon hatten 60% keine 
Berufsausbildung, die Mehrzahl waren angelernte Arbeiter, der Angestelltenanteil betrug 
15%. 70% der Belegschaft waren zwischen 30 und 50 Jahren, 44 % der Belegschaft 
waren zwischen 16-25 Jahren im Betrieb, 8% erst seit 1967. Der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad betrug 64 %. 
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wieder auf ein akzeptables Einkommensniveau zu kommen — dennoch erlitten 43 % 

einen Einkommensverlust und 33 % eine Verschlechterung ihrer Aufstiegschancen; 

bei vielen verlängerte sich der Weg zur Arbeit. „Die ungelernten Arbeiter waren 
überdurchschnittlich oft in der Stahlindustrie, im Baugewerbe und auch in der 

Maschinenbauindustrie tätig geworden. Auch die angelernten Arbeiter arbeiteten 

öfter als der Durchschnitt bei der Eisen- und Stahlindustrie. Facharbeiter dagegen 

waren besonders oft im Bergbau geblieben oder zur Bauindustrie gekommen.“ (31) 

Die Auswirkungen der Entlassung/Arbeitslosigkeit auf die Betroffenen ist in dem 

Punkt interessant, wo der gesellschaftliche Hintergrund der Strukturkrise befragt 

wird. Die Zerstörung des Bildes vom „systemtragenden Unternehmen“ zeigt sich 

darin, daß nur 6% der Meinung waren, daß die Unternehmensführung alles 

Mögliche getan hätte. Die Schuld an der Stillegung wurde von 26% den 

Auslandsimporten, von 25 % der Regierung, von 20 % dem Auslandskapital, von 

11% den ausländischen Arbeitern angelastet. Immerhin meinten 29 %, daß „ein 

starker Mann in Bonn“ die Stillegung verhindert hätte. (32) 

Landwirtschaft und Bergbau bildeten in den fünfziger und sechziger Jahren 
die großen Wirtschaftsbereiche, in denen ein umfangreicher Beschäftigungsabbau 
stattfand. Im Bergbau führte die hohe Zahl von Massenentlassungen und die 
verbreitete Erfahrung von Umsetzungen, Berufswechseln und Arbeitslosigkeit über 
einen langen Zeitraum — der letzte große Protest fand 1968 gegen die Schließung 
der Schachtanlage ‚Hansa‘ in Dortmund-Huckarde statt — zu Widerstandsaktionen 
der betroffenen Belegschaften. (33) Die Stillegungen im Bergbau sind, gemessen an 
dem Erfahrungsmangel und der Verdrängung der Krisenhaftigkeit der kapitali- 
stischen Akkumulation durch die deutsche Arbeiterklasse, einer der wenigen 
Erfahrungsbereiche mit dem Widerstand gegen Massenentlassungen und Massenar- 
beitslosigkeit. Für die derzeitige Krise scheinen diese Erfahrungen aber keine Rolle 
zu spielen, einmal, da die Krise in anderen Wirtschaftsbereichen mit stark 
abweichenden Arbeitsformen und Produktionsstrukturen durchschlägt, zum ande- 
ren, da die Bestimmungsgründe für den Widerstand der Bergleute und ihr darin zum 
Ausdruck kommendes Bewußtsein ganz spezifische, durch die kapitalistische 
Entwicklung weitgehend zerstörte sind wie: 

— die lange Tradition des Bergbaus in der Geschichte der Arbeiterbewegung, die 
Berufskontinuität durch die Familiengenerationen, die feste regionale Ansässig- 
keit und die Zentralisierung des Bergbaus auf einige regionale Schwerpunkte; 

— die Geschlossenheit der Belegschaften, ihre lange Zusammenarbeit, ihre gemein- 
sam extremen Arbeitsbedingungen, ein hohes traditionelles Selbstbewußtsein 
aufgrund der volkswirtschaftlichen Bedeutung ihres Berufs, des körperlichen 
Leistungsbewußtseins und der traditionellen Hochentlohnung gegenüber anderen 


31) Ebenda, S.527. 

32) Ebenda, S. 38 ff. Deutlich wird hier, wie sehr die Folgen einer Krise noch in Kategorien 
interpretiert werden, die Ausdruck der Konkurrenz der Arbeiter untereinander sind. 

33) Vgl. z. B. Kurt Steinhaus, Streiks in der Bundesrepublik 1966-1974, Frankfurt 1975, 
3 29: 
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Branchen. Hinzu kommt die enge private Verbindung über gemeinsame 
Wohnbezirke und ein ausgeprägtes, fast ständisches Vereinsleben; 

— die starke Bindung an den einzelnen Betrieb. Früher wurde das gesamte 
Arbeitsleben in einer Grube gearbeitet. Zusätzliche Bindungen bestehen durch 
Betriebswohnungen und kostenlose betriebliche Warenlieferungen (z. B. Kohlera- 
tionen); 

— die subjektive und objektive Besonderheit ihres Berufes gegenüber anderen 
Berufen, die sowohl einen Berufswechsel wie einen Wohnortwechsel erschweren. 

— Die wirtschaftliche Monostruktur in den regionalen Schwerpunkten des Bergbaus 
erhöht die Gefahr der langfristigen Arbeitslosigkeit für den Fall der Entlassung. 
Für die Mehrheit der Bergleute bedeutet die Entlassung den Verlust ihrer 
Fachkenntnisse und Berufserfahrungen, Einkommenseinbußen und Umzug oder 
erhebliche Verlängerung des Weges zum Arbeitsplatz, d. h. berufliche und private 
Desintegration. 

— Die Bereinigung der Wachstums- und Strukturkrise des Bergbaus wurde von einer 
Reihe staatlicher Stützungsmaßnahmen begleitet (z. B. das Gesetz zur Anpassung 
und Gesundung des deutschen Steinkohlebergbaus und der deutschen Steinkoh- 
lebergbaugebiete von 1968). Das führte dazu, daß einmal die Schärfe der 
Konflikte durch soziale Sicherungsmaßnahmen gemildert wurde (Anpassungsbei- 
hilfen, Abfindungsgeld), daß sich andererseits die Forderungen der Belegschaften 
hauptsächlich an den Staat richteten. 

Ähnliche Protestaktionen werden daher in der derzeitigen Krise nur dann stattfin- 

den, wenn ähnliche wie die beschriebenen Bedingungen vorliegen (das wäre z.B. an 

der Betriebsbesetzung/Streik in Erwitte zu überprüfen). 


Fi 
Er ; 
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3.2 Entwicklung von Umfang und Struktur der Arbeitslosigkeit seit 1966 
3.2.1 Die Krise 66/67: 


Die Krise 1966/67 beendete abrupt die langanhaltende Phase sinkender bzw. auf 
niedrigem Niveau stagnierender Arbeitslosenquoten. Entgegen der landläufigen 
Meinung, die Krise sei eine ‚‚nur“ zyklische Krise gewesen, deren besondere Schärfe 
aus der einander entgegengesetzten Politik von Bundesregierung und Bundesbank zu 
erklären sei, zeigte die Krise 1966/67 u.E. das Ende der ungebrochenen Wachstums- 
phas® des westdeutschen Kapitäfismus in der Nachkriegszeit an: Dies wird nicht nur 
in den kontinuierlich fallenden Wachstumsraten (im zyklischen Durchschnitt) seit 
1955. auch die Tatsache, daß nicht, nut, ‚ger, ‚Bergbau, Sanfer. auch die 


Y ärt-sich-nämlich nicht nuraus demzyklischen Absehwung, 
in dem stets eher- Rationalsierungsinvestitionen als Erweiterungsinvestitionen ;: 
getätigt werden, sondern auch-aus.den-veränderten Akkummnlationsbedingungen des Ye. 
Kapitals: Der Übergang von der bioßen Erweiterung der Produktionskapazitäten zur 
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tech ologischen a (erhöhte organische Zusammensetzung 
des Kapitals) ließ zunächst Erweiterungsinvestitionen in den Hintergrund treten, 
während der Wohnungsmarkt eine erste Sättigung aufwies. 

Für die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt in der Krise 66/67 ist weiterhin 
Abteilung I sich den Wirkungen der Krise durch die ungebrochenen Realisierungs- 
möglichkeiten von Warenkapital im Ausland entziehen konnten; für.alle Branchen 
in den beiden Abteilungen der Produktion allerdings gilt, daß die Krise Anlaß gab 
zu forcierten Rationalisieningsmaßsnahmen in den Betrieben! 

Die „Strukturkrisen“ im Bergbau und in der: Bauindustrie und die forcierten 
Bemühungen, über Rationalisierungen in den Betrieben und über Konzentrations- 
und Zentralisationsprozesse.die Profitraten wieder zu heben, sind es denn auch, die 
sich in der Axbeitstosenstätistik widerspiegeln: 


TABELLE XII: Arbeitslosenquoten (Anteil der Arbeitslosen an den abhängig Erwerbstätigen) 


im April 1967 
Durchschnitt 2,5% 
Männer 2,8% 
Frauen 1,9% 
unter 25 Jahren 2,0% 
25-35 2,2% 
35-55 2,1% 
55-65 4,6% 
65 und älter 98% 
Arbeiter 3,6% 
Angestellte 0,8% 


Bei der Kombination dieser Merkmale ergaben sich $ 
kätbei: _— 
— Arbeiternüber 55 Jahren (6,2 %) und-über 65 Jahren 17, 5 %) 

— weiblichen Arbeitern in-der Gruppe 55-65 - Jahre mit 3,8 % 

— männliche. Angestellten bis24(1,8 %) und über 65 (6,9 %) 

— weibliche Angestellten über 55:(1,8 %) 

Die durchschnittlich niedrige Arbeitslosenquote bei den Frauen beruhte vor allem 
darauf, daß der Anteil der Angestellten an den weiblichen Erwerbstätigen besonders 
hoch. ist, ‘während der Anteil der Angestellten an den Arbeitslosen sehr gering ist. 
Bei den männlichen Erwerbstätigen stellten die Arbeiter über 55 mit 22°%, die 
Arbeiter über 65 mit 7 % und die Angestellten über 65 mit 2 % fast ein Drittel aller 
Arbeitslosen. 

Daraus ist schon ersichtlich, daß den»Rationalisierungsmaßnahmen in den 
Betrieben besonders;ältere‘Frauen-und Männer zum Opfer fielen. Daneben werden 
die Wirkungen der Strukturkrisen im Bergbau und in der Bauindustrie deutlich, 
wenn wir uns die Kerteilung’der Arbeitslosen auf Branchen und Berufe ansehen: 

Eindeutig am stärksten beteiligt sind das Bauhauptgewerbe (A-Index: 3,13; 
A-Quote: 7,6-8,0) und Baunebengewerbe (1,82; 4,4-4,8). Das verarbeitende 
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Se RER ektrotechnik, Metallherstellung und -verarbeitung, Textil, Bekleidung) 
liegt um 1,0 (d.h. Durchschnitt), Handel und Dienstleistungen um 0,5, Banken 
0,30 und Verkehr und Nachrichten bei 0,28. Zudem ging im Baugewerbe die 
Ausländerquote von September 1966 = 11,9% auf 8,3% im September 1967 
zurück. 


TABELLE XIII: Arbeitslose nach Berufsgruppen 


Berufsgruppe A.-Quote A.-Zahl 
Steinbearbeiter, Keramiker, Glas 8,67% 7619 
Ungelernte Hilfskräfte 7,90% 110 743 
Kunststoffverarbeiter 7,10% 2 457 
Bauberufe 5,65 % 54 872 
Bergleute, Mineralgewinner, -verarbeiter 5,06 % 6 797 
Metallerzeuger und -bearbeiter 4,20 % 44 127 
Papierherstelier und -verarbeiter 3,69 % 3732 
Lederhersteller und -verarbeiter 3,50% 6 524 
Dienst- und Wachberufe 3,45 % 6 668 
Textilhersteller und -verarbeiter 3,15 % 24 920 
Warennachseher, Versand, Lager 2,45 % 13 519 
Maschinisten 2,36 % 7747 
Chemiewerker 2,24 % 5 631 
Elektriker 2,10 % 14 947 
Holzverarbeiter 2,06 % 8 649 
Verkehrsberufe 1,93 % 24 912 
Nahrungs- und Genußmittelhersteller 1,83 % 13 156 
Schmiede, Schlosser, Mechaniker 1,82% 37416 


Quelle: Karr/König, Saisonale ...., a.a.O., S. 271 


Versalunsenteen: a8 als Standorte besonders wachstumsstarker und exportorien-. 
tierter Unternehmen am wenigsten von der Arbeitslosigkeit betroffen, während . 
sogenannte strukturschwache"Gebiete wie (1966/67!) das Ruhrgebiet, die Zonen- 
randgebiete und die, Saar am stärksten betroffen waren. Allerdings wurden-in den : 
Ballungsgebieten die älteren Arbeiter überproportionah’arbeitslos — ein Indiz für die 
Wirkungen der Rationalisierungsmaßnahmen auch in wachstumsstarken Unterneh- 
men, die die Krise gern zum Anlaß nehmen, „überflüssige“ Arbeitskräfte zu 
entlassen. 

Die „Stern“-Untersuchung kommt (34) denn auch zusammenfassend zu dem 
Ergebnis, daß Problemgnuppen innerhalb der ‚Arbeitslosen während der ‚Krise 
1966/67 waren: 

1. Die älteren männlichen Arbeitslosen:in-Ballungszentren, die insgesamt ein recht 
hohes Qualifikationsniveau aufweisen und vielfach aus Großbetrieben entlassen 
wurden, in denen sie viele Jahre tätig waren. Längerdauernde Arbeitslosigkeit. 

2. Die ungelernten'männlichen und:weiblichen Arbeiter in-den industriell schwach 
entwickelten: Gebieten‘ außerhalb der industriellen Ballungszentren, die in den 


34) Stern/IFS-München, Arbeitslosigkeit 1967, Hamburg 1967. 
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vergangenen Jahren auf auswärtigen Baustellen. oder. Zweigbetrieben großer 
Firmen Beschäftigung. gefunden hatten, die jedoch nicht damit rechnen können, 
bei einer erneuten Konjunkturbelebung wiederum die gleichen Beschäftigungs- 
möglichkeiten zu erhalten. 


322 Die Veränderung der Struktur der Arbeitslosigkeit mit dem Wiederauf © 
schwung 1967/68: | 3% w3° 


den verschiedenen Berufs- und sozialen Gruppen mit wintschaftlichem 
ermöglicht eine Differenzierung nach den Gruppen, die langfristig/struktuxell‘ H 
stärker von Arbeitslosigkeit bedroht sind und denen, die allein stärker aufdie, ne 
‚konjunkt urelle Situation reagieren. (35) a NR j A r, W 
- af’nack 3 eruppen.i’ BT v2 IN; Te: 
 Während.in- ee ‚Kırise der Anteil der Gnännlichen) Arbeitslosen. zwischen-25. Sa, ler 
45-Jahren- stark: zunahm, hätte erwartet werden müssen, daß dieser mit: dem.‘ ‘N 
Aufschwung wieder relativ stark zurückging. Dies war nicht der Fall, vielmehr 
verminderte, sich. der-Anteil der-über 65Jährigen und der unter:25Jährigen, die 
mittleren Altersgruppen nahmen weiterhin leicht zu und die Gruppe 60-65: Jah- 

. re=sehr..stark. Das deutet darauf hin, daß sich über-die-Keiße hinaus die 

: Besehäftigungssituation der über 60Jährigen noch weiter verschärft hat (bei über 

. 65Jährigen wird das Finanzänderungsgesetz 1967 eine Rolle gespielt haben, nach 

: dem ein Rertenanspruch gegen die Arbeitslosenversicherung aufgerechnet wird) 

. sowie daß sich auch bei den mittleren Jahrgängen_ eine. stärkere. strukturelle 

; Arbeitsplatzgefährdung (als Arbeitsplatzverjust und Dauer der Arbeitslosigkeit) 

. entwickelt. | 
Im Gegensatz dazu lag der Schwerpunkt Br Arbeitslosigkeit bei de Firäifey ü 

„ dem gesamten Zyklus mit ca. 40 % bei-der:Gruppe 25--45 Jahe. _— 

b Dieser Strukturwandel läßt sich auch in der Veränderung der 4 

& £ Arbeitslosigkeit ablesen: während die kurzfristige Arbeitslosigkeit, ist Sondere 

; unter 1 Monat, abnahm, nahm die: langfristige Arbeitslosigkeit- zu. Bei den 

° Männern ist das Ansteigen des Anteils der über 1 Jahr Arbeitslosen von 5 % im 
September 1967 auf 19 % im April 1968 ein deutlicher Beleg. Diese Entwicklung 
ist bei den Frauen nicht so ausgeprägt. 

. Die Dauerarbeitslosigkeit konzentriert sich dabei mit.einem Anteil.von ca. 50 % 
auf die über 60jährigen, männlichen Arbeitslosen, von denen ca. 50 % tatsäch- 
liche oder potentielle Rentenbezieher waren. Die 33-60Jährigen stellten 
nochmals ca. 41 % der über 6 Monate Arbeitslosen. Bei, den Frauen lag der 
Schwerpunkt.der längerfristigen. Arbeitslosigkeit — bei einer geringeren Konzen- 
tration — in.unteren Altersgruppen.(25-55 Jahre). 


35) Im folgenden nach: Hofbauer/Schuster/Dadzio, Die Arbeitsuchenden in der Bundesre- 
publik Deutschland im Frühjahr 1968, in: MAB, 1968, S. 150 ff. 
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3 D) Die Konzertration der Arbeitslosigkeit auf die unteref. Qualifikationsgrupp: 


verstärkt sich im Aufschwung sowohl bei den männlichen” A Arbeiter 

Angestellten: 

Während ca. 13 % der männlichen Arbeiter in die Leistungsgruppe 3 gehörten, 

stellten sie 42% der Arbeitslosen und waren zu 50% länger als ein Jahr 

arbeitslos. Bei den männlichen Angestellten gehörten ca. 22 % zu den untersten 

Leistungsgruppen IV und V, die 42 % der Arbeitslosen stellen und 39 % der über 

1 Jahr arbeitslosen Angestellten. Bei den Angestellten war die Dauerarbeitslosig- 

keit stärker auch auf die oberen LG’s verteilt. Bei den Frauen war zwar generell 

der Anteil der gering qualifizierten Arbeiter und Angestellten größer, die 
entsprechenden Arbeitslosenquoten dieser Gruppen aber nicht so überpropor- 

„ tional wie bei den Männern. 

d) Arbeitslosigkeit bedeutet auf der anderen Seite die Unmöglichkeit, zumindest 

kurzfristig selbst eine neue finden bzw. vom Arbeitsamt vermittelt zu 

werden. In der schlechtegf] schlagen verschiedene Faktoren 
durch: 

— die konjunkturelle: und sturkturelle Schrumpfung von Wirtschaftsbereichen, 

auf die die potentielle Beschäftigung der Arbeitslosen konzentriert ist. So 
waren im April 1968 ca.40 % der männlichen und 20% der weiblichen 
Arbeitslosen aus Mangel an Stellenangeb oten nicht vermittlungsfähig. 
Ein Teil dieser Arbeitslosigkeit könnte von den Arbeitslosen aus durch einen 
Umzug bzw. Pendlerarbeit aufgehoben werden. Die Bereitschaft dazu betrug 
durchschnittlich aber nur 14%, mehr bei den Männern und bei den 
Angestellten. Eine deutliche Altersgrenze lag bei 55 Jahren. 

— die veränderte Struktur des Arbeitsmarktes bezieht sich aber nicht nur auf 
Tätigkeitsinhalte, sondern auch auf die Eeistungsanforderungen. Dabei 
spielten die gesundheitlichen Einschränkungen (männl. Arb. 50°%, männl. 
Ang. 22%, weibl. Arb. 31%, weibl. Ang. 16%) insbesondere aufgrund 
körperlicher Überbelastung eine größere Rolle als der durchschnittliche 
Leistungsabbau mit zunehmendem Alter (männl. Arb. 35 %, männl. Ang. 
56 %, weibl. Arb. 20 %, weibl. Ang. 22 %). 

Die bestehende Sonderstellung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt zeigt sich in 

dem hohen Prozentsatz der Frauen, die ihre Arbeitsfähigkeit aufgrund 

familiärer Aufgaben einschränkten (35 %). Dementsprechend suchten 29 % 

der arbeitslosen Frauen eine Teilzeitstelle und waren damit überproportional 
repräsentiert 13,4 % aller weiblichen, abhängig Erwerbstätigen). 

zeu des Krisenmechanismus wirkt sich als Einschränkung 

> jeifsplatzessund des freiwilligen Arbeitsplatz- 

wechsels (der dann such mit Dunktuell en Verbesserungen verbunden sein wird) 

aus. Ein Indikator dafür ist der hohe Prozentsatz von Kündigungen durch den 

Unternehmer. (männl. Arb. 83 %, männl. Ang. 73 %, weibl. Arb. 67 %, weibl. 

Ang. 53 %). Besonders schwerwiegend wirkt sich dies für sehr lange im 

Unternehmen Beschäftigte aus (über 20 Jahre), deren Anteil bei Arbeitern und 

insbesondere Angestellten sehr hoch lag. Die Dauer der-Betriebszugehörigkeit 
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kann also nur: noch..in. geringem Maße als Garant von. Arbeitsplatzsicherheit 
angesehen werden. 

Bei Segen Unternehmerseite fallen folgende Schwerpunkte 
auf: 


a und Ratio gen . ngel; 
bei den männlichen‘ -Ängestellten ist die urchschnitiliche Bedertung von 
Rationalisierung höher und konzentriert sich gleichfalls auf. ältere Jahrgänge, die 
Bedeutung des Auftragsmangels ist durchschnittlich geringer und nur gering auf 
jüngere Angestellte konzentriert. 

Bei den weiblichen Arbeitern und Angestellten ist die Bedeutung der Rationali- 
sierung geringer und auch stärker auf die unteren. Jahrgänge verteilt. Die 
Begründung des Auftragsmangels- findet sich bei ziemlich ausgeglichener Vertei- 
lung häufiger bei den mittleren, 


D in ng aufgrund von gesundheitlichen u. a. 
Gründen den durchschnittlich zweitwichtigsten Kündigungsgrund ausmachte und 
‚sich mit ähnlicher Häufigkeit bei allen Altersgruppen findet. Dies bestätigt die 
"Annahme, daß neben der Altersarbeitslosigkeit Einschränkungen der Arbeitsfä- 


‚ higkeit zunehmend schon nach kürzerer Erwerbstätigkeit auftreten, d.h. 
. Arbeitsanforderungen und Arbeitsfähigkeit/Reproduktionszwänge zunehmend 
 „auseinanderfallen. 

Fein gibt _ der geringe: Anteil der ‚Kündigungen ‚aufgrund«man 


: Tendenz zur "Höhernmlifiketian, die insbesondere über die.älteren-Beschäftigten 
: Hinweggehe, zumindest als Kündigungsgrund kaum existiert. Er deutet-eher. auf 
. eine Überqualifikation und die Dominanz der‘Akkumulationsbewegung und der 
; Entwicklung der organischen Zusammensetzung hin. 


TABELLE XIV: 


Männliche Arbeitslose Ende April 1968 (ohne „Sonstige“ und Ausländer), gegliedert nach dem sozialversicherungsrechtlichen 
Status, Alteragruppen und dem Grund für die Lösung des letzten Arbeitsverhältnisses (in v. H.) 


Grund für die Lösung 
des letzten Ärbeits- 
verhältnisses 


Saisonschluß 
Betriebsstillegung 
Betriebsverlagerung 
Rationalisierung 


Arbeits-, 
Auftragsmangel 


fachliche Nichteignung 


Nichteignung aug ge- 
sundheitlichen oder 
anderen Gründen 


sonstige Ursachen 
nicht bekannt 


Summe 
Zahl der Fälle 
Hochrechnung 


Sozialversicherungsrechtlicher Status / Ältersgruppen 


Arbeiter Angestellte 
\ 4 
eıele ee ee IE 

SEIEN 2:3'3'3135 

En 3 2 |, = 3 3 2 8 = 

SIE ar E IE IS En 

a |Ssı|s|s5 le: ja's s'5ı,|$5|5 

sı2|2|23 318,53 3:23,3|8|% 

a |2ı838|8|8, = D 0 83,8,8:!8ı= £ 
73 
8.3 
1,0: 
20,1 
26,5 
2,8 
19,7 
11,6 
2,7 

100,0 | 100.0 | 100,0 | 100.0| 100,0) 100.0 100.0 | 100.0, 100.0: 100,0; 100,0 100,0 

2168| 742| 737| 1532| 496, 5675| 2190| 883: 7201 1848| 622 11918 | 

66 000 22.600 ba 400 46 600 |15 100 |172 700 |11 100] 4400; 3 700° a 3.200 :31 700 [204 400 | 

| 


Zahl der Fälle 


11918 


Weibliche Arbeitslose Ende April 1968 (ohne „Sonstige* und Ausländerinnen), gegliedert nach dem sozialveraicherungsrecht- 
lichen Status, Altersgruppen und dem Grund für die Lösung des letzten Arbeitsverhältnisses (in v. H.) 


Grund für die Lösung 
des letzten Arbeits- 
verhältnisses 


Saisonschluß 
Betriebsstillegung 
Betriebsverlagerung 
Rationalisierung 


Arbeits-, 
Auftragsmange! 


fachliche Nichteignung 


Nichteignung aus ge- 
sundheitlichen oder 
anderen Gründen 


sonstige Ursachen 


nicht bekannt 


Summe 
Zahl der Fälle 


Hochrechnung 


Quelle: Hofbauer,H. u.a.,Materialien zur Arbeitslosigkeit 


Sozialversicherungsrechtlicher Status / Altersgruppen 


Arbeiterinnen Angestellte 
i T 
eıie oo Ieıele 
© S Ss 5 5 2 | 3 : zı\ 5 
£ > 7? a 2 c == en er = 
sin 8 8 = aln|leıe|=- 
1n u Fe u Oo un | FR Fe Fr D 
= 2 2 2 5 = a er - g 2 5 = - 
8 5 | 5 © 5 85:5 5 o 5 S 
slalais 5, 8|5:8|3|215[8|8 
F-- i Pe} i [> 
ale.nie 8: 2|äie|sjesı 8, 2): 
77) 7 128: 124° 124, 98| 106, 141; 152; 18,9) 248| 1265| 11,3 
| 
46) 73 75, 82 5,8 6.0 38; 66) 70) 87 4,6 4,9 5,4 
13) 2,3 2,8 0,5 _ 1,6 1.2 | 2:11.22 11 _ 1,4 1,5 
1 88| 971 1161 73: 83| 94° 182| 235| 21.0| 144) 132] 108 
| I 
270) 30,01 27,9 44 270 284 124: 158| 1356| 145 8,51 13,1 20,5 
3,0 2,3 | 131.05 0,7 2.3 3,2 2.8 34| 1,7 —_ 3.0 2.7 
| 
21.0! 276: 281, 262. 293 2a1| 152: 259| 240| 2121 281] 187| 21,3 
24,9 85, 77 54 153 169] 405: 131 i 9,1 11,1 20,3| 30,2} 23,8 
3,4 15| 2,2 0.8 2,2 2,6 3,7 14! 201 18: Yıal 29 2,7 
100,0 100,0; 100.0. 100,0: 100,0 100,0 | 1000| 100,0 | 100,0 | 100,0 | 100,0] 100,0 
1151| 763: 611, 137: 5626 3879| 1007] 558 | 461 153 | 6 078 |i1 704 
30.000 I11 700 7700 ı 6200 : 1 400 57 000 19 700 | 5200! 2.800 2 300 800 |30 800 187 800 


Zahl der Fälle 


11704 


älterer Arbeitnehmer in der Bundes- 


republik Deutschland,in: Mitteilungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor - 
schung, 1968,Nr. 5,5. 364 f. 


u; 


Die Kündigung von älteren Arbeitern und Angestellten scheint sich. mehr. auf.ihre 

verringerte „ ‚physische u 

qualifikatorische. Mängel aufgrund des technisch- Seanalorischen F Ortschritts: 

Ihre mehrheitliche Kündigung bei Rationalisierungen und Freisetzungen ist 

weniger durch die damit verbunden qualifikatorischen Veränderungen als darin 

begründet, daß bei solchen Umstellungen arbeitsrechtliche und soziale Gesichts- 
punkte stärker als bei Auftragsmangel zurücktreten und mit den Umstellungen 
häufig Intensivierungen (und auch Umqualifizierungen) verbunden sind. 

Generell zeichnet sich schon in der Krise 1966/67 die zunehmende Bedeutung 
„von Rationalisierungenim: ‚Angestelltenbereich. ab. 
9 Die oben langfristig analysierte Tendenz der Verepgyr 
und der entsprechenden Notwendigkeit:des@B hisels 
1966/67er Krise nachweisen. Bei den Arbeitsaufnahmen zwischen Mai und Juli 
1968 war der Berufsklassenwechsel besonders häufig bei Metallerzeugern und 
-bearbeitern, Bergleuten, Hilfsarbeitern, Buchhaltern, Bergbautechnikern und 
Handelsvertretern. Ein Wechsel ..der Berufsabteilung fand besonders häufig bei 
Transportwerkern, Bergbauingenieuren, Wächtern, Bergleuten, Hilfsarbeitern, 
Handelsvertretern und Versicherungskaufleuten statt.(36) 


mmter Berufsfelder 


3.2.3 Die Zwischenkrise 1971/72 


5 600 ih ee een a richt hatte und die zu einer verstärkten 
Abwanderung in andere Wirtschaftsbereiche führte: 


TABELLE XV: Prozentuale Zu- bzw. Abnahme der abhängig Beschäftigten in den Wirtschafts- 
bereichen 
Wirtschaftsbereich 1969 1970 1971 1972 


Land- und Forstwirtschaft — 5,1 
Produzierendes Gewerbe + 3,8 
Handel und Verkehr + 1,4 
Dienstleistungen #159 
insgesamt 2,7 


Handel und Verkehr weiten.sich erstmals seit 1965 wieder beträchtlich aus und der 
Dienstleistungsbereich bestätigt sich als am kontinuierlichsten und umfassendsten 
wachsender Wirtschaftsbereich. Der langsame Beschäftigungsabbau im produzieren- 


36) Vgl. Hofbauer u.a. Materialien zur Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland. Ergebnisse aus einer Erhebung im Frühjahr 1968, in: 
Mitteilungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 5/1968, S. 383. 
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den Gewerbe zeigt dabei auch noch nicht den Substitutionsprozeß zwischen 
deutschen und ausländischen Arbeitern, der in diesem Wirtschaftszweig — neben 
dem Baugewerbe, wo zwischen 1967 und 1971 320 000 Einheimische abgingen und 
250 000 ausländische Arbeiter zusätzlich beschäftigt wurden, was die Ausländer- 
quote auf das Dreifache = 22,4 % erhöhte — am intensivsten wirkt. Im Jahresdurch- 
schnitt 1972 erhöhte sich die Ausländerzahl weiterhin um ca. 150 000 (SVG 72, 
S.53). 

Das zweite längerfristige Phänomen. ist. das dangfr: 4 a 
Arbeitslosigkeit-seit" 1970 Die Krise 1971/72 wirkte ch Ehe sch so Sure in einer 
sprunghaften Erhöhung der Arbeitslosenziffern aus: so stieg die Arbeitslosenguöte 
im Januar/Februar 1972 auf ein Maximum von 1,7%, was gegenüber den 
Vorjahresmonaten aber nur eine Zunahme um 0,4 bedeutete; vielmehr wurde die 
Rezession durch ein sprunghaftes Ansteigen der Kurzarbeit aufgefangen: die Zahl 
der Kurzarbeiter stieg von 37 000 im September 1971 sprunghaft auf 411 000 im 
Dezember 1971 und sank dann wieder relativ schnell ab. (37) Die am stärksten 
betroffenen Wirtschaftsgruppen waren (Dezember 1971): 


TABELLE XVI: Kurzarbeiter nach Wirtschaftszweigen im Dezember 1971 


Maschinen-, Stahl- und Fahrzeugbau 211 000 
Eisen- und Metallgewinnung 56 000 
Eisen-, Stahl- und Metallwarenherstellung 37 000 
Elektrotechnik 33 000 


Quelle: Konjunkturreport 1967-1972, Netz-Verlag, Berlin, 1972, S. 60 ff. 


Noch zwei Punkte zur Ausländerbeschäftigung in der Krise: durch Rotation und 
Saisonarbeit. reagiert diese Beschäftigtengruppe intensiv auf Konjunkturschwankun- 
gen, was zwischen September 1971 und Januar 1972. zu einem. Rückgang um 
ca. 110 000. ausländischer Arbeiter. führte, obwohl ihre Zahl im Jahresdurchschnitt 
zunahm, 

Die Krisensituation beeinflußt durchaus die Verteilung der ausländischen 
Arbeiter auf die Wirtschaftsgruppen: während zwischen Januar 1971 und Januar 
1973 der höchste absolute Anstieg der Ausländerzahlen im Baugewerbe (+ 94 400), 
verarbeitenden Gewerbe (+ 86 200) und Eisen- und Metallerzeugung und -verarbei- 
tung (+ 59 800) stattfand, waren die relativen Zuwächse im tertiären Sektor am 
ausgeprägtesten: Handel, Geld und Versicherung (+ 47,7%), private Dienst- 
leistungen (+ 40,1 %) und öffentlicher Dienst (+ 40,1 %). Die stärksten konjunktu- 
rellen Verringerungen der Ausländerbeschäftigung betrafen den Straßenfahrzeugbau 
sowie Maschinen-, Apparate- und Armaturenbau (übereinstimmend mit Höhe der 
Kurzarbeit). (38) 


37) Darunter 230 000 Kurzarbeiter aufgrund der Arbeitskräfte in Nordbaden-Nordwürttem- 
berg. 
38) Bundesanstalt für Arbeit, Ausländische Arbeitnehmer 1972/73, Nürnberg, S. 11 ff. 


73 


uktursder Arbeitslosen soll für den. Dezember. 197 analysiert werden, 
in dem die „Arbeitslosenquote ihren. Höhepunkt .erreichte, obwohl dabei zwei 
Einschränkungen zu machen sind: durch den milden Winter verringerte sich die 
Zahl. der Arbeitslosen in den Außenberufen unterdurchschnittlich und durch die 
Arbeitskämpfe. in.der Metallyerarbeitung in Nordbaden-Nordwürttemberg entstan- 
den leichte Verschiebungen. 


TABELLE XVII: 
Die Berufsabschnitte mit der höchsten Zahl an offenen Stellen 
Ende Dezember 1971 


in Yo 
Berufabschnitt ins- aller offenen darunter 
gesamt Stellen Frauen 
1. Organisations-, Verwaltungs- 
und Büroberufe 53 480 12,2 40 517 
2. Schlosser, Mechaniker 
und zugeordnete Berufe 50 100 11,4 587 
3. Bauberufe 32 980 7,5 11 
4. Warenkaufleute 26 111 6,0 17414 
5. Textil- und 
Bekleidungsberufe 22 149 5,1 18 157 
6. Reinigungsberufe 20 030 4,6 17 717 
7. Elektriker 19 411 4,4 568 
8. Ernährungsberufe 18 384 4,2 9 341 
9. Gesundheitsdienstberufe 16 666 3,8 14 952 
10. Metallerzeuger, -bearbeiter 15 451 3:5 756 
11. Hauswirtschaftliche Berufe 13 590 3,1 13 482 
12. Verkehrsberufe 12.192 2,8 1 264 
13. Montierer und Metall- 
hilfsarbeiter 11 078 2,5 4 116 
14. Tischler, Modellbauer 11 072 2,5 57 


Vierzehn Berufsabschnitte 
zusammen 73,6 


Quelle: Amtliche Nachrichten Heft 2/1972 


Die Berafsstrukturder Arbeitslosen hatte sich danach gegenüber 1967 kaum 
. verschoben. Gleichzeitig kam die hohe: Konjunkturreagibilität bestimmter. Berufs- 
gruppen durch ihren überdurchschnittlichen Zuwachs an Arbeitslosen Dezember 
1970/Dezember 1971 ähnlich.wie 1967.zum Ausdruck: 


 — Metall-und Elektrikerberufe + 125% 
— Maschinisten + 108 % 
— Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter + 86% 
— Bau- und Bauausstattungsberufe + 73% 
— Arbeitskräfte mit nicht best. Beruf + 65% Die Arbeitslosigkeit 


traf wieder besonders stark die ungelernten: Arbeiter (hier „berufsfachlich ausgerich- 
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tete Helfer und allgemeine Hilfsarbeiter‘) mit einem Anstieg um 100% von 
September/Dezember 1971 (Durchschnitt 84 %). Bei berufsfachlicher Kennzeich- 
nung standen Montierer und Metallhilfsarbeiter, Bauberufe, Lager- und Transport- 
arbeiter an der Spitze. 

In der #£sionalen»Werteilung der Arbeitslosigkeit lagen wie in der 67er Krise 
Nordbayern, Niedersachsen-Bremen und Südbayern an der Spitze. 

"Die Arbeitslösigkeit (39) verschob sich in der Krise weiter- zugunsten-der 
Arbeiter gegenüber.den. Angestellten. Ihr "Anteil an allen Arbeitslosen erhöhte sich ' 
von September 1969 = 67,1 %, September 1970 = 67,0 % auf 69,4 % im September 
1971. Diese Entwicklung wurde besonders auf dem Teilarbeitsmarkt für Frauen 
deutlich, wo sich der Anteil der Arbeiterinnen von 55,4 % über 61,2 % auf 65,5 % 
erhöhte. 

In der durchschnittlichen Dauer der Arbeitslosigkeit ergab sich bei den 
männlichen Arbeitslosen ein überdruchschnittlicher Rückgang der langfristigen 
Arbeitslosigkeit und eine starke Zunahme der kurzfristigen ünter 3'Mofßäten — bei 
den männlichen Arigestelften weniger ausgeprägt. Da der längerfristige Umschwung 
auf dem Arbeitsmarkt bereits Mitte 1970 eingesetzt hatte und am ehesten gering 
qualifizierte Frauenarbeiten betroffen hatte, ergab sich insbesondere bei den 
angestellten Frauen auch ein leichter. Anstieg. der längerandauernden Arbeitslosig- 
keit. Der Schwerpunkt der Dauer der ze lag bei ihnen höher als bei 
den Männern (zwischen 3 Monaten ünd 1’ Jahr): 

 " Tn..der.-Abschwungphase- selbst: liegt das Schwergewicht der Zunahme: der 
Arbeitslosigkeit bei den jüngeren und mittleren Jahrgängen. 


TABELLE XVHI: Arbeitslosenquoten der Altersgruppen 


Fahre September 1970 September 1971 September 1972 
Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen 

unter 25 0,2 0,6 0,4 0,9 0,6 1,1 
25 bis unter 35 0,2 0,7 0,3 1] 0,5 1:3 
35 bis unter 45 0,2 0,6 0,3 11 0,4 1,2 
45 bis unter 55 0,3 0,6 0,4 1,0 0,6 1:2 
55 bis unter 65 1,1 0,9 1,4 1,3 _ En 
65 und älter 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 


Damit lag die Arbeitslosigkeit bei den älteren Jahrgängen immer noch außerorden- 
tlich hoch, der Anteil der 20-45Jährigen stieg aber von 34,5 % auf 40,6 %, 
während der der 60-65Jährigen von 16,4 % auf 12,4% zurückging. Dies galt in 
ähnlichem Maß für männliche und weibliche Arbeiter und Angestellte. 

Die eindeutige Korrelation ‘zwischen Alter und’ Bauer ‘der Arbeitslosigkeit 
blieb erhalten; der Rückgang von alten, dauerarbeitsiosen Männern ist auf 
vorgezogenes Altersruhegeld etc. zurückzuführen. | 


39) Vgl. Die Arbeitslosen Ende September 1971 nach Altersgruppen, nach der Dauer der 
Arbeitslosigkeit und nach anderen Merkmalen, in: ANBA 1/1972, S. 100 ff. 
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32.4 Das „Zwischenhoch“ 1972/73: 


Die Vorgänge auf dem Arbeitsmarkt für diese Phase sollen nur kurz beschrieben 

werden, um auf einige langfristige Entwicklungen aufmerksam zu machen: 

a) Die konjunkturelle Erholung machte sich auf dem Arbeitsmarkt zwar.als- fast 
vollständiger Rückgang.der Kurzarbeit bemerkbar, aber nicht in einem Rückgang 
der Arbeitslosigkeit ; sie lag für September 1971/72 um nochmals 30 % höher: 


TABELLE XIX: 


Zur Entwicklung der Lage 
auf dem Arbeitsmarkt 


Ursprungswert um Saisonbereinigte 
ahlen 


Tased Arbeitslose 
= | 


1969 1970 1971 1972 
Quelle: Amtliche Nachrichten,Heft 1/1973,8. 9 " 


b) Der Abschwung 1971/72 wirkte sich mit einer zeitlichen Verschiebung im 
tertiären Sektor und in den Angestelltenberufen aus und verstärkte eine 
generellere Tendenz zu erhöhter Arbeitsplatzunsicherheit in diesen Bereichen. So 
waren im Dezember 1972 die Berufsgruppen mit der höchsten Zunahme an 
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Arbeitslosen ö 


— «Techniker r.73% 
— ‚Ingenieure, Chemiker, Physiker, Mathem. + 55% 
— Sozial- und Erziehungsberufe + 50% 
— Gesundheitsberufe + 45% 


— ÖOrganisations-, Verwaltungs- und Bürob. + 40% 
Im Gegensatz dazu nahm ..die.Arbeitstosigkeit in. den. am. stärksten von der Krise 
betroffenen Bau-, Metall- und. Elektrikerberufen..um..21..bzw. 13 % ab. Diese 
Umstrukturierung zeigte sich auch daran, daß sich Anteil der Angestellten bei 
den Männern geringfügig von 26,5 % auf 27,7 % und bei den Frauen beachtlich 
von 34,5 % auf 40,2 % erhöhte. 
Die Arbeitslosigkeit dehnt sich langfristig auch auf höher qualifizierte Tätigkeiten ' 
und-bisher völlig arbeitsplatzsichere Beschäftigungsbereiche aus. 
Dies veränderte allerdings die Gesamtverteilung der Arbeitslosen auf die 
Berufsgruppen bisher nur geringfügig: 


TABELLE XX: 


Die Berufsabschnitte mit der höchsten Zahl an Arbeitslosen 
Ende Dezember 1972 


In % 
Berufsabschnitt ins- aller Arbeits- darunter 
gesamt losen Frauen 
1. Organisations-, Verwaltungs- 
und Büroberufe 31 873 11,4 20 648 
2. Bauberufe 20 145 2: 3 13 
3. Hilfsarbeiter ohne 
nähere Tätigkeitsangabe 19 895 7,1 6 480 
4. Lagerverwalter, Lager- und 
Transportarbeiter 16 305 5,8 1 634 
5. Warenkaufleute 16 082 5,8 11 281 
6. Montierer und Metall- 
hilfsarbeiter 14 541 5,2 7945 
7. Schlosser, Mechaniker und 
zugeordnete Berufe 11410 4,1 1 428 
8. Textil- und Bekleidungsberufe 10 745 3,8 9 786 
9. Reinigungsberufe 9251 3,3 7710 
10. Verkehrsberufe 8 766 3,1 990 
11. Warenprüfer, Versand- 
fertigmacher 8 374 3,0 6 874 
12. Ernährungsberufe 8 358 3,0 5270 
13. Pflanzenbauer, Tierzüchter, 
Fischereiberufe 6 965 2:5 3 435 
14. Metallerzeuger, -bearbeiter 6 719 2,4 1451 
15. Ordnungs- und Sicher- 
heitsberufe 6 079 2.2 649 
Fünfzehn Berufsabschnitte 
zusammen 69,9 


Quelle: ANBA 2/73,8. 81 
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Gegenüber Dezember 1971 ist der gestiegene Anteil der Organisations-, Verwal- 
tungs- und Büroberufe am auffälligsten. Der Anteil der Berufe des verarbeitenden 
‚Gewerbes ist durchschnittlich leicht zurückgegangen (vgl. S. 40). 

c) Entgegen der bisher festgestellten Tendenz, daß in der Aufschwungphase der 
Anteil der älteren Arbeitslosen zunimmt, weil ihre strukturellen Beschäftigungs- 
hindernisse dann gegenüber den verbesserten Beschäftigungsmöglichkeiten der 

_ jüngeren stärker zum Ausdruck kommen, hat. sich .die. Arbeitslosigkeit in den 

unteren Altersgruppen noch -am meisten erhöht: 


TABELLE XXI: 


Arbeitslose Frauen nach Altersgruppen Ende September 1972 Arbeitslose Manner nach Altersnruppen Ende September 1972 


Insgesamt darunter Angestalite Insgesamt darunter Angestellte 
1972 mehr (+) 192 mehr (+) 1972 mehr (+) 1972 mehr (+} 
Alter sis 197 als 1971 Alter : als 197) 
ın jahren t absolut %a absolut ı E ın Jahren absolut /o absolut absolut ©; " 


„unter 20 9697 + 21483 +285 BA unter 20 5804 + 1624 +38.9 746 + 238 +46.9 
20 bis unter 25 14476 + 3099 +272 2 5 Zltıs unter25 8596 + 2701 +458 3242 +:3093 +67,2 
25 bis unter 35 22113 + 3000 +157 #08 | 25bisunter 35 17591 + 5492 +456 7680 +2791 +571 
35 bis unter 45 16822 + 2225 +152 “ 35 bıs unter 45 14727 + 3906 +36,1 3714 +1029 +38,3 
45 bis unter 55 16613 + 3696 +28.0 ’ 455 45 bis unter 55 13683 + 3911 +40,0 33973 + 901 +36,4 
55bisunter60 773 + 1031 +15.4 27.2555 bis unter 60 11473 + 2701 +308 2348 7 488 +26,2 
60 bis unter 65 A646 + 938 +25.3 “225 60 bis unter 65 30097 +11320 +60.3 7067 +2808 +659 
65 und alter 108 + 

+ 


12 +125 20 65 und älter Si + 176 +482 175 + 59 +50,9 


„ Zusammen 92 208 +21,1 37.063 41, Zusammen 102452 +91831 +451 28345 +9617 +51,4 


Quelle: Die Arbeitslosen Ende September 1972 nach dem Alter und Dauer der a 
in: ANBA 3/1973, 8.174 


‚Während das Problem der: Altersarbeitslosigkeit sich weiterhin kaum vermindert 
‚stellt (vgl. die staatlichen und betrieblichen Übergangsmaßnahmen), zeichnete 
sich (erstmalig). auch eine ausgeprägtere,.längerfristige Arbeitslosigkeit, insbeson- 
dere bei den männlichen Arbeitern und Angestellten ünter 35’ab. Denn auch die 
durchschnittliche Dauer der- Arbeitslosigkeit nahm zu, auch bei den unteren 
Jahrgängen: der Anteil der unter 25Jährigen, die weniger als 3 Monate arbeitslos 
waren, sank von 91,8 % auf 88,4 %, der 3 Monate bis 1 Jahr Arbeitslosen stieg 
von 7,6% auf 10,8 %. Die entsprechenden Zahlen für die Altersgruppe 25-35 
sind: 16,9 % auf 20,8 %. Auch die Arbeitslosigkeit über 1 Jahr war insbesondere 
bei den weiblichen Arbeiterinnen angestiegen. 


3.2.5 Die Krise-ab Herbst 1973., 

Überfluß von Kapital bei Überfluß von Arbeiterbevölkerung 
Mit dem Abschwung seit 1973 setzte die schwerste Beschäftigungskrise seit 
Bestehen der BRD ein. Sie führte zu einer längerfristigen Arbeitslosenzahl von über 
einer Million und es bestehen bisher kaum Anzeichen dafür, daß sie in der nächsten 


Zeit entscheidend abgebaut werden kann. Selbst die offiziösen Konjunkturfor- 
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schungsinstitute rechnen für die nächsten Jahre mit einer „Bodensatz“-Arbeitslösig- 


zum Frühjahr 1976. 


mit: Prozessen derf 

internationaler Konkt 

menden Verkoppelung nationaler Konjunkturbewegungen zu einer Weltmarktkon- 

jenktur. 

INBELEESRIT: VERÄNDERUNG DER BESCHÄFTIGUNG *) 
gegenüber dem Vorquartal 

+ Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren. 


Tausend Personen 
120 


Gesamte Wirtschaft | 


Quelle: DIW-Wochenbericht Nr. 27/75, 8. 212 
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Wie in dem Kapitel über die a Ursac] N a Arbeit osipreit ‘© 


rozesse verstärken sich aufgrund einer zuneh- 


Die Kerringerung der Beschäftigtenzahten seit Frühjahr 1973 weist eini Besonder’> 
heiten .auf, die erklären, warum diese Krise einerseits breiter und langanhaltender 
auf die Beschäftigung wirkt, andererseits die Auswirkungen auf die Beschäftigten in 
der BRD im internationalen Vergleich relativ gedämpft sind: 
a) Die Verteilung der Beschäftigten-auf.die-Wi tschaftsbereiche hatte sich bisher so 
„entwickelt, daß tark abnehmenden Bereichen 'änige Ontinuierlich wachsende —., 
Wirtschaftsbereiche ‚gegenübergestanden haben. Allmählich "abnehmende Be" 
‚reiche waren vor allem die Textil-, Bekleidungs-, Schuh- und Lederwarenindu- 
strie. Überdies begann auch bereits ein Teil der Verbrauchsgüterindustrien zu 
‘stagnieren. Zum anderen konnten sowohl die Investitionsgüterindustrie als auch 
‚vor allem die Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie noch weiter expandie- 
ren. Dies war vor allem durch die günstigen Exportchancen und den Weltmarkt- 
‚absatz bedingt. (Im ökonomischen Teil wurde auch bereits darauf hingewiesen, 
daß der Einbruch in der Investitionsgüterindustrie noch dadurch hinausgezögert 
‚wurde, daß die Exporte bis 1974 noch zunahmen). Andere, stagnierende und 
‘plötzlich abfallende Bereiche — wie vor allem die Bau- und Automobilindu- 
strie — verstärkten aber bereits die Arbeitslosigkeit im Laufe des Jahres 1973. 
Trat nun schon durch die Verringerung der Zahl der Beschäftigten in der 
Industrie seit 1970 eine wesentliche Veränderung ein, so mußte die Verengung 
der bisherigen Aufnahmebereiche seit 1973 einen entscheidenden Stau für die 
Neu- und Wiederbeschäftigung von Arbeitskräften bedeuten. Wie aus der 
j folgenden Tabelle ersichtlich wird, nehmen die Beschäftigungszahlen in den 2 
: Bereichen HandelfVerkehr: und private‘ Dienstleistungen erstmals. in größerem 
: Umfang ab, nur.:der öffentliche 'Dienst- kann noch‘ bestimmte Zuwachsraten 


: halten. ee 
eI Ch, BL ACH 


FR 
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TABELLE XX1IJI: Veränderung der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer in den’ Wirtschaftsbereichen gegenüber dem Vorjahr in % 


Wirtschaftsbereich 


Land- und Forstwirtschaft 


Bergbau 

Energiewirtschaft 

Grundstoff- und Produktions- 
güterindustrie 

Investitionsgüterindustrie 

Verbrauchsgüterindustrie 

Nahrungs- und Genußmittelin- 
dustrie 


Industrie, gesamt 
Handwerk u. sonst. Kleinbetriebe 
Baugewerbe 


Produzierendes Gewerbe 


Handel 
Verkehr 


Handel und Verkehr 

Öffentlicher Dienst 

Geld-, Bank- und Versicherungs- 
wesen 

Gaststättenwesen 

Häusliche Dienste 

Dienstleistungshandwerk 

Sonstige Dienstleistungen 


Dienstleistungen, gesamt 
Insgesamt 


I 
— 2,2 


— 8,8 
0,5 


— 0,6 
0,1 
— 0,9 
— 0,8 
— 0,7 
0,5 
0,9 
— 0,3 
0,3 
1,7 
0,8 
2,5 
253 


1,4. 


= 1,1 
1,5 
1,8 


2,1 
0,5 


II 
-- 2,3 


7,7 
1,0 


0,2 
1,4 
— 1,1 
— 0,8 
0,1 
0,6 
— 2,3 
— 0,2 
0,6 
1,5 
0,9 
2,3 
2,5 
1,3 
11 
1,2 
1,7 
1,9 
0,5 


1973 
I 

32 
27,5 

0,9 

0,7 

2,4 

>53 
0,4 

0,6 


0,3 
— 3,0 


0,0 


0,8 
1,3 


1,0 
1,9 
2,3 


1,1 
—L1 
1,5 
1,4 
1,6 


0,6 


IV 
— 22 


— 6,9 
0,9 


0,8 
2,8 
— 2,8 
—- 0,2 
0,6 
0,0 
— 3,7 
— 0,2 


0,4 
0,8 


0,3 


I 
-1,9 


— 6,0 
0,9 


- 0,4 

17 
4,8 
14 
-0,7 


— 0,4 
— 6,9 


— 1,6 


0,2 
0,4 


0,3 
i,4 
1,5 


0,8 
— 11 
1,0 
1,1 
1,2 
— 0,5 


II 
— 2,1 


— 4,9 
0,5 


12 


en 1,5 


1974 
I 
— 1,9 
- 2,7 
0,5 
- 2,0 


— 1,2 
— 6,9 


— 3,5 
— 2,8 


=14 
12,7 


a3 


— 2,3 
— 0,3 


— 1,6 
2,4 
1,2 


0,0 
- 1,2 


— 2,2 


Quelle: DIW-Wochenberichte 29/73, 41/73, 3/74, 14/74, 29/74, 40/74, 3/75, 14—15/75 und 27/75 


IV 


1975 
II 


-4,1 


.„ D.h., daß im Gegensatz zu den vorangegangenen Abschwungsphasen be. 
: verstärkter Freisetzung in den abnehmenden und stagnierenden Wirtschaftsbe- 
. reichen die zusätzliche Aufnahme von Arbeitskräften im tertiären Sektor nicht 
mehr. funktioniert. Da die Umsetzung: ‚zwischen den Wirtschaftsbereichen 
: weitgehend blockiert ist, die Zahl der beschäftigten Arbeitskräfte stark sinkt, 
_ müssen Mechanismen verstärkt wirksam werden, die die Differenz zwischen 

Arbeitspotential und realer Beschäftigung mit anderen Mitteln zu bewältigen 


suchen (vgl. c). 

(sie Absehwächung von Produktion und Beschäftigung setzte in den verschiede- 
nen. Sektoren der verarbeitenden Industrie zu unterschiedlichen Zeitpunkten mit 
unterschiedlicher Stärke ein. Die Zunahme der Arbeitslosigkeit vollzog sich 

IM anfangs aufgrund der Kontraktion der Konsumgüter, der Nahrungs- und 

Ah’ Genußmittelindustrie, neben den oben beschriebenen, umfassenden Einschrän- 
ungen im Baugewerbe und dem Straßenfahrzeugbau. „Aus Konjunkturellen, 
Ar auch aus strukturellen nd.mit.den Außenwert der DM Bo 


> 


h 


Öl ng. 1973" i eine deutliche 
Produktionsabschwächung zu "Tegistrieren. Die ern reagierten sofort, 
wenngleich zunächst noch verhalten, mit Herabsetzung ihrer Beschäftigtenzahl. 
Gleichzeitig sank die Zahl der Überstunden, die 1971 und 1972 überdurchschnit- 
tliche Steigerungen der Produktionsergebnisse je Beschäftigten möglich gemacht 
hatte, sodaß 1973 kaum ‚noch _ eine Zunahme der Beschäftigtenproduktivität 
erzielt wurde. Als sich im Jahresverlauf der Nachfragerückgang deutlich 
verstärkte, wurde auch die Zahl der Beschäftigten drastisch verringert; seit Ende 
1973 werden per Saldo in jedem Vierteljahr zwischen 32 000 und 45 000 
Personen freigesetzt. Aufgrund dieser Beschäftigungspolitik gelang. es den 
Verbrauchsgüterindustrien bis in die. jüngste: Zeit, Produktivitätsfortschritte zu 
realisieren und damit den Kostensteigerungen entgegenzuwirken. Dieser Indu- 
striebereich verfügt damit auch kaum über Arbeitskräftereserven; bei einer 
konjunkturellen Belebung müssen hier frühzeitig Arbeitskräfte eingestellt wer- 


‚Anders dagegen im Bereiz ı der&zun Koh / 
“- „ergaben sich Beschäftigungseinbuße f > 
Zusammenhang mit der Erdölkrise. Bed to den Abschwächung des 
Produktionswachstums kam es zu weiteren Freisetzungen von Arbeitskräften. 
Bis Mitte vergangenen Jahres gelang es. ... jedoch, Produktivitätssteigerungen .. 
von 6 % zu erzielen. Erst als im 2. Halbjahr 1974. die Produktion — vor allem in 
der chemischen Industrie — drastisch sarık, verringerte sich die Produktionslei- 


40) Zur Beschäftigungsentwicklung in der Industrie der Bundesrepublik Deutschland, in: 
DIW-Wochenbericht 28/75, S. 230 f£., hier S. 231. 
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stung je Beschäftigten; im dritten Vierteljahr um 1,9 v.H. und in den letzten drei 
Monaten des vergangenen Jahres sogar um 4,4 v.H. 
Der Abschwung .der Produktion wurde gegen Ende des vergangenen Jahres 
verstärkt durch die kräftige Verringerung der Stahlnachfrage. Die Unternehmen 
reagierten zwar mit der Entlassung von Arbeitskräften — die Zahl der Beschäftig- 
ten nahm von Ende Dezember 1974 bis Ende März 1975 um 36 000 Personen 
ab — auch dadurch konnte indes nicht vermieden werden, daß das Produktions- 
ergebnis je Beschäftigten beschleunigt zurückging... . Diese Industrien können 
also die Produktion sehr schnell hochfahren und lange Zeit ohne zusätzliche 
. Arbeitskräfte expandieren. “(41) 
‘Bist An. ‘Jahr 1974 änderte sich die Situation für die‘J 2 
/ ürch einen nachlassenden en # Au: end 
der allgemein absinkenden Weltmarktkonjunktur — Kurzarbeit und ren 
vornehmen mußte. Der Maschinenbau’etwa begann ab Ende 1974 abzusinken. „Die 
Investitionsgüterindustrien erhöhten ihren Beschäftigtenstand das ganze Jahr 1973 
über.noch beträchtlich — vom Januar bis Dezember um rund 106 000 Personen. 
Obwohl auch die Produktion recht kräftig zunahm, wurden 1973 kaum Produk- 
tionssteigerungen erzielt, sieht man von den sich gegenseitig aufhebenden Sonder- 
entwicklungen im letzten Quartal 1973 und im ersten Quartal 1974 ab. Die Be- 
schäftigungspolitik hat sich zu Beginn des Jahres 1974 abrupt geändert: der.Be- 
schäftigtenstand wurde beschleunigt reduziert. Daneben wurde in verstärktem Maße 
"Kurzarbeit eingeführt; dies drückte sich in einem Rückgang der Produktionsleistung 
je Beschäftigten im Laufe des vergangenen Jahres aus. Besonders die Automobilin- 
dustrie hat Kurzarbeit Entlassungen vorgezogen, sei es aus sozialen Gründen oder in 
Erwartung einer Besserung der Lage auf ihren Absatzmärkten. Verstärkte Nachfrage 
„nach Kraftfahrzeugen hat dann auch im Frühjahr 1975 zu einem Produktionsanstieg 
- geführt und den Produktionsrückgang abgeschwächt. Insgesamt sind gegenwärtig im 
: Investitionsgüterbereich nicht so große Arbeitskräftereserven vorhanden wie im 
 Grundstoffsektor. Gleichwohl können die Investitionsgüterindustrien ihre Produk- 
- tionen kurzfristig um ein Sechstel erhöhen, ohne Beschäftigte einstellen zu müs- 


isen-,, 


:IQ . Vor allem scheint die Investi 
tionsgüterindustrie und hierv vor allem der Maschinenbau den Tiefpunkt der Krise 


noch nicht erreicht zu haben. 
Folglich werden sich die Schwerpunkte-der- Arbeitslosigkeit auf die. letztge- 


41) Ebenda., 
42) Ebenda, S. 232. 
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* Während “daher » Mitte‘ des. es 1975) ‘bereits die frühzeitig betroffenen 
i ; ‚Industriezweige wie die Verbrauchsgüterindustrien, Automobil- und Bau- sowigf; 
“auch. die Textilindustrie den Tiefpunkt der Krise arm den Grund sich . 


Hi ahme me. yon...Kurzarbeit und. Entlassungen in. den (Grundstof® und } 
„Stahl- „und Chemieindustrie) und in den} 


NEE 


ERS, 


nannten. Sektoren verschieben, was an der Entwicklung der Arbeitslosenquoten 
und der Zahl der Kurzarbeiter nach Branchen und Berufsgruppen verfolgt 
werden kann. (43) In der Abschwungphase rekrutierte sich die Zunahme der 
Arbeitslosen entsprechend der oben dargestellten Entwicklungsphasen in den 
Sektoren maßgeblich aus dem Baugewerbe, dem Straßenfahrzeugbau und dem 
Handel. 


TABELLE XXW: 


Zugang an Arbeitsiosen (Männer und Frauen) nach ausgewählten Wirtschaftszweigen 
Veränderung gegenüber 


Wirtschaftszweig Dezember 1973 November September 
absolut absolut % absolut %/o 

Bauhauptgewerbe 50 096 12.990 +56,0 + 36 457 + 267,3 
Dienstleistungen 22 296 - 6243 — 21,9 + 4179 + 23,1 
Bekleidung 8871 319 - 4] + 3862 + 77,1 
Elektrotechnik 6 184 FR 847 15,9 F 759 + 39,8 
Straßenfahrzeugbau 5216 + 1774 +51,5 H 2380 + 83,9 
Maschinenbau 4 542 77 a er Fr 965 7270 
Toxtil 4522 I 289 | 6,8 1543 + 51,8 
EBM Waren 3222 5 14 I 0,4 ! 967 + 42,9 
Chemie 2 295 | 33 | 16,9 I 85 + 61,6 
Metallerzcugung 1094 | 7 " 0,6 ) 151 + 16,0 
ubrige Wirtschaftszweiye 149 574 } 50 769 I 51,4 I 76 768 +105,4 
Zusammen 257912 I 65.323 133,9 ı 129 906 H101,5 


Quelle: ANBA 2/1974, S.83 


Dagegen sanken die Zuwachsraten an Arbeitslosen im ersten Quartal 1975 im 
Bereich der Grund- und’Röhstoffe sowie in Bereichen der Verbrauchsgüterindu- 
strien, die höchsten Anstiege gegenüber dem vorangegangenen Quartal entfielen 

“auf die Nahrungs-. und Genußmittelindustrie, Gebietskörperschaften und Sozial- 
versicherungen, Straßenfahrzeugbau und Bauhauptgewerbe, Kreditinstitute und 
Versicherungsgewerbe sowie die Metallerzeugung. Die Strukturkrisen im Bauge- 
werbe und im Straßenfahrzeugbau sind immer noch wesentlicher Bestandteil der 
Krise, die Kontraktionsbewegungen im tertiären Sektor haben sich verstärkt und 
auch schon als Folge der Krise sinkt die Beschäftigung in der Konsumgüterindus- 
trie rapide. (44) 


43) Genaue Daten über die Entwicklung der Arbeitslosigkeit nach Berufsgruppen findet sich 
in: Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsstatistik 1974, Nürberg 30.5.1975, S.68 f., 
ansonsten in den Monatsberichten der Bundesanstalt. 

44) Vgl. genauer: ANBA 6/75, S. 529 ff. 
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c) ind er BRD stehen in ae a Umfang als = anderen westlichen’Industrielän- 
dern Mechanismen zur Verfügung, die in der Lage sind, die Entlassungen von 


Beschäftigten _ sich nur. eingeschränkt als Massenarbeitslosigkeit auswirken zu 
lassen. Dazu gehört erstens das „Instrument“ :der Ausländerbeschäftigung, das 
die BRD in die Lage versetzt, entlassene Produktionsarbeiter kurzfristig in die 
Herkunftsländer abzuschieben und damit in Bezug auf diese Beschäftigten die 
Auswirkungen der Krise zu exportieren. Trotz des Anwerbestopps im November 
1973 gelingt. die ‚Abschiebung nur zögernd, da sich ein Teil der Ausländer 
aufgrund ihrer längeren Anwesenheit Rechte auf soziale Sicherung in der BRD 
erworben haben und die Rückkehr mit allen Mitteln zu verhindern suchen. Daher 
hat sich die Zahl der ausländischen Arbeiter in der BRD zwischen dem 
Höhepunkt der Ausländerbeschäftigung im September 1973 und dem September 
1974 „nur“ um 245 000, d.h. 9,4. % verrringert. Es muß angenommen werden, 
daß wegen des verstärkten Ablaufs von Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen, 
wegen des Auslaufens von Arbeitslosengeldzahlungen und aufgrund der ver- 
schärften Einstellungsbedingungen für ausländische Arbeiter (Einschränkung des 
Arbeitserlaubnisverfahrens durch Rundbrief der Bundesanstalt für Arbeit vom 
13.11.1974) die Zahl der zur Rückkehr gezwungenen Ausländer noch zugenom- 
men hat. 

Auch ein Teil der entlassenen einheimischen Arbeitskräfte_kann vom Arbeits- 
markt und damit auch vom ‚Anspruch auf! bestimm te Sozialleistungen im Fall der 


oa gebots me ker auf Arbeit auf dem Arbeitsmarkt acht geltend machen, 


-yom „Familieneinkommen leben, „welleriin solehe,..die verlängey 


HEISE der massenhaf- 

&: en be (45) 1974 entfielen 190 Mio. Arbeitsstunden durch Kurzarbeit, 
das waren 11 % des Rückgangs des Arbeitsvolumens. Im April 1975 lag die Zahl 
der Kurzarbeiter bei 900 000. Das entspräche einer Verminderung der Beschäf- 


Korm und chislichzend | Tbeitslesigkeit besteht in 


‚tigtenzahl um ca. 150 000. 

‚Trotz dieser Mechanismen der Verringerung der offiziellen Ktheitslosenzuhlen 
"hat die Krise zu bisher für unmöglich gehaltenen Arbeitslosenzahlen geführt und 
‚gleichzeitig die soziale Sicherung in der BRD materiell und ideologisch in eine 
‚Krise gebracht. | 


45) Vgl. MAB 1/75, S. 65 und ANBA 6/75, $S. 520. Zur zeitlichen Entwicklung der 


Kurzarbeiterzahlen nach Branchen vgl. Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsstatistik 1974, 
2.2.0.,8.186 f. 
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x ‚alhueTT * Tr alas 


Struktur der Arbeitslosen 


Bei der Analyse der Strukturdaten der Arbeitslosen sind insbesondere gegenüber der 
Krise 1966/67 wichtige Unterschiede festzustellen: (46) 


ee 


Obwohl der Anteil der Frauen an den Erwerbstäti en 2über die ana Zeit relativ 
konstant bei 35% lag, nahm der Anteil.der-E 
Gesamtarbeitslosigkeit stark zu. Sie stellten im ne 1973 s1, 5 % aller 
Arbeitslosen, während die Vergleichszahl für September 1966 nur 31,1 % betrug. 
Dabei nimmt.die Frauenarbeitslosigkeit in der Abschwungphase sehr schnell zu, 
vergrößert sich dann in der Krise aber langsamer ats bei den Männern. So stieg 
die Zahl der Arbeitslosen bei den Frauen zwischen September 1972/September 
1973 um 22,3 %, bei den Männern dagegen um 3,8 %. Im nächsten Jahresinter- 
vall September 1973/September 1974 stieg sie mit 137 % geringer als die Zahl 
der männlichen Arbeitslosen mit 171 %. Ein ähnlicher Verlauf war 1966/67 zu 
beobachten. 

Die Farenaibeitklodiskent konzentriert sich ‘auf wenige Berufe. Von allen 
arbeitslosen Frauen entfielen im Mai 1974 auf folgende Berufe: 

— Bürofach- und Bürohilfskräfte 20,5% 


Fr — Warenkaufleute 18,1 % 


Textilarbeiterinnen 9,8% 

— Reinigungsberufe 8,2% 
Diese Daten geben bereits Hinweise darauf, an welchen Bedingungen sich die 
Frauenarbeitslosigkeit festmacht. Die Beurteilung dieser Bedingungen darf 
allerdings nur von dem Ausgangspunkt her geschehen, daß sich das Kapital 
. seine Reservearmee produziert und bestimmte Beschäftigtengruppen aus dem 
. Produktionsprozeß herausselektiert. Arbeitslosigkeit entsteht. folglich. nicht, 


“ . weil Frauen z.B. eine niedrige. Durchschnittsqualifikation und eine geringe 


. regionale Mobilität haben, sondern weil die aus ökonomischen Zwängen, im 
. Sinne der Kapitalverwertung notwendigen Einschränkungen der Produktion, 
: Rationalisierungen und Unternehmenskonzentrationen soziale und betrieb- 
. liche_Gruppen mit bestimmten Eigenschaften umfassend treffen. Wäre das 
_ durchschnittliche Niveau von Qualifikation und Mobilität höher, also auch 
das der Frauen, würden sie genauso arbeitslos werden. Entscheidend sind also 
nicht generell irgendwelche Eigenschaften, sondern diese Eigenschaften im 
Verhältnis zur gesamten Arbeitsbevölkerung und das spezifische Interesse des 
Kapitals. Das gleiche gilt für die anderen, besonders von Arbeitslosigkeit be- 
troffenen Gruppen. 
Die berufsfachliche Konzentration der Frauenarbeitslosigkeit deutet bereits 
einige dieser Bedingungen an: Erstens die geringe Vielfalt der Ausbildung und 


46) Vgl. Sonderuntersuchungen der Bundesanstalt für Arbeit: Strukturanalyse der Arbeitslo- 
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sen im Mai 1974 (ANBA 8/74), im September 1973 (ANBA 2/74) und im September 
1974 (ANBA 1/75). 


» 


c) 


j Die ‚größten . Zuwächse der Arbeitslosigkeit verlagern sich zunehmend auf:die 


das niedrige durchschnittliche. Ausbildungsniveau, das sie auf wenige Bran- 


chen und dort auf gering qualifizierte Tätigkeiten verweist. Die Krise. der 
Textil- und Bekleidungsindustrie und die zunehmende Rationalisierung in 


Verwaltungs- ‘und Dienstleistungsberufen macht sich dadurch besonders e 


geltend. Zweitens die starke Abhängigkeit von der Familie, die die Zeiträume 


und die Art ihrer Tätigkeit einschränkt; die, in einer umgekehrten Argumenta- ' 


tion, daß nämlich die Frauen über die Familie ökonomisch abgesichert wären 
und die Arbeitslosigkeit sie daher materiell weniger einschneidend treffen 
würde — dazu führt, daß Frauen häufig als Erste entlassen werden. Das zeigt 
sich allein daran, daß ca..35 % aller weiblichen Arbeitslosen eine Teilzeitstelle 
suchen. 

Bei einem kontinuierlich zunehmenden Anteil der“ Ang: 


tional zu,. wobei ihr Niveau von Arbeitslosigkeit noch unterdurchschnittlic 
ist. } 
(siehe hierzu TABELLE XXV auf Seite 88) 


Der relative Anstieg von Arbeitslosigkeit bei Angestelltenberufen läßt sich 
auch am Vergleich der Arbeitslosenquoten zwischen 1967 und 1974 zeigen. 


Sie stieg bei den männlichen Arbeitern, ‚nur“von 2,2% auf 2,5%,bei den männl. 


Angestellten von 0,7 % auf 1,3 %; bei den Arbeiterinnen von 2,3 % auf 4,4 %, 
bei den weiblichen Angestellten dagegen von 0,8 % auf 2,4 %. Wie die höhere 
Arbeitslosenquote bei den weiblichen Angestellten andeutet, werden ‚maßgeb- 
lich die unteren Angestelltengruppen betroffen sein. Insgesamt sind Arbeiter 
immer noch wesentlich stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als Angestellte. 
Über die Veränderung der Betroffenheit von Arbeitern und Angestellten im 
Verlauf der Krise lassen sich keine eindeutigen Tendenzaussagen machen. 
Nahm in der Abschwungphase die Zahl der arbeitslosen Angestellten 
wesentlich schneller zu (die Arbeitslosenguote der Angestellten stieg zwischen 
September 1973/Mai 1974 von 0,7 % auf 1,5 %, die Arbeitslosenquote der 
Arbeiter sank von 3,1 % auf 2,5 %), so kehrte sich diese Bewegung in d 
anschließenden Phase um (vgl. auch obige Tabelle). 


um keren. ‚Alters Fu / ppen. Stellten die männlichen Arbeitslosen unter 45 Jahren 
im September 1966 nur 25,6% aller männlichen Arbeitslosen, so im 
September 1972 bereits 45,6 % und im September 1973 54,1%. Die 


entsprechenden Zahlen für die weiblichen Arbeitslosen lauten « 
62,4/68,5/70,5 %. Die Frauenarbeitslosigkeit konzentrierte sich folglich : 


schon viel früher auf die unteren Altersgruppen. 

Wie die Entwicklung der altersspezifischen Arbeitslosenquoten zeigt, hat die 
Krise diese Entwicklung beschleunigt. 

(siehe hierzu TABELLE XXVl auf Seite 89 oben) 
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0; 4.an den :, 
abhängig Erwerbstätigen nimmtihr Anteil’an der Arbeitslosigkeit überpropor- |\ 


Er 


TABELLE XXV: 


Arbeitslose Arbeiter und Angestellte Abhängig Erwerbstätige 
(Ende September) (Mikrozensus: April)*) 


Arbeitslöse davon (in %) abhängige davon (in %) 


(insgesamt) Angestallie ; Erwerbstätige Arbeiter Angestellte/ 
(in 1000) Beamte 


Männer 


77 633 
231 153 14 121 
116 399 13 767 
58 224 13 812 
48 675 14.053 
70 821 14 227 


102 452 14 188 


Männer 


106 343 14 283 
289 097 14 343 


Fralen Frauen 


35 093 Aa 
109 925 Abm 

58 068 ed 

42.253 we. 

48 663 749 

76 119 2 

92 208 02 
112 762 „102 
267 884 *) Quelle: Stat. Bundesamt. 


Quelle: ANBA 1/1975, S. 24 


88 


TABELLE XXVI: 


Altersspezifische Arbeitslosenquote'} Ende September 1974 und 1973 


Arbeitslosenquofe 


Altersgruppe Insgesamt Männer Frauen 

1974 1973 1974 1973 1974 1973 
Unter 20 2 sehe 3.4 10 3,0 0,7 3,9 1,4 
20 bis under 25 ....:22cenceceeeeeennee ren 3,0 1,0 2.5 0,7 3,6 1.4 
25 bis unter 30 „ner ensenerenern een nee nn 2,9 10 2,3 0,7 40 1,6 
30 bis unter 35 eucneeeeeeneeeneneeseenenn 2,1 0,8 1,6 0,5 3,2 14,4 
35 bis unter 40 ...2222ccueeeeeeeneeen nenn 1,9 0.7 1,5 0,4 3,0 1,2 
60 bis unter 45. ....: 2.220 Hessens nen 2,0 0,7 1,6 0,5 2,9 1,2 
45 bis unter 50 .......... BUN ERRE NHNIINER: 1,9 0,8 1,6 0,5 2,6 1,1 
50.bis'unter 55... 2a entire 2,0 0,9 1,6 0,7 2,8 1,3 
55: bis unter 60 a... 12.0 men 2,5 1,4 2,0 142: 3,2 1,8 
60: bis:unter’@5. nr en 3,0 2,4 2,9 2,5 3,1 1,9 
65 und.ällery. ara Herren 0,3 0,4 0,3 0,5 0,3 02 


Zusammen. na a he ee are 2,4 0,9 1,9 0,7 3,2 1,4 


') Bezogen auf die abhöngigen Erwerbspersonen (einschl. Soldaten) nach dem Mikrozensus vom Mai 1973. 


Quelle: ANBA 1/1975,S. 26 


Während das Problem der Altersarbeitslosigkeit schon lange existierte und 
durch verschiedene staatliche und betriebliche Maßnahmen abzubauen ver- 
sucht wurde (Frühverrentung, Sozialpläne etc.), hat sich die Jugendarbeitsto- 
sigkeit in der Abschwungphase überproportional ausgebildet und ist als ein 
entscheidender Prozeß der derzeitigen Krise anzusehen. Zwischen September 
1972 und September 1973 war der Anstieg in der Altersgruppe unter 
20 Jahren bei den männlichen Arbeitern mit 27,8%, bei den männlichen 
Angestellten mit 48,9 %, den Arbeiterinnen mit 39,6 % und den weiblichen 
Angestellten mit 46,9 % jeweils am höchsten. Gleiches gilt für die folgende 
Phase September 1973/September 1974, nur auf wesentlich höherem Niveau 
(Anstieg in dieser Gruppe insgesamt um 233 %). 

Abgesehen von der etwas stärkeren Konzentration in dieser Gruppe auf die 
Angestelltenberufe und Frauenberufe sind noch zwei Merkmale wichtig, die 
auf ein Hinausdrängen von Jugendlichen aus. dem Arbeitsmarkt verweisen: 
6 . der Arbeitstosen unter 20 


Re Berufsanfänger ( (37 000), was 'entscheidende- Dequalifikations- und Desinte- . 
grationsprozesse ‚bewirkt. Weiterhin stellen die Kinder von Arbeitsimmigran- 

ten einen überproportionalen und wachsenden Anteil an der Jugendarbeitsio-  .. 
sigkeit. (Vgl. Abschnitt 5.3 zur Jugendarbeitslosigkeit). © 
Da die Gesamtarbeitslosigkeit bereits seit 1970 langsam angestiegen war 


(Strukturkrisen, ältere. Arbeiter), ergibt sich auch eine "Üngerfristige Tendenz 
zur langan dauernden. Arbeitslosigkeit! Diese Tendenz wird überdeckt von der 
aus der konjunkturellen Krise resultierenden Arbeitslosigkeit. Entsprechend 
stieg in der Abschwungphase das Gewicht der kurzfristigen Arbeitslosigkeit | 
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in der Krise das Gewicht der kurz- und mittelfristigen Arbeitslosigkeit. 
TABELLE XXVl: Die Arbeitsiosen nach der Dauer der Arbeitslosigkeit 


Alte Berufe Quelle: ANBA 1/1975, 8. 28 
Anteile (jeweils Ende Seotember) 


Dauer der Ende Veränderung 


Arbeitslosigkeit 


September 
197% 


Manner und Frauen Manner Frauen 
gegenüber Vorjahr 


unter 4 Monat i 145 519 + 83 327 
1 bis unter 3 Monate 173 545 +110 454 
3 bis unter & Monate 101 652 + 66 360 
Y, bis unter ? Jahr 107 331 + 67504 
1 bis unter 2 Jahre 22341 ji + 7798 
2 Jahre und länger 6 488 + 2328 


Mit zunehmender Dauer der Krise nimmt die längerfristige Arbeitslosigkeit an 
Bedeutung zu; sie wird durch die bereits bestehende, strukturelle Dauerar- 
beitslosigkeit verstärkt. Im September 1974 hatten 88,2 % aller Arbeitslosen 
Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) beantragt bzw. bezogen 
gegenüber 79,7 % ein Jahr davor: 263 000 erhielten Arbeitslosengeld, 181 % 
mehr als im September 1973; 38 000 Arbeitslosenhilfe (97 % mehr) und 
7 200 Unterhaltsgeld (116 % mehr). 
Der steigende Anteil langfristiger Arbeitslosigkeit drückt sich teilweise in der 
zunehmenden Zahl von Arbeitslosenhilfe- und Sozialhilfeempfängern aus. Im 
März 1975 erhielten bereits 82 000 Arbeitslosenhilfe, im Juni 1975 über 
100 000. 
Der bekannte Zusammenhang zwischen Alter und Dauer der Arbeitslosigkeit, 
d.h., daß mit zunehmendem Alter die Dauer der Arbeitslosigkeit ansteigt, 
blieb erhalten; bei allen Altersgruppen nahm die längerfristige Arbeitslosigkeit 
3»; ZU. 
ey: Aus den vorli genden Daten muß angenommen werden, daß der Astreifäer 
MN e Berufsausbildung an: den Arbeitslosen langfristig steigt 
und die Krise diesen Prozeß noch befördert. 
Die Arbeitslosen nach ihrer Berufsausbildung Quelle: ANBA 1/1975, S.30 


Männer und Frauen Anteile in %, 
& Ende Veränderung Ende 
Berufsausbildung September 1974 gegenüber Yorjahr September 

insgesamt absolut % 1974 1973 

ticht abgeschlossen ... ... 22.222020 2ennenen nennen nen 302 189 188 353 +165,5 54,3 52,0 
darunter; 

mit mittierem Bildungsabschluß/mit Hochschulreife .... 12 718 + 7633 +151,0 2,3 2,3 

abgeschlossen ....... sone eeeeneeeneneeen gar ar ehe 254 687 +149 418 +141,9 45,7 48,0 
darunter: 

Anleraung . ee er DS ee 31 254 + 19 014 +155.3 5,6 5,6 

Ausbildung Hahee). re Nee EL TIEN ERBEN ee 184 050 111 516 +153,7 33,1 33,1 

Berufsfach-/Fachschule ..... 2222 -2eneneeeee nee nn 18714 + 8302 + 79,7 3,4 4,8 

Fachhochschule: 2... sache ea rennen 10 264 + 5698 +124,8 1.8 2,1 

Hachschule says a ed 9618 + 4109 + 74,3 1,7 2,5 

Zusammen. ansehen NE ed s 556 876 + 337 771 +154,2 100,0 100,0 
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47) 


Der Anteil der un- und angelernten Arbeiter und Angestellten an den 
Arbeitslosen insgesamt betrug ca. 60 %, ihre Arbeitslosenquote betrug im Mai 
1974 3,6% gegenüber 1,3% bei den qualifizierten Arbeitslosen. Zwischen 
Sept.73/Sept.74 stiegen die Zahlen der ungelernten Arbeitslosen um 303% 
der angelernten Arbeitslosen um 155 % und der Arbeitslosen mit abgeschlos- 
sener Lehre um 154 % überdurchschnittlich an. Dieser Anstieg konzentriert 
sich, „stärker auf ungelermte männliche Arbeitskräfte, da das Niveau von 
Arbeitslosigkeit ungelemter. Frauen generell. höher liegt. Daneben besonders 
stark aus Qualifikationsgründen betroffen sind die ausländischen Arbeiter. Die 
Zahl der arbeitslosen Ausländer stieg zwischen September 1973/September 
1974 um 319 %! Wobei damit nur ein Teil der in diesem Zeitraum entlassenen _ 


. bzw. arbeitslosen Ausländer erfaßt ist. i 
: Im.Gegensatz zu Tendenzen in der Krise 1966/67 scheint in dieser Krise die : | 
‚unterschiedliche berufliche Qualifikation keinen größeren Einfluß auf die 
'Dauer der Arbeitslosigkeit zu haben. (Nach der IAB-Befragung vom Januar 

:1975 waren allerdings die befragten unqualifzierten Arbeitslosen durch- 


schnittlich am längsten arbeitslos: un- und angelernte Arbeiter = 17,2 Wo- 
chen, Facharbeiter = 13,7 Wochen, Angestellte 15,2 Wochen, Durchschnitt 
= 16,1 Wochen). 

Die Konzentration der Arbeitslosigkeit auf gering qualifizierte Arbeitskräfte 
macht deutlich, daß die Unternehmen bei der Einschränkung der Produktion 
im. wesentlichen qualifiziertere. Arbeitskräfte weiterbeschäftigen. Die dadurch 
entstehenden Disproportionen zwischen Belegschaftsqualifikation und den 
Qualifikationsanforderunngen des betrieblichen Arbeitsprozesses werden aus- 


geglichen, indem z. B. Facharbeiter in ihrer Tätigkeit und zum Teil auch der,” ° 


Entlohnung auf da: Niveau von angelernten Arbeitern heruntergestu 
werden. 


Die Rationalisierungsinvestitionen in der Krise führen in den Produktions nn 


und unteren Verwaltungsabteilungen zu den meisten Entlassungen; hinzu 
kommt, daß durch den Druck auf die Arbeitsintensität weitere Arbeitskräfte 
„überflüssig“ werden. Die Möglichkeit der gering qualifizierten Arbeitskräfte, 


‘Widerstand gegen die Entlassungen zu leisten, wird dadurch verschlechtert, 
‚daß ihr gewerkschaftlicher Organisationsgrad unterdurchschnittlich ist:(47) 
Bei der Analyse der einzelnen sozialen Gruppen in Abschnitt 5 wird die Frage 


zu beantworten sein, inwieweit die Politik der DGB-Gewerkschaften diese 
Arbeitergruppen aus ihrer Organisation“ausgrenzt und die 'Spälfüng zwischen 


“Beschäftigten und Unbeschäftigten noch dadurch verstärkt, daß diese mit der 
Spaltung i in ae und Nichtorganisierte tendenziell zusammenfällt. 


1964 betrug der gewerkschaftliche Organisationsgrad von ungelernten Arbeitern 20 %, 
von angelernten Arbeitern 35 % und von Facharbeitern 48 %. Vgl. Walter Nickel, Zum 
Verhältnis von Arbeiterschaft und Gewerkschaft, Köln 1974, S. 129 ff. 
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Die Herausbildung einer flüssigen Reservearmee 


Über die dargestellten Strukturmerkmale der Arbeitslosigkeit hinausgehend sind 
inzwischen einige allgemeinere Merkmale und Auswirkungen der Arbeitslosigkeit 
‚deutlich geworden. 


£ Nach der genannten Befragung (48) hat sich die Zahl der Arbeitslosen, die 


£ von sich aus das Arbeitsverhältnis ‚gelöst haben, wesentlich verringert und zwar 


% 


| Überbevölkerung besteht in der / 


gegenüber 1968 (also i in der Aufschwungphase des letzten Zyklus) bei den Arbeitern 
von 18,2% auf 12,5 %, bei den Angestellten von 22,4% auf 17,5 %, d.h., die 
Abhängigkeit..der Beschäftigten.vom.Einzelunternehmen ist gestiegen. Besonders 
auffällig ist dabei der Rückgang der Kündigungen seitens weiblicher Erwerbstätiger 
von 29,1 % auf 17,1 %, was auf die zunehmende materielle Notwendigkeit der 
Erwerbstätigkeit für viele Frauen hinweist. 

Durch Betriebsschließungen betroffen waren 13,7 % der Arbeitslosen, darun- 
ter wesentlich mehr:ältere. Erwerbstätige, die sich damit schlechter der drohenden 
Schließung durch Betriebswechsel und der Arbeitslosigkeit durch Aufnahme einer 
neuen Arbeit entziehen konnten. Ähnlich liegt die Situation bei den in Klein- und 


“ Mitttelbetrieben Entlassenen, die wesentlich schwerer eine neue Arbeit finden. 


Einige Daten deuten darauf hin, daß die derzeit von Arbeitslosigkeit 
Betroffenen schwerpunktmäßig zu einer Beschäftigtengruppe zählen, die besonders 
stark Arbeitsplatzunsicherheit, Arbeitsplatzwechsel und Arbeitslosigkeit unterliegt. 
So haben die befragten Arbeitslosen im Durchschnitt doppelt so häufig den 
Arbeitsplatz gewechselt und waren wesentlich kürzer auf ihrem letzten Arbeitsplatz 
beschäftigt als der Durchschnitt der Erwerbstätigen. Diese Herausbildung einer 
einheimischen, flüssigen Reservearmee findet nicht nur in Wirtschaftszweigen statt, 
in denen kurzfristige, saisonale und konjunkturelle Arbeitslosigkeit schon länger 


„existiert. 


Eine der wesentlichen. Funktionen (der Krise und der Bildung-einer zelativen 
Teräbdrickung: des: Reproduktiönsniven, 
Lohnarbeiter. Ihren schärfsten Ausdruck findet diese Bewegungi in der Senkung des 
verfügbaren Einkommens. der Arbeitslosen. Selbst für die Arbeitslosen, die sich als 
arbeitslos registrieren ließen und für die darunter, die nach dem AFG unterstützt 
wurden (in der Befragung 67,3 % der registrierten Arbeitslosen), führte der 
Arbeitsplatzverlust zu einer Verminderung des Haushaltseinkommens um durch- 
schnittlich 25 %, d.h. einer Senkung von 1640,— DM auf 1 240,— DM. Dieser 
Betrag gibt noch nicht einmal.den.realen Einkommensverlust wieder, da er weder 
die wegfallenden betrieblichen Nebenleistungen_ einschließt noch. die mögliche 
Doppelbelastung durch die erzwungene Nichterwerbstätigkeit eines weiteren Fami- 
lienmitgliedes. Andererseits ist dieser Betrag deshalb zu gering, weil etliche 


48) Vgl. Hermann Saterdag, Situationsmerkmale von Arbeitslosen Anfang 1975 und 
Voraussetzungen für die Aufnahme einer neuen Beschäftigung, in: Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 2/75, S. 136 ff. 
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Arbeitslose mit Nebenarbeiten hinzuverdienen (nach der Befragung immerhin 
22,6%) und in der Phase der Arbeitslosigkeit Ersparnisse aufbrauchen bzw. _ 
Darlehen aufnehmen. Liegen also hier: schon tiefgreifende‘ Einschränkungen der | 
materiellen Freiheit vor — die allerdings Staat und Kapital noch nicht weit genug 
gehen, da sie die Sicherungsleistungen vermindern und den Zumutbarkeitsbereich 
des sozialen Abbaus verbreitern wollen — so ist die Verschlechterung der Lebenslage 
der:über: 50% der. Arbeitslosen; die nicht nach dem AFG unterstützt werden, noch 
umfassender. Diese relative Verelendung trifft am stärksten die Frauen, die 
Jugendlichen und die ausländischen‘ Arbeiter, die sich unterdurchschnittlich häufig 
arbeitslos melden (können) und unterdurchschnittlich häufig unterstützt werden 
(bei einem durchschnittlichen Bezug von Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe bei 
67,3 % der Befragten lag der Prozentsatz bei den Frauen bei 60% und den 
Arbeitslosen bis 24 Jahre bei 57,5 %). D.h., die Erwerbstätigen mit der größten 
Arbeitsplatzunsicherheit und dem niedrigsten Einkommen erleiden auch im Fall der 
Arbeitslosigkeit die größte soziale Not. 

Andererseits muß gesehen werden, daß sich die Einkommensverminderungen ' 


nicht : mır auf. .die offen und verdeckt: Arbeitslosen: erstrecken: Durch die ' 


Verringerung von Effektivlöhnen, Löhniminderüngen durch Kurzarbeit (der Real- 
lohnverlust aufgrund von Kurzarbeit wurde in einer Studie des Berliner Senats im 
Durchschnitt für alle Industriearbeiter im Januar 1975 in Berlin auf 3 % geschätzt, 
die Textilarbeiter lagen mit 11,7 % am höchsten, bei den Bauarbeitern betrug die 
Verringerung 7,8%. Extra-Dienst 53 vom 1.7.1975), Einsehränkung von 'Neben- 
lohnleistungen und generell abnehmender: Lohnzuwächse macht sich hier die, Krise 
bemerkbar. Bei einem Arbeitsplatzwechsel müssen die meisten umfangreichere 
Lohneinbußen hinnehmen. 

Weitere Auswirkungen der Krise können hier nur angedeutet werden. Durch‘. 
die verstärkte Konkurrenz:der: Arbeiter untereinander und zwischen Beschäftigten : 


und Unbeschäftigten wird die Bereitschaft erzwungen, intensiver zu arbeiten und 
auf:die Erhaltung und Reproduktion der Arbeitskraft weniger zu achten. Deutlicher : 


Ausdruck dieser Tendenz sind die sinkenden:Krankenziffern auch in dieser Krise 
und die steigende Arbeitsproduktivität. Ebenso bedeutet Arbeitslosigkeit keinen 
„verlängerten Erholungsurlaub“, sondern eine hohe psychische. und physische 
Belastung, die vermehrt zu Herzinfarkten, Kreislaufzusammenbrüchen, Magenge- - 
schwüren;- Durchblutungsstörungen, . Alkoholismus und. seelischen Depressionen j 
führt. (vgl. den Bericht über das Gutachten von Müller-Limmroth in FR vom‘ 
30.4. 1975). 

beruflicher Aus- und Fortbildung, da "Vezlust von en und Wissen. bei 
Stellen-, Berufswechsel- und insbesondere Arbeitslosigkeit sowie der Herabstufung 
von Fachkräften auf angelernte Tätigkeiten. Für die Verringerung der Ausbildungs- 
möglichkeiten stehen die Einschränkungen im staatlichen Ausbildungssektor, die 
Verringerung der Lehrstellen und der betrieblichen Fortbildung. Für die Dequalifi- 
kation durch die Diskrepanz zwischen Ausbildung und Arbeitsplatzangebot stehen 
die Jungarbeiter, die nach abgeschlossener Lehre keine Facharbeiterstelle finden 
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und arbeitslos werden oder nur als Produktionsarbeiter eingestellt werden. Bedeutet 
Arbeitslosigkeit für die Betroffenen schon durch das Brachliegen ihrer Fähigkeiten 
einen realen Qualifikationsverlust — dem auch durch staatliche Bildungsprogramme 
für Arbeitslose kaum entgegengewirkt wird —, so bedeutet es für die nächste 
Anstellung ziemlich sicher eine Herabstufung — Arbeitslosigkeit wird als Leistungs- 
versagen interpretiert. Index für die umfangreiche Dequalifikation von Facharbei- 
tern durch eine innerbetriebliche oder über Betriebs- und/oder Berufswechsel 
vermittelte Umsetzung auf ee ae ist die relativ | I ‚Arbeitslosen- 
hätten. schon wieder eine neue- Stelle, wenn sie die Deanshfikatiorr akzeptiert 
hätten. Ein entscheidender Grund dafür, daß neben ausländischen Arbeitern viele 
Facharbeiter in der Automobilindustrie die freiwilligen Kündigungen mit Abfindung 
angenommen haben, war ihre Furcht, auf die Arbeitsplätze der freigesetzten 
Produktionsarbeiter umgesetzt zu werden. Ständig hört man die „Klagen der 
Arbeitsämter und Unternehmer, daß die Arbeitslosen zu hohe Ansprüche an den 
neuen Arbeitsplatz haben und es kommt häufig vor (vgl. den Bericht über 
Opel-Rüsselsheim in der FR vom 7.7.1975), daß die neu Eingestellten die 
Arbeitsbedingungen schon nach wenigen Tagen nicht mehr aushalten und kündigen. 
Ein längere Zeit arbeitsloser Facharbeiter wird entsprechend geringere Chancen 
haben, wieder auf eine Facharbeiterstelle zu kommen, insbesondere da sich in der 
nächsten Phase die Nachfrage nach Facharbeitern nicht groß erweitern wird. 

Im Zusammenhang mit der Intensivierung und Straffung des Arbeitsprozesse: 
in der Krise steht auch die verstärkte Entlassung von nur eingeschränkt ‚‚leistungsfä- 
higen‘‘ Arbeitskräften aus den Betrieben. Solche Einschränkungen der Leistungsfä- 
higkeit liegen in gesundheitlichen Schäden, Alter und verringerter zeitlicher (z. B. 
Ehefrauen mit Kindern) und geographischer Verfügbarkeit. So versuchen die 
Unternehmer mit der Legitimation der Krise gewerkschaftlich und politisch im 
Interesse der Kollegen besonders aktive Gruppen zu zerschlagen. Die Komprimie- 
rung der Belegschaften auf besonders leistungsfähige Arbeitskräfte zeigt sich an dem 
hohen Prozentsatz von beschränkt Arbeitsfähigen unter den Arbeitslosen. 


TABELLE XXIX: Anteil eingeschränkt vermittlungsfähiger Arbeitsloser an allen Arbeitsiosen (%) 
September 1973 September 1974 


Mit gesundheitlichen Einschränkungen 31,9 23,5 
Rehabilitanden 6,7 5,2 
Sozialversicherungsrentner 8,7 3,4 
Leistungsbezieher nach Sozialplänen 4,4 1,5 
weibliche Teilzeitarbeitskräfte 20,0 17 fi 
ca. 71,7% ca. 50,6% 


Quelle: ANBA 1/1975, S. 21 ff.; Doppelzählungen möglich 


Offensichtlich ist Arbeitslosigkeit unter den eingeschränkt Vermittlungsfähigen 
generell hoch, sodaß ihr Anteil bei steigender Arbeitslosigkeit sinkt und/oder sie 
werden in Abschwungphasen frühzeitig entlassen. 
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Eine als letzte zu benennende Funktion der Krise ist die.#erstellung’ einer 
„größeren Mobilität ‘der Arbeitskräfte. Zentraler Angriffspunkt ist die Bereitschaft 
der Arbeitskräfte zum Arbeitsplatzwechsel und der Abbau diesbezüglicher rechtli- 
cher Schranken. Deutliche Bemühungen dazu sind einmal generell die Bestrebungen 
zum Abbau des traditionellen Beamtenstatus, (49) zum anderen ganz konkrete 
Versuche, den Kündigungsschutz zu. unterlaufen. Am Beispiel von Opel-Rüssels- 
heim, wo derzeit Einstellungen mit nur halbjährigen Zeitverträgen stattfinden, wird 
von den ‚neuen Gastarbeitern“ gesprochen. Das Ausländerrecht in der BRD enthält 
ja auch eine Konzeption von mobiler, rechtloser Arbeitskraft, die für Phasen der 
Unterbeschäftigung höchst geeignet ist. Die ‚Verwandlung. von angeworbenen 
Ausländern in Illegale in der Krise charakterisiert den Endpunkt einer solchen 
Entwicklung. 
. Neben diesen massenhaften Versuchen, den sezialrechtlichen Status und die 
gewerkschaftliehen- und betrieblichen -Rechte zu umgehen oder einzuschränken, . 
verbreiten sich Arbeitsverträgsformen, die.solche Einschränkungen in ihrer rechtli- 
chen Konstruktion legal enthalten wie z. B. Leiharbeit nach dem Arbeitnehmerüber- . 
lassungsgesetz. | 
Verbunden mit der Arbeitsplatzmobilität ist meist aufgrund der großen 
regionalen Strukturunterschiede auch der Druck: -auf--eine erhöhte. regionale 
Mobilität, die mit zunehmendem Zwang, einen Arbeitsplatz zu finden steigt und 


49) Kiar zum Ausdruck kommen diese Bestrebungen in den Forderungen der 1970 von der 
Bundesregierung eingesetzten Studienkommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts, deren Untersuchungsergebnisse 1973 als Bericht in 10 Bänden vorgelegt 
wurden. Kern der Untersuchung ist ein neu zu entwickelndes Dienstrecht, das nicht mehr 
hemmend den Rationalisierungs- und Ökonomisierungsbestrebungen der öffentlichen 
„Arbeitgeber‘‘ im Wege steht. Die Aufteilung der Beschäftigten in Beamte, Angestellte 
und Arbeiter soll durch Dienstverhältnisse auf Dauer, Zeit, Probe und Teilzeitbeschäfti- 
gung, ersetzt werden, was die, Beseitigung von tarifvertraglichen Regelungen zwischen 
Gewerkschaft und Staat bedeutet. Inhalt--des Dienstverhältnisses “und Höhe :der 
Bezahlung würden durch Gesetze geregelt. Steht die Realisierung der Forderung der 
Mehrheit der Studienkommission noch in weiter Ferne, so sind die vielfältigen 
Vorschläge zur Hebung der Mobilität und Flexibilität der Arbeitskräfte teilweise schon 
verwirklicht oder in reifen Planungsphasen befindlich. Analog zu Modellen der 
analytischen Arbeitsplatzbewertung in der Industrie existieren schon für etliche Zweige 
des öffentlichen Dienstes Dienstpostenbeschreibungen; -bewertungen.und -bemessungen. 
Die sonst üblichen Regälbeförderungen werden eingeschränkt, befördert wird nur noch 
derjenige, der nachher auch einen höherwertigen Dienstposten ausfüllt. Das abstrakte 
Beförderüngsamt fällt weg. Die starren Laufbahnen sollen durch sogenannte Funktions 
gruppen abgelöst werden, dem individuellen Aufstiegswillen des Beschäftigten soll unter 
Ausnutzung neu entstehender Konkurrenzmechanismen breiter Raum gewährt werden. 
Die öffentliche. Ausschreibung von Dienstposten soll fähige Führungskräfte aus Industrie 
und. Handel anlocken, Ebenso ist an die Entwicklung von differenzierten Zulagensyste- 
men bei entsprechend hoher und guter Leistung gedacht. Bei schlechtem Leistungsstan- 
dard werden Zurückstufungen möglich. Vgl genauer dazu: Armanski/Penth/Pohlmann, 
Staatsdiener im Klassenkampf — Soziale Lage und Kämpfe staatlicher Lohnarbeiter in 
der BRD, Gaiganz 1975. 
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auch vom Staat über sogenannte ’Mebilitätszülagen zu steigern versucht wird. (50) 

Al diese in der Krise angelegten Veränderungen setzen sich um so 
umfassender und tiefgreifender durch, je länger die Krise dauert und je mehr 
Beschäftigte sie erfaßt. Anhand der bisher vorliegenden Untersuchungen über die 
Krisenauswirkungen läßt sich der Grad der Durchsetzung dieser Maßnahmen noch 
nicht ablesen, dagegen gibt die oben genannte IAB-Untersuchung einige Hinweise 
darauf, in welchen Bereichen sich die Arbeitslosen am ehesten dem Druck der 
Unternehmen beugen. Generell sind die Möglichkeiten zur Wiederaufnahme der 
Arbeit sehr eingeschränkt, da nur 30 % der Befragten ein Arbeitsangebot erhalten 
hatten. Am wenigsten gefragt waren un- und angelernte Arbeiter (75 % ohne 
'Stellenangebot), am meisten Facharbeiter (63 % ohne Angebot). Dementsprechend 
war auch die bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit bei den Un- und Angelernten am 
größten (17,2 Wochen). Befragt nach den Bedingungen, unter denen sie eine neue 
Arbeit annehmen bzw. eine angebotene Arbeit ablehnen würden, zeigen sich große 


Unterschiede nach Konzessionsbereichen und nach sozialen Gruppen: 
TABELLE XXX: Hauchalıs. | Konzessionsbereitschaft bei der Arbeitssuche ee 
vorstände 45 Jahre angeiernte Fach- 
Konzessionsarten Gesamt Manner Frauen bis 24 Jahre | 25-44 Jahre und mehr Arbeiter arbeiter Angesteilte 
(= 454) |n=-233 In=-24 |n=-230, In=-1) |oa=200) In=-10 Im=-217 |n= m) (n = 124) 
Arbeit in anderer Branche | 75,1% 75,8%, 3,90, 16,20, 80,0%, 741%, 724% 778% 70,0% 
Weiterer Weg zur Arbeit 57,8% 60,6 9%, 70,43% 45,5%, 76,89, 41%, 47,4 05 528% 59,7% 


Wesentlich weniger 
Verdienst 5 14% 9,8%, 119% 11,0% 16,1%, 9,50, 10,4%, 14,0% 


Ganz andere Tätigkeit 


re 61,8%, 64,4%, 64,20%, 39,5%, 70,0%, 61,3% 55,9%, 9,5% 


Schlechtere berufliche 
Position 26,3%, 25,8% 27,19% 354% 28,49, 23,9% 27,8% 28,3% 


Umzug 18,8% 23,8% 5% 122%, 23% 31% 98% 18,3% 


Weniger inleressante 
Tätigkeit als bisher 44,5%, 48,4 9%, 43,9%, 35,1% 37,5% 47,39%, 4,2% 49,6% 


2) In diese Auswertung wurden alle Arbeitslosen einbezogen, die vorher erwerbstätig waren und zu dieser Frage eine Angabe gemacht haben. 
Konzessionsindex 


(= durchschnitt. Zahl 
der Konzessionen pro 
Person} 2,96 3,08 3,17 2,75 3,31 2,93 2,70 3,10» 2,58 2,71 


50) Angesichts der Tatsache, daß in der aktuellen Krise qualifizierte Facharbeiter ah Stellen 
von An- und Ungelernten gesetzt werden (die ihrerseits wieder entlassen wurden), wirkt 
es schon wie ein Hohn, daß in den Gewerkschaftlichen Monatsheften den Gewerkschaf- 
ten angesichts „rapiden techno-ökonomischen Strukturwandel(s)“ anempfohlen wird, 
„auf eine größere Mobilität der Arbeitnehmer hinzuarbeiten, die das individuelle 
Machtpotential des Arbeitnehmers erhöht und die sozialen Risiken des Strukturwandels 
mindert.“ (Müstermann/Schacht/Unterseher, Handlungsfelder der Gewerkschaften, in: 
Gewerkschaftliche Monatshefte, Nr. 6/75). Die Wirkungen der kapitalistischen Krise 
werden auf den einzelnen Arbeiter abgewälzt, die geforderte Politik der „rationellen und 
erweiterten Nutzung von Umschulungsmöglichkeiten‘‘ wird dabei nicht nur durch die 
Jaktischen Wirkungen dieser Politik ad absurdum geführt (vgl. dazu unseren Teil IN- -Sozi- 
alpolitik-), sondern auch durch die Pläne des sozialdemokratischen Arbeitsministers, das 
Arbeitsförderungsgesetz zu novellieren und der Krise anzupassen: Nicht durch Erweite- 
zung, sondern durch den Abbau solcher Umschulungsmöglichkeiten. 


.2a2.0.8.146 


Ouelle: Saterdag. Situationsmerkmale .. 
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Die Konzessionsbereitschaft ist ber Banden und Tätigkeitswechsel sowie Verlän- N 
geung des. Arbeitsweges. relativ. hoch, bei Verdienst und onnortnechse). relativ, & 


‚Iahale: ‚der «Arbeit und den: Arbeitsbedingungen wei ir de a ER is 
Sicherung. des Reproduktionsniveaus und der privaten Bindungen Zurückfällt. In der  . 


Gruppe der Un- und Angelernten ist die Konzessionsbereitschaft generell am 
höchsten, im einzelnen beim Branchen- und Tätigkeitswechsel, aber auch bei 
Verdienstminderung und Verschlechterung der bemflichen Position überdurch- 
schnittlich. Im Gegensatz dazu sind die Facharbeiter bei den letzten beiden Punkten 
an une Verschlechterung der beruflichen Position — kaum 

Angestellten BR besonderen Wert auf die Beibehaltung 


Arbeitslosigkeit auf das Anspruchsniveau wenig aussagen, eine ans ne Febate 5 
der'Konzessionsbereitschaft bei den Bedingungen Verdienstminderung und Umzug - 
deutet sich an, dagegen eine Verstärkung: in der Ablehnung einer‘ weniger 


interessanten Tätigkeit und der Verschlechterung der beruflichen Position: 


TABELLE XXxXI: Dec / Vieizag Aldi. Di 4 relee 5 


Konzessionsbereitschaft bei der Arbbissuche in Abhängigkeit 
von der Dauer der Arbeitslosigkeit jan We Las 


* Yen fh 


Arbeits- 
mehr losigkeit ; 


14 58 9-16 17-25 
Wochen !Wochen jWochen }Wochen 
(n=127) |{n=]75) |(n=113) |(n=40) 


in 
Wochen 


| Arbeit in anderer 
Branche 76,9% 1754% | 72,2% 16095% 1783% 16 


..84.0.,58.147 4 


| Weiterer Wegzur Arbeit 


63,2% 


| Wesentlich weniger : 
Verdienst 97%, 78% ,131% 1 1236% 17148 %, 21 


I Ganz andere Tätigkeit 
I als bisher 705% 154,9% 155,7% 164,0% 615% 16 


Schlechtere berufliche 
Position - 27,43% 1320% 1287% 120,0% 1197 0 15 


Umzug 25,4%, 22,2% 


| Weniger interessante 


Tätigkeit als bisher 45% 


Quelle: Saterdag, Situationsmerkmale 
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Die Bemühungen des Staates, die Tätigkeit der Arbeitsämter überregional zu 
koordinieren, die Bestimmungen des Arbeitsförderungsgesetzes zu verschärfen und 
die Umschulungsmöglichkeiten einzuschränken, zielen gemeinsam in die Richtung, 
eine breite Herabstufung der Beschäftigten durchzusetzen. 


4. DIE ZUSAMMENSETZUNG DER RESERVEARMEE 


. Das Wiedereinsetzen des Krisenmechanismus in der BRD führt über die zunehmende 
. Massenarbeitslosigkeit und Kurzarbeit zu einer Spaltung der Arbeitsbevölkerung in 
einen..Teil__ von intensiv-und extensiv Beschäftigten und einen Teil, dessen 
Arbeitsvermögen braehliegt. Diese Spaltung geht weit über die Differenzierungen 
der Beschäftigten aufgrund der Arbeits- und Einkommensbedingungen hinaus und 
stellt die Interessenvertretung der Arbeiterklasse insgesamt vor qualitativ neue 
Aufgaben. Um Vorstellungen darüber entwickeln zu können, auf welche Weise eine 
Interessenvertretung der Arbeiterklasse insgesamt unter den veränderten Bedingun- 
gen der Krise durchgesetzt werden kann, muß auch herausgearbeitet werden, welche 
obiektiv gesellschaftlichen. ‚Bindungen. zwischen... Arbeitslosen. und Beschäftigten 
hestehen, über, ‘welche Mechanismen..der Prozeß der ‚Ausgliederung bestimmter 
sozialer Gruppen aus dem. gesellschaftlichen Produktionsprozeß stattfindet. Ebenso 
kann eine setbständige-Organisierung und Interessenvertretung von-Arbeitslosen-in 
‚ihrer Durchsetzungsfähigkeit nur ‚beurteilt werden, wenn einerseits die Vorausset- 
zungen und Auswirkungen der gesellschaftlichen Desintegration durch Arbeitslosig- 
keit in ihrer Tragweite begriffen werden, andererseits die Zusammensetzung der 
Reservearmee selbst analysiert ist. Daher werden im folgenden die gesellschaftlichen 
Gruppen, die besonders ausgeprägt von Arbeitslosigkeit betroffen und ihre 
spezifische Eingliederung in die gesellschaftliche Produktion charakterisiert. Teil IV 
versucht dann, die Bedeutung dieser Konkurrenzbedingungen für die gewerkschaft- 
liche Politik umzusetzen. 

Die verschiedenen Prozesse der Herabstufung innerhalb der Beschäftigten 
z.B. durch die Rationalisierungswelle im Verwaltungs- und Dienstleistungssektor, 
durch die Dequalifikation traditioneller Facharbeitertätigkeiten etc. sind für die 
Widerstandsmöglichkeiten gegen Arbeitsplatzunsicherheit, Lohnabbau und Arbeits- 
intensivierung gleichermaßen von Bedeutung, konnten aber im Rahmen dieser 
Artikel nicht mehr ausführlich behandelt werden. 


4.1 Frauen 


Die gesellschaftlichen Voraussetzungen für die Berufstätigkeit von Frauen und ihre 
soziale Situation unterscheiden sich in wesentlichen Punkten grundsätzlich von 
denen männlicher Erwerbstätiger. Trotz des langfristigen Integrationsprozesses der 
Frauen in die Arbeitsbevölkerung haben sich diese Voraussetzungen und Bedingun- 
gen nicht grundlegend geändert. Sie erfüllen nach wie vor die Doppelfunktion von 


98 


ftexiblen, niedrig. "bezahlten und- mit. gering. qualifizierten Arbeiten beschäftigten 
Arbeitskräften einerseits und der Aufrechterhaltung und Reproduktion der’ Fami- 
lienstruktur andererseits. Diese Funktionen werden im folgenden in ihrer gegenseiti- 
gen Bedingtheit für die gegenwärtige Phase dargestellt, um daraus Folgerungen für 
die Möglichkeiten aktiver Interessenvertretung zu ziehen. 


Die spezielle Stellung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt läßt sich über 


folgende Faktoren beschreiben: 


Durch die weitgehende Diskriminierung der Frauen in der schulischen und 
beruflichen: Ausbildung werden ihre Berufsmöglichkeiten von vornherein auf 
gering qualifizierte, monotone und niedrig entlohnte Arbeiten eingeschränkt. 

Während sie in den Berufsschulen mit 44,1 %, den Berufsfachschulen mit 61,8% 
und den Fachschulen mit 62,2 % ungefähr ihrem Jahrgangsanteil entsprechend 
vertreten sind, sind sie an den Ingenieurschulen mit einem Anteil von 1,5 %, den 
Technikerschulen 10,2 %, den Berufsfachschulen mit 11,4 % und den Hochschu- 
len mit 24,6 % stark unterrepräsentiert. Gleiches gilt für die betriebliche 
Ausbildung, wo sie z. B. nur 7 % der Industrielehrlinge stellen, die auch noch auf 
das Textil- und Bekleidungsgewerbe konzentriert sind. (51) Ähnliches gilt für die 
berufliche Weiterbildung und Umschulungsmöglichkeiten. 

Berufsausbildung und Berufszugänge sind auf. spezifis ische „Frauenberufe““seinge- 
schränkt. Von den 69 % der weiblichen Erwerbstätigen, die über eine Lehr- bzw. 

Anlernausbildung verfügen, konzentrieren sich 80 % auf nur 14 Berufe, wobei 
diese Konzentration in der letzten Zeit eher noch zugenommen hat. (52) 

Be DE der Berufsausbildungsstellen 1968/69: 


Groß- und Einzelhändlerin 29,5 % 
— Industriekaufmann 23,9 % 
— Friseuse 8,7% 
— Sprechstundenhelferin 7,7% 
— Hauswirtschaftsgehilfin 3,8% 
— Bankkaufmann 3,5% 
— Schneiderin. 2,9 %usw. 


Unter diesen Schwerpunkt-Berufen sind Facharbeiter-Berufe kaum enthalten. 
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— Ausbidungsqualität :- »uad«=breite zusammengeriommen, verwundert es nicht, 
daß Frauen sich jeweils auf die unteren Oualifikationsstufen in den ausgeübten 
Berufen konzentrieren. So verteilten sich 1969 männliche und weibliche 
Arbeiter auf die Leistungsgruppen: 

TABELLE XXX: 


m w 
LG 1 56,2% 6,2% Quelle: Jutta Menschik, Gleichberechtigung 
LG? 321% 48,6% oder Emanzipation? , Fischer TB 6507, 


1LG3 117% 452% Frankfurt, 1974, S. 177 


1966 verteilten sich die männlichen und weiblichen Angestellten auf die 


Leistungsgruppen: 
TABELLE XXX: 
m w 
LG Ib 4,1% 0,4% Quelle: IMSF, Klassen- und Sozialstruktur der BRD 
LGH 24,4% 3,8% 1950-1970, Teil IIL, S. 514 — Vgl. auch: 


Gewerkschaftliche Monatshefte Nr. 11/1972, 


IGNMI 52,2% 30,3% S. 680 und S. 700 ff. 


LGIV 166% 552% 
LG V 19% 10,3% 


Insgesamt üben fast: 60 % aller weiblichen Erwerbstätigen eine Arbeit aus, die 
keine Ausbildung bzw. eine Einarbeitungszeit von unter 1/2 Jahr erfordert 
(ebenda, S. 512). 

— Die gesamte gesellschaftliche Organisation, die Struktur der Institutionen, die 
Erziehung und die gesellschaftliche Arbeitsteilung verweisen die Frau auf ihre 
Funktion als--Trägerfin des “familären‘ Häushalts, als Zuwarbeiterin für die 
Arbeitsfähigkeit des Mannes und als Pflegerin des Nachwuchses. Diese F amilien- 
orientierung ist zwar bereits vielfach durch eine selbständige Berufsorientierung 
durchbrochen und verändert, prägt aber ‚immer noch die durchschnittliche 
Berufseinstellung und das durchschnittliche Berufsverhalten. der Frauen. Die 
Mehrheit der Frauen nähert sich dem Typ..dermitverdienenden“Frau, deren 
Übergang zwischen aktiver und passiver“Arbeitsbevölkerung noch flexibel ist, 
die beruflich bezüglich--Lohnhöhe; Qualifikation, “Arbeitsplätzsicherheit- etc. 
diskriminiert wird, deren Einkommen aber -zunehmend zum notwendigen 
Bestandteil des Einkommens von Arbeiter- und Angestelltenhaushalten wird. 

Entsprechend wird die Hausfrauen-Existenz von der überwiegenden Mehrheit der 

Frauen immer noch der Berufsexistenz vorgezogen. (53) Die Bedeutung des Berufs 

wird. überwiegend in individuellen; : immateriellen Verwirklichungen gesehen. 

(27,5%: sich in einer Tätigkeit ausdrücken und anerkannt werden, 18%: als 

Lebensaufgabe, 15 %: zur Erlangung von Selbständigkeit und Unabhängigkeit); 

allerdings. nehmen bei den Angestellten- und Arbeiterfrauen existenzielle Zwänge 

zu. (54) In den Begründungen für die Beendigung der Erwerbstätigkeit stehen noch 


53) Nach einer Untersuchung von Pfeil von 93 %, vgl. Menschik, a.a.O., S. 123, Fn. 95. 
54) Ebenda, S. 112. 
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die familiären Gründe im Vordergrund: Heirat, Kinder, Pflege von Familienangehö- 
rigen. Nicht unerheblich sind daneben- physische Einschränkungen: Alter, Gesund- 
heit, Überforderung. 
, Dararaus läßt sich ableiten, daß das berufliche Sehieksal'von Frauen sich stark 
nach.-Klassen-, und Schichtzugehörigkeit, Familienstand und Alter differenziert. So _ 
arbeiten 84 % der ledigen Frauen über 25, 90 % der ledig/geschiedenen Frauen 
zwischen 20 und 50 und 70 % der ledigen/geschiedenen Frauen über 50 Jahre, weil 
sie sich den Lebensunterhalt verdienen müssen. Bei-verheirateten Frauen stehen 
Interesse am Beruf und sich mehr leisten zu können im Vordergrund. (55) 

Durch eine Zeitreihenanalyse der Zu- und Abgänge von Frauen kann eine 
Phasengliedering der Berufstätigkeit der Frau entwickelt werden, die in den letzten 
Jahrzehnten relativ unverändert geblieben ist: (56) nach der Absolvierung der 


Verlauf der Erwerbsquoten nach Altersjahren bei weiblichen Er- 
werbspersonen. 


v. HJErwerbsquoten 


TABELLE XXXIV 
Quelle: Kohler/Reyher, a.a.O., S. 288 


70 


Geburtejährgangs 


40f 


30 


20 


s 0 3% 5 00 8 9 5 60 6 
Altersjahre 
55) Weltz, Bestimmungsgrößen der Frauenerwerbstätigkeit, in: MAB 2/1973, S. 201 ff., hier 
S. 207. 
56) Kohler/Reyher, Erwerbstätigkeitsphasen der Frauen, in: MAB, 3/1970, S. 286 ff. 


101 


— sich verlängernden — Ausbildungsphase beginnt die erste Erwerbstätigkeitsphase 
von durchschnittlich 10 Jahren, deren Dauer aufgrund zunehmender Ausbildungs- 
dauer , vermehrter Ausbildungsunterbrechungen und früherem Heiratsalter, ab- 
nimmt. Die Rückkehr in das Erwerbsleben verteilt sich ziemlich gleichmäßig über 
alle Altersgruppen. Es kann nur geschätzt werden, daß bei größerer Ausbildungs- 
dauer die Unterbrechung kürzer ist, bei Heirat länger. Der häufigste Wert der 
Rückkehr zu einem Beruf liegt bei 27 Jahren. Die zweite Erwerbstätigkeitsphase 
wird von vielen Frauen noch ein- oder mehrmals unterbrochen mit den hauptsäch- 
lichen Begründungen eigener Krankheit, Kinderbetreuung, Umzug. 

(siehe TABELLE XXXIV auf Seite 101) - | 5 

Die Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit war bei ca“ ‘50. % der Frauen mit einem 
Berufswechsel verbunden, relativ unabhängig von der Dauer der Unterbrechung und 
der Dauer der Ausbildung. Dennoch:ist Stellen- und Berufswechsel bei Frauen nicht 
sa:häufig wie bei Männern. (57) 

Umgesetzt auf die Enitwicklung.in:den sechziger Jahren hat die Berufstätigkeit 
der Frauen insgesamt“ufrd‘speztell"inderödritfen.-Phase ögekhmmen. Dies ist 
Resultat einer verstärkten Berufstätikgeit bereits in der ersten Phase und einer 
größeren Kontinuität der Berufstätigkeit in der zweiten Phase durch Weiterarbeit, 
Teilzeitarbeit, Gelegenheitsarbeiten. (58) 

Die Erwerbstätigkeit: van.Frauen.unter-25-hat sich kontinuierlich seit längerer 
Zeit verringert, bei den 20+25jährigen ist:allerdings-seit.1970 wieder eine Zunahme 
zu bemerken. Die Erwerbsquote der Gruppe 25-45 Jahre schwankt mit der 
konjunkturellen Entwicklung, wobei 1964/65 ein Höhepunkt erreicht wurde; nur 
die Gruppe.der.30—35jährigen,, die die bisher geringste Erwerbsquote hatte, nahm 
kontinuierlich zu: In der Gruppe der 45—60jährigen läßt sich eine leichte Erhöhung 
der Erwerbstätigkeit mit stärkeren konjunkturellen Schwankungen ablesen. In der 
Gruppe über: 60 Jahre zeigt‘ sich eine stabile Zunahme. Insgesamt stagniert die 
Frauenerwerbstätigkeit auf dem Niveau von 1967. Generell ist die Erwerbsfluktua- 
tion bei den Frauen wesentlich höher als bei den Männern, was durch die relativ 
hohen Arbeitslosenquoten und die Möglichkeit des Rückzugs ins Privatleben belegt 
wird. 

Der Doppelfunktion der Frauenarbeit entspricht die Zunahme.der, 2 eilzeitär zeitär 
beit bei Frauen. Die Anzahl der. Teilzeitarbeiterinnen stieg seit 1957 um 243 % 
(sogenannte Teilzeitarbeit aus eigenem Entschluß). Sie konzentrieren sich zuneh- 
mend auf abhängige Beschäftigungen und nach Branchen .auf..das produzierende 
Gewerbe. zu 32 %, öffentliche. Dienste.und. Dienstleistungen zu 30 %, Handel und 
Verkehr zu 24 % und in der Landwirtschaft zu 13,5 %, wo 1957 noch über 50 % der 
Teilzeitarbeiterinnen als mithelfende Familienangehörige tätig waren. (59) 


57) Nach Menschik, a.a.0.,S. 116 f. Diese Aussage wäre sehr wichtig, da die Unstetigkeit der 
Frauen häufig als Argument für ihre berufliche Diskriminierung benutzt wird. 

58) Friedrich Weltz, Bestimmungsgrößen der Frauenerwerbstätigkeit, in: MAB, 2/1071, 
S. 201 £f., hier S. 213. 

59) Vgl. Projekt Klassenanalyse, Materialien zur Klassenstruktur der BRD, Teil II, Berlin, 
1974,S.88 ff. und Tabellen. 
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Die Zahl der Teilzeitarbeiterinnen; ist ausgeprägt konjunkturreagibel, ein 
Großteil der arbeitslosen Frauen meldet’sich für eine Teilzeitbeschäftigung. 

Die Annahme der Doppelfunktion durch die Frauen kanalisiert sie in der 
Mehrheit in die Rolle einer industriellen Reservearmee, die je nach kurz- und 
langfristigen Akkumulationszyklen. gering qualifzierte Arbeiten unter schlechten 
Arbeitsbedingungen und bei geringer Entlohnung, ohne Aufstiegsmöglichkeiten und 
soziale Sicherheit. verrichten-muß. Die Kontinuität einer beruflichen Entwicklung 
und..-Qualifikation wird ständig von. Veränderungen. des Arbeitsmarktes. und 
Anforderungen der Familie bedroht. Eine ausreichende Altersversorgung kann sich 
nur ein geringer-Teil erarbeiten, Frauen stellen 85 % der Empfänger der niedrigsten 
Renten, die Mehrheit ist auf die Unterstützung durch Familienangehörige und 
Sozialhilfe angewiesen. (60) Dabei wird die Arbeitsfähigkeit der Frauen dermaßen 
ausgenutzt, durch Doppelarbeit und durch die Beschäftigung bei hochintensivierten 
Produktions-, Verwaltungsarbeiten und Dienstleistungen unter Akkordbedingungen, 
daß schon im frühen Alter vielfältige gesundheitliehe-Schäden auftreten: ‚Frauen, 
die zehn Jahre am Fließband sitzen, sind es gar nicht mehr wert, geheiratet zu 
werden. Herzfunktionsstörungen, Regelwidrigkeiten, Kreuzschmerzen, Schulterver- 
spannungen, Kopfweh, Magen- und Darmstörungen, psychische Störungen, Neuro- 
sen sind der übliche Preis für jahrelange Überbeanspruchung von Arbeiterinnen an 
Fließbändern und Halbautomaten.“ (61) 

Der objektive und subjektive Zwang für viele Frauen, unter diskriminierenden 
gesellschaftlichen Bedingungen berufstätig zu sein, zwingt sie über den Mechanismus 
struktureller und konjunktureller Krisen in ihrer Mehrheit in überanstrengende, 
schlecht bezahlte und unsichere Arbeitsplätze. Die Möglichkeit, selbstgewählte, 
bessere Arbeitsplätze zu finden, nimmt eher ab. (62) 


Reaktionsmöglichkeiten der Frauen auf die Arbeitsplatzunsicherheit/Arbeits- 
losigkeit und ihr derzeitiges Verhalten 


Stellen einerseits die Frauen zwar einen erheblichen Anteil der offen und verdeckt 
Arbeitslosen in der BRD, so liegen bisher nur wenige empirische Ansatzpunkte dazu 
vor, wie der Bedingungszusammenhang zwischen ökonomischer und sozialer Lage 
und beruflicher Interessenvertretung zusammengesetzt ist und sich entwickelt. So 
kann weder‘ daraus, daß die Frauen mehrheitlich den gering qualifizierten Arbeitern 
und Angestellten. angehören, die über ein*relativ.-ausgeprägtes* Bewußtsein-ihrer 
zunehmenden -Arbeitsplatzunsicherheit besitzen (63), gesehlossen werden, daß:von 


60)  Brandt/Kootz/Steppke, a.a.O., S. 63. 

61) Zitiert nach Menschik, a.a.O., S.129. Vgl. auch Industriearbeit und Gesundheitsver- 
schleiß, Frankfurt, 1974, S. 216 ff. 

62) Vgl. Brandt/Kootz/Steppke, a.a.O., S. 88 f. sowie Weltz, a.a.O., S. 213 ff. 

63) Vgl. Bunz/Jansen/Schacht, Qualität des Arbeitslebens, Hrsg. vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, Bonn-Bad Godesberg, 1973, S. 92 ff. sowie Kern/Schumann, 
Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein, Teil II, Frankfurt, 1970, S. 149, 153. 
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© ihnen-.entscheidende--Impulse -für eine Sicherung der’ Arbeitsplätze ausgehen, noch 
. daraus,.-daß..bisher..keine exemplarischen Kampfaktionen von Frauen gegen die 
. Arbeitsplatzunsicherheit ausgegangen sind, daß sie kein Konfliktpotential darstel- 

:len.-(64) 

So können bisher nur Thesen über die konstituierenden Bedingungen ihres 
Verhaltens aufgestellt werden: 

Von entscheidender Bedeutung ist, daß in der BRD ein Reehtauf Arbeit für 
Frauen: nicht "&Xistiert, schon gar. nicht -auf eine... Arbeit -eigener- Wahl mit 
entsprechenden Qualifikationen. Diesem gesellschaftlichen Zustand wird auch kein 
entwickelteres Bewußtsein breiterer Bevölkerungsgruppen, Institutionen und Partei- 
en sowie bei der Mehrheit der Frauen selbst entgegengesetzt. So werden die Frauen 
für „Frauenarbeiten“ erzogen und ausgebildet und auf typische Frauenarbeitsplätze 
gezwungen bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung ihrer Familienfunktion, keine 
Partei/Gewerkschaft vertritt entschieden ihre Interessen und sie selbst sind über 
diese Situation weitgehend i im unklaren. 

i I: Für die Frauen besteht zumindest grundsätzlich die ständige Rückzugsmöglich- 
keit aus dem Beruf in.den Familienverband, der für sie zwar Abhängigkeit und 
Vereinseitigung bedeutet, aber immer noch.ökonomische Absicherung, Verausga- 
bung..und. Bestätigung in der Hausfrauenfunktion bietet. Arbeitslosigkeit 
bedeutet für sie nur den Verlust einer Funktion, auf die sie sich nicht vollständig 
angewiesen fühlen und die sie tendenziell überfordert. Viele Frauen werden 
daher sofort bei Arbeitsplatzverlust in die Familie zurückkehren und die Arbeit 
erst bei einem entsprechenden Angebot wieder aufnehmen. Schon die Beantra- 
gung..von.. Arbeitslosengeld bringt Schwierigkeiten, da. .sie_teilweise nicht 
ausreichend Arbeitslosenversicherung gezahlt haben und auf die „letzten“ 
Arbeiten vermittelt werden können, da keine Fachqualifikationen vorhanden 
sind. Spätestens nach einem Jahr reduziert sich die Arbeitslosenhilfe durch die 
Anrechnung des Familieneinkommens bzw. entfällt. Möglichkeit und Notwendig- 
keit des Rückzugs in die Familie führen zu einer breiten, verdeckten Arbeitslosig- 
keit bei Frauen, was bisher die Herausbildung einer breiten, kontinuierlichen, 
gewerkschaftlichen und politischen Interessenvertretung entscheidend behindert 
hat. Die Folgen des Arbeitsplatzverlustes werden privatisiert, in der Familie als 
Konflikt ausgetragen und erscheinen in ganz anderen Inhalten und Formen 
(Scheidung, psychisch bedingte Krankheiten etc.). 

2. Die vorausgesetzte Eingeschränktheit der Frauenerwerbstätigkeit hat viele 
Formen von Arbeitsverhältnissen für Frauen hervorgebracht, die die Entwicklung 
eines-gleichberechtigten Arbeitsbewußtseins; Kommunikationsstrukturen aus-der 
Arbeit heraus, gemeinsame Interessenvertretung und rechtliche Ansprüche min- 
dern.oder sogar unmöglich machen. ‚Das früher dominante Arbeitsverhältnis der 


64) Wichtig in diesem Zusammenhang sind allerdings die Streiks von mehrheitlich auslän- 
dischen Arbeiterinnen gegen die Leichtlohngruppen bei Hella/Lippstadt und Pierburg 
/Neuss. Vgl. auch Teil 5.2. 
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mithelfenden Familienangehörigen und der Heimarbeiterin hat zwar an Bedeu- 
tung verloren, dafür nehmen aber Teilzeitarbeit, „Arbeitnehmerüberlassung‘ 
(Leiharbeit) und befristete Arbeitsverträge zu. Die Frau. wird nicht Bestandteil 
der Stammbelegschaft im positiven Sinn mit der Folge sich langfristig herausbil- 
dender, gemeinsamer Arbeitserfahrung und Interessenvertretung — ihre Entlas- 
sung geschieht als wenig beachteter, rechtmäßiger und ihr irgendwie adäquater 
Vorgang. 

3. Die Diskriminierung im. Beruf wird von den Frauen weitgehend durch eigenes 

Verhalten mitgetragen. Durch die starke‘ Familienorientierung nutzt sie die 
Berufstätigkeit zwar zum Aufbau eigenständiger sozialer Beziehungen und 
privaten Informationsaustausch, der sich aber mehr auf die Familie als das 
Betriebsgeschehen und die gemeinsame Interessenvertretung bezieht. Das wirkt 
sich auch im Grad ihrer gewerkschaftlichen Organisierung aus, der mit 18 % sehr 
niedrig liegt. Erst .ein-umfassender beruflicher Erfahrungsprozeß, der durch die 
Betriebsgröße, die Höhe.des betrieblichen Status, die Dauer der Erwerbstätigkeit 
und das Alter maßgeblich mitbestimmt wird, verstärken die Einsicht in die 
gewerkschaftliche Organisierung. (65) 
Eine Verstärkung der Diskriminierung bzw. Verunmöglichung des Widerstandes 
gegen Arbeitslosigkeit liegt in dem geringen Informationsstand der Frauen über 
ihre eigene Situation und in ihrem Verhalten, schon von sich aus nur geringe 
Ansprüche an Arbeitsbedingungen, Arbeitsform und Entlohnung zu stellen. Nach 
der Untersuchung von Weltz waren die befragten Frauen über-die Arbeitsmarktsi- 
tuation und die. Qualifikationsanforderungen katastrophal im Irrtum und 
artikulierten ihre Anforderungen an ihre (potentielle) Beschäftigung nur auf 
„bescheidenstem‘“ Niveau. (66) 

4. Die Bedingungen einer aktiven, breiten Interessenvertretung aus den Arbeitsbedi- 
ngungen heraus sind für verschiedene Frauengruppen sehr unterschiedlich. Ein 
Großteil: von ihnen arbeitet in kleingewerblich. organisierten Dienstleistungen 
oder bei Privatpersonen (Einzelhändlerin, Friseuse, Schneiderin, Hausgehilfin, 
Arzthelferin), wo das Arbeitsverhältnis noch weitgehend als persönliches Abhän- | 
gigkeitsverhältnis ausgeprägt ist, Lohnarbeit nicht massenhaft als Schicksal in 
Erscheinung tütt, der Kontakt zum Kunden und damit auch die Qualität. der 
Arbeitsleistung wichtig ist. Gewerkschaftliche Betätigung ist unter solchen 
Umständen von starker persönlicher Initiative abhängig, Unterstützung von 
Widerstand gegen den „Arbeitgeber“ durch die Kollegen oder die Gewerkschaft 
meist irrelevant. 

Anders verhält es sich für die Arbeiterinnen und Angestellten im produzierenden 
Gewerbe, im Handel-, Geld- und Versicherungswesen und im öffentlichen Dienst. 
Hier sind die Frauen ..mit..starker. Konzentration in Großbetrieben bzw. 
Großbüros mit vielen Frauen in gleicher Situation zusammen. Die Gemeinsam- 


65) Genauere Daten vgl. Brandt/Kootz/Steppke, a.a.0., S. 65 ff. 
66)  Weltz, a.a.O., S. 209 ff. 
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keit tritt deutlich in Erscheinung und kann sich — obwohl die individuellen 
Widerstandsformen vorherrschen — in gemeinsamen Widerstand umsetzen. Bei- 
spiele für den industriellen Bereich sind die erfolgreichen Aktionen zur 
Abschaffung der Leichtlohngruppen und zur Verringerung bestimmter Arbeits- 
belastungen: 

Der gewerkschaftliche Organisationsgrad ist in den industriellen Großbetrieben 
am höchsten. (67) 

Gegen. die Tendenz des Akzeptierens der Lohnarbeiterexistenz in den industri- 
ellen Großbetrieben wirkt die Verstärkung der Konkurrenz untereinander und 
mit. anderen Beschäftigungsgruppen. Auf dem Teilarbeitsmarkt für gering 
qualifizierte, leichtere Arbeiten besteht durch die fließende Erwerbstätigkeit 
vieler Frauen ständig ein latentes Überangebot; hinzu kommen psychisch und 
physisch sehr leistungsfähige und sich selbst gegenüber rücksichtslose ausländ- 
ische Arbeiter und Arbeiterinnen, die das Überangebot noch verstärken. Auch 
seitens älterer dequalifizierter Arbeiterinnen existiert Konkurrenzdruck. 

Da die industrielle Frauenarbeit inzwischen einen derartigen Grad von Intensität 
und Gesundheitsbelastung angenommen hat, dafs die Frauen nur über eine Phase 
von.ca. 10. Jahren volle Leistungsfähigkeit bringen können, entwickelt sich eine 
ständige Bedrohung durch jüngere und leistungsfähigere Arbeitskräfte. (68) 

. Im Mittelpunkt einer möglichen beruflichen Interessenvertretung der Frauen 
stehen die Gewerkschaften. Obwohl der DGB zentrale Fragen der Frauener- 
werbstätigkeit wie gleichberechtigte Ausbildung, Doppelrolle, Lohnungleichheit 
aufgenommen hat, gehören die Frauen zu den gewerkschaftlich stark unterreprä- 
sentierten Gruppen. Unterrepräsentiert sowohl im Bezug auf ihren Organisations- 
grad, wie auch in ihrer Beteiligung an den betrieblichen und gewerkschaftlichen 
Organen (BR, VL, Gewerkschaftsausschüsse und -kongresse (69), wie auch in der 
Vertretung zentraler Frauenforderungen. Zwar hat der DGB einige sozialpoli- 
tische Verbesserungen für die Frauen gefördert und wort- und resolutionsradikal 
betriebliche Diskriminierungen angeklagt, ohne bisher in einer zentralen Frage, 
wie z.B. der Lohngleichheit, entseheidende Erfolge erzielt zu haben. Mit dafür 
verantwortlich ist, daß die DGB-Gewerkschaften entsprechend ihrer Vertretungs- 
konzeption und entsprechend der schwachen Stellung der Frauen in der 
@rganisation für Frauenprobleme noch nie die Mitglieder mobilisiert haben. Das 
sogenannte Jahr der Frau ist ein beredtes Beispiel dafür. 


67) Vgl. Menschik, a.a.O., S. 179. 
68) Nach der Befragung ‚Qualität des Arbeitslebens“, a.a.O., S. 112, sehen Frauen ihren 


Arbeitsplatz am meisten gefährdet durch Jüngere (28 %), besser Ausgebildete (19 %) 
sowie Frauen, Ausländer, Sonstige (je 2 %). 


69) Der gewerkschaftliche Organisationsgrad ist bei den Arbeiterinnen zwischen 1952 und 


1963 sogar von 24,7 % auf 19,8 %, bei den weiblichen Angestellten von 10,7 auf 7,4% 
zurückgegangen, vgl. Schellhoss, Apathie oder Legitimität, München, 1967, S. 75. Ebenso 
Rückgang der weiblichen BR-Mitglieder zwischen 1965 und 1968; vgl. Brandt u.a., 
a.2.0., S. 66. 
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Die vorausgegangenen Überlegungen zeigen, daß grundlegende gesellschaftliche 

Verzerrungen. verhindern, daß Frauen überhaupt das geringe Niveau von sozialem 

Widerstandverhalten entwickeln, was derzeit zumindest bei einigen Arbeitslosen 

-Gruppen vorhanden ist. Kurzfristig lassen sich für die akute Krise nur wenige 

Punkte zur Aktualisierung und Abmilderung des Problems der Frauenarbeitslosig- 

keit benennen: 

— alle.Frauen;. die derzeit aus den verschiedensten Gründen nicht berufstätig sind, 
sollten sich arbeitslos bzw. arbeitssuchend melden, um .einerseits für sich den 
generellen Anspruch auf Arbeit aufrechtzuerhalten und auch leichter eine Arbeit 
zu finden, andererseits, um diesen Anspruch auch gesellschaftspolitisch umfas- 
send anzumelden und die verschiedenen Organisationen und den Staat zur 
Aktivität zu zwingen. 

— Bildung gewerkschaftlicher Frauengruppen, in denen das Problem der Arbeits- 
platzunsicherheit der Frauen in seinem Begründungszusammenhang diskutiert 
und die Privatisierung dieses Problems verhindert wird. 

— Die Problematisierung der überdurchschnittlichen Entlassung von Frauen durch 
die Existenz reiner Frauenabteilungen; der Ber.achteiligung von Frauen, deren 
Mann. auch berufstätig ist, bei der Sozialauswahl bei Entlassungen; verstärkte 
Wahl’ von weiblichen BR’s und VL’s. 

— Verstärkung der Forderungen nach und Durchsetzung von besserer betrieblicher 
Aus- und-Weiterbildung, breiterer.sozialer Absicherung im Fall der Arbeitslosig- 
keit und verstärkter Berufsvermittlung von Frauen. 


4.2 Ausländische Arbeiter (70, 71) 


Der qualitative Anstieg der Ausländerbeschäftigung in der BRD fand in einer Phase 
statt, als die Nachfrage der Unternehmen und des Staates nach Arbeitskräften mit 
geringer Qualifikation, hohem physischen und psychischen Leistungsvermögen auf 
dem einheimischen Arbeitsmarkt nur zu decken gewesen wäre, wenn die Arbeitsbe- 
dingungen verbessert und die Einkommen aus solchen Tätigkeiten wesentlich 
gesteigert worden wären. Die hohen Akkumulationsraten in den 50er Jahren 
führten zu erheblichen Produktionsausweitungen ohne umfassende technologische 
Neuerungen, die Neuanlage des Zusatzkapitals in relativ arbeitsintensiven Produkt- 
ionsverfahren bewirkte einen hohen Beschäftigungsgrad der einheimischen Arbeits- 
bevölkerung, sodaß um 1960 vom Erreichen der nationalen Vollbeschäftigung 


70) Unter dieser Bezeichnung werden nur Arbeitskräfte verstanden, die aufgrund von 
struktureller Arbeitslosigkeit und Armut aus ihren weitgehend agrariscnen, nur gering 
industrialisierten Heimatländern in die BRD immigriert sind und hier ohne die 
Möglichkeit einer langfristigen Integration gering qualifizierte Tätigkeiten verrichten. 

71) Eine ausführliche Darstellung und Analyse der Ausländerbeschäftigung in der BRD unter 
dem Gesichtspunkt ihrer Stellung zur deutschen Arbeiterklasse liegt vor, in: Hildebrandt 
/Olle, Ihr Kampf ist unser Kampf, Teil I + II, Offenbach, 1975. 
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gesprochen werden kann. Da die BRD kein Einwanderungsland ist und daher der 
Arbeitsmarkt weitgehend geschlossen, „nationalisiert‘‘ ist, wirkte das ökonomische 
Gesetz der Übernachfrage nach Arbeit in Richtung auf eine kontinuierliche 
Steigerung des Lebensstandards der einheimischen Beschäftigten (Lohnhöhe, 
Arbeitszeit, soziale Sicherung) und eröffnete den Lohnarbeitern die Möglichkeit, in 
einem bestimmten Rahmen überanstrengende, gesundheitsschädliche, unsichere und 
gering entlohnte Arbeiten ablehnen zu können. Genau in diese Phase fiel dann die 
gesteuerte Ausweitung der Änwerbung und Vermittlung von ausländischen Arbei- 
tern durch die Bundesanstalt für Arbeit nach den Richtlinien des Ausländergesetzes 
und bilateraler Anwerbeverträge. 

Da sich die. Bedingungen der Ausländerbeschäftigung in der BRD seitdem 
entscheidend verändert haben, sind die Ausgangsbedingungen der gelenkten 
Intensivierung der Arbeiterimmigration festzuhalten: 

a) ein national geschlossener Arbeitsmarkt, 

b) staatliche Kontrolle grenzüberschreitender Wanderungen von Arbeitskräften, 

c) starke Nachfrage von Unternehmen und des Staates nach leistungsfähigen und 
arbeitswilligen Arbeitskräften, die über nur geringfügige Qualifikationen verfü- 
gen, nur relativ geringe Lohnforderungen stellen können und den Staatshaushalt 
wenig belasten für bestimmte Arbeitsplätze, für die zu solchen Bedingungen 
keine einheimischen Arbeitskräfte zu finden waren. 

d) Ferner gehört dazu die Existenz von unterentwickelt gehaltenen Peripherie- 
ländern, in denen Armut und Unterbeschäftigung herrscht, deren ökonomische 
Entwicklung von den auf dem Weltmarkt dominierenden Staaten in die Richtung 
aufgezwungen wird, daß der Anhäufung von Reichtum bei einigen wenigen 
Staaten und Bevölkerungsgruppen wachsendes Elend immer größerer Bevölke- 
rungsteile gegenübersteht; sodaß die Regierungen dieser unterentwickelten 
Länder Millionen ihrer Arbeiter zur Ausbeutung in die Industriestaaten 
exportieren, um die sozialen Konflikte in ihren Ländern abzumildern. 

Da die Konzeption der Ausländerbeschäftigung als Arbeitsmarktregulativ auf die 

kurzfristigen Bedürfnisse einzelner Kapitale und Kapitalgruppen außerhalb des 

nationalen Rechtsrahmens angelegt ist und seit Anbeginn von der Regierung, den 

Arbeitgeberverbänden, den Gewerkschaften und breiten Teilen der Einheimischen 

akzeptiert wurde, sind die Arbeitsimmigranten im klassichen Sinne Gefangene der 

ökonomischen Entwicklung, hin- und hergeworfen zwischen Beschäftigung und 

Arbeitslosigkeit, zwischen verschiedenen Branchen und zwischen verschiedenen 

Ländern, unfähig, ihre Lage langfristig zu verbessern. Sie stellen in jedem Fall die 

unterste Schicht der Beschäftigten und — mit ihrer Herausbildung — auch der 

Reservearmee. In der Konkurrenz mit dem Unternehmer (als Arbeitsvertrag- 

schließende) wie auch in der Konkurrenz mit anderen Beschäftigten haben sie die 

niedrigste Machtposition. 

Folglich bewirkte die Auflösung einiger der oben genannten Ausgangsbedin- 
gungen keine Veränderung ihrer Stellung innerhalb der Arbeitsbevölkerung. Sie 
bleiben auf der untersten Stufe, nur heißt das im Abschwung und in der Krise für 
die meisten Arbeitsimmigranten Arbeitslosigkeit, Ilegalität, Abschiebung in das 
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Heimatland, wo das soziale Elend noch viel größer ist. 

Es kann folglich festgehalten werden, daß die Wirtschaftspolitik der herr- 
schenden Klasse in der BRD die Ausländer von Anfang an als zeitweises 
Arbeitsmarktregulativ für bestimmte Tätigkeiten verstanden hat, nur am Verbrauch 
von Arbeitskraft interessiert war, ansonsten aber die soziale und politische 
Integration der Arbeitsimmigranten verhindert hat und nun in der Krise diese 
Politik um so offener vertritt. Die Voraussetzungen für die ausländischen Arbeiter, 
ihre Arbeits- und Reproduktionsbedürfnisse zu verbessern haben sich mit dem 
Einsetzen der Krise noch verschlechtert: 

— Die Unternehmer versuchten, mit zunehmender Anzahl von Ausländern in der 
BRD diese als Konkurrenz gegen die einheimischen Arbeiter einzusetzen und so 
durch die Spaltung der Belegschaften eine weitere Verbesserung der Arbeits- und 
Einkommensbedingungen zu verhindern. Faktisch bestand diese Konkurrenz zu 
den ungelernten Arbeitern und Arbeiterinnen, Leih- und Teilzeitarbeitern von 
Anfang an, nur gewann sie mit der Ausdehnung der Ausländerbeschäftigung auf 
weite Bereiche des verarbeitenden Gewerbes und des Dienstleistungssektors eine 
gesellschaftliche Qualität, die die Ausnutzung nationalistischer Ideologien zur 
Einschränkung des Reproduktionsniveaus der einheimischen Arbeiter ermöglich- 
te. So waren „Anti-Gastarbeiter-Kampagnen‘ die Vorboten von Krisen, das 
erstemal die Arbeitszeit-Kampagne von 1965. 

— Die Funktion der ausländischen Arbeiter als industrielle Reservearmee in ihrer 
flüssigen Form, die sich in Phasen der Prosperität in der Form der Rotation 
durchsetzt, wurde erstmals in der Krise 1966/67 offensichtlich, als kurzfristig 
der Zustand der Vollbeschäftigung durchbrochen wurde. Die entscheidende 
Grundlage der Anwerbepolitik, die Vollbeschäftigung, wurde durch die Verstär- 
kung des Krisenzyklus und endgültig durch die langfristige Verwertungskrise seit 
1970 vernichtet. Der Illusion der Eingliederung der Arbeitsimigranten auf 
Lebenszeit stellte sich zunehmend die ökonomische Realität entgegen: als 
massenhafte Abschiebung in der Krise, als Anwerbestopp, als institutioneller 
Abbau der wenigen Rechte der Ausländer. Die Konzentration der Ausländer 
allein auf die schwersten und am schlechtesten entlohnten Arbeiten nahm zu. 

— Während die Krisen die Ausländerbeschäftigung relativ konfliktlos regulierten, 
traten mit steigender Ausländerzahl in der BRD zunehmend Krisen im 
Reproduktionsbereich auf. Aufgrund des unzureichenden Ausbaus der Infra- 
struktur und der sozialen Sicherung im Verhältnis zu einer wachsenden 
Arbeitsbevölkerung ergaben sich notwendig Versorgungslücken und Finanzie- 
rungsschwierigkeiten, die die benachteiligten Bevölkerungsgruppen, die auch 
über das geringste Einkommen verfügen, am schwersten trafen. Das Abschieben 
der Verantwortlichkeit für diese Krisen im Reproduktionsbereich bildet folglich 
nicht nur im Produktionsbereich eine zentrale Ablenkungsstrategie. Obwohl die 
Ausländer auch bezüglich der Wohnverhältnisse, der Krankenversorgung, der 
sozialen Betreuung, der Alterssicherung, dem Zugang zu Aus- und Weiterbil- 
dungsmöglichkeiten auf die unterste soziale Stufe gedrängt werden, müssen sie 
diese Leistungen privat durch Steuern und Versicherungsbeiträge gleichberech- 
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tigt mit den Deutschen finanzieren. Hier steht allerdings das Interesse des Staates 
an einem minimalen Versorgungsstandard für alle sich in der BRD Aufhaltenden, 
der Vermeidung der Öffentlichkeit von krasser sozialer Not und Diskriminierung 
und einer daraus resultierenden Mobilisierung der Bevölkerung, gegen die 
Interessen der Einzelkapitale an billigen Arbeitskräften. Dieser Konflikt drückte 
sich zZ. B. in der Diskussion um eine „Gastarbeitersteuer‘ aus. 

— Der vollen Durchsetzung des Rotationsprinzips und der beliebigen Entlassung 
von Ausländern in der Krise stehen nicht nur betriebliche Interessen entgegen 
(Aufrechterhaltung bestimmter Produktionsprozesse und Dienstleistungen, Auf- 
rechterhaltung der Spaltung der Beschäftigten), sondern auch minimale Rechte, 
die den Ausländern zugebilligt wurden und Rechte, die im Rahmen bilateraler 
oder multinationaler Verträge (EWG, UNO, Internationale Arbeitsorganisation) 
vereinbart wurden. Um weiterhin den Arbeitsmarkt weitgehend d. h. zumindest 
die Arbeitskräftebewegungen über EWG-Grenzen hinaus, kontrollieren zu kön- 
nen, schränkt die Bundesregierung systematisch seit 1974, seit die Erkenntnis 
der tiefen Krise sich durchgesetzt hatte, solche Rechte der ausländischen 
Arbeiter ein (z. B. die Erteilung der Aufenthaltsberechtigung nach 5 Jahren, den 
Kündigungsschutz, die freie Wahl des Wohnsitzes etc.; vgl. dazu weiter unten). 

— Ein weiterer Grund für die verschärfte Handhabung der rechtlichen und 
ökonomischen Disziplinierungsmittel ist in den Versuchen der Ausländer zu 
sehen, auch in der BRD ihre Interessen als Lohnarbeiter und Mitglieder der 
bürgerlichen Gesellschaft selbst zu vertreten. War die politische Betätigung und 
Organisierung von Ausländern durch die Beschneidung der Grundrechte und die 
massive Zerschlagung von politischen Parteien und Gruppen schon frühzeitig 
unterdrückt worden, so entwickelte sich durch die zunehmende Organisierung 
der Ausländer in den DGB-Gewerkschaften und ihre Teilnahme an den 
tariflichen und autonomen Arbeitskämpfen der Industriearbeiter eine Zersetzung 
der ökonomischen Funktion der Arbeitsimmigranten. Trotz umfassender Diskri- 
minierung und Entrechtung führten ausländische Arbeiterinnen bei Pierburg/ 
Neuss und Hella/Lippstadt die ersten großen Frauenstreiks in der BRD durch, 
machten die ausländischen Arbeiter durch ihre breite und initiative Beteiligung 
an den Streiks für Teuerungszulagen in der metallverarbeitenden Industrie 1973 
auf die Arbeits- und Einkommensbedingungen un- undangelernterArbeiter sowie 
auf die Diskriminierung der Ausländer in den Betrieben aufmerksam, demon- 
strierten Ausländer zusammen mit deutschen Kollegen gegen ihre Wohnbedin- 
gungen, die Kürzung des Kindergeldes, gegen massenhafte Entlassungen u.a. 
Teile der Arbeitsimmigranten und der Deutschen befinden sich in einem 
Lernprozeß, die Isolierung der Ausländer, die Spaltung der Belegschaften durch 
eine gemeinsame, solidarische Interessenvertretung aufzulösen. Die Ergebnisse 
der Betriebsratswahlen "75 sind das aktuellste Zeichen für die schrittweise 
Eingliederung der ausländischen Arbeiter in die westdeutsche Arbeiterbewegung. 

Bevor die Auswirkungen der Krise und der konjunkturellen Schwankungen auf die 

Ausländerbeschäftigung dargestellt werden, ist kurz die Stellung der ausländischen 

Arbeiter innerhalb des nationalen Gesamtarbeiters zu charakterisieren. 
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4.2.1 Die Herkunft der ausländischen Arbeiter aus weitgehend agrarischen, industri- 


ell 


unentwickelten Regionen sowie die spezifische Art ihrer Eingliederung in den 


Produktionsprozeß in der BRD bedingen ihre Zugehörigkeit zur untersten Schicht 
der Lohnarbeiter. Ihre Arbeiterexistenz wird gekennzeichnet durch: 


a) 


b) 


72) 
73) 


74) 


Die Emigration ist Folge der niedrigen Durchschnittseinkommen und der hohen 
Arbeitslosenquote in den Peripherieländern. Die Arbeitsaufnahme in der BRD 
zielt darauf ab, zum Unterhalt der Familie und eventuell zum Aufbau einer 
selbständigen Existenz im Heimatland ein hohes Einkommen zu erzielen und 
einen beträchtlichen Teil davon zu sparen. Dafür steht ihnen nur ein kurzer 
Zeitraum zur Verfügung: 1968 waren 37 % der ausländischen Arbeiter weniger 
als drei Jahre in der BRD, 1972 mehr als die Hälfte (57 %) (72). Aufgrund des 
Anwerbestopps und der Entlassungen wird sich die durchschnittliche Verweil- 
dauer inzwischen noch mehr verringert haben. 

Aus der Dominanz des Einkommensmotivs folgt, daß die Ausländer von der 
inflationären Entwertung ihres Einkommens und den Lohnminderungen beson- 
ders betroffen sind, andererseits fast jede Verschlechterung der Arbeitsbedin- 
gungen und Erhöhungen der Arbeitsintensität für Einkommenssteigerungen 
akzeptieren. Arbeitslosigkeit bedeutet für sie kurzfristig eine einschneidende 
Senkung des Einkommens, da sie durchschnittlich seltener und weniger 
Arbeitslosenunterstützung als die Einheimischen erhalten, langfristig Rückwande- 
rung und damit Arbeitslosigkeit im Heimatland, wo sie nach dem Verbrauch 
ihrer Ersparnisse häufig auf eine niedrigere soziale Stufe als vor der Ausreise 
zurückfallen. Viele Ausländer ziehen daher die Hllegalität in der BRD der 
Rückreise vor, Z. Z. beträgt ihre Zahl ca. 500 000. 

Der Stundelohn der ausländischen Arbeiter liegt im Durchschnitt erheblich unter 
dem einheimischen Arbeiter. Aufgrund der geltenden Lohnbemessungsgrundla- 
gen in der BRD werden die psychischen und physischen Leistungen bei un- und 
angelernten Tätigkeiten, insbesondere bei sogenannten Ausländertätigkeiten 
relativ niedrig bewertet. Als spezifische Ausländerdiskriminierung kommt ihre 
Einordnung in die untersten Lohngruppen, die Verringerung von Zulagen, die 
Aussparung aus bestimmten Lohnnebenleistungen (z. B. Betriebsrente, Vermö- 
gensbildung, Treueprämien etc.) sowie der volle Abzug der Sozialabgaben hinzu, 
ohne dafür in vollem Umfang die entsprechenden Leistungen in Anspruch 
nehmen zu können. Die Ausländer kompensieren diese Unterentlohnung durch 
eine höhere Erwerbsquote (73) und einen hohen Überstundenanteil (74), sodaß 
im Ergebnis relativ niedrige Lohndifferenzen erscheinen: nach der Untersuchung 


Bundesanstalt für Arbeit, Repräsentativuntersuchung ‘72 — Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer, Nürnberg 1973, 8.32 £. 

1970 lag die Erwerbsquote der Ausländer mit 71 % deutlich über der der Einheimischen 
mit 43 %. Vgl. Wirtschaft und Statistik, Nr. 11/73, S. 643. 

Ausländische Männer leisteten 1972 60 % mehr Überstunden als der Durchschnitt aller in 
der BRD beschäftigten Männer, ausländische Frauen 750 % mehr. Vgl. Bundesanstalt für 
Arbeit, Repräsentativuntersuchung ’72, a.a.O., S. 87 ff. 
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der Bundesanstalt für Arbeit lagen die durchschnittlichen Bruttolöhne und 
-gehälter aller Beschäftigten im Frühjahr 1972 bei 1 346,— DM, die der 
Ausländer bei 1 280,— DM. (75) Wichtig für den niedrigen Durchschnittslohn der 
ausländischen Arbeiter ist auch, daß sie kaum als Facharbeiter oder sogar 
Angestellter eingestellt werden bzw. nach längerer Betriebszugehörigkeit in 
solche Positionen aufsteigen können. Als Begründung dafür dient ihre niedrige 
Qualifikation sowie die Unkenntnis der Sprache. 

c) Nimmt man aus den Statistiken über die Qualifikation die „übrigen Ausländer“ 
und mit Einschränkungen auch die Jugoslawen heraus, so zeigt sich, daß die 
Ausländer zu ca. 90 % in den unteren Arbeiter- und Angestelltenpositionen 
beschäftigt sind: 


TABELLE XXXV: 


Die ausländischen Arbeiter nach Wirtschaftsabteilungen und ausgewählten Wirtschaftszweigen und der beruf- 
lichen Stellung im Betrieb (in %) 


Facharbeiter 
(einschl, Meister, Vorar- 
beiter im Stundenlohn) 


angelernte Arbeiter ungelernte Arbeiter 


Wirtschaftsabteilungen 
ausgewählte Wirtschaftszweige 


 insge- 


: u { « 
; i ı insge- insge- 
Männer Frauen sag Männer Frauen i samt | Männer ‚Frauen une 
| | 
Landwirtschaft und Tierzucht, Forst- und Jagd- | i ; ; | 
wirtschaft. na. een nr ! a en a |: 23 | 32 . 61 
Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von | | 
Steinen und Erden ..........22. cc... ; 14. _ 14,55 0 ai 55 | 31 . 31 
' i : 
Eisen- und Metallerzeugung und -verarbeitung. N 22 io 17,82 60 ıi 54 | 26 39 29 
darunter j 
Eisen-, Stahl- und Metallwarenindustrie ..... j 12 . Br-n 58 i AB, 55 30 52 37 
Maschinen-, Apparate- und Arınaturenbau.... 34 4 29 | : AT: 50 j 48 19 46 23 
Straßenfahrzeugbau .... 222.220 cnaecceenn 18 . 17,5 053.061 54 | 29 . 29 
Elektrotechnik 22.222 2222220 eeeenneoenn I 023 i . | 2, 6 | 6o | 25 32 29 
Verarbeitende Gewerbe {ohne Eisen- und Metali- | ' 
verarbeitung) ...2.2 2222202 eeneeeenen : 16 4 11.50 53, 51:34 43 38 
darunter | | | 
Textiigewerbe .....cu2ooooccemeeeeeenen- i 18 5 3,056, 6565| 6 30 29 30 
Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe ....... | 37 = 37° 3 Fa ec} | 32 32 
darunter | ! ! 
Hoch- und Tiefbau ...... 02 2cnecceneenn. | 35 | _ 35 31 “| 31 | 34 34 
| i | 
+ H I 
Handelt, Geld- und Versicherungswesen...... | 20 .:.418 45 . 1.41 | 35 55 41 
\ : i i 
Dianstelstungan ui ansanaensaree ME a: 14 28 32 i 64 54 
darunter i 
Gaststättenwesen ....... 22-2 eenenenenen . r 14 2°, . 34 | } 63 52 
| | 
Verkehrswesen ....:::2 22000 cererneeenn i 11° i 10'422 | . 1040: 47 R 50 
| f ' ' ; 
Fr l [3 
Öffentlicher Dienst und Dienstleistungen im ! | 
öffentlichen Interesse ........:20cr10.: t 2: 7 27 28 55 7 65 
darunter | N | 
Krankenpflege {ohne Badeanstalten) ........ | _ | ! 76 74 
\ ! B T } 
Alle Wirtschaftsabteilungen ...............- | 23. 3.18 46 | 51 | 47 | 31 | 46 Ds 35 


Quelle: Repräsentativuntersuchung ’72, a.a.O., S. 70 


Die Gründe für diese niedrige Einstufung liegen erstens in dem niedrigen 
Qualifikationsniveau der Arbeitsimmigranten. Nach einer Untersuchung von 
75)  Ebenda, S. 96. 
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1971 verfügten 37% der ausländischen Männer und 72% der ausländischen 
Frauen vor ihrer Einreise über keine industrielle oder handwerkliche Berufserfah- 
rung. (76) Sofern sie über eine Berufserfahrung oder eine Berufsausbildung 
verfügen, wird diese zweitens in den meisten Fällen in der BRD nicht anerkannt, 
weil die Ausländer für Anlerntätigkeiten angeworben wurden. Nach derselben 
Untersuchung arbeiteten nur 28 % der Ausländer in derselben Wirtschaftsabtei- 
lung in Deutschland wie im Heimatland. (77) Die Vernichtung von Qualifikati- 
onen der Arbeitsimmigranten drückt sich darin aus, daß 31 % der angelernten 
und 24% der qualifizierten Ausländer in der BRD unter der Qualifikation 
beschäftigt wurden, die sie im Entsendeland erreicht hatten. (78) Die reale 
Dequalifikation wird noch wesentlich höher sein, da Formalqualifikationen 
verglichen werden und da die Ausländer viele Fähigkeiten und Kenntnisse 
verlieren, die für eine Beschäftigung im Heimatland von Bedeutung sind. 

Drittens beschränkt sich die Möglichkeit des beruflichen Aufstiegs für auslän- 
dische Arbeiter in der Mehrzahl auf die Umstufung vom ungelernten zum 
angelernten Arbeiter, wobei sich die Tätigkeit selbst nicht verändert, der 
Aufstieg zum Facharbeiter bzw. qualifizierten Angestelltenpositionen ist sehr 
selten. Langjährige betriebliche Erfahrung führen bei den Ausländern in viel 
geringerem Umfang als bei den Einheimischen zur Verbesserung des Einkom- 
mens und zur Übernahme einer qualifizierten Tätigkeit. Zudem können solche 
geringfügigen Verbesserungen bei jeder Umsetzung und Entlassung zurückgenom- 
men werden. Die Möglichkeiten der betrieblichen Aus- und Weiterbildung für 
ausländische Arbeiter sind sowohl vom Angebot als auch von den Dispositions- 
möglichkeiten der Ausländer her gering. (79) 

(siehe hierzu TABELLE XXXVl auf Seite 114) 

Die Besetzung einer höheren betrieblichen Stellung ist an verschiedene Merkmale 
gebunden: relativ hohe Facharbeiterquoten stellen die Jugoslawen und die 
sogenannten übrigen Ausländer, bei denen schon bei der Anwerbung größtenteils 
eine anerkannte Ausbildung vorhanden war; weiterhin konzentrieren sich 
ausländische Facharbeiter bei den Männern auf das Baugewerbe und die Eisen- 
und Metallerzeugung und -verarbeitung, bei den Frauen auf Dienstleistungsberu- 
fe; gegliedert nach Berufsgruppen konzentrieren sich die männlichen Facharbei- 
ter auf die Schlosser, Mechaniker und zugehörigen Berufe, die Elektriker, Maler, 
Lackierer und verwandten Berufe, die weiblichen Facharbeiter auf die Textil- 
und Bekleidungsberufe. Interessant ist, daß der Anteil der Facharbeiter unter 
den Ausländern mit zunehmender Betriebsgröße abnimmt. 


76) 


22% 
78) 
79) 


Ursula Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, Bonn-Bad Godesberg 
1974,5.74. 

Ebenda, S. 79. 

Ebenda, $. 82. 

Ebenda, S. 93 ff. sowie Repräsentativuntersuchung '72, a.a2.0., S. 86 ff. 
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TABELLE XXXVI: 
Die ausländischen Arbeiter nach dem Jahr der erstmaligen Einreise in das 
Bundesgebiet und der beruflichen Stellung im Betrieb (in %) 


Einreisejahr Facharbeiter 
erstmalige Be-!,.: . (einschl. Mei- ange- unge- 
seäftgunge. Denen (muntebrohene) 1er Vrabei.| mie | lee | zylhen 
aufnahme im ter im Stun- Arbeiter Arbeiter 
Bundesgebiet denlohn) 
1972 höchstens 4 Monate ..... 16 29 55 100 
1971 von 5 Monaten bis gut 
Lan Sen de 14 38 48 100 
1970 von gut 1 Jahr bis gut 
2. Jahle.2: us 17 46 37 100 
1969 von gut 2 Jahren bis gut 
SJahld 2.2.58 514 17 50 33 100 
1968 von gut 3 Jahren bis gut 
4 Jahre ........222.. 20 47 33 100 
1967 von gut 4 Jahren bis gut 
5.Jähre: 2.40: 2% 5 16 52 82 100 
1966 von gut 5 Jahren bis gut 
6 Jähre.; 24.000000 18 50 32 100 
1965 von gut 6 Jahren bis gut 
E08 32101, - RE EBEREE 17 51 32 ...100 
1964 von gut 7 Jahren bis gut 
Jahre again 16 51 33 100 
1963 von gut 8 Jahren bis gut 
9 Jahre ...,,59.24,45% 2.3 47 30 100 
1962 von gut 9 Jahren bis gut 
10. Jahre Is... 855824 20 54 26 100 
1961 oder 
früher mehr als 10 Jahre ....... 30 51 19 100 
Insgesamt — 18 | 47 | 35 100 


Quelle: Repräsentativuntersuchung ’72, a.a.O.,S. 77 


d) Bezüglich der Verteilung der ausländischen Arbeiter über die Wirtschaftszweige 
kann keine einheitliche Tendenz festgestellt werden. Der Bedarf nach niedrig 
entlohnten und physisch leistungsfähigen Arbeitskräften ging ursprünglich von 
der Landwirtschaft und dem Bergbau, wo es um die Erhaltung von struktur- 
schwachen, arbeitsintensiven und unterdurchschnittlich profitablen Wirtschafts- 
bereichen ging, Hinzu kam bald ihre Beschäftigung in besonders konjunkturreagi- 
blen Wirtschaftszweigen (Baugewerbe) und in der industriellen Massenproduk- 
tion, wo die Rechtlosigkeit der Arbeitsimmigranten kurzfristige Reaktionen auf 
Marktveränderungen ermöglichte (Straßenfahrzeugbau). Für all diese Wirtschafts- 
zweige gilt, daß ihr Anteil am gesamtwirtschaftlichen Produktionsvolumen 
überproportional zur Branchenstruktur hochentwickelter Industriestaaten ist 
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und nur auf Kosten der ausländischen Arbeiter gehalten werden kann. (80) 
Bestes Beispiel dafür ist die Textil- und Bekleidungsindustrie. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Ausländerbeschäftigung liegt bei den privaten und 
öffentlichen Dienstleistungen (Gaststättengewerbe, Krankenpflege, Stadtreini- 
gung etc.). Mit dem Einstellungsstopp in weiten Bereichen des öffentlichen 
Dienstes, zunehmender Rationalisierung und unter dem Druck hoher Arbeitslos- 
enquoten sinken auch hier die Arbeitsplatzsicherheit und die Beschäftigungsmög- 
lichkeiten für ausländische Arbeitskräfte. 


TABELLE XXXVH: 


Ausländerquoten in den Wirtschaftsbereichen 


Beschäftigte Beschäftigte 
Abhängig aus- Aus- aus- 
Erwerbs- ländische länder- Jländische 
Wirtschaftsabteilung tätige Arbeit- quote?) Arbeit- 
Wirtschaftszweig/-gruppe") nehmer nehmer 
Ende April Ende Sept. 
1971 Ende Januar 1973 1972 


Ausländerquote?) in % 
Ende September 


1972?) 1971 
absolut in % absolut 


Bergbau und Energiewirtschaft . .. Euekae ; 526 00 32 593 & 32552 
darunter 
Steinkohlebergbau .... BET ERNEN: 248 500 26 928 R 25 970 
Eisen- und Metalierzeugung und - serarbeitung ; 5 541 200 843 346 R 825 598 
darunter 
Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau... .........-... 2 562 900 361 581 R 355 213 
Übrige verarbeitende Gewerbe {ohne Bau) ......... 4141 100 597 456 R 594 499 
darunter 
Chemische Industrie... .. ee 674 300 67 655 , 66 667 
Kunststoff-, Gummi- und AURernEBeh de FESPER: 327 700 67 560 A 65 333 
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden: 

Grob- und Feinkeramik, Glasgewerbe ............. 389 700 71946 R 77091 
Holz-, Papier- und Druckgewerbe 882 600 113078 R 109 931 
Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe ae 1 124 100 195 378 1 192 421 
Nahrungs- und Genußmitteigewerbe ........- - 742 700 81837 : 83 056 


Zwischensumme 
Produzierende Gewerbe (ohne Bau) 10 209 200 1473 395 f 1 452 649 


Baugewerbe ........ BR EABREOFREEL VE 1 777 700 389 854 a 419 667 
Dienstleistungen, Handel und Verkehr . Ren x 9 528 000 464 521 R 457 633 
darunter 
Handel 2:22.22. 008: 24 4 REES 2 446 800 136 081 R 128 802 
Beiniging 22 un. ee Rs un 318 100 29 824 B 29 156 
Gaststöttengewerbe . 2.2.22 -uneeereeeen: : 398 200 81 565 B 87 737 
Haushalt 134 900 6187 a 6032 
Deutsche Bundespost PR RERR EEE 442 100 9739 1 9 554 
Deutsche Bundesbahn ........ RE 431 500 22 876 R 22 966 
Deufsche und ausländische Vertöidigunnskiällen. 
ausl. Vertretungen... ........ PRERTEE RE RER AENEN DDACH RER 254 200 20 743 h 20 465 
Krankenpflege 676 900 66 231 A 64 750 
Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung aid Fischerei 278 100 19 030 , 22 443 


Alle Wirtschaftsabteilungen/-gruppen 21 793 000 2 346 800 10,8 2352 392 10,8 10,3 9,0 


) Um die Ausländerquoten anhand der Beschäftigtenzahlen des Mikrozensus errechnen zu können, wurden einige Wirtschaftszweige den Wirtschafts- 
abteilungen anders zugeordnet als sonst in der Wirtschafts-Systematik 


2) Berechnet nach dem Mikrozensus des jeweiligen Jahres 


®) Berechnet nach dem Mikrozensus von 1971 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ausländische Arbeitnehmer 1972/73, Nürnberg 1974, S.15 


80) Vgl. Fels/Schatz/Wolter, Der Zusammenhang zwischen Produktionsstruktur und Ent- 
wicklungsniveau, in: Weltwirtschaftliches Archiv, Bd. 106 (1971), Heft 2, S. 240 ff. 
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Generell ist fast allen Tätigkeitsbereichen von ausländischen Arbeitern gemein- 
sam, selbst wenn sie in hochproduktiven, wachstumsintensiven Wirtschaftsbe- 
reichen liegen, daß die Möglichkeit der betrieblichen Umsetzung und des 
Arbeitsplatzverlustes sehr hoch ist. Nur ihr erzwungen niedriges Anspruchsniveau 
sowie ihre regionale und betriebliche Mobilität ermöglichen für einen Teil der 
Ausländer einen längeren Aufenthalt in der BRD. Vom Schrumpfungsprozeß der 
Klein- und Mittelbetriebe sind die ausländischen Arbeiter weniger betroffen, da 
sie sich stärker auf Betriebe über 1 000 Beschäftigte konzentrieren als die 
Einheimischen (81) — also insbesondere die industrielle Massenproduktion. 

e) Da die ausländischen Arbeiter mit der Einreise in die BRD ihren Wohnort bereits 
verlassen haben und ihre Aufenthaltsgenehmigung meist an einen Arbeitsvertrag 
mit einem bestimmten Unternehmen geknüpft ist, sind sie in viel stärkerem Maße 
als die Einheimischen an die Einstellungs- und Personalpolitik der Unternehmen 
gebunden. Da sie privat isoliert leben und sich aufgrund der geplanten oder 
aufgezwungenen Vorläufigkeit ihres Aufenthaltes auch nicht langfristig einrich- 

ten, d.h. ihre Anwesenheit der Erlangung eines Arbeitsplatzes und Einkommens 
dient, folgen sie den regionalen Schwerpunkten der Nachfrage für un- und 
angelernte Arbeitskräfte. Gleichermaßen sind sie aufgrund fehlender betrieb- 
licher Interessenvertretung, gewerkschaftlichen Desinteresses und mangelnden 
Rechtsschutzes nicht in der Lage, sich gegen innerbetriebliche Umsetzungen zu 
wehren, die häufig ihre Berufserfahrungen wieder zerstören und ihr Einkommen 
auf einem niedrigen Niveau halten. 

Zur Beschreibung der Stellung der ausländischen Arbeitskräfte im Produktionspro- 

zeß gehört auch die Darstellung des Zustandes ihrer Interessenvertretung, d.h. der 

Ausländerpolitik des DGB. Es ist davon auszugehen, daß der DGB sich mit seiner 

Position von Anfang an in Übereinstimmung mit dem wirtschaftspolitischen Kalkül 

der Bundesregierung befand, die Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften als 

Arbeitsmarktkorrektiv in Phasen der Vollbeschäftigung anzusehen. „Zehn Jahre 

nach dem Ende der Naziherrschaft waren die deutschen Gewerkschaften erstmals 

durch das zeitliche Zusammenfallen von drei Faktoren großer sozialökonomischer 

Bedeutung, d.h. 

— wegen der anhaltenden wirtschaftlichen Konsolidierung und der rascher werden- 
den industriellen Expansion, 

— wegen einer gleichgerichteten Orientierung der staatlichen Wirtschaftspolitik und 
der Gesamtorientierung der Gewerkschaften auf Erhaltung und Ausbau der 
Vollbeschäftigung und 

— dank des größeren gesellschaftlichen Gewichts der gewerkschaftlichen Organisa- 
tion in allen Arbeitsfragen 

in der Lage, zur Frage der Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern eine 

weltoffene und aufgeschlossene Position zu beziehen, die zugleich den gewerk- 

schaftlichen Interessen voll entspricht. “Die Einschränkung dieser Weltoffenheit lag 


81)  KRepräsentativuntersuchung 72, a.a.O., S. 55 ff. 
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darin, daß die Gewerkschaften sich gleichzeitig dahingehend festlegten, „daß bei 
einer grundlegenden Verschlechterung der Situation auf dem Arbeitsmarkt, d.h. bei 
einem etwaigen Überangebot von Arbeitssuchenden und bei einer umschlagenden 
Tendenz zu einer gewissen Arbeitslosigkeit — energisch allen Versuchen entgegen- 
zutreten ist, auch noch durch eine weitergehende Anwerbung von Arbeitern aus 
dem Ausland einen zusätzlichen Import von Arbeitslosigkeit möglich zu ma- 
chen.“ (82) Diese programmatische Grundhaltung setzte sich so in die gewerk- 
schaftliche Praxis um, daß sie sich bemühten, die Arbeitsimmigration in den 
DGB-Gewerkschaften zu organisieren und argwöhnisch darauf achteten, daß keine 
Konkurrenzorganisationen entstanden. Ansonsten beschränkte sich die gewerk- 
schaftliche Aktivität darauf, in einzelnen Punkten extreme soziale Benachteiligun- 
gen der Ausländer vor die Öffentlichkeit zu bringen (politische Bespitzelung, 
Einhaltung tarifvertraglicher Regelungen, Wohnsituation, Sprachunterricht), die 
Ausländer selektiv zu informieren und ihnen in Einzelfällen Rechtshilfe zu geben. 
Insgesamt unterstützt der DGB den formellen Rahmen von Anwerbung und 
Aufenthaltsbedingungen der Ausländer in der BRD, der die entscheidenden 
Voraussetzungen für die freie Ausbeutung der Arbeitskraft der Ausländer darstellt. 

Die Organisierung der ausländischen Arbeiter in den DGB-Gewerkschaften 
bedeutete nicht eine offensive Interessenvertretung für die Ausländer und den 
Versuch, die Arbeits- und Einkommensbedingungen innerhalb der Belegschaften 
anzugleichen. Dadurch findet die Differenzierung und Spaltung der einzelnen 
Belegschaftsteile auch innerhalb der Gewerkschaften: statt, was dadurch verdeckt 
wird, daß die wirkliche Lage der ausländischen Arbeiter verdrängt, ihre Repräsenta- 
tion in den Gewerkschaften und ihre Forderungen abgedrängt werden. Die 
Diskriminierung der Ausländer durch die Gewerkschaften verhindert natürlich auf 
der anderen Seite wieder die Organisationsbereitschaft der Ausländer. Die zuneh- 
mende Beteiligung der Ausländer an den Tarifbewegungen und den Arbeitskämp- 
fen, die Kooperation mit bewußteren Belegschaftsvertretern haben im Ergebnis die 
Organisationsquote der Ausländer dennoch erhöht, wobei bei ihnen eine kritische 
Distanz zur Vorstandpolitik vorherrscht. Generell liegt der Organisationsgrad der 
ausländischen Arbeiter, ihre Beteiligung an der Betriebsrats- und Vertrauensleutear- 
beit, ihre Repräsentation in gewerkschaftlichen Gremien und auf Gewerkschafts- 
kongressen noch weit unter dem Durchschnitt. (83) 

Das Verhalten der Betriebsräte bei Entlassungen ist unterschiedlich; in der 


82)  Beratungsbericht der IGM vom 10.12.1969, hektographiert, S. 2. 

83) Am Beispiel der IGM: 1972 betrug der Organisationsgrad der Ausländer 40,7 % 
gegenüber 55,8 % bei allen Arbeitern und 46,3 % bei allen Arbeitern und Angestellten. 
Der Anteil der ausländischen Betriebsräte betrug 2,21 % an allen Betriebsratsmitgliedern, 
während die Ausländer einen Beschäftigtenanteil von 14,2 % stellten. Ihre entsprechende 
Beteiligung am Vertrauensleutekörper betrug nach den VL-Wahlen1973 ca. 4,7 %. Vgl.: 
Ergebnis der Betriebsratswahlen 1972, hrsg. vom Vorstand der IGM, Frankfurt/Main 
und: Ergebnis der Vertrauensleute-Wahlt 1973, hrsg. vom Vorstand der IGM, Frankfurt/ 
Main. 
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Mehrzahl der Fälle bedeutet das Aktzeptieren der Entlassungspläne der Unterneh- 
men und das Prinzip der Sozialauswahl, daß ausländische Arbeitskräfte „bevorzugt“ 
entlassen werden. Die Konzeption der Ausländerbeschäftigung als gesteuertes 
Arbeitsmarktregulativ setzt sich also auch durch die Gewerkschaften und die 
betriebliche Interessenvertretung hindurch durch. 


4.2.2 Die wesentlichen Instrumente der nationalen Arbeitsmarktkontrolle sind die 
bilateralen Anwerbeabkommen (mit Italien, Spanien, Griechenland, Türkei, Portu- 
gal, Marokko und Jugoslawien) und dem Ausländergesetz (AuslG) von 1965 mit 
entsprechenden Verwaltung- und Ausführungsvorschriften, die einen breiten 
Ermessensspielraum freilassen. Die Gruppe der Arbeitsimmigranten wird durch eine 
abgestufte Rechtsstellung in vier Untergruppen geteilt: EWG-Angehörige, unter ein 
Anwerbeabkommen Fallende, Iegale und sonstige Arbeitsimmigranten. Am besten 
gestellt sind Arbeitskräfte aus der EWG: sie benötigen keine Arbeitserlaubnis und 
haben ein Anrecht auf die Erteilung eines fünf Jahre gültigen Aufenthaltsausweises, 
wenn ihnen eine Arbeit angeboten worden ist. Anders die über die Deutschen 
Kommissionen oder Auslandsvertretungen Angeworbenen, für sie gilt: 

1. Es muß ein Vermittlungsauftrag eines deutschen Unternehmens an das zuständi- 
ge Arbeitsamt vorliegen — damit wird den Anforderungen der Unternehmen im 
einzelnen entsprochen. 

2. Das Arbeitsamt überprüft, ob auf dem nationalen Arbeitsmarkt den Anforderun- 
gen entsprechende Arbeitskräfte zur Verfügung stehen und erhält das Primat der 
Beschäftigung Einheimischer aufrecht, auch gegen evtl. Einwände der anfordern- 
den Unternehmen. 

3. Die arbeitssuchenden Ausländer, die sich bei den Außenstellen gemeldet haben, 
werden auf berufliche Eignung (sofern gefordert), Gesundheit, Straffälligkeit, 
asoziales Verhalten etc. überprüft. Damit wird sichergestellt, daß die Angeworbe- 
nen zumindest in den nächsten Jahren physisch leistungsfähig sind und nicht der 
Krankenkasse und der Sozialhilfe zur Last fallen (was außerdem ein Abschie- 
bungsgrund ist). Weiterhin wird möglichst ausgeschlossen, daß durch die 
Arbeitsimmigranten sozialer Konfliktstoff entsteht. 

4) Der Aufenthalt in der BRD wird durch die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmi- 
gung und Arbeitserlaubnis bzw. eine Legitimationskarte legitimiert. Sie wird 
inzwischen für höchstens ein Jahr vergeben und gilt nur für ein festgelegtes 
Einzelarbeitsverhältnis. Die Bestimmungen der Erteilung der Arbeits- und 
Aufenthaltserlaubnis sind differenziert auf die Bedürfnisse der Unternehmen, der 
Länder und der zentralen Gremien abgestimmt. Sie sind durch Verwaltungsvor- 
schriften und -anweisungen an die jeweilige ökonomische Situation anpaßbar 
und enthalten einen breiten „Ermessungsspielraum‘ der Behörden. Durch die 
jeweilige kurze Befristung wird die Ausländerbeschäftigung relativ kurzfristig 
(ca. 1 Jahr) dem Konjunkturverlauf und der Arbeitsmarktlage anpaßbar; Rechts- 
schutz aufgrund des Kündigungsschutzgesetzes und des Anhörungs- und Wider- 
spruchsrechts des Betriebsrates ($ 102 BetrVG) entfallen weitgehend. 
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Neben der Veränderung der ökonomischen Situation können viele Anlässe zur 
Nichtverlängerung bzw. Ausweisung führen. In $ 10 des AuslG ist eine Reihe von 
Ausweisungsgründen zusammengestellt, die sich auf Tatsachen oder nur Vermu- 
tungen beziehen, die die Funktionalität der Ausländerbeschäftigung für Kapitale 
und Gemeinwesen infrage stellen. Neben die zentrale Formel der „Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes“ werden gestellt die Gefährdung der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung und Sicherheit der BRD, die Verurteilung wegen 
eines Vergehens oder Verbrechens (darunter fällt z.B. auch Trunkenheit am 
Steuer oder die ‚wilde Ehe“), falsche Angaben gegenüber Behörden, Bettelei, 
Gefährdung der öffentlichen Gesundheit und Sittlichkeit, die Inanspruchnahme 
der Sozialhilfe und die Gefährdung erheblicher Belange der BRD wie ihre innere 
und äußere Sicherheit, die öffentliche Ordnung und die Beziehungen zu anderen 
Staaten. Diesem Ensemble von individuellen Ausweisungsgründen stehen umfas- 
sende Maßnahmen der Verhinderung von Einwanderungen und der massenhaften 
Abschiebung gegenüber, wie sie seit Beginn des Abschwungs verstärkt eingesetzt 
werden. 
Welche grundlegende Bedeutung nationale Kapitalinteressen für die Politik der 
Bundesregierung haben bzw. in welchem Ausmaß angeworbene Ausländer nur als 
Arbeitskräfte betrachtet werden, verdeutlicht nochmals ihre Haltung bei der 
Verabschiedung einer „Konvention zum Schutz der Gastarbeiter““ durch die 
Internationale Arbeitskonferenz im Juni 1975. Sie stimmte der Verpflichtung zur 
sozialrechtlichen Gleichstellung von legal eingereisten Ausländern (Arbeitsplatz- 
sicherheit, Umschulung, berufliche Fortbildung) nicht zu und beantragte einen 
einschränkenden Zusatz „...soweit es die Situation und Entwicklung des 
Arbeitsmarktes erlaubt.‘, der mit großer Mehrheit abgelehnt wurde. (84\ 


84) Vgl. Frankfurter Rundschau vom 25.6.1975; Hervorhebung vom Verfasser. 
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4.2.3 Wie gut die beschriebenen Instrumente der Arbeitsmarktregulierung funktio- 
nieren. zeigen die Veränderungen der Ausländerbeschäftigung in Abhängigkeit vom 
Konjunkturablauf: 


TABELLE XXXVII: 


BUNDESANSTALT FUR ARBEIT/ STATSTK 


Beschäftigte ausländische Arbeitnehmer 


2,5- Millionen — ; T ._ ü IT Tr 1 ! _ w 4 
| ? ; 


+ + + i 


1,5 


_ 


‚Suenlägp nur Ende Januar und Ende Juni) 


601611 62| 63] sul 65 66| 67 | se] 69] 70| 71] 72] 73 


Quelle: Journa! G, Heft 4/5, 1975, 8.43 


Die 1966/67-Krise, ein Abflachen der Zunahmeraten ab 1970 zeichnen sich 
deutlich ab. Genauere aktuelle Daten, die die Entwicklung seit dem Anwerbestopp 
wiedergeben, liegen noch nicht vor. Obwohl aus der Beschreibung der ausländischen 
Arbeiter als unterste Schicht der Arbeiterklasse nicht geschlossen werden kann, daß 
sie als erste und in ihrer Gesamtzahl entlassen werden -— dagegen stehen die 
unterschiedlichen Interessen der verschiedenen Beschäftigungsbereiche, die Dispro- 
portionen zwischen Qualifikationsstruktur und Tätigkeitsanforderungen, wirt- 
schaftsgeographische Sturkturprobleme etc. sowie die Konkurrenz-Funktion der 
ausländischen Arbeiter — fand 1967 eine abrupte Verringerung der Anwerbung und 
massenhafte Entlassung von Ausländern statt. Zwischen Juli 1966 und September 
1967 verminderte sich die Zahl der erwerbstätigen Ausländer um 323 000, 
ca. 300000 waren neu angeworben worden und die Zahl der arbeitslosen 
Ausländer, die in der BRD eine neue Anschlußbeschäftigung gefunden haben — 
ca. 650 000 ihren Arbeitsplatz endgültig verloren, das sind fast 45 % aller im 
Juli 1966 beschäftigt gewesenen ausländischen Arbeitskräfte. Die offizielle Arbeits- 
losenquote für Ausländer von 1,2% für 1967 kann diesen Prozeß auch nicht 
ansatzweise ausdrücken. 
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Relativ kurzfristig nahmen die Anwerbequoten ab Ende 1967 wieder 
erheblich ab. Die Krise schien nur ein „Betriebsunfall“ gewesen zu sein und hat bei 
den ausländischen Arbeitern aufgrund der Abschiebe-Mechanismen zu keinen 
sichtbaren Lernprozessen in der BRD geführt. Auch in Phasen wie der anschließen- 
den Hochkonjunktur findet unter der Oberfläche ansteigender Ausländerbeschäfti- 
gung eine beständige Rotation statt, die eine kontinuierliche Erfahrung der 
Lohnarbeiterexistenz und des organisierten Widerstands dagegen durch die Auslän- 
der selbst nicht zuläßt. 

Mit dem offenenen Durchschlagen der Krise auf dem Arbeitsmarkt, dem 
starken Anstieg von Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit seit Ende 1973 war der 
Zustand relativer Stabilität der Ausländerbeschäftigung schlagartig beendet. Mit der 
umfassenden Maßnahme des auch vom DGB unterstützten Anwerbestopps für 
Arbeitskräfte aus Nicht-EG-Staaten im November 1973 wurde eine breite Entla- 
stung des einheimischen Arbeitsmarktes und der Infrastruktur angestrebt. Damalige 
Schätzungen gingen davon aus, daß durch diese Verminderung der Immigration 
zusammen mit einer scharfen Anwendung des Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisver- 
fahrens die Zahl der in der BRD beschäftigten Arbeitskräfte um 1,2 Mio. innerhalb 
eines Jahres verringert werden könnte. Nur rechtliche Schranken hinderten die 
Bundesregierung vorläufig, die bestehenden Freizügigkeitsregelungen noch weiter 
abzubauen. So wird beabsichtigt, die derzeitigen Privilegien der Ausländer einzu- 
schränken und den Assoziierungsvertrag zwischen EG und Türkei insoweit 
rückgängig zu machen, daß die vorgesehene Liberalisierung der Migration nicht 
einsetzt. 

"Kurzfristig scheiterte die Intention des Anwerbestopps sowohl an der 
Personalpolitik der Unternehmen, die weiterhin die betrieblichen Funktionen der 
Ausländerbeschäftigung wie Verringerung der Personalkosten und Verstärkung des 
Konkurrenzdruckes zwischen den Beschäftigten aufrechterhalten und am Verhalten 
der ausländischen Arbeitskräfte in der BRD selbst, die unter den Bedingungen des 
Anwerbestopps unter allen Umständen, auch der Illegalität, in der BRD zu bleiben 
versuchen. Dementsprechend hat sich ihre Zahl zwischen September 1973 
(Höhepunkt der Ausländerbeschäftigung in der BRD) und September 1974 um 
„nur“ 245000, d.h. um 9,4% verringert, bis zum Frühjahr 1975 um weitere 
250 000. | 

Im Gegenteil eskalieren die sozialen Probleme, da die ausländischen Arbeits- 
kräfte einen Integrationsdruck auf die Bundesregierung auszuüben versuchen, indem 
sie alle bestehenden Regelungen ausnutzen, um ihre Frauen und Kinder in die BRD 
nachzuholen, was zu einem absoluten Anstieg der Zahl der Ausländer in der BRD 
geführt hat. 

Den Maßnahmen gegen die weitere Immigration von ausländischen Arbeitern 
außerhalb des EG-Raumes entsprechen neue, rigide Maßnahmen zur Abschiebung 
der sich bereits in der BRD aufhaltenden Ausländer. Zentralen Stellenwert dafür hat 
der inteme Rundbrief der Bundesanstalt für Arbeit vom 13.11.1974 zur Einschrän- 
kung der Erteilung der Arbeitserlaubnis. (85) Danach ist die Arbeitserlaubnis für 
85) Abgedruckt in: Journal G, Nr. 4/5, 1975, S. 23 ff. 


121 


ausländische Arbeitskräfte aus Nicht-EG-Ländern nur zu erteilen, wenn nach 
ausgiebiger Überprüfung die zu besetzende Stelle nicht mit einem Deutschen, zu 
fördernden Arbeitergruppen wie Behinderten, Aussiedlern etc. oder einem Teilzeit- 
beschäftigten besetzt werden kann, selbst wenn das beantragende Unternehmen sich 
dagegen stellt. Auch wenn die Arbeitserlaubnis nur für die Fortsetzung der Tätigkeit 
eines bereits beschäftigten und nicht gekündigten ausländischen Arbeitnehmer 
beantragt wird, ist diese Überprüfung vorzunehmen. Das hat bereits dazu geführt, 
daß Kontingente von bis zu 300 Ausländern, für die die Unternehmen die 
Verlängerung der Arbeitserlaubnis beantragt hatten, kurzfristig abgeschoben wur- 
den. Darin eingeschlossen ist, daß bei der Nicht-Verlängerung auch bei noch 
bestehendem Arbeitsverhältnis weder ein Kündigungsschutz noch ein Einspruchs- 
recht des BR existiert. Damit nicht genug, unbefristete Aufenthaltsgenehmigungen 
werden nicht — wie gesetzlich vorgesehen — nach 5 Jahren Aufenthalt erteilt, 
Arbeitsgenehmigungen werden nur für die Zeiträume unter einem Jahr erteilt. 

Ausländer, die weiter in der BRD bleiben wollen, werden noch massiver als 
bisher in bezüglich der Arbeitsbedingungen und der Entlohnung niedrigste 
Tätigkeiten gedrängt, sowohl offiziell, indem der zitierte Rundbrief einen „besonde- 
ren Bedarf“ für ausländische Arbeitskräfte bei den Dreckarbeiten im Bergbau, der 
Fisch- und Konservenindustrie, der Torfindustrie und dem Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe annimmt und dort das Genehmigungsverfahren erleichtert, als auch in der 
inner- und zwischenbetrieblichen Umsetzung von ausländischen Arbeitskräften, 
deren Arbeitsbedingungen verschlechtert und deren Tätigkeit intensiviert wird. 

So bleibt vielen ausländischen Arbeitskräften nur das Absinken in die 
Illegalität (derzeit ca. 300 000-500 000), wo sie von der Ausländerpolizei gejagt 
werden und nur hin und wieder eine Arbeit zu miserabelsten Bedingungen finden. 
Oder die Rückkehr in die Heimatländer, in denen sie die schon bestehenden sozialen 
Probleme noch verschärfen (Arbeitslosigkeit, Überlastung der Staatshaushalte, 
Zerstörung der traditionellen Sozialstruktur, Zusammenbruch des Devisenhaushalts 
etc.). 

Die Maßnahmen am Arbeitsplatz werden durch Maßnahmen gegen die 
Reproduktionsmöglichkeiten der Ausländerfamilien ergänzt. Seit dem 1.4.1975 ist 
eine , Zuzugsperre für Ausländer in Wohngebiete mit über 12% Ausländeranteil 
gültig, Zuzugsbeschränkungen für Familienangehörige von Ausländern aus Nicht 
-EG-Staaten wurden erlassen und das Kindergeld danach gestaffelt, wo sich die 
Kinder der ausländischen Arbeitskräfte aufhalten. 

Programmatischer Ausdruck dieser umfassenden Entrechtung und Vertrei- 
bung sind die Diskussionen über die „Rückwandererprämie“ und die „freiwillige 
Rotation“. 

Konkret zur Verstärkung der Arbeitsplatzunsicherheit und Arbeitslosigkeit 
der ausländischen Arbeitskräfte kann noch nicht viel gesagt werden. (86) Aufgrund 
des Arbeitsförderungsgesetzes drückt sich erstmalig die massenhafte Freisetzung von 


86) Vgl. SAG, Die ausländischen Arbeiter in der Krise, Frankfurt 1975, Abschnitt III. 
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4.3 Jugendliche 


ausländischen Arbeitskräften auch in hohen Arbeitslosenquoten aus (im März 1975 


‚betrug sie 7,4 % gegenüber einer durchschnittlichen Arbeitslosenquote von 4,9 %). 


Viele ausländischen Arbeitskräfte sind auch auf das Angebot der sogenannten 
freiwilligen Kündigung mit Abfindung eingegangen, mit der in der Automobilindu- 
strie die Beschäftigtenzahlen abgebaut werden (Opel, Ford, VW). Da die Aufhebung 
des Anwerbestopps nicht abzusehen ist und kein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe besteht, werden auch die gesichertsten Nicht-EG-Ausländer nach 
Auslaufen der Arbeitslosenunterstützung von den Auswirkungen der Krise voll 
getroffen. Es ist damit zu rechnen, daß deshalb ab Mitte 1975 die Arbeitslosenquo- 
te für Ausländer abnimmt und eine massenhafte Rückkehr in die Heimatländer 
erzwungen wird. Gleichzeitig ist mit einem Ansteigen der Zahlen illegaler Ausländer 
zu rechnen. 

Trotz der umfassenden Disziplinierungsversuche gegen die Ausländer in der 
BRD, insbesondere gegen gewerkschaftlich und politisch aktive Ausländer (vgl. den 
Pierburg-Prozeß, den Targün-Prozeß, den Versuch der Entlassung des Sprechers der 
Ausländer bei Opel, Abdul Kheder), sind auch Solidarisierungsprozesse zwischen 
Deutschen und Ausländern festzustellen, die auf einer gemeinsamen betrieblichen 
Erfahrung beruhen. Zwar wird in Krisenphasen die Arbeitsplatzkonkurrenz zwi- 
schen Deutschen und Ausländern von Meinungsforschungsinstituten und der Presse 
immer wieder zur Vertiefung nationaler Resentiments herausgestellt — das 
Contest-Institut erhob z.B. im Oktober 1974, daß jeder zweite Befragte die 
ansteigende Arbeitslosigkeit dem „Überschuß an Gastarbeitern“ zuschrieb — und sie 
wird auch als solche ausgetragen. Wichtig sind demgegenüber aber auch Ereignisse 
wie gemeinsame Arbeitslosendemonstrationen von Ausländern und meist jugend- 
lichen, einheimischen Beschäftigten wie am 18.1.1975 in Darmstadt und am 
7.4.1975 in Kassel. In eine ähnliche Richtung weisen die Ergebnisse der 
Betriebsratswahlen 1975, bei denen in einigen Großbetrieben Listen bzw. Kandida- 


ten besonders erfolgreich waren, die in der Streikbewegung 1973 aktiv de 


Forderungen der Kollegen einschließlich der Ausländer aktiv vertreten hatten. 


E 


4.3.1 Während die steigende Quote von Frauenarbeitslosigkeit seit langer Zeit in der. : _ 
Öffentlichkeit bekannt ist und’die Zunahme im Abschwung nicht überrascht hat, ist 

der Anstieg.der Jugendarbeitslosigkeit kaum vorhergesehen bzw. frühzeitig erkannt 
worden. Symptomatisch für solche Vorstellungen ist die Stellungnahme der 
Bundesanstalt der Arbeit in ihren „Überlegungen zu einer vorausschauenden 
Arbeitsmarktpolitik“ von 1974, in der sie über die Jugendlichen behauptet: 
„Jugendliche Arbeitnehmer bilden gegenwärtig insgesamt gesehen keine Problem- 
gruppe des Arbeitsmarktes in der Bundesrepublik, wie etwa in einigen anderen 
westlichen Industrieländern, wenn es um die Suche nach einem geeigneten 
Erstarbeitsplatz für Jugendliche geht oder um geeignete Arbeitsplätze, obwohl 
gerade in jüngster Zeit das Ausbildungsplatzangebot abnimmt.“ (S. 74) Wenn 
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‘dennoch Arberdlosskeit auftritt, wird sie oz Randgruppen orinee „ES 
; händelt sich dabei insbesondere um sogenannte drop- -outs, d.h. Jugendliche, die 
ohne Abschluß die Hauptschule verlassen oder eine "begonnene Ausbildung vorzeitig 
. abbrechen; lern- oder körperbehinderte Kinder; jugendliche Ungelernte; Abiturie- 
nten ohne Studienplatz.‘ (Ebenda) In dieser breiten Definition der drop-outs 
„deutet sich bereits das Gegenteil der vorausgegangenen Feststellung an. Bei.allen 


. schon. "frühzeitig Indikatoren, die auf das Problem der Jugendarbeitslosigkeit 
.  hinwiesen (hoher.- ‚Anteil. _der Jugendarbeitslosigkeit in den fünfziger. Jahren, 
="  Jugendarbeitslosigkeit in den ‚kapitalistisch entwickelten Ländern). Seit 1968 
begann die Arbeitslosenquote für Jugendliche (unter 20 Jahren) anzusteigen: 
TARELEE we 


EEE EU -# 11967 1968 1969 1970 1971 1972 ‚1973 1974 

R > Anteil de Tusendichln an den abh. 

A ee | 11,0 10,7 10,3 95 94 91 88 
“Anteil der Jugendlichen an den regi- 56. 48: Si 71 80: SR e 108 


‚strigrten ar 


BE Sc HE 


Erweist sich daran schon die These-einer-langfristig ansteigenden Jugendarbeitslosig- 
keit in der BRD als richtig, so zeigt ein Überblick über die derzeitige Struktur der 
jugendlichen Arbeitslosen, daß die zweite Behauptung nur zutrifft, wenn man die 
Charakterisierung „dröp-öut“ auf einen wachsenden Anteil der Jugendlichen 
überhaupt ausdehnt. Insofern trifft sich die Analyse der Bundesanstalt mit der 
Ideologie von Unternehmerverbänden, die Jugendarbeitslosigkeit auf zunehmendes 
individuelles. Leistungsversagen, ‚Lernschwäche und Lernunwilligkeit, zurückzufüh- 


ten. 
TABELLE XXXX: Arbeitslose. Jugendliche unter 20 Jahren 
Ende Januar 1975 ° u 
ohne bisherige berufliche Tätigkeit F mit bisheriger berulicher Tätigkeit 
Staatsangehörigkeit insgesam! strebt eıne © mit abge- strebt eine 
Geburtsjahr Berufs- üb B schlossener Berufs- hs 
ausbildung übrige zusammen i Berufs- ausbildung übrige zusammen 
an : ausbildung an 
) 2 3 4 5 6 7 8 

Deutsche i era 

1957 und später ....... 47196 3 109 7481 10 590 ! 3 956 7003 25 462: 36 606 

19551956 ...........- 62 241 422 1454 1876 30 102 3118 27 145 60 365 

. i 

Ausländer ; 

1957 und später ........ 6814 184 1489 1673 5 98 228 4815 5141 

IS 1I56 6 821 18 351 369 ; 539 89 5824 6452 
Deutsche und Ausländer he 

1957 und später ....... 54 010 3293 8970 12263 : 4054 7231 30 462 41 747 

1955-1956... 2.200 .% 65 062 440 1805 2245 i 30 641 a. 32 969 66 817 

alle jugendlichen........ 123 072 Ä 3 Ir 10 775 14508  ; 34 695 0 438% 63 431 {08 Pi Zu 

$ P 
Quelle: Zur Situation der Arbeitslosigkeit von J ugendlichen. Ergebnisse der Sonderunter- 
e £ 4 % F 
suchung von Ende Januar 1975, in: ANBA.3/1975 ;: as Bi As 
Ko: 1 Pr % a 
Ei 8% f y 2 © 


87) Nach einer Schätzung für 1951 (vgl. K. Kraiwczak, Zur Lage der ae taenrcchen 
Arbeiterjugend, Berlin, 1960, S.55) sowie,des IAB für die heutigen Erhebungen werden 
unter 50% der wirklich arbeitslosen Jugendlichen erfaßt. Nicht erfaßt werden die 
sogenannten verfügbaren Berufsanwärter, mithelfende Familienangehörige, Trebegänger, 
nicht gemeldete Ausländer, Teilnehmer an sogenannten Förderungsmaßnahmen. 
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ER 86 ec 
Da man nel even en kann, daß sogenannte er im engeren Sinne f af 
weil nicht registriert, gar nicht in dieser Statistik erscheinen, also in der beklagten: / j i 
offiziellen Jugendarbeitslosigkeit gar nicht auftreten, erweist sich der oben zitierte KrkLucı | 
Zusammenhang von vornherein als unsinnig. Unter den erfaßten jugendlichen ' ö 
a überwiegen die mit (Berufserfahrung (88,3 %), der nicht befriedigte,. _ / 
lg (3 733 +10 438 =711,5 %) ist beachtlich und drückt in Richtung‘ WERE 
4 Degualfikation ‚(von den bereits Berufstätigen sind 41,5 % ausgebildet oderf: Pegele f 
Ausbildung an, von den Berufsanfängern streben nur 25,7% eine j., Iufa- 
Beau Bildung an; anders herum, von den bereits berufstätig gewesenen suchen 
58,2% eine Un- und Angelerntentätigkeit, von den Berufsanfängern dagegen | 
74,5 %). er, a et BE le EDER Erz 

Der richtige Kern der., 


El £ j > 


| „drogaut“- chueaile liegt darin, daß nach dem . ” 
Prinzip: der R kumlativen Diskriminierung‘ ‘(Lempert) die sozial und rechtlich am 
schlechtesten gestellten-Gruppenüberdurchschnittlich intensiv von Arbeitslosigkeit 
betroffen werden. Während sich die Geschlechtsunterschiede hier nur geringfügig 
auswirken, sind als deutlicher Ausdruck dieses Prinzips die ausländischen Jugend- 
lichen von der verdeckten und offenen Arbeitslosigkeit besonders betroffen. Durch 
die Möglichkeit der Selektion unter den Bewerbern für Ausbildungsplätze und 
Stellen reproduziert sich auch innerhalb der einheimischen Jugendlichen eine 
;Hierarchie; die die Arbeitsplatzsicherheit entscheidend mitbestimmt. So hat sich 
nach der Süddeutschen Zeitung vom 21.11.1974 „bei handwerklich-praktischen 
Berufen. allmählich ein Idealtyp .des. Bewerbers herauskristallisiert: Der gut-durch- 
schnittliche Hauptschüler aus bürgerlich-ländlichem Milieu... Erwartet werden: 
eine bestimmte Schulausbildung mit erfolgreichem Abschluß, wenigstens gut-durch- 
schnittliche Zeugnisse, günstige Leistungs- und Verhaltenseigenschaften, geordnete 
häusliche Verhältnisse und meist ein ebensolches Aussehen und Auftreten. 
Lehrabbrecher aus eigenem Verschulden, Leistungsschwache, Schwierige und 
Extreme haben es besonders schwer.‘ In der Umkehrung von Ursache und Wirkung, 
d.h. in der Behauptung, daß für die Jugendarbeitslösigkeit weitgehend persönliche 
Gründe ausschlaggebend seien und damit diese selbstverschuldet ist, wird der relativ 
abnehmende Bedarf an Arbeitskräften, die massenhafte Herstellung von jugendli- 
chen Arbeitslosen, die erst eine Selektion nach solchen Kriterien ermöglicht, 
verdeckt. Die ökonomischen Ursachen der Jugendarbeitslosigkeit geraten aus dem 
Blickfeld: bzw. es werden nur ‚punktuelle, kurzfristige Konjunkturauswirkungen 
dazu in Beziehung gesetzt: „Wir stellten fest, daß bei 71 % die Nichtbeschäftigung _ 
auf subjektiven, persönlichen Gründen beruht. Es,gibt.keine allgemeinen Erschei- 
nungen wie Konkurse, Liquidation ‚von Abteilungen als..Ursache. Die meisten : 
Entlassungsgründe sind negativer Art, wobei sie allerdings nur auf Aussagen der 
Arbeitgeber beruhen. Unordentliches Arbeitsverhalten, Nichterscheinen am Arbeits- 
platz, Ungepflegtheit, mangelnder Arbeitswille.“ (88) 


68) Kurt Widmaier, Arbeitslosigkeit unter Jugendlichen — eine Bestandsaufnahme, in: 
Arbeitslose Jugendliche, Protokoll einer Klausurtagung, Landeszentrale für Politische 
Bildung Stuttgart, 1974, S.2. 
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Fre LAK CH ra Yard DK j, 

F Die Therapie kann dasın nur noch in zweierlei bestehen: ‚Verbesserung der 

: Anpassungsfähigkeit und des: Arbeitsverhaltens‘ der Jugendlichen durch den Druck 
„der Arbeitslosigkeit :selbst und durch staatliche Sonderprogramme_ einerseits, 
Schaffung zusätzlicher Beschäftigungsmöglichkeiten, z.B. durch „die von der 
Bundesregierung beschlossene Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung“ (vgl. die 
Erklärung der Bundesregierung zur Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildungsstellensi- 
tuation vom 22.1.1975). Die Hoffnung, mit dem nächsten. Aufschwung auch vom 
Problem der Jugendarbeitslosigkeit erlöst zu werden, wäre aber nur dann berechtigt, 
wenn man nach Abwägung der wesentlichen, die Jugendarbeitslosigkeit bedingen- 
den Faktoren zu dem Ergebnis käme, daß hier zur Konjunktureil‘, ‚bedingte 
Auswirkungen vorliegen. Zur Beurteilung dieses Komplexes können an dieser Stelle 
nur einige Schwerpunkte thesenartig herausgestellt werden, die insgesamt mehr auf 
eine längerfristige Krise der Beraufsausbildung und der Jugendarbeit hinweisen. 


N 
4.3.2 Als erstes kann eik Vergleich zwischen genereller Arbeitslosigkeit bei 
Arbeitern/Angestellten und ugendarbeitslosigkeit auf Besonderheiten hinweisen. 
Ihrem Umfang nach hat die Jugendarbeitslosigkeit (Verhältnis des Anteils der 
Altersgruppe an den Erwerbstätigen insgesamt zum Anteil an den Arbeitslosen 
= altersspezifische Arbeitslosenquote) erst mit Einsetzen der Krise ein durchschnit- 
tliches Niveau erreicht. Daher kann man annehmen, daß sie tendenziell noch unter 
, dem Niveau der Arbeitslosigkeit von Arbeitern und unteren Angestellten generell 
‘ liegt. Außergewöhnlich wird sie vielmehr durch den überdurchschnittlichen Anstieg 
in der Krise (so von September 1973 bis September 1974 um 233 % bei einem 
Durchschnitt von 154 %) und durch die Angleichung an die Arbeitsplatzunsicher- 
. heit von Arbeitern und Angestellten: ‚Die vorherige, relativ niedrige Arbeitslosen- 


entwickelten Ländern eine Ausnahmesituation. (89) 


89) In den USA besteht seit der Weltwirtschaftskrise die höchste Jugendarbeitslosigkeit in 
den westlichen Ländern, Sie erreichte damals 25 % aller Jugendlichen. Der Anteil der 
16-19jährigen steigerte sich von 17,8% 1947 auf 21,2% 1963 auf 29% 1973. Im 
Frühjahr 1975 waren in den USA 18% aller Jugendlichen arbeitslos, darunter 39,8 % 
aller farbigen Jugendlichen (UZ vom 30.7.1075). 
Nach den letzten Daten waren in: 

Italien 300 000 Jugendliche 
Frankreich 289 000 Jugendliche 
Großbrit. 158 000 Jugendliche 
Holland 73 000 Jugendliche 
Belgien 56 500 Jugendliche 
Dänemark 52 000 Jugendliche 
(Nach Süddeutscher Zeitung vom 3.6.1975) 
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Gliedert man die bereits berufstätigen arbeitslosen Jugendlichen insgesamt 


nachiBerufsgruppen, so stellen folgende OGALSEIUDDEN die höchsten Anteile 


(September 1974): ee, 

männlich: a a EA Ze "© weiblich: 

Hilfsarbeiter ohne nähere ee EN Wärshkaufleute 20,1% 
Tätigkeitsangabe mem "Allg. Dienstleistungsberufe 15,2% 
Schlosser, Mechaniker und Organisations-, Verwaltungs- 

zugehörige Berufe 10,8 %; RT Beer und Büroberufe 11,7% 
Verkehrsberufe © : de Pa f /*  Textil- und Bekleidungsberufe 6,9% 
Bauberufe 6 


Montierer und Metallhifsarbeiter,_ 8.8 TAB nun enernmnng anharacn  sene 

Bei i Jugendlichen. mit fhgeschlossener betrieblicher Ausbildung besteht eine 
»überproportionale Arbeitslosigkeit bei Wärenkaufleuten, Textirund Bekleidungsbe- 
rufen, Papierherstellern und -verarbeitern, Bauausstattern, Gesundheitsdienstbe- 
rufen und allgemeinen Dienstleistungsberüfen; eine.änterproportionale Arbeitslosig- 
keit dagegen bei -Schlossern,. -Mechanikern und zugeordneten Berufen sowie 
Elektriker. es ee En nee ner 


Bei: Jugendlichen mit abgeschlossener Berufsfachschulausbildung ‚dominieren 


een — 


andere Befüfsbereiche: die Sozial--und Erzieherberufe mit einem Anteil’von 49 %, 
Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe mit 16,6 %, allgemeine Dienst- 
leistungsberufe mit 10 % und Gesundheitsdienstberufe mit 8,4 %. 


Aus einem Vergleich dieser Schwerpunkte der Jugendarbeitslosigkeit mit der 


Struktur der Gesamtarbeitslosigkeit läßt sich ablesen, daß ........ nu nun. nn, 


Ferdi 
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1. die Jugendarbeitslosigkeit grundsätzlich die, ie gleichen x Strukturen wie die Gesamtar- | 


N 2 


Ä 


‚beitslosigkeit aufweist ‚ydai aß sich in ihr der Verlauf der Krise, differenziert nach 

ranchen und Berufsgruppen, widerspiegelt und daß sich folglich die Struktur 
der Jugendarbeitslosigkeit, wie sie hier für den Zeitpunkt September 1974 
dargestellt ist, entsprechend dem Gang der Krise verlagert. Im Herbst 1974 
zeigen sich ereinstimmungen bei den männlichen Arbeitslosen am hohen 
Anteil der Bauberufe, der Schlosser, Mechaniker, der Verkehrsberufe etc. Bei 
den Frauen an den Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufen, den Textil- 
und Bekleidungsberufei, den Warenkaufleuten etc. Allerdings sind Verschie- 
bungen festzustellen, die darauf hindeuten, daß. 


. sich in der Jugendarbeitsiosigkeit aktuelle Veränderungen in der E Beschäfi ftigungs- | 


; 


und Berufsstruktur am markantesten ausdrücken; „Das wird däran liegen, daß die’ 


etingngetzus eneeine ana 


Jugendlichen als Berufsanfänger nur in längerfristig abgesicherten und prosperie- 

renden Branchen- und Berufsbereichen überhaupt eingestellt werden, bzw. als 

Beschäftigte bei einer Kontraktion der Belegschaften aufgrund ihrer schlechten 

arbeitsrechtlichen Stellung und relativen sozialen Ungebundenheit am ehesten 
entlassen werden können. Einstellungsstopps und Entlassung der am wenigsten 

widerstandsfähigen Belegschaftsteile markieren neue, entscheidende Entwicklun- 

gen wie: 

— die Rationalisierungen im Verwaltungsbereich, 

— die Rationalisierung und Konzentration im Einzelhandel, 

— die Mafßnahmen zu Einsparung von Lohnkosten im öffentlichen Dienst (z. B. 


an Pr ey Bi 

, E ke a r i 

A f FH Ark 
Ei Ir X; Ber a ge B Br 5 Pr a ee 

ur 2 / Ep rg ee re rt = Pe ne 7 x 

LASEL Le 4 EEE ER DE re Ui He DR HUEr ur, Pr 

: Pe; 
Fi 5 

* 


IR % 2 Er RL 


2 


Verkehr), 

— die verringerten Zuwachsraten im Bereich staatlicher Sozialleistungen (z.B. 
Gesundheitswesen, Sozial- und Erzieherberufe), 

— die Proletarisierung des unteren Angestelltenbereichs, 

— den sinkenden Facharbeiterbedarf in wichtigen Industriebranchen. 

„einge, weitere Abweichung besteht darin, dab mm nn. 


\ Differenzierungen in der Qualifikation und der Leistungsfähigkeit der Jugend. ‘ ; 


lichen zu deutlicheren_Abweichungen in der Betroffenheit von Arbeitslosigkeit 


PRO AS EEE 


na führen... ‚Ber hohe Anteil von Arbeitslosen ohne abgeschlossene Berufsausbildung,” 
in = "Insbesondere der mit und ohne Hauptabschluß, die große Zahl von arbeitslosen 
fd A, yl jugendlichen--Hilfsarbeitern. weisen auf die, ‚überdurchschnittliche, ‚Betroffenheit. ’ 


hin. Daß Be 23 Aare sind sind,}zeigt, daß 


A 


Pressen ad ae sen na 


lichen und qualifizierenden e vorzu weisen haben, liegen die ; 


| ' Ärbeitslösenquoten rela relativ niedrig. 
Bereits aus us diesen Aspekten des Verhältnisses von allgemeiner Arbeitslosigkeit zu 
„Jugendarbeitslosigkeit folgt, daß das Argument einer allein Konjunkturbedingten 
Jugendarbeitslosigkeit nicht aufrecht erhalten werden kann. Geht man von einer 
längeren Phase der Überakkumulation aus, in der durch Konzentration der Betriebe, 
durch Rationalisierung der Produktions- und Verwaltungsprozesse, durch Senkung 
der Kosten in der Anwendung von Arbeitskraft und Abwanderung von Kapital der 
Verwertungsgrad der in wieder gesteigert werden soll, so kann „nicht 
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der "Selektion von leistungsfähigen, betriebstreuen, an die Wirtschaftsideologie 
angepaßten und innerhalb des Unternehmens flexiblen Erwerbstätigen gebraucht — 

La ; der Belegschaften schließt einen. Teil, der Jugendlichen langfristig von jeder 
8 agspruchsvolleren,, ‚gesicherten Berufstätigkeit_ aus (weitgehend die nicht registrier- 
| ten, arbeitslosen Jugendlichen). Ein anderer Teil (die ein- oder mehrmals, kurzfristig 
vr 3 arbeitslosen I Jugendlichen (90)) wird @ die latente ‚Reservearmee der Arbeitsbevölke- 
| rung bilden, in_Hochkonjunkturphasen bei geringem Lohn und langer Arbeitszeit 

: beschäftigt, ansonsten zeitweise arbeitslos, zeitweise kurzfristig. beschäftigt, "nach 


Aha 
Aare ER 


_ den kurzfristigen Bedürfnissen der Unternehmen zwischen. den _Betrieben. und 


a ee ren 


. „Branchen, zwischen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit hin- und hergeschleudert. 
Ä ! Der dritte Teil der Jugendlichen Grit“ zunehmender „Leistungsbereitschaft“ und 
" Qualifikation) wird_in_die_ Belegschaften integriert werden, ohne — inzwischen 


\ weitgehend unabhängig von der betrieblichen Stellung — - starkem Konkurrenzdruck, 


Ver Ras eye 


90) Bei 80 % der Jugendarbeitslosen betrug im September 1974 die Dauer der Arbeitslosig- 
keit unter 3 Monaten. 


128 


j 
® 
£ 


REISEN RTNEETTERENN RT 


er 


De 


dem Abbau „betrieblicher, Leistungen und Arbeitsplatzunsicherheit vollständig 


Ausbildung abgebrochen haben sowie die Jugendlichen, die trotz abgeschlossener 
Schulausbildung und Lehre keinen Arbeitsplatz finden, längere Zeit arbeitslos sind 
und dadurch auf das Niveau der Un- und Angelernten hinabgedrückt werden. 

. Obwohl nur zu einem-geringeren Teil bei den Arbeitsämtern gemeldet, stellten sie ? 
im Januar 1975| (60,5 % .der_ar arbeitslosen Jugendlichen. 2/3 der ungelernten : 
Jungarbeiter sind weiblich ı und "konzentrieren sich auf Bekleidungs- und pflegerische -, 
Berufe, die ungelernten männlichen Jugendlichen auf die Berufsfelder Maschinen- 
bau, Bau und. Bekleidung, wo sie zu über 50% als Hilfsarbeiter tätig sind. Die 
aufgezwungene Dequalifikation auch in dieser untersten Schicht zeigt sich daran, 
daß über 60 % dieser Jungarbeiter und -angestellten aufgrund ihrer allgemeinen 
Schulausbildung eine Ausbildung durchlaufen könnten. Aufgrund der zunehmenden 
Herabstufung von höher qualifizierten Jugendlichen insbesondere in der Krise wird 
diese Schicht an Umfang zunehmen. 

Das Zusammenfallen-von gestiegener Arbeitslosigkeit.der aktiven Arbeitsbe»-, 
völkerung in hoch und gering qualifizierten Berufen, die gleichzeitige Verengung in { Ä 
Teilen en der staatlichen und betrieblichen Ausbildung sowie die Friktionen zwische ; 
Ausbildungsqualifikation und Tätigkeitsanforderungen führen zu einem Druck a N 
die unteren Arbeiterschichten einschließlich der Jungarbeiter, der nur zur Herausbil- | = 


An esse me Eu 


‚ dung einer ann) permanenten Überbevölkerung führen kann. (91) ge 
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PORRRIER an 
4.3.3 Im Gegensatz zur Kıise, 1966/67\ war bei den letzten Arbeitsmarktentwicklun- 
gen nicht nur_eine. “Verringerung des. Arbeitsvolumens bei den. Produktionsarbeitern 
durch Kurzarbeit und Entlassungen festzustellen, sondern gestiegene Arbeitslosen- 
quoten in allen Berufsbereichen bis hin.zu.Fach- und. d Hochschulabsolventen. Darauf 
folgt zumindest in der Phase der allgemeinen Krise, daß jugendliche Schulabgänger 
und bereits Berufstätige mit hohem Ausbildungsniveau in unterwertige berufliche 
Ausbildungsgänge und Tätigkeiten drängen, so z. B. abgewiesene Hochschulbewer- : 
ber in die Lehrstellen im kaufmännischen und technischen Bereich, Jugendliche mit . 
mittlerer Reife in Ausbildungsstellen für Hauptschulabgänger. Es findet — gemessen 
an den bisherigen Ausbildungs- und Berufsverläufen — eine durchgehende Herabstu- 
fung .statt. In Abhängigkeit davon, wo der einzelne Erwerbstätige in seiner 
Ausbildung und Berufstätigkeit gerade steht, muß er unter den derzeitigen 
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91) Nicht berücksichtigt sind dabei verstärkende Entwicklungen in der Bevölkerungsstruktur, 
wie die jährliche Zunahme der Altersgruppe 15 bis unter 20 Jahre um durchschnittlich 
130 000 Personen bis 1980 und erhöhte Abgängerzahlen aus allgemein- und berufsausbil- 
denden Schulen. 
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Bedingungen, d.h. in einer Krise der Kapitalverwertung und einer gleichzeitigen 
Krise der Gewerkschaftsbewegung, um eine Stelle zu bekommen bzw. seinen 
Arbeitsplatz zu erhalten, häufig e eine Dequalifikation, eine. Verschlechterung seiner 
Arbeitsbedingungen und eine relative 'e Verringerung seines Einkommens akzeptieren. 
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Da sich gezeigt hat, daß die‘technologische, und: arbeitsorganisatorische Entwicklung | | 
in den Betrieben insbesondere ‚seit 1965 nur bei einem geringen Teil, der | 


Belegschaften zu einer Erhöhung der _produktionsabhängigen Qualifikationen / 


geführt hat, kann folglich auch nicht. behauptet ‘werden, daß die technolögisch : 
bedingte Veränderung der betrieblichen Tätigkeiten generell höhere Qualifikationen, 
als bisher erfordern. Durch die ie Hortung d er qualifizierten Belegschaftsteile in den 
Betrieben. (2. B. die überpro roportionale Entlassung. „von ..un-_ ‚und. ‚angeler rnten ; 
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Arbeitsplätze) einerseits und | die _ Selektion _von von, Arbeit schen “(so haben *. 
Facharbeiter gegenüber Un- “und “Ängelernten eine eine wesentlich kürzere Dauer von \ 
Arbeitslosigkeit u.a. auch deshalb, weil sie Angelerntentätigkeiten insbesondere bei 
einem Berufswechsel akzeptieren,, ‚um wieder eingestellt zu werden) andererseits 
entstehen in der Krise! (überquali ifizierte „Belegschaften | (vol. Teil IV). Für die 
untersten Ärbeiter- nn, Ängestelltenschichten bedeutet die Degradation dann 
tägliche Arbeitsplatzunsicherheit, zeitweise oder ständige Arbeitslosigkeit. 

Verstärkt somit die Krise auf der einen Seite die Diskrepanz zwischen 


(Ausbildungsqualifikation und Tätigkeitsanförderung, so wirkt sie auf der anderen 
Seite verschärfend a auf f_die_ Krise im Ausbildungsbereich:- Die Bemühungen des 


Berufserfordernisse, die Rationalisierung und Standardisierung ( der Ausbildungsgän- 


ge und eine verstärkte, abgestufte_ Selektion der . Auszu bildenden. "Daraus entwickel- 
te sich eine zunehmende Diskrepanz zwischen den Bildungsanforderungen des 
f Staates-und der Unternehmen (z.B. numerus clausus an den Hochschulen und 
” »Lchmstellenboykat, in den Betrieben). Wenn die sozialen und finanziellen Voraus- 
‚setzungen fürderi”Zugang zu höheren Ausbildungsgängen verschärft werden, findet 
„„awar ein Anpassungsprozeß statt, der aber die Krise des Ausbildungssystems kaum 
pi nz verdeckt. Darüberhinaus wirkt die zunehmende Arbeitslosigkeit_gerade bei Benufs-: 


24 an in Tr auf ( die „Verlängerung. der nee das Beginnen: 
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‚ten. 

” Von den Jugendlichen selbst sind in der letzten Zeit der dequalifizierten 
Ausbeutung ihrer Arbeitsfähigkeit (Jugendarbeitsschutzgesetz), der unternehmens- 
funktionalen Berufsbildungskonzeption (Berufsbildungsgesetz) und der Einschrän- 
kung der Ausbildungsmöglichkeiten (sogenannter Lehrlingsboykott) der stärkste 


Widerstand entgegengesetzt worden. Während ihre Aktionen Anfang der siebziger? 


Jahre teilweise .noch in einer „Effektivierung de der Ausbildung a aufg n! 
konnten (Lehrlingszentrenbewegung), gingen sie bald n. ompromißbereich 
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„hinaus, und drohten betriebliche Herrschaftsmechanismen _einzuschr ränken. Es’ wä SWäre| 
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gabung üherhaupt die entscheidende Ursache für die Einschränkung der betriebli- 
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chen Ausbildung, zu ‘sehen. Vielmehr müssen dazu längerfristige ökonomische 
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ıkturierungen h herangezogen werden: 

A. 3. 4_Im. ‚Ausbildungssystem der BRD bestehen langfristige Diskrepanzen zwischen 
Ausbildung-. und Beschäftigungsbereich, was zur Folge hat, daß erstens Veränderun 
gen im Ausbildungsverhalten der Betriebe nicht direkt mit der Veränderung der 


Qualifikationsstruktur der eigenen Belegschaft gekoppelt ist und zweitens, daß der 


Übergang yon.der. Ausbildung in die Berufstätigkeit für viele. Fachkräfte mit einem | 
Berufswechsel.verbunden ist. 


Pe 2 


TABELLE XXXXI: 

Wirtschaftsbereich des Ausbildungsbetriebes und Wirtschafts- 
bereich des Beschäftigungsbetriebes bei männlichen Erwerbs- 
personen mit betrieblicher Berufsausbildung (absolut und in 


Prozent) 
et u me 5 w- 
{ Austin in er A 
nd a Ä Handwerk Dienstleistungsbereich * Insgesamt 


AS Mill. = 48% 21 MI - 22% 9,5 Mill. = 100 % 


4,3 Mill. - 45° 


© Beschäftigung in: 
Industrie == Handwerk Dienstleistungsbereich * 
ET | M 


*) einschl. Land- und Forstwirtschaft 


Quelle: Hofbauer/Stooß, Überschüsse und Defizite an betrieb- 
lichen Ausbildungsplätzen nach Wirtschafts- und Berufs- 
gruppen, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung, Heft 2/1975 


Industrie und Dienstleistungsbereich zekrutieren einen hohen Anteil ihrer Fachkräf- 


rn arrungnuion 


te aus dem Handwerk. Per saldo arbeiteten ca. 1,5 Mio. i im ı Handwerk "Ausgebildete 
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ın der Industrie, ca. 1,1 Mio. im Handwerk Ausgebildete im Dienstleistungssektor. 
Darüberhinaus beschäftigt der Dienstleistungssektor per saldo ca. 185 000 in der 
Industrie ausgebildete Fachkräfte. Dementsprechend waren von den 1970 erwerbs- 
tätigen Männern, die nach 1955 in das Erwerbsleben eintraten, 40 % Berufswechs- 
ler, von denen ein erheblicher Teil seine Ausbildungsqualifikation im neuen Beruf 
nicht verwerten konnte. 28 % aller betrieblich ausgebildeten Fachkräfte war 1970 
in Berufsgruppen tätig, für die es keinen direkten Zugang gibt. (92) 

Zu diesen Friktionen kommt hinzu, daß das Ausbildungsvolumen im 
Verhältnis zum F acharbeiterbestand 1970 überhöht war, dafs ‚ Ausbildungsüberschüs- 


. se tendenziell in.Branchen und ‚Berufsgruppen vorhanden waren, “die von. .der Krise 
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- besonders stark. betroffen. sind (als Vernichtung von ausbildungsintensiven | Klein- 
ae und Mittelbetrieben und gleichzeitiger Verringerung der Beschäftigtenzahlen, vgl. ; 
“Teill) bzw. umgekehrt, Ausbildungsdefizite in Branchen und Berufen gegeben | ; 


waren, die eine wachsende Zahl von Fachkräften au ıfnehmen können. 

So lagen 1970 die höchsten Ausbildun a nehise im Stahl-, Misiinen? 
und Fahrzeugbau, im Handels- und Handelshiffgewerbe sowie Rlektrotechnik, 
Feinmechanik und Optik, Herstellung von EBM-Waren; bezogen auf Berufsgruppen 
bei den Schmieden, Schlossern, Mechanikern und verwandten Berufen, den 
Elektrikern, den Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufen sowie den Nah- 
rungs- und Genußmittelherstellern. Die höchsten Ausbildungsdefizite verzeichneten 
der öffentliche Dienst (Gebietskörperschaften, Eisenbahn; Energie- “und Wasserwirt- 
schaft), die chemische Industrie, Gewinnung und Verarbeitung von Steinen sowie 
das Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe; bezogen auf Berufsgruppen Ingenieure 
und Techniker, den Bauberufen, den Verkehrsberufen, den Metallerzeugern und 
-bearbeitern sowie den Maschinisten und zugehörigen Berufen. (93) 

Langfristige > Veränderungstendenzen in dieser Struktur der betrieblichen ? 
Ausbildung wirken i in der Industrie in Richtung auf eine generelle Verringerung der 
Facharbeiterquoten, also „... daß die Industriezweige, die 1962 die höchsten ' 
Ausbildungsintensitäten aufwiesen, den. ‚Umfang ihrer Nachwuchsrekrutierung für | 
Facharbeiterpositionen vergleichsweise am stärksten reduzierten, während umge: . 


kehrt. die ' ‚ausbildungsschwächsten Industriezweige ihre Nachwuchsquoten am 1 


stärksten erhöhten bzw. am wenigsten verringerten. “(94). & 
„Die Übersicht zeigt ferner, daß in den ‚typischen Wachstumsindustrien (wie 


De un 


die chemische Industrie, die elektrotechnische Industrie, die "kunststöffverarbeiten- 
de Industrie und der Straßenfahrzeugbau) die Facharbeiterbestände und die 


92)  Hofbauer/Stooß, Defizite und Überschüsse .. ., a.a.0.,S. 111 und 107. 

93) Vgl. Hofbauer/Stooß, Defizite und Überschüsse... ., a.a.0., S. 102 ff. 

94) Henniges/Schwarz, Zur Ausbildungsintensität von Industriebetrieben, in: Mitteilungen 
‚aus der Arbeitsmarkt-_und.-Berufsforschung, Heft 2/75. Die.Industriezweige mit der 
(höchsten. Ausbildungsintensität, Xür Facharbeiterberufe waren 1972 die elektrotechnische 
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| ünd die feinmechanische Industrie, Maschinenbau, Druckindüstrie und Luftfahrzeugbau; 
" für Angestelitenberufe waren es die Bekleidungsindustrie, Stahl- und Leichtmetallbau, 
die leder- und die holzverarbeitende Industrie sowie die Musikinstrumenten- und 


d ‚ Spielwarenindustrie. Ebenda, S.119. 
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PARSE: Befragungen 
AN Area T, er, BT? LER: 1 
‚Bestände-de er gewerblich Auszubildenden erhöht a allen ist bock LE Er Ki 
> Kider- -Umfang der Nachwuchsausbildung in stets größer werdenden Abständen hinterf/ % 
‘der Expansion der Facharbeiterpositionen hinterherhinkte (Ausnahme: elektrotech# ee 
nische Industrie). Facharbeiterpositionen wurden in diesen Industriezweigen also in | E= 
zunehmendem Maße mit Personen. besetzt, die entweder über keine betriebliche‘ 
Ausbildung verfügten oder aber eine Ausbildung besitzen, diese aber in anderen ' | 
Industriezweigen und/oder anderen Wirtschaftsbereichen. erworben haben. “ (95) 
Noch extremer verlief die Entwicklung i Angestelltenbereich, “in dem die 
Expansion der Angestellten nicht durch eine entsprechende Zahl von Ausbildungs- 
plätzen gestützt wurde, sondern die Ausbildungsintensität für Angestellte noch 
umfassender als bei den Facharbeitern eingeschränkt wurde. So „wurden in 
14 Industriezweigen, zu denen u. a. der Maschinenbau, der Straßenfahrzeugbau und 
die elektrotechnische Industrie zählen, zwar vermehrt Auszubildende eingestellt, 
jedoch nicht in dem gleichen Ausmaß, in dem die Anzahl der Angestelltenarbeits- 
plätze erhöht -wurde. In 15 Industriezweigen, u.a. in der Bekleidungsindustrie, 
wurde dagegen der Umfang der Nachwuchsausbildung trotz starker Zunahme der 
Angestelltenbestände abosolut verringert.‘ (96) u 
Aus diesen ‚Analysen Jäßt sich ablesen, daß sich die Diskrepanzen A \ E 
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Berufsausbildung und. betrieblicher Tätigkeitsstruktur vertiefen und dazü führen, 
FR erstens die direkte Übernahme aus dem Ausbildungs- in ein Beschäftieungwer. 
#0 hältnis immer seltener wird, Zweitens eine betriebliche ‚Berufsausbildung weder eine > \ 

Beschäftigung im gleichen Wirtschaftszweig noch eine Berufsausübung mit. Tätig- | 
keitsmerkmalen garantieren, die dem Niveau der Ausbildung entsprechen. D.h., 
auch den Jugendlichen mit abgeschlossener Berufsausbildung wird immer häufiger | 
ein Betriebs- und Berufswechsel mit der Gefahr der Dequalifikation und Einkom- 
mensminderung aufgezwungen. 
Er Die quantitative Verringerung der Ausbildungsstellen sowie die Disproportio- 
‚nen zwischen Wachstums-, stagnierenden und schrumpfenden Branchen beinhalten .., \ 
f drittens dig generelle Verengung der Möglichkeiten beruflicher Qualifikation und ! a 
verstärken die unter erstens und zweitens genannten Tendenzen. 
Nach der Ausbildungsstellenstatistik der Arbeitsämter ging tatsächlich die. 
os ‚Zahl der freien Lehrstellen seit. 1970 um fast die Hälfte zurück: 
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\/ TABELLE XRRRIE I 
Jahr Freie Ausbildungsstellen Davon besetzt 
(Oft. Sept.) (die bei den Arbeitsämtern registriert wurden) (%) 
1959/1960 600 500 68,7 
1961/1962 616 400 57,6 
1963/1964 620 100 61,9 
1965/1966 632 500 57,8 
1967/1968 593 700 66,5 
1969/1970 646 200 37,8 
1970/1971 604 300 59,3 
1971/1972 492 300 63,0 
1972/1973 371 400 72,6 
1973/1974 341 600 ca. 90,0 
95) FEbenda, S.122. 96) Ebenda. 
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Diese Statistik zeigt aber nur einen kleinen Ausschnitt der Besetzung von 
Ausbildungsstellen, da z.B. nach einer Umfrage vom Juni 1975 nur ca. 60 % der 
vorhandenen Lehrstellen bei den Arbeitsämtern gemeldet und nur 19 % der Stellen 
(22% bei den weiblichen und 16% bei den männlichen Jugendlichen) über die 
Arbeitsämter vermittelt wurden (Frankfurter Rundschau vom 24.7.1975). 

Wenn man nach den Gründen für die Verringerung des Lehrstellenangebots 
fragt, muß einbezogen werden, daß ein Großteil der betrieblichen Berufsausbildung 
in handwerklichen Klein- und Mittelbetrieben stattfindet, wo die Lehrlinge 
weitgehend in den Produktionsprozeß eingegliedert sind und nach dem Motto 
„Lernen durch Arbeiten“ mit produktiven und notwehdigen Arbeiten beschäftigt 

Gy werden, (97) Viele Handwerksbetriebe können sich nur aufgrund der niedrigen 
"3. Ausbildungskosten im Handwerk (98) und des hohen Lehrlingsanteils an den 
& Belegschaften halten. Da die Lehrlinge nach Beendigung des Ausbildungsverhältnis- 
„ses mehrheitlich abwandern, profitiert die Industrie einmal von diesen niedrigen 
9 Ausbildungskosten, zum anderen „,... interessieren sicherlich nicht in erster Linie 
ie arbeitsprozeßlichen „Qualifikationsdimensionen . . . Für die,großen Industriebe- 
Sy sind die,handwerklich ausgebildeten n Arbeitskräfte vor. allem ihrer „prozeßun- 
N abhängigen“ Qualifikation ‘wegen interessant, weil sie gelernt haben, ordentlich, 
\ sauber und pünktlich zu arbeiten und sich einzuordnen: „Arbeitstugenden“, die in 
“\ einer sehr stark auf die .personale Autorität abgestellten Ausbildungssituation 
besonders intensiv. gelernt werden. Diese Arbeitskräfte sollen nicht die Positionen 
4 der qualifiziertesten Fachkräfte einnehmen, sind aber für Angelernten-Positionen/ { 
i) und einfache Facharbeitertätigkeiten häufig besser geeignet als ungelernte Kräfte,v 
weil man 'bei ihnen die Garantie zu haben glaubt, daß sie „sich schon einmal 
bewährt haben“. Für den handwerklichen Facharbeiter bedeutet ein derartiger 
„7 Wechsel in der Regel einen Dequalifikationsprozeß, indem er einen Arbeitsplatz 
\ bekommt, der unter dem Niveau seiner Ausbildung liegt, aber möglicherweise besser 


bezahlt wird. Da sich viele dieser Wechsler gleichzeitig als „Gelernte“ fühlen, hilft 
| diese Wechselmechanik dazu, das wahre Ausmaß der Dequalifikation fortschreiten- 
\ der Mechanisierung und. Automatisierung zu verdecken. ' 

f Die Transferierung großer Arbeitskräftegruppen aus dem Handwerk und dem 


‚/kleinbetrieblichen Bereich in die großen Industriebetriebe ist aber nur möglich, weil 


der Qualifikationsbedarf der großen Industrie nur in wenigen Bereichen hoch und 
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97) Vgl. z. B. Jürgen Daviter, Der um im Betrieb, Band 2 der Hamburger Lehrlingsstu- 
die, München 1973. 
98) Die äuschschnftthicherfNettekosteh der Berufsausbildung betrugen 1973: 
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IHK-Betriebe mit mehr alsT’000 Beschäftigten 6692 DM 
IHK-Betriebe mit bis zu 1 000 Beschäftigten 5050 DM 
HWK-Handwerksbetriebe 2582 DM 
Landwirtschaft 381 DM 
Gesundheitswesen 86 DM 
Beratende Berufe 1589 DM 


zitiert nach Martin Baethge, Lehrstellenboykott — Eine Fabel zur Verschleierung 
ökonomischer Zwänge, in: päd. extra 11 ’74, 8.9 ff. 
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spezialisiert ist, in der Mehrheit der Fälle aber mit sensomotorischen Grundqualif- 


ikationen und den sogenannten Arbeitstugenden sein Bewenden hat. . . Wegen der 


starken personalen Definition der Ausbildungs- _ und Arbeitsbezichungen” im hand- “ 
werklich-kleinbetrieblichen Bereich darf sich _ das industrielle ‚Kapital von diesen 
Arbeitskräften zugleich eine gewisse Immunisierung ‚gegenüber politischen und 
gewerkschaftlichen ı Einflüssen eihöffen.“ (99) 


Neben der „Elite“ -Ausbildung in den industriellen Lehrwerkstätten rekrutiert 
die Industrie den Großteil der Facharbeiter aus ENDEN Klein- und Miittelbe- 
trieben. 
an) Für die “Schrumpfung der Ausbildungsstellen” ist daher die zunehmende Konzen- 

tration und _Zentralisation in Industrie und Handel, verbunden mit arbeitssparen- 
den ‚Rationalisierungen in den überlebenden Kleinbetrieben die entscheidende 
Grundlage für das langfristige Schrumpfen der Ausbildungsplätze. Wie in Teil I 
dargestellt, gewinnt. innerhalb der verschärften Konkurrenz der Kapitale die 
Betriebsgröße, “d.h. die. „Kompensation. ‚des Falls _der Profitrate über die 
‚Profitmasse, zunehmend an_ Bedeutung. Nach Schätzungen des Deutschen 
Industrie- und Handelstages nahm die Zahl der Ausbildungsbetriebe im IHK- 
-Bereich zwischen 1957 und 1971 um ca. 52 000 ab, im Bereich der Handwerks- 
kammern wird ein Rückgang im gleichen Umfang allein für den Zeitraum von 
1966 bis 1971 angenommen. (100) In der Abschwungphase verschärft sich der 
Prozeß der Konzentration und Zentralisation in Form zunehmender Konkurs- 
zahlen, Unternehmensaufkäufe und -zusammenschlüsse und trifft insbesondere 
die Kleinbetriebe. Nach einer Teilerhebung 1974 entfielen 92 % der Konkurse 
auf Betriebe mit unter 200 Beschäftigten. (101) Wenn man dem gegenüberstellt, 
daß über die Hälfte der Lehrstellen auf Betriebe mit bis zu 50 Beschäftigten 
entfallen, muß diese Entwicklung zu einer deutlichen Verminderung der 
‚ betrieblichen Lehrstellen führen. Allerdings entstehen kompensatorische Wirkun- | 
: gen dadurch, daß _Ausbildungsplätze in Handwerkszweigen, die bisher ihren! 
‘Bedarf an Lehrlingen nicht decken konnten, wieder stärker nächgefragt werden | 
(z.B. Metzger-, Bäcker- und Damenschneiderinnenhandwerk). nee P Handwerk- | 


FB Daten) der Een klnng in.den erben Aufgrund 


=; einer wertingerten Bi Bedeutung .der. ka en Facharbeiterqualifikati ationen für 


‚5 das derzeitige Ausbildungssystem doch ich: genau nzischizende. Verschie- 


Pr De Tätigkeitsanforderungen und einer entsprechend gewandelten 
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59) Ebenda, $. 11. 


100) Ebenda, S. 12. 
101) Jörg Huffschmidt, Zum Charakter der gegenwärtigen Wirtschaftskrise, in: Blätter für 
deutsche und internationale Politik, Nr. 4/75, S. 402 £.; vgl. auch Teill,3aund 3b. 
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i Reknutierungspolitik der ‚Unternehmen und den oben beschriebenen Verände-| 

{ 

Ausnahme des Bergbaus eine Verringerung der betrieblichen Ale! { 

| tät, ab einer bestimmten Betriebsgröße festgestellt. (102) Ebenso wird die : 
\ Rationalisierungswelle im ‚gesamten Büro- und Verwaltungsbereich zu einer 
Verringerung der Lehrstellen geführt haben. Besonders betroffen sind davon die 
Ausbildungsmöglichkeiten im Handel. (103) Eine Gewichtung dieser verschiede- 
nen Bewegungen kann hier aufgrund fehlender Gesamtzahlen und ihrer 
Verteilung auf die IN. und a nicht vorgenommen 
werden. 

b) Auch die, kurzfristige. Konjunkturelle Entwieklung beeinflußt die Zahl der 
angebotenen Lehrstellen. Sofern die Lehrlinge nicht in größerem Umfang direkt 
am Produktionsprozeß teilnehmen und das Unternehmen keine langfristige 
Nachwuchsausbildung betreibt, werden auch Kosteneinsparungen im Ausbil- 
dungsbereich durchgeführt — insbesondere, da die Ausbildungskosten durch die 
Minimalstandards des Berufsausbildungsgesetzes (BBiG) von 1969 und durch die 
Erhöhungen der tariflichen Ausbildungsvergütungen angestiegen sind. 

Nach einer infas-Untersuchung vom Herbst 1974 (104) gaben 13 % der befragten 
Betriebe an, daß der Umfang der betrieblichen Berufsausbildung direkt von .der 
Auftragslage. und der Umsatzentwicklung abhänge. Weitere 28 % sahen darin 
einen’ wichtigen Einflußfaktor. Diese Auffassung wurde schwerpunktmäßig in 
konjunkturempfindlichen Branchen wie dem Baugewerbe und dem Metallhand- 

werk vertreten. | 

c) Einige Impulse gehen auch von den veränderten. gesetzlichen Regelungen ‚der 
Berufsausbildung und der Kritik der bestehenden Konzeptionen aus. So haben 
das BBiG und etliche neue, verschärfte Ausbildungsgänge (z.B. Elektro- 
technik, Einzelhandel, Bekleidungsindustrie) generelle Minimalanforderungen 
an. en die Eignung. der Ausbilder und den Umfang des 
Lage ws aren. Gleichfalls sichern Berufsgrundbildungsjahr- und Berufsfachschulan- 
rechnungsverordnungen eine regelmäßige Schulzeit. Faktoren wie der Einfluß 
der verstärkten Kritik am autoritären, gesetzliche Regelungen ignorierenden 
(Jugendarbeitsschutz} und durch Desinteresse an der Qualifikation der Jugendli- 
chen gekennzeichneten Verhalten von Ausbildungsbetrieben in der Öffentlich- 
keit auf die Ausbildungsentscheidungen der Jugendlichen sowie die Vorbehalte 
und die Verunsicherung der Ausbildungsbetriebe gegenüber der Reform der 
beruflichen Bildung auf der anderern Seite sind schwer zu quantifizieren, werden 
aber ihre Wirkung haben. 


102) Vgl. genauer Henninges/Schwarz, Zur Ausbildungsintensität .. ., a.a.0., S. 124. 

103) So sind seit 1965 insgesamt 80 000 Ausbildungsplätze für Verkäufer weggefallen. Vgl. 
Auszubildende in Ausbildungsberufen, in: Beilage zu Heft 3/1974 der 

104) Infas, Betriebliche Berufsausbildung, Bonn-Bad Godesberg, Dezember 1974. 
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‚gen unterschieden werden: die Anpassung an Leistungsnormen und Konsumorien- 


" schaft. äußert. Diese Inhomogenität der Jugendlichen spiegelt sich auch in ihrem we 
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5.3. A rasen wir zusammen!;, Die Jugendarbeitslosigkeit ist in der Abschwungphase 
verstärkt ängestiegen und hat sich tendenziell den Arbeitslosenquoten von 
Arbeitern und unteren Angestelltengruppen angeglichen. Gleichzeitig ist das 
Problem der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitskräfte aufgrund zunehmender recht- 
licher und sozialer Absicherung etwas in den Hintergrund getreten. Die Entlassung 
bzw. Nicht-Einstellung von Jugendlichen bereitet den Unternehmen aufgrund des 
geringen Kündigungsschutzes der Jugendlichen, dem Fehlen einer Ausbildungsver- 
pflichtung sowie einer Verpflichtung zur Übernahme der Ausgebildeten in ein 
Beschäftigungsverhältnis weniger Schwierigkeiten und wird teilweise auch zur 
Vermeidung betrieblicher Konflikte vorgezogen. 

Die Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit spiegelt sowohl die langfristige‘ 
Wachstumsverminderung des Gesamtkapitals, die Umstrukturierung der Branchen. 
und konjunkturelle Schwankungen wieder, wie auch die Diskrepanzen zwischen‘ 


‘ Ausbildungssystem und betrieblichen Tätigkeitsanforderungen und die veränderte, 
betriebliche Organisationsstruktur aufgrund arbeitsorganisatorischer und technolo-, 


‚gischer Umstellungen. Da die Jugendlichen am Beginn ihrer Berufsausbildung bzwii 
‚.tätigkeit stehen, ist bei ihnen die Gefahr der lebenslangen Dequalifikation und: 
Herabstufung am ‚größten und sie werden einen Teil der permanenten Reservearme@! 
stellen. Zumindest die wachsende Zahl von Jungarbeitern, von Jugendlichen ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung und von Ausgebildeten, die nicht auf eine 
Facharbeiterstelle übernommen werden, werden zeitweise oder permanent in die 
Reihen der überflüssigen Arbeitsbevölkerung absinken. Ein Teil von ihnen drängt in 
die wenigen, offenstehenden Beschäftigungsmöglichkeiten (insbesondere bei Polizei 4 


und Bundeswehr), ein anderer Teil wird zu den! ‚drop-outs der Gesellschaft. N 


Degradierunig verläuft höchst unterschiedlich. Generell können rei Verhaltenswei- | 
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A ierung, die engagierte gewerkschaftliche ünd politische Betätigung und eine, | 
ımfassende Ablehnung der bürgerlichen Gesellschaft, die sich entweder in einemif 
luchtverhalten oder individueller, anarchistischer Agression gegen diese Gesell}; 


Verhältnis zu den Gewerkschaften wider (105). Der durchschnittliche Organisa‘x)” 
tionsgrad der Jugendlichen liegt — ohne daß dazu genaue Zahlen vorliegen — do de 
deutlich ı unter dem generellen Durchschnitt; am höchsten erscheinen noch dep” RT 
Lehrlinge: organisiert, am geringsten die unqualifizierten Jungarbeiter. Den höchsten > 
Organisationsgrad an Jugendlichen haben die IG Metall, die IG Chemie und die Wie r 
ÖTV. Ab Nu 
Allgemein ist diese Außenseiterstellung der Jugendlichen in den DGB- Gewerk: ,‘ 
schaften darin begründet, daß sich erst in den letzten Jahren — auch aufgrund der“ ir 
Studentenbewegüng- eine ansatzweise Jugendpolitik herausgebildet hat und als 


105) Vgl. Thomas von Freyberg, Die soziale Situation und die politischen Einstellungen von 
jugendlichen Arbeitnehmern, Frankfurt/Main 1973, S. 80 ff. 


\ Ri Reflex darauf das Interesse der Jugendlichen an einer Gewerkschaftsarbeit mehr an 

N ihrer zukünftigen B« Berufstätigkeit als an ihren konkreten Jugend- und Ausbildungs- 
problemen. orientiert ist. (106) Der relativ starke Widerstand gegen Jugendarbeitslo- 
sigkeit (107) ist mehr darauf zurückzuführen, daß einerseits die Gefahr der 
Verwahrlosung, Kriminalisierung und auch Politisierung der Jugendlichen gesehen 
wird (was sich insbesondere in den staatlichen Maßnahmen ausdrückt), andererseits 
sehr aktive gewerkschaftliche und kommunistische Jugendgruppen existieren, die 
den Protest gegen die Jugendarbeitslosigkeit organisieren. Die offzielle Gewerk- 
schaftspolitik reagiert in der Krise in die Richtung, die arbeitslosen Jugendlichen 
erstmal von der Straße zu bekommen. So schlagen die DGB-Gewerkschaften vor, 
mehr öffentliche Ausbildungsplätze zu schaffen, die bestehenden Ausbildungskapa- 
zitäten vollständig auszunutzen (auch auf die Gefahr teilweise verschlechterter 
Ausbildung hin), Kurzlehrgänge zur Überbrückung der Arbeitslosigkeit durchzufüh- 
ren, die Sozialfürsorge zu verstärken etc. Allerdings besteht dabei wohl nicht die . 
Hlusion, damit die Gefahr der Arbeitslosigkeit, der Spaltung in Beschäftigte und 
Arbeitslose und auch in gewerkschaftlich Organisierte und Nicht-Organisierte 
perspektivisch zu lösen. 


5. Einige Schlußfolgerungen 


Wenn wir im folgenden Schlüsse aus unserer Untersuchung ziehen, so erheben wir 
damit nicht den Anspruch, diese bereits systematisch aus dem vorgelegten Material 
ableiten zu können. Es sollen vielmehr aus unserer Ausgangsfragestellung heraus, die 
nach den materiellen Ursachen der Konkurrenz innerhalb der Arbeiterklasse 
angesichts von Krise und Arbeitslosigkeit fragte, Thesen formuliert werden, die auf 
dem Hintergrund unserer Darstellung nunmehr plastischer werden und zugleich die 
im Teil IV vertretenen politischen Positionen fundieren. 

Unsere These in der Einleitung zu den hier abgedruckten Beiträgen war die, 
daß die Entwicklung der_Arbeitslosigkei |b_der, Arbeiter- 
klasse verschärft hat und so die Machtstellung des Su in der Krise angewachsen 

A Diese These könne wir hier differenzierter darstellen: | 
(_1DDie Konkurrenz verschärft sichfzwischen den beschäftigten und unbeschäftigten | x 
Arbeitern. Dabei wird die „Bedrohung“ des individuellen Arbeitsplatzes durch 
die Unbeschäftigten nicht nur latent erfahren, sondern drückt sich auch als 
materielle Erfahrung aus: im Druck der industriellen Reservearmee auf die 
Lohnhöhe der beschäftigten Arbeiter und Angestellten, in der „freiwilligen“ 
Intensivierung der Arbeit, im Abbau betrieblicher Nebenleistungen, in der 
er a ie insbesondere_bei Krankheit; letztlich auch m 
einer Zurückhaltung in der; gewerkschaftlichen und betrieblichen Aktivität. 


106) Ebenda, S. 83. 
107) Vel. Laturner/Schön, Jugendarbeitslosigkeit, Frankfurt/Main 1975, Abschnitt IV. 


5 ph den Beschäftigten ur und besonders bei den Arbeitslose ırt die Bedrohung 

durch die mögliche bzw. faktische Arbeitslosigkeit N zutndidaiierung Die x 
Sicherung des persönlichen Arbeitsplatzes erscheint aufgrund des Fehlens 
gesellschaftlicher Schutzmechanismen nur über individuelle Anpassungs- und 
Ausweichstrategien möglich; dies besonders deshalb, weil_gewerkschaftliche 
Organisierung allein keinen Schutz gegen K Krisenauswirkun en bedeutet und die 
Gewerkschaftspolitik der Krise ohnmächtig gegenübersteht. Vielmehr hat die 
bisherige, an den Interessen traditionell qualifizierter Beschäftigtenschichten 

‚ orientierte Gewerkschaftspolitik dahin geführt, daß die Spaltung der Arbeiter- 
klasse in der Krise in Beschäftigte mit relativ gesichertem Arbeitsplatz und in von 


Arbeitslosigkeit betroffene parallel läuft mit einer Spaltung in Organisierte und 
Unorganisierte norganisierte und diese Spaltung noch verstärkt. Die Tendenz zur Individuali- 
sierung der Krisenauswirkungen und der Reaktion auf die Krise setzt sich damit 

"innerhalb und außerhalb der Gewerkschaften durch. 

© 3) Die Krise verschärft gleichzeitig die Konkurrenz zwischen den verschiedenen 
Fraktionen der Arbeiterklasse und geht damit weit veit über c “die Form_d \_der 
individuellen Arbeitsplatz- und Leistungskonkuürrenz hinaus. Die Verringerung 
der vom Kapital im nationalen Rahmen beschäftigten Arbeitskräfte in Form der 
von Massenentlassungen und Kurzarbeit sowie von Einstellungsstopps in bislang 
expandierenden Bereichen (insbesondere private und Öffentliche Dienstleistun- 
gen) führt zur längerfristigen Arbeitslosigkeit von bestimmten Fraktionen der 
Arbeiterklasse und breiten Herunterstufungen anderer Arbeiter- und Angestell- 
tengruppen. Die Differenzierung der Arbeiterklasse nach Qualifikation, System 
der Arbeitsplatz- “ünd Reproduktionssicherung, abe er auch nach sozialen sozialen und 
ethnischen Merkmalen werden stärker herausgestellt, um möglichst we wenig 
„sozialen Besitzstand” in der Krise zu verlieren. So konkurrieren deutsche 
Arbeiter gegen ausländische Arbeiter, Facharbeiter gegen an- und ungelernte x 
Frauen, Jugendliche und Ausländer, ältere gegen jüngere Arbeiter und umge- 
kehrt. 

Die durchgehenden Herabstufungen ganzer Arbeitergruppen wie z.B. die 
Umsetzung von Facharbeitern auf angelernte Tätigkeiten in der Produktion, die 
Selektion der Unternehmer bei Entlassung und Einstellung bilden die Grundlage | 
dieser „ständischen Konkurrenz“. In der ler Hofffung auf die zumindest uf 
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ge Erhaltung der Arbeitsplätze werden _b Dequalifizierungsprozesse inkau 
genommen. Diese Form'der Konkurrenz führt ‘auch dazu, daß weitgehend nur 
ganz bestimmte soziale Gruppen arbeitslos werden und diese auch kaum die 
=, Chance haben, wieder einen langfristig gesicherten Arbeitsplatz zu finden. 

2 Bestimmte_ _gesellschaftliche ‚Gruppen wie Frauen, Jugendliche, Ausländer und 


von der Herausbildung einer. permanenten Reservearmee "gesprochen werden... 
Diese Gruppen sind traditionell "nur schwach in den Achäiterorganisationen 
vertreten und können aufgrund ihrer objektiven. ‚Stellung, der auch den 
N Repreduktionsbereich einschließenden, , kumulativen Diskriminierung, ” kaum 
ne und gesellschaftliche Machpotentiale entwickeln. 
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:; Der Prozeß der Herausdrängung von Arbeitslosengruppen aus dem Arbeitsmarkt 

ist Bestandteil der staatlichen Arbeitsmarktpolitik und wird durch das Vorgehen 
“ der Arbeitsämter in der Krise bewußt mit der Zielsetzung gefördert, Arbeitslosig- 
keit als sozialpolitischen Konflikt abzudrängen und zu verschleiern sowie die 
Kosten ‚der sozialen Sicherung ( durch h Privatisierung und „Verlagerung auf andere 


pkeit liegen einmal in, der dadurch bewirkten Senkung des Repradiiktionsniyesus 
“der Arbeiterklasse, die „ihre“ Arbeitslosen miternähren muß, und zum anderen 
‚für den Sektor der Ausländerbeschäftigung in der Aufkündigung der bisherigen 
“®Anwerbepolitik. 
9 Staat und Unternehmen haben mit dem Wiedereinsetzen des Krisenmechanismus 
““ in der BRD Mechanismen entwickelt, die die Solidarisierung bei Entlassungen, 
den Zusammenhang zwischen Beschäftigten und Arbeitslosen und die Gemein- 
schaftlichkeit der Arbeitslosen untereinander weitgehend verunmöglichen. Sy- 
ı steme der betrieblichen und staatlichen Sicherung wurden in einer “Weise 
ausgebaut, daß ‚Arheittosißkeit bisher. nicht zur. .. und zer pckinie, 


se 
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Betroffenen, so schwächt es andererseits den Widerstand gegen solche Ünterneh- 
| merentscheidungen und .die Solidarität mit den Arbeitslosen. Die tendenzielle 
Verstaatlichung und Verrechtlichung der sozialen Sicherung führt dazu, daß der 
Sk mer unmittelbar erfahrene _Antagonismus zwischen Lohnarbeit und 
y Kapital in den „‚Klassenneutralen“ Staat verlagert wird. Sie führt weiterhin dazu, 
4 © daß einschneidende Maßnahmen des Kapitals gegen die Arbeiterklasse als 

‚„“. notwendige Mobilität und Flexibilität interpretiert werden; dat Umschulung, » 
ö }Benfswechsel und kurzfristige Arbeitslosigkeit als unangenehme, aber notwendi- | 
ge, Bestandteile eines normalen Berufsweges erscheinen. 
' Wesentlich” gravierender — weil auch der Substanz nach gegen die Interessen der 
Arbeiterkla&fe gerichtet, sind Formen von Arbeitsverträgen wie Befristung, Zeit- 
und Leiharbeit, in denen die Entlassung zur individuellen Vertragsfolge wird 
sowie die verschiedenen Formen von Entlassungen, die die Entlassung (in die 
Arbeitslosigkeit!) verschleiern und individualisieren. Dazu gehören die Frühver- 


rn , hinweg, Änderungskündigungen ı etc. i 
BD} Die Zusammensetzung der ändustriellen Reservearmee* selbst ist ausgeprägt 
“m. inhomogen und läßt auch von ‘daher eine "geschlossene Artikulation der 
Arbeitslosen nicht zu. Viele Arbeitslose stammen noch aus nicht durchkapitali- 
| sierten gesellschaftlichen | Bereichen (Selbständige, mithelfende Familienangehöri- 
pe, Kleinbauern), viele aus langfristig stark schrumpfenden, überalterten._Wirt- 
. schaftsbereichen (Landwirtschaft, Bergbau), viele aus Sektoren, in denen generell 
| starke saisonale Schwankungen stattfinden (Baugewerbe, Ländwirtschaft) und 
: nur wenige sind aus den unmittelbaren, durchkapitalisierten Produktionsprozes- 
sen herausgeschleudert worden. Der Erfahrungshintergrund, die Interessen und 
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Eis anireih a ve@shiedenen euren Er daher höchst different. 
Die Erfahrung der verschärften Konkurrenz der Arbeiter untereinander geht aber 
auch einher mit der Erfahrung, daß sich die Situation der verschiedenen Fraktionen 
und Schichten der Arbeiterklasse einander angleichen und daß die Wirkungen der 
Konkurr&nz zwischen Arbeitern die individuelle Reproduktion und die Reproduk- 
‚tion der Klasse insgesamt bedrohen: 

> "Die Umsetzungen innerhalb der Betriebe und die damit verbundenen Dequalifi- 
 kationsprozesse lösen die Arbeiter von ihren bisherigen Tätigkeiten und 
Qualifikationen ab: Facharbeiter, Verwaltungsangestellte etc. verlieren ihre 
bisher qualifizierten Arbeiten und auch die damit verbundenen materiellen + 
; Privilegien. Durch die Häufigkeit von betrieblichen Umsetzungen, Betriebs- und ; 
‚ Bernfswechsel, “Umschulung und Arbeitslosigkeit wird die Arbeit Er 
‚ nicht mehr in ihrer „konkreten“ Form für das Bewußtsein prägend, sondern als. 4 
’ ‚Arbeit „sans phrase“, abstrakte Arbeit, Lohnarbeit! Dabei fallen auch gerade die”, 
®in der langen Prosperitätsphase in der Bundesrepublik aufgebauten betrieblichen X en 
Differenzierungen in den Lohn- und Sozialleistungen, die in der Krise als erstes/\ : Gin N 
abgebaut wurden. Vermittelt über die staatliche Finanzkrise trifft der Abbau von /? ı| 
Privilegien insbesondere Teile der staatlichen Lohnarbeiter (Beamte, Angestellte BR 
des Staates). 
Dabei sind der Abbau von materiellen Privilegien, die Dequalifikationsprozesse, 
der Abbau betrieblicher Sonderleistungen und der Berufswechsel Vorstufen zur 
Arbeitslosigkeit und werden als solche erfahren. 
2 Unter den Bedingungen der Krise 1974/75 kann auch die Arbeitslosigkeit nicht 
“mehr als „selbstverschuldet“. diffamiert bzw. empfunden werden. Der Anteil der 
höher qualifizierten Arbeiter an den Arbeitslosen wächst, ebenso der Anteil 
jüngerer Arbeiter; selbst „typische “ Angestelltenberufe“ im Verwaltungsbereich 
fallen unter die Freisetzungsmaßnahmen der Betriebe. Auch die Dauer der 
Betriebszugehörigkeit, die naturgemäß eine starke Identifizierung mit „dem 
; Betrieb“ mit sich brachte, bietet keinen Schutz mehr gegen eine Entlassung. : 
| Andererseits werden Aufstiegsillusionen in bis dahin Karriere-orientierten Berufen, 
f ; zerstört. 2 
Krise und sie begleitende Arbeitslosigkeit werden nicht mehr als „Betriebsunfall“ u 
der ansonsten prosperierenden kapitalistischen Produktionsweise erfahren: Da ; 
die strukturellen Momente der Arbeitslosigkeit überwiegen (vgl. Teil D, wird 
auch die Däuer ausgedehnter. "Nicht nur wird dadurch die staatliche Sozialpolitik 
wirkungsloser (da das Arbeitslosengeld nur für ein Jahr ausgezahlt wird); damit 
einher gehen auch Dequalifizierungsprozesse, Pauperisierung und dadurch 
‚..„. Wiederum erschwerte Neueinstellung etc. 
5 3. Industrielle Reservearmee und Inflation drücken auf die Lohnhöhe aller Arbeiter 
\_./ und Angestellten. Die Konkurrenz der Arbeiter untereinander, wie sie oben dar- ; 
gestellt wurde, wird, so als. die individuelle Reproduktion und die Reproduk-/ 
tion der Klasse bedrohende bzw. tatsächlich drückende Macht erfahren, dieyY 
Lernprozesse einleitet. Dies werden wir im Teil IV noch ausführen. 
Insgesamt bestärkt die Erfahrung v« von ı Arbeitslosigkeit, Lohndruck, Dequalifikation 
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bei den Arbeitern das Bewußtsein eines gemeinsamen Lohnarbeiterschicksals. Das 


BEER ESS PERS EURE NIE VDE OR SE NERBEGER 


' Kapital wird als die die persönliche Reproduktion beherrschende } Macht tendenziell 


ni a ren 


erfahren: Nicht das persönliche Geschick, die individuelle Qualifikation, die Treue 


q ‚zum Betrieb bestimmen mehr über Arbeitsplatz und Höhe des Lohns, sondern die 
. „ökonomische Lage des Betriebs‘, letztlich die „Bewegung des Kapitals“ (die 
: freilich. noch als Naturschicksal. begriffen, wird). Wenn hier diese weitertreibenden 


Mömente benannt wurden, solite allerdings damit nicht die illusionäre These 
aufgestellt werden, daß darin schon die Widerstandsperspektiven entwickelt sind. 
Vielmehr drückt sich die drohende Entlassung zunächst darin aus, daß individuell 
Ausweichstrategien entwickelt werden. Auch heißt die Tatsache, daß sich mit der 
Arbeitslosigkeit die Erfahrung des gemeinsamen Lohnarbeiterschicksals herausbil- 
det, nicht, daß die unbeschäftigten Arbeiter der Ansatzpunkt einer Widerstandsper- 
spektive sein könnten. Wir werden im Teil’TV zeigen, daß vielmehr diese Perspektive 
wesentlich von den beschäftigten Arbeitern aus zu entwickeln ist. 

Wir haben hier nicht nur die die Arbeiterklasse spaltenden, ihren Widerstand 
hemmenden Momente in der aktuellen Krise benannt und auch die weitertreiben- 
den Faktoren, an denen eine sozialistische Politik anknüpfen müßte. Für die 
Analyse der gewerkschaftlichen Politik und für die Bestimmung einer sozialistischen 
Perspektive in den Gewerkschaften ist zugleich die Fragestellung weiter entwickelt: 
Inwiefern werden die Gewerkschaften als Organisationen des Widerstands der 
Arbeiter gegen das Kapital ihrer natürlichen Aufgabe in der aktuellen Krise gerecht, 
den vereinzelten Widerstand gegen die Wirkungen der Krise zu verallgemeinern, oder 
aber: inwiefern bestätigen sie in ihrer Politik die Differenzierung innerhalb der 
Arbeiterschaft und werden somit selbst Moment der Könkurrenz zwischen den 
Arbeitern (beschäftigten wie unbeschäftigten)? 

Bevor wir diese Frage im Teil IV zu beantworten versuchen, müssen wir 
allerdings noch die Wirkungen staatlicher Sozialpolitik gegenüber der Reproduktion 
der (unbeschäftigten) Arbeiter darstellen. Denn die staatlichen Kompensationslei- 
stungen, die von den Arbeitern und ihren Organisationen erkämpft wurden und die 
große Teile von früher gewerkschaftlichen Aufgaben umfassen, dienen z. Z. auch 
dazu, die Gewerkschaften aus ihrer Verantwortung für die Organisation dieses 
Widerstandes zu entlassen. Ihre beschränkte Wirkung und ihre Grenzen sollen daher 
zuvor dargestellt werden. 
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II. DAS SYSTEM DER SOZIALEN SICHERUNG IN DER BRD 
Monika Fuhrke, Siegfried Heimann 


Vorbemerkung 


Wie schon aus der Darstellung zur Gewerkschaftspolitik hervorgeht, bekommen die 
Sozialleistungen heute in der Krise zunehmend Bedeutung, indem sie einerseits 
immer mehr die materielle Existenz der Arbeiterhaushalte bestimmen, andererseits 
durch die Art der individuellen, am Lohn orientierten Vergabe, die die bereits vor- 
handene Konkurrenz noch weitertreibt. 

Die Einschätzung der verschiedenen Maßßnahmen der Bundesanstalt für Ar- 
beitslosenversicherung und Arbeitsvermittlung ist auch im Zusammenhang mit der 
SPD-Reformpolitik von Interesse. 

Besonders gilt jedoch, die Entwicklungsbedingungen des Sozialsystems einzu- 
‚schätzen, um auf der einen Seite sich nicht in einer durch nichts gerechtfertigten 
sozialstaatlichen Sicherheit zu wiegen, auf der anderen Seite aber auch nicht sofort 
jeder von der Presse heraufbeschworenen Assoziation zur Krise von 1929 aufzusit- 
zen. 

Bevor daher eine Darstellung und Analyse des sozialen Systems der Bundesre- 
publik erfolgt, soll deswegen zunächst im historischen Zusammenhang dargestellt 
werden, welches die Bedingungen für den Aufbau einer Arbeitslosenversicherung in 
den 20er Jahren waren, welche Haltung besonders die Gewerkschaften dazu einnah- 
men und welches die Ursachen des Zusammenbruchs der sozialen Sicherung in der 
Weltwirtschaftskrise waren. 

Der folgende Teil beschreibt zunächst im Einzelnen die Arbeitsmarktpolitik 
in den 50er und 60er Jahren, um dann die veränderte Wirkung der Mafßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit in der Krise zu untersuchen. Zum Schluß sollen einige 
daraus resultierende Schlußfolgerungen für die Haltung der Gewerkschaften in der 
Krise gezogen werden. 


1. ARBEITSLOSENVERSICHERUNG IN DER WEIMARER REPUBLIK 


Das Gesetz für Arbeitsiosenversicherung und Arbeitsvermittlung (AVAVG) vom 
7. Juli 1927 galt und gilt als Höhepunkt sozialpolitischer Errungenschaften der Wei- 
marer Republik. Angesichts dieser Beurteilung fragt man sich jedoch, wieso dieses 
Gesetz erst neun Jahre nach der Novemberrevolution geschaffen wurde, die, so 
wenig sie sonst verändert hatte, doch einige bedeutende sozialpolitische Verbesse- 
rungen für die Arbeiterklasse gebracht hatte. 

Schon der Titel des Gesetzes gibt eine erste Antwort auf die Frage. So sehr 
die Frage der Arbeitslosenversicherung in der ganzen Weimarer Republik im Mittel- 
punkt der sozialpolitischen Diskussion stand, so sehr zeigte sowohl die Diskussion 
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als auch das Ergebnis, daß das Gesetz weniger im Zusammenhang mit dem Aufbau 
des übrigen Sozialversicherungssystems stand als mit der Organisation und Struktu- 
rierung des Arbeitsmarktes in der Weimarer Republik. (1) Dieser Zusammenhang 
mit einer die Interessen des Kapitals ganz anders berührenden Arbeitsmarktpolitik 
machte die Schwierigkeiten bei der Entstehung, den Kompromißcharakter und die 
Labilität dieses Gesetzes aus. 


1.1 Arbeitslosenhilfe im 19. Jahrhundert 


Im 19. Jahrhundert noch verbaten sich die Unternehmer strikt staatliche Interven- 
tionen bei der Organisation von Arbeitslosenhilfe, sobald sie die meist unzureichend 
organisierte kommunale Wohlfahrtsfürsorge für in Not geratene Arbeitslose über- 
steigen sollte als unzulässigen Angriff in das „freie Spiel der Kräfte“ auf dem 
Arbeitsmarkt. Erst als die Zahl der Arbeitslosen zuzunehmen begann und damit die 
kommunalen Haushalte oft überfordert waren, vor allem aber als die Unternehmer 
feststellen mußten, daß einer hohen Arbeitslosenzahl in der einen Region ein Arbeits- 
kräftemangel in einer anderen Region gegenüberstand, begannen die Unternehmer, 
sich mit der Möglichkeit anderer Formen von Arbeitslosenhilfe zu befassen. Sie 
verbanden diese Überlegungen aber stets und von Anfang an mit der arbeitsmarkt- 
politischen Frage des Arbeitsnachweises, da sie hauptsächlich interessiert waren, die 
in Regionen und Branchen mit Arbeitskräftemangel bestehende Konkurrenz unter- 
einander um die Arbeiter zu vermeiden. 

Auch die mit Beginn der Industrialisierung im Deutschen Reich entstehenden 
Gewerkschaften befreundeten sich erst später mit dem Gedanken einer Arbeits- 
losenhilfe. (2) Auch wenn sie hin und wieder bereits in den 70er und 80er Jahren 
gefordert wurde, blieb diese Forderung nach Arbeitslosenhilfe meist Programm. 
Ihre Einfügung in das System gewerkschaftlicher Unterstützung für Mitglieder stieß 
sogar teilweise auf Widerstand. Auf der einen Seite fürchtete man durch Erhöhung 
der Beiträge ein Sinken der Werbekraft, auf der anderen Seite sah man die Gefahr, 
daß aus dem gewerkschaftlichen Kampfverband ein Unterstützungsverband würde. 
Der Widerstand ließ erst nach, als in einzelnen Verbänden erste positive Erfahrun- 
gen gemacht wurden, daß z.B. die hohe Fluktuation abnahm und vor allem als 
erkannt wurde, daß Hilfe für die arbeitslosen Kollegen mit zum Grundgedanken 
gewerkschaftlicher Organisation überhaupt gehörte, die Konkurrenz der einzelnen 
Arbeiter untereinander abzubauen. 

Dennoch dauerte es bis 1896, bis von der Generalkommission erstmals die 
allgemeine Empfehlung ausgesprochen wurde, in allen Verbänden für arbeitslose 


1) Vgl. dazu H. Timm, Die deutsche Sozialpolitik und der Bruch der großen Koalition im 
März 1930, Düsseldorf 1952, S. 22. » 

2) Für die Darstellung vor 1914 vgl. S. Nestriepke, Die Gewerkschaftsbewegung Bd.I, 
Stuttgart 1919. 
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Mitglieder eine Arbeitslosenhilfe zu organisieren. 1911 wurde auf dem Gewerk- 
schaftstag diese Empfehlung wiederholt und dabei gleichzeitig die Forderung an den 
Staat gestellt, ohne Beeinträchtigung der gewerkschaftlichen Selbstverwaltung einen 
Teil der finanziellen Lasten aus dem staatlichen Haushalt zu erstatten. Die Forde- 
rung nach staatlichem Eingreifen erfolgte zwar erst als sich der Gedanke nach 
Arbeitslosenhilfe endgültig durchgesetzt hatte, wurde dann aber sofort verstärkt 
laut, da auch für die Gewerkschaften das Problem der Arbeitslosenhilfe sich mit der 
Frage der Vermittlung neuer Arbeitsplätze verknüpfte. Der Ruf nach dem Staat 
erfolgte allerdings nicht, weil sich die Staatsvorstellungen der Gewerkschaften ge- 
ändert hatten, — sie unterschieden sich kaum von denen zu Beginn der Gewerk- 
schaftsbewegung —, sondern weil gerade deshalb die Hoffnung nie in Frage gestellt 
war, daß der Staat bestimnıte Auswüchse beseitigen könne. Als einen Auswuchs 
sahen die Gewerkschaften die privat und von Unternehmerseite organisierten Ar- 
beitsnachweise. Da die eigenen Versuche, eine Arbeitsvermittlung zu organisieren, 
stark behindert wurden, wurde daher bald die Forderung gestellt, die Arbeitsver- 
mittlung und eine Arbeitslosenversicherung unter Mitwirkung der Gewerkschaften 
und unter Einbezug der von ihnen bereits organisierten Unterstützungskassen durch 
Reichsgesetz öffentlich zu regeln. 

Diese Forderung blieb vor 1914 Papier. Die Gewerkschaften waren auf ihre 
eigenen Einrichtungen zur Arbeitslosenhilfe angewiesen. Sie waren meist örtlich 
organisiert, wobei sich allerdings die Tendenz verstärkte, sie im jeweiligen Verband 
zusammenzufassen. Die Berechtigung zum Empfang von Arbeitslosenhilfe war meist 
an eine einjährige Mitgliedschaft gebunden, die Zahlungen selbst waren zeitlich oder 
durch Festsetzung einer Höchstsumme begrenzt. Aber auch wenn 1914 vierzig von 
siebenundvierzig gewerkschaftlichen Einzelverbänden der Generalkommission Ar- 
beitslosenhilfe zahlten, war diese weiterhin nicht Schwerpunkt der Unterstützungs- 
leistungen. Im Mittelpunkt stand wie von Anfang an die Streikunterstützung. Für sie 
wurde im Schnitt pro Woche zwischen 9 und 21 Mark gezahlt, für die Arbeitslosen- 
hilfe dagegen lediglich zwischen 4 und 12 Mark. 

Die Differenz der Zahlen rührte allerdings auch daher, daß das Problem der 
Arbeitslosigkeit vor 1914 für die Arbeiterklasse andere Dimensionen hatte als nach 
dem 1. Weltkrieg. Zwischen 1907 und 1913 betrug der Durchschnitt von Arbeits- 
losigkeit von Gewerkschaftsmitgliedern 2,3 %, wobei das Maximum 1908 und 1913 
jeweils 2,9% betrug. Die Zahlen für die Zeit von 1924 bis 1930 zum Vergleich: 
Durchschnitt 13,1 % zeigen den deutlichen Unterschied. (3) 

Angesichts dieser Tatsache hatten die Gewerkschaften vor 1914 die Hoff- 
nung, trotz spürbarer Belastung das Problem der Arbeitslosenhilfe zumindest 
hinreichend wenn auch nicht ausreichend selbst lösen zu Können. 

Diese Hoffnung wurde im ersten Kriegsjahr zerschlagen. (4) In den ersten 


3) Vgl. E. Henning, Thesen zur deutschen Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1933-1938, 
Frankfurt 1973, S.53 und S. 177 (Anm. 132). 

4) Vgl. L. Preller, Sozialpolitik in der Weimarer Republik, Stuttgart 1949, S. 61 f. Vgl. auch 
S. Nestriepke, a.a.0., Bd. II, Stuttgart 1921, S. 18 ff. 
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Kriegsmonaten bereits waren 27% der Mitglieder eingezogen, fielen also als 
Beitragszahler aus und vom verbleibenden Rest waren aufgrund der Umstellung auf 
Kriegswirtschaft 22 % arbeitslos. Dem Fortfall eines großen Teils der Einnahmen 
standen wegen der hohen Arbeitslosenhilfe immense Ausgaben gegenüber. Ein 
Zusammenbruch der Arbeitslosenhilfe konnte nur durch die Streichung aller 
übrigen Unterstützungsleistungen und durch eine vorübergehende Leistungsreduzie- 
rung verhindert werden. 

Auch wenn die Arbeitslosenzahl sich 1915 bereits wieder verringerte, 
forderten die Gewerkschaften aufgrund dieser Erfahrungen jetzt viel nachdrück- 
licher als bisher eine öffentliche staatliche Regelung von Arbeitslosenhilfe und 
Arbeitslosenunterstützung. Diese Forderung begegnete dem Interesse des Staates, 
der die durch sprunghaft gestiegene Wohlfahrtslasten verschuldeten kommunalen 
Haushalte ausgleichen mußte als auch bei der Umstellung auf die Kriegswirtschaft 
eine zentrale Arbeitsnachweisorganisation brauchte. Die durch Akzeptieren des 
Burgfriedens bereits auf eine Zusammenarbeit mit staatlichen Instanzen einge- 
stimmten Gewerkschaften gingen auf die Angebote ein, auch auf dem Gebiet der 
Sozialpolitik staatliche Maßnahmen zu unterstützen. Die Zusammenarbeit brachte 
den Gewerkschaften die öffentliche Anerkennung ein, darüber hinaus schienen die 
ersten staatlichen Maßnahmen die Möglichkeit zu eröffnen, langfristig auch 
gewerkschaftliche Ziele zu verwirklichen. Gravierende Nachteile für die Arbeiter- 
klasse, wie sie besonders das Gesetz über den Vaterländischen Hilfsdienst enthielt, 
wurden deshalb allzu willig von den Gewerkschaften in Kauf genommen. 

Gegen Kriegsende wurden zwar gesetzliche Maßßnahmen vorbereitet, die u.a. 
auch eine Regelung der Arbeitslosenfrage vorsahen. Vergleicht man jedoch die 
„Sozialpolitischen Forderungen“ der Gewerkschaften aus dem Jahre 1917, die eine 
Arbeitslosenversicherung mit Rechtsanspruch verlangten, mit den in einer Denk- 
schrift der Arbeitgeberverbände vom März 1918 enthaltenen sozialpolitischen 
Vorstellungen, die von einer Regelung der Arbeitslosenfrage nur nach dem 
Fürsorgegrundsatz einschließlich Bedürftigkeitsprüfung wissen wollten, sieht man, 
wie weit die Auffassungen prinzipiell auseinander gingen. Die Regierung Prinz Max 
von Baden sah denn auch nur eine Erwerbslosenfürsorge vor. (5) 


1.2 Die „Errungenschaften“ der Revolution 


Der Gegensatz: Versicherungsprinzip mit Rechtsanspruch und: Fürsorgeprinzip mit 
Bedürftigkeitsprüfung und die ihm zugrunde liegenden prinzipiell verschiedenen 
Auffassungen von Sozialpolitik sollte dann auch während der ganzen Weimarer 
Republik die Diskussion um eine Arbeitslosenversicherung bestimmen. (6) 


5) Vgl. H. Timm, a.a.O., S. 14. 
6) Zu den Einzelheiten der Diskussion und zum Inhalt der Verordnungen, Entwürfe und 
Gesetze vgl. L. Preller, a.a.O., passim. 
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Die Verordnung über die Einführung der Erwerbslosenfürsorge vom 13. No- 
vember 1918 sah eine Bedürftigkeitsprüfung vor und war zudem an die Kriegsfolge 
als Ursache der Arbeitslosigkeit geknüpft. Allerdings hatte der Rat der Volksbeauf- 
tragten, der mit dieser Verordnung, die so sehr gewerkschaftlichen Forderungen 
widersprach, den bereits vorbereiteten Entwurf der letzten kaiserlichen Regierung 
übernahm, diese Verordnung nur als Übergangsregelung gedacht. Die Verordnung 
sah als Träger die Gemeinden vor, die Finanzierung erfolgte allerdings zur Hälfte 
durch das Reich, zu einem Drittel durch die Länder und nur den Rest brauchten die 
Gemeinden zu tragen. Die Wartezeit betrug eine Woche, die Zahlungen waren auf 
ein halbes Jahr begrenzt. Die Organisation der Fürsorge stand im engen Zusammen- 
hang mit dem im Mai 1920 gegründeten Reichsamt für Arbeitsvermittlung und den 
von ihm finanzierten Notstandsarbeiten als Teil einer sogenannten produktiven 
Erwerbslosenfürsorge. 

In programmatischen Äußerungen sah der Rat der Volksbeauftragten die von 
ihm vertretene Sozialpolitik, vor allem auch eine Arbeitslosenversicherung als ein 
Mittel zur Verwirklichung des Sozialismus. Umso mehr konnte die Verordnung für 
eine Erwerbslosenfürsorge nur für eine Übergangszeit gedacht sein. Die Übergangs- 
zeit sollte allerdings neun Jahre dauern und die gesellschaftspolitische Situation 
sollte dann ganz anders aussehen. 

Als die Gewerkschaften erkennen mußten, daß die Verordnung trotz 
verschiedener durch die Inflation verursachten Veränderungen zur Dauereinrichtung 
wurde, richteten sie das Schwergewicht ihrer Forderungen auf die Ablösung des 
Fürsorgeprinzips einschließlich der Bedürftigkeitsprüfung. Sie gaben daher auch alte 
Vorstellungen von einer Arbeitslosenhilfe in Eigenverantwortung der Gewerk- 
schaften mit staatlicher Hilfe stillschweigend auf und akzeptierten eine öffentliche 
allgemeine Organisation der Arbeitslosenhilfe. 

Allerdings lehnte ein Teil der Gewerkschaften zunächst noch das Versiche- 
rungsprinzip ab, da dieser Teil als Konsequenz der gewerkschaftlichen Auffassung, 
daß der unverschuldet arbeitslose Arbeiter gegenüber der Allgemeinheit einen 
Anspruch auf Hilfe habe, den Staat als alleinigen Geldgeber in Anspruch nehmen 
wollte. Erst als 1923 aufgrund der finanziellen Misere des Reiches ohnehin eine 
Eigenbeteiligung eingeführt wurde, ohne daß das Fürsorgeprinzip abgeschafft 
wurde, vertraten die Gewerkschaften einheitlich das Versicherungsprinzip und 
legten den Schwerpunkt ihrer Forderungen auf die Anerkennung des Rechtsan- 
spruchs und die Abschaffung der Bedürftigkeitsprüfung. 


1.3 Das Jahr 1927 


Die Gewerkschaften Konnten diese Forderungen trotz vieler Widerstände — und die 
verschiedenen Entwürfe seit 1924/25 zeugen davon — durchsetzen. Nach der relativ 
kurzen Krise von 1925/26 erfolgte ein beachtlicher konjunktureller Aufschwung in 
den Jahren 1926 und 1927, der die Bereitschaft der Unternehmer zu Zugeständnis- 
sen vergrößerte. Zugleich verbesserte der Zuwachs an Wählern für die SPD und an 
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Mitgliedern für die Gewerkschaften auch die politischen Voraussetzungen zur 
Durchsetzung dieser Forderungen. 

Ergebnis der langen, seit November 1918 geführten Diskussion um das 
Problem der Arbeitslosenhilfe war das im Juli 1927 erlassene und im Oktober 1927 
in Kraft getretene Gesetz für Arbeitslosenversicherung und Arbeitsvermittlung. 

Träger war eine neu zu schaffende Reichsanstalt, die Mittel wurden zu 
gleichen Teilen von Arbeitern und Unternehmern getragen in Höhe von 3 % des 
Grundlohnes eines Arbeiters. Der Unterstützungsanspruch war gebunden ‚an 
Arbeitsfähigkeit, Arbeitswilligkeit und unfreiwillige Arbeitslosigkeit“. Er war 
geknüpft an eine unterschiedlich gestaffelte Anwartschaft und an eine Wartezeit von 
3 bis 7 Tagen und er bestand 26 Wochen, längstens 39 Wochen. Das Gesetz regelte 
zugleich die Arbeitsvermittlung und die Berufsberatung und es sah auch die 
Finanzierung von Notstandsarbeiten, von beruflicher Fortbildung und Umschulung 
zur Verhinderung von Arbeitslosigkeit vor. Mit den durch die Beiträge angesammel- 
ten Mitteln Konnte die Reichsanstalt maximal 800 000 Unterstützungsempfänger 
versorgen. Sollten die Mittel kurzfristig nicht ausreichen, sollte das Reich mit 
Darlehen und zur mit Darlehen die Finanzierungslücke überbrücken. 


1.4 Umverteilungspolitik — Staatstheorie des Reformismus 


Obwohl von Anfang an klar, daß die fiktive Zahl von 800 000 und die bloße 
Verpflichtung des Staates zur Darlehensvergabe, den Keim künftigen Streits bereits 
in sich barg, wurde das Gesetz von der SPD und den Gewerkschaften als Erfüllung 
fast aller Forderungen der Arbeiterklasse hinsichtlich der Arbeitslosenhilfe angese- 
hen. Darüber hinaus sahen vor allem die Gewerkschaften das Gesetz als Teil des 
wirtschaftsdemokratischen Konzeptes einer schrittweisen Veränderung der kapitali- 
stischen Gesellschaft. In der Programmschrift der Wirtschaftsdemokraten aus dem 
Jahre 1928 heißt es zur Einschätzung des Gesetzes, es habe durch staatlichen 
Eingriff „ein soziales Güterrecht‘ begründet, nach welchem ‚bewußt zugunsten der 
Menschen eine neue Verteilungsordnung herbeigeführt“ wurde. „Diese Verteilungs- 
ordnung verleiht dem Arbeiter einen unentziehbaren Existenzanteil an dem 
Sozialprodukt der Wirtschaft‘. (7) 

Hier wird deutlich, wie sehr auch die Einschätzung der neugeschaffenen 
Arbeitslosenversicherung mit der Vorstellung verbunden ist, „durch gesetzlichen 
Eingriff eine neue Verteilungsordnung erreichen zu können“, die als „Vorstellung 
einer durch Umverteilungspolitik zu bewirkenden sekundären Korrektur der 
primären Einkommensverteilung... Kernpunkt (der) Staatstheorie des Reformis- 
mus“ ist. (8) 


D Wirtschaftsdemokratie. Ihr Wesen, Weg und Ziel, Berlin 1928, Neudruck: Frankfurt 
1966, S. 145. 

8) Zitat und Gesamteinschätzung: W. Müller, Der Pluralismus — die Staatstheorie des 
Reformismus, in: G. Doeker/W. Steffani (Hrsg.), Klassenjustiz und Pluralismus, Fest- 
schrift für E. Fraenkel, Hamburg 1973, S. 411. 
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1.5 Arbeitslosenversicherung in der Krise 


Diese Einschätzung des Gesetzes macht auch verständlich, weshalb die Sozialdemo- 
kratie und die Gewerkschaften gegen die mit den ersten Krisenanzeichen 1929 
sofort einsetzenden Versuche der Unternehmer, die durch das Gesetz zweifellos 
erreichten Verbesserungen der Lage der Arbeiterklasse zurücknehmen, kein oder 
nur ein völlig erfolgloses Konzept besaßen. Aus dieser Einschätzung erhielt die 
Vorstellung neue Nahrung, daß es in der Krise auch im Interesse der Unternehmer 
sei, die Leistungen der Arbeitslosenhilfe hoch zu halten, um aus der dadurch 
weiterbestehenden Nachfrage nach Konsumgütern die Konjunktur wieder anzukur- 
beln. Da die Unternehmer jedoch nicht bereit waren, sich an einem von den 

Gewerkschaften beschworenen „gesamtgesellschaftlichen Gesamtinteresse‘* zu ori- 
entieren, sondern auch die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung als Teil der 
Lohnkosten ansahen, die in der beginnenden Krise, als eine Abwälzung über die 
Preise nicht mehr ohne weiteres möglich erschien, als Gewinnminderung anzusehen 
waren, trachteten sie sofort danach, diese Kosten durch Abbau der Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung zu reduzieren. Eine Beitragserhöhung, die ja auch ihren 
Anteil erhöht hätte, lehnten sie aus den gleichen Gründen zunächst kategorisch ab. 

Zu diesem, sicher in jeder Krise der kapitalistisch organisierten Produktion 
wiederkehrenden Versuchen, die Leistungen der Arbeitslosenversicherung aus 

Kostengründen für den einzelnen Unternehmer zu reduzieren, kam jedoch in der 
Weltwirtschaftskrise von 1929 ein zusätzliches Moment. Auch schon zu Zeiten der 
Großen Koalition unter dem Sozialdemokraten Heinrich Müller von 1928 bis 1930 
vertraten die in der Koalition vertretenen bürgerlichen Parteien die Auffassung, daß 
eine Krise nur durch einen ausgeglichenen staatlichen Haushalt, d. h. nur durch eine 
starke Drosselung der staatlichen Ausgaben zu bekämpfen sei. Diese prozyklische 
deflatorische Haushaltspolitik war während der Großen Koalition noch auf den 
Widerstand der Sozialdemokratie gestoßen. Sie besaß zwar kein antizyklisches 
Konzept, aber sie wollte und mußte, um ihre Anhängerschaft nicht zu verlieren, 
einen Leistungsabbau im Sozialversicherungswesen vermeiden und einen Lohnabbau 
so gering wie möglich halten. 

In dieser Auseinandersetzung waren die stetig, später sprunghaft steigenden 
Darlehen des Staates für die Arbeitslosenversicherung ein ständiger Streitpunkt. Die 
bürgerlichen Parteien waren anders als die SPD keineswegs der Meinung, daß der 
Staat eine Verpflichtung zur Sanierung der Arbeitslosenversicherung habe. Während 
die SPD und die Gewerkschaften daher zur Aufrechterhaltung der Zahlungen eine 
Beitragserhöhung bis auf 4 1/2 % befürworteten, ansonsten aber die Darlehens- 
pflicht des Staates auch bei nur geringer Aussicht auf Rückzahlung betonten, 
lehnten die bürgerlichen Parteien das ab, sie waren nur bereit, 1/2 % zu akzeptieren 
bei gleichzeitiger so starker Reduzierung der Leistungen, das kaum noch von einer 
Arbeitslosenhilfe gesprochen werden konnte. 

Auf Druck der Gewerkschaften gab die SPD nicht nach, entwickelte aber 
zugleich keinerlei Vorstellungen, wie ihre Ziele aktiv hätten durchgesetzt werden 
können. So blieb ihr nur übrig, den Bruch der Koalition in Kauf zu nehmen und in 
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der Folge zuzuschauen, wie die ohne Zweifel wichtigste sozialpolitische Errungen- 
schaft der Weimarer Republik, die Arbeitslosenversicherung des Jahres 1927, dem 
Unternehmerinteresse und der Vorstellung von einem ausgeglichenen Haushalt auf 
dem Wege der von Brüning und seinen Nachfolgern erlassenen Notverordnungen 
geopfert wurde. (9) 

Wegen der enorm ansteigenden Arbeitslosenzahlen, die jede Berechnung 
immer wieder über den Haufen warfen, war eine Erhöhung der Beiträge auf 6,5 % 
auch für die Präsidialkabinette nicht zu vermeiden. Sie war jedoch für die 
Unternehmer akzeptabel, da die Erhöhung der Beiträge mit Lohnkürzung um 20 bis 
25 % innerhalb eines Jahres verbunden war. Dazu kamen aber zugleich Leistungs- 
kürzungen wie bei allen anderen Sozialversicherungen, vor allem auch bei der 
Arbeitslosenhilfe, so daß diese faktisch diesen Namen nicht mehr verdiente. 


1.6 Ursachen des Zusammenbruchs 


Der Zusammenbruch eines unvollkommen genug organisierten Systems der sozialen 
Sicherung in der Weltwirtschaftskrise wurde sicherlich durch das Ausmaß der Krise 
und durch die verständlichen, da kaum auf Widerstand stoßenden Versuche der 
Unternehmer, alle sozialen Kosten abzuwälzen, mit beschleunigt; Ursachen des 
Zusammenbruchs, die auch heute ein System sozialer Sicherung in einer kapitali- 
stischen Gesellschaft gefährden und zusammenbrechen lassen können. Dennoch 
besteht ein prinzipieller Unterschied, der der Forderung der Arbeiterklasse auf 
Erhaltung der Leistungen des Sozialsystems heute eindeutig mehr Spielraum gibt. 

Die bürgerlichen Parteien waren in der Krise von 1929 nicht bereit, eine 
Verpflichtung des Staates zum Ausgleich von notwendig erhöhten Zahlungen der 
Arbeitslosenversicherung aus Gründen der politischen Stabilität anzuerkennen. Da 
dies einherging mit der allgemeinen deflatorischen Haushaltspolitik, die auch die 
Darlehen für die Arbeitslosenversicherung ständig in Frage stellte, potenzierten sich 
die Folgen in einer Weise, die bei einer antizyklischen Haushaltspolitik nicht in 
einer solchen Häufung aufgetreten wären. 

Die SPD und die Gewerkschaften waren damals nicht willens oder nicht fähig, 
gegen diese zusätzlichen Ursachen des Zusammenbruchs ein Konzept zu entwickeln, 
und sie waren auch nicht willens und nicht fähig, aus falscher Einschätzung ihrer 
„Lolerierungspolitik“, politisch aktiv mit gewerkschaftlichen Kampfmaßnahmen 
die Politik der Lohn- und Leistungsreduzierung der Präsidialkabinette zu bekämp- 
fen. 


9) Zur Vorgeschichte des Bruchs vgl. H. Timm, a.a.0. 
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2. MASSNAHMEN DER BUNDESANSTALT FÜR ARBEIT 


Man kann nicht nur die Reaktion der Bundesanstalt für Arbeit (künftig abgekürzt 
BA) auf die Arbeitslosigkeit in der Krise untersuchen — wenn dies auch unser 
Hauptinteresse ist — denn hier kann im allgemeinen nur eine Zunahme des Defizits 
konstatiert werden. Neue arbeitsmarktpolitische Instrumentarien werden meist zu 
Zeiten der Hochkonjunktur als Reaktion auf die letzte Krise entwickelt und 
erweisen sich dann in der nächsten Krise wieder als unzureichend. Daher ist es 
wichtig, zunächst die Rolle der Arbeitslosenversicherung, wie sie sich aus der Er- 
fahrung mehrerer Wirtschaftszyklen herausgebildet hat, zu betrachten. 


2.1 Arbeitsmarktpolitik in den 50er und 60er Jahren 


Es ist schon im Teil der Struktur der Arbeitslosigkeit betont worden, daß in der 
Nachkriegsphase bis 1959/60 die Arbeitslosigkeit durch den Neuaufbau und 
Auslastung von Produktionskapazitäten kontinuierlich abgebaut werden konnte. 
Damals wurde daher auch die Arbeitslosigkeit selbst als Ergebnis des wirtschaft- 
lichen Zusammenbruchs infolge des Krieges interpretiert, ihr Abbau dagegen als 
Folge des sich entwickelnden kapitalistischen Produktionsprozesses. 

Dem entsprach die zu dieser Zeit betriebene Sozialpolitik. Da man davon 
ausging, daß eine „soziale“ Marktwirtschaft durch das freie Spiel der Kräfte 
anscheinend selbst dafür sorgte, die sozialen Risiken, speziell das der Arbeitslosig- 
keit (das zu dieser Zeit vor allen anderen Risiken, wie Krankheit, Unfall und Alter 
die schlimmste Existenzverunsicherung darstellte), zu beseitigen, war real die 
Notwendigkeit spezifischer vorbeugender staatlicher Maßnahmen nicht gegeben. Die 
Arbeitslosenversicherung hatte daher die sogenannte klassische Funktion bei bereits 
eingetretenem Risiko mit der Arbeitslosenunterstützung eine minimale Existenz- 
sicherung zu gewähren. Auf die Beseitigung der Ursachen der Arbeitslosigkeit 
abzielende Maßnahmen hätten nur den Akkumulationsourozeß gestört. So war der 
Etat der Arbeitslosenversicherung zwar aufgrund der hohen Arbeitslosenzahlen 
stark belastet, aber mit deren kontinuierlicher Abnahme ab Mitte der 50er Jahre 
wurde die Arbeitslosigkeit weder zu einem politischen Problem noch zu einem 
Finanzierungsproblem der BA. Von SPD und Gewerkschaften geforderte staatliche 
Eingriffe in den Produktionsprozeß gingen daher an der Realität der bundesrepubli- 
kanischen Entwicklung vorbei. Auch auf dem Gebiet der Sozialpolitik wären 
Sozialpläine — wie sie in England und Frankreich von den sozialdemokratischen 
Parteien entwickelt und z.T. auch durchgesetzt wurden — nicht einfach auf die 
BRD übertragbar gewesen, da sie auf einer anderen staatsinterventionistischen 
Wirtschaftspolitik beruhten. Aber nicht einmal solche Pläne wurden von der SPD, 
trotz ihrer sozialstaatlichen Inhalte, vehement gefordert. 

In der 2. Phase zwischen 1960 und 65/66 wurde eine Neubestimmung der 
Aufgaben der BA vorgenommen. Die sogenannte klassische Aufgabe der Existenz- 
sicherung bei Arbeitslosigkeit konnte mit der Stabilisierung des Arbeitsmarktes auf 
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ein Minimum reduziert werden, während mit dem Arbeitskräftemangel die 
Anwerbung ausländischer Arbeiter in den Mittelpunkt rückte. 

Schon hier, zu Anfang der 60er Jahre erweisen sich staatliche Maßnahmen 
(bezüglich der BA) nicht mehr nur als nachträglich notdürftig kittende sondern als 
mitgestaltende. Der vorübergehende Abbau der Arbeitslosigkeit wurde als endgülti- 
ger angenommen und dementsprechend auch die Funktion der Sozialpolitik als eine 
qualitativ neue angesehen. Man meinte, der Wandel von der ‚„strukturerhaltenden 
Sozialpolitik“ zur „Strukturgestaltenden Sozialpolitik“ habe sich vollzogen. (10) 
Basis dieser neuen Potenzen, die der Sozialpolitik erwachsen sollten, waren die 
großen Fonds, die in dieser Zeit in der gesamten Sozialversicherung angesammelt 
werden konnten, mit denen man gegen künftig auftretende Risiken gefeit schien. 

An der neuen Aufgabenbestimmung der BA zeigt sich aber gerade, daß 
Sozialpolitik als eine spezifische Arbeitsmarktpolitik weniger von den Interessen der 
Beschäftigten als von den Interessen des Kapitals einen ständigen Fonds an 
abrufbaren Lohnarbeitern zur Verfügung zu haben, bestimmt wird. Bei Erschöpfung 
des inländischen Arbeitsmarkts kam dann zwangsläufig der BA die Aufgabe zu, 
neue Reserven für einen funktionierenden Arbeitsmarkt bereitzustellen. Hier liegt 
auch der Unterschied zu den Veränderungen im Jahre 1969, auch wenn bereits 
zwischen 60 und 65/66 sogenannte strukturerhaltende Sozialpolitik betrieben 
wurde. Zumindest in den Intentionen verschiedener SPD-Politiker sollte Sozialpoli- 
tik als Arbeitsmarktpolitik mehr als bisher auch vom Interesse der Arbeiter her 
bestimmt sein. Es gilt zu fragen, inwieweit diese Intentionen in der 3. Phase seit 
66/67 realisiert wurden, in der jetzigen Situation zurückgeschraubt werden und 
inwieweit von daher die ursprünglichen Intentionen bei beginnender Demontage 
zum Gegenstand gewerkschaftlicher Forderungen gemacht werden sollen. 

Diese dritte Phase der Arbeitsmarktpolitik ist zunächst gekennzeichnet von 
den Erfahrungen der Krise und dem daraus resultierenden Arbeitsförderungsgesetz 
von 1969 (das das alte AVAVG ablöste). 


2.2 Arbeitsförderungsgesetz 


Nach E. Redler ist das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) als ein den Infrastrukturbe- 
reich abdeckendes Ergänzungsgesetz zum Stabilitätsgesetz, als konjunkturpoli- 
tischem Instrumentarium, zu sehen: In dem Balanceakt der das AFG besonders 
fordernden SPD-Politiker zwischen den 4 Säulen des magischen Vierecks — vor 
allem zwischen Vollbeschäftigung und Stabilität — soll das AFG durch Eingriffe in 
die Struktur des Arbeitsmarktes den Nachfrageüberhang nach Arbeitskräften in 
einigen Branchen (der trotz Vollbeschäftigung bestände) abbauen, mit dem Ziel, die 
lohnsteigernde Wirkung der Vollbeschäftigung zu senken, ohne diese selbst 
abzubauen und damit die Preisstabilität zu sichern. (11) In dieser Zielsetzung der 


10) Ludwig Preller, Praxis und Probleme der Sozialpolitik, Bd. 1, Tübingen 1970, S. 2. 
11) E.Redler, Arbeitsmarktpolitik in der BRD — am Beispiel des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG), in: Autorenkollektiv: Geweikschaften und Medizin 1, Berlin 1974. 
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SPD-Politiker zeigt sich der Unterschied zur CDU-Sozialpolitik Anfang der 60er 
Jahre, z. B. bei der Ausländerwerbung. Zwar hatten auch damals staatliche Eingriffe 
in ‘den Arbeitsmarkt stattgefunden (entgegen den Vorstellungen vom scheinbar 
totalen laisser-faire des (neo)liberalen Staates), diese waren aber allein auf den 
Arbeitskräftebedarf des Kapitals ausgerichtet. Denn mit der Erteilung der Arbeitser- 
laubnis verfügte die BA im Verein mit der das Ausländergesetz bereitwillig als 
arbeitsmarktpolitisches Instrument nutzenden Ausländerbehörde, über ein geeigne- 
tes Instrumentarium das Arbeitskräfteangebot mobil zu halten, aber dies ging eben 
auf Kosten der in der BRD völlig rechtlosen ausländischen Arbeiter. 

Dagegen versuchte die SPD — neben dem Festhalten an der Vollbeschäfti- 
gung — an der Situation des Arbeiters selbst anzusetzen und so arbeitmarkt- 
politische Erfordernisse des Kapitals mit Mobilitäts- und Berufsstrukturverbesse- 
rungen der Arbeiter zu verknüpfen. 

Diese Art von SPD-Politik scheint sich allerdings zu wandeln, was sich auch an 
den bisherigen Verlautbarungen zur Novellierung des AFG (siehe Schlußteil) zeigt. 

Aufgabe der BA nach dem Gesetz ist es, im Rahmen der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung: 

a) sowohl Arbeitslosigkeit und unterwertige Beschäftigung als auch Mangel an 
Arbeitskräften zu verhindern ($ 2, Abs. 1, AFG), 

b) die berufliche Beweglichkeit der Erwerbstätigen zu sichern und nachteilige 
Folgen, die sich aus der technischen Entwicklung oder aus wirtschaftlichen 
Strukturwandlungen ergeben, zu vermeiden oder auszugleichen ($ 2, Abs. 2 und 3, 
AFG) und die Struktur der Beschäftigung nach Gebieten und Wirtschaftszweigen zu 
verbessern ($ 2, Abs. 7) und 

c) die berufliche Eingliederung von Behinderten, Frauen und älteren Arbeitern zu 
fördern ($ 2, Abs. 4,5, 6). (12) 

Zu diesem Zweck dienen nun folgende, seit dem AFG von der BA wahrgenomme- 
nen Aufgaben: (13) 


22.41 Maßnahmen der Bundesanstalt in der Hochkonjunktur 


Wir haben im 1. Teil gesehen, daß die Arbeitslosenversicherung in den 20er Jahren 
und auch in der ersten Nachkriegsphase zur minimalen Existenzsicherung der 
Arbeitslosen diente, also für alle galt und damit das Eingreifen des Staates in dieser 
Beziehung ein allgemeines war und sich nicht auf spezielle Gruppen der 
Arbeiterklasse oder bestimmte Wirtschaftszweige bezog. Außerdem bezog sich die 


12) Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969, zitiert nach Textausgabe: Arbeitsrecht IV, 
Goldmann Verlag München, Stand vom 1.2.1975. 

13) Insgesamt umfassen die Aufgaben der BA: 1. Berufsberatung, 2. Arbeitsvermittlung, 
3. Förderung der beruflichen Bildung, 4. Maßnahmen zur Rehabilitation, 5. Leistungen 
zur Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen, 6. Gewährung von Arbeitslosengeld, 
7. Konkursausfallsgeld. 
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Arbeitslosenunterstützung ganz explizit nur auf die Folgen der Lohnarbeit, es 
wurden also keine Versuche gemacht, durch gezielte Arbeitsmarkt- und Beschäfti- 
gungspolitik diese Folgen selbst abzuwehren, d. h. „vorbeugend“ einzugreifen. 

Hierin besteht ein wesentlicher Unterschied zu der heute beabsichtigten und 
tatsächlichen Wirkung der Maßnahmen der BA. 

Im Folgenden sollen die vorbeugenden und auf spezielle Gruppen bezogenen 
Maßnahmen dargestellt werden, die naturgemäß in der Hochkonjunktur größeren 
Raum einnehmen konnten als in der Krise: 


a) Mafßßnahmen für ältere Arbeiter 


Wie schon in Teil II dargestellt, ist das Problem der Altersarbeitslosigkeit nicht erst 
in dieser Krise entstanden, sondern schon in der Krise 66/67 und ist im Rahmen der 
seit 1970 langsam ansteigenden Gesamtarbeitslosigkeit bereits ein länger währendes 
Problem. 

Die Maßnahmen der BA für ältere Arbeiter sind daher nicht explizit 
Krisenbezogen und greifen in die Maßnahmen der anderen Sozialversicherungsträger 
ein. 

Mittels Lohnkostenzuschüssen wird versucht, ältere Arbeiter, die nur schwer 
oder gar nicht zu vermitteln sind, wieder in den Produktionsprozeß einzugliedern. 
Diese Zuschüsse zu den Lohnkosten sollen dem Arbeitgeber den Ausfall, der durch 
langsameres Arbeiten entsteht, ersetzen. Nach dem AFG sollen ältere Arbeiter auch 
besonders bei Umschulung und Weiterbildung berücksichtigt werden. 

Ein weiteres Moment ist in den Maßnahmen und Regelungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu sehen: Das Gesetz (Reichsversicherungsordnung) gibt 
arbeitslosen älteren Arbeitern die Möglichkeit zur frühzeitigen Berentung. So kann 
jeder ab dem 60. Lebensjahr Rente beantragen, der vorher ein Jahr arbeitslos war 
(die Rente wird natürlich durch die geringere Anzahl von Versicherungsjahren 
gemindert), das gleiche gilt für Frauen, die generell ab dem 60. Lebensjahr auf 
Rente gehen können, wenn sie 20 Jahre versichert waren. Dies ist aber gerade bei 
Frauen durch die mit Kinderaufzucht, Familie etc. unterbrochene Erwerbstätigkeit 
oft nicht möglich; so lag auch 1969 der Durchschnitt der Versicherungsjahre für 
Männer bei 33 Jahren, für Frauen nur bei 23 Jahren (14), zieht man nun die 5 Jahre 
bei vorgezogener Rente noch ab, so kann der Durchschnitt der Frauen mit 
18 Versicherungsjahren diese Regelung gar nicht in Anspruch nehmen. 

Die Möglichkeiten zur frühzeitigen Berentung sind durch die flexible 
Altersgrenze noch erweitert worden. Jeder kann seit 1973 mit dem 63. Lebensjahr 
vorzeitiges Altersruhegeld beantragen. Voraussetzung ist aber auch hier wieder eine 
Wartezeit von 35 anrechnungsfähigen Versicherungsjahren, die schon nicht leicht zu 
erreichen sind. Wenn man zudem bedenkt, daß erst bei 50 Versicherungsjahren eine 


14) Vgl. Preller, L., Praxis und Probleme der Sozialpolitik, Bd. 2, Tübingen 1970, S. 435. 
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Rentenhöhe von 75% des Lohns möglich wird, bei 40 Versicherungsjahren nur 
noch ca. 60%, und zudem der Verlust von 2 Versicherungsjahren (bei Rente mit 
63 Jahren) die Rente um noch ca. 5 % mindert, (15) so kann man sich denken, daß 
diese Regelung nur von einem relativ kleinen Personenkreis in Anspruch genommen 
werden kann. 

Trotzdem erfüllen diese Maßnahmen ihre Funktion, indem zumindest für 
Teile der älteren Arbeiter die strukturelle Altersarbeitslosigkeit beseitigt, und damit 
dem Problem die Ausmaße des Massenproblems genommen und es somit insgesamt 
marginalisiert werden kann. 

So schrieb der Spiegel 1971 zur flexiblen Altersgrenze denn auch unter der 
Überschrift ‚‚Gag des Ganzen“, daß durch diese „Reformmaßnahme‘‘ dem Kapital 
ermöglicht würde, ältere Arbeiter zu entlassen, ohne daß die Familie oder Fürsorge 
belastet und damit sozialer Konfliktstoff geschaffen würde und gleichzeitig mit der 
so verjüngten Belegschaft die Arbeitsproduktivität erhöht werde. (16) 

Unter diesen Punkt fallen auch die Maßnahmen für Behinderte, von denen seit 
dem 2. Weltkrieg durch Zuschüsse zu Lohnkosten und Arbeitsplatzausstattung über 
die BA 750000 wieder in den Produktionsprozeß eingegliedert worden sind. 
Allerdings haben immer noch 1,5 Mio. Behinderte keinen Arbeitsplatz. (17) Hier 
wird vor allem die Schaffung von Arbeitsplätzen durch die BA betont, inwieweit 
hier wirklich spezielle Einrichtungen an Maschinen und Werkzeugen für Behinderte 
geschaffen worden sind, läßt sich kaum überprüfen, zumindest sind die Finanzhilfen 
für den Arbeitgeber explizit an die Person des Behinderten gebunden. 


b) Mafßnahmen zur Umschulung, Fort- und Weiterbildung 


Diese Maßnahmen nach dem AFG von 1969 wurden als ein Beitrag zur 
Mobilitätsförderung und als Reaktion auf die veränderten Qualifikationsanforde- 
rungen betrachtet und umfassen im wesentlichen: 

— Förderung der beruflichen Ausbildung in Form von Zuschüssen oder Darlehen 
(analog zum BAFÖG für den Hochschulbereich), die erstens sehr niedrig sind 
und zweitens nur subsidiär zur Unterhaltspflicht der Familie gewährt werden. 
(8 40, AFG) 

— Förderung der beruflichen Fortbildung ($ 41—46 AFG) und der 

— beruflichen Umschulung ($ 47--49 AFG) für Personen, die eine abgeschlossene 
Berufsausbildung haben oder über angemessene Berufserfahrung verfügen. Das 
Unterhaltsgeld beträgt in beiden Fällen 90% des Nettolohns auf maximal 
2 Jahre. Unter anderem soll hierbei auch die berufliche Wiedereingliederung von 
Frauen und älteren Arbeitern gefördert werden. 


15) Vgl. dazu W. Pelikan, Rentenreform 1972, München 1973, S. 10. 
16) Der Spiegel, ‚‚Rentenerhöliung — Gag des Ganzen“, Nr. 27/1971. 
17)  E.Redler, a.a.O., S. 165. 
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Da diese Maßnahmen den Erfordernissen des Arbeitsmarktes zu entsprechen haben, 
besteht letztlich kein individueller Rechtsanspruch, und die Bewilligung ist daher 
aufgrund der unterschiedlichen Struktur der regionalen Arbeitsmärkte bei den 
örtlichen Behörden sehr verschieden. Hinzu kommt, daß un- und angelernte 
Arbeiter kaum unter diese Maßnahmen fallen, denn das Gesetz ist so geartet, daß 
nur der fortgebildet werden kann, der schon mal (aus)gebildet war. So machen ‚‚An- 
und Ungelernte (machen) 25 % aller männlichen Arbeitnehmer aus, aber nur 4,3 % 
der Geförderten. Frauen waren mit 20,7 % an der Förderung beteiligt bei einem 
Anteil von 36,4 % an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen.‘ (18) 

Nachdem in den 60er Jahren auf technologische Umstellungen und veränderte 
Qualifikationsanforderungen nur im allgemeinen Bildungswesen reagiert worden ist, 
das berufliche Bildungswesen aber lange Zeit unbeachtet blieb, mußten nun, mit 
zunehmend zutage tretender Fehl- und Dequalifikation neue Instrumente zur 
Anpassung der Berufs- an die Arbeitsplatzstruktur geschaffen werden. Die Maßnah- 
men nach dem AFG erweisen sich jedoch nur als Maßnahmen die ex post wirksam 
werden. Denn die angestrebte Mobilität Kann nicht erreicht werden, wenn die alte 
berufliche Ausbildungsstruktur beibehalten wird. Denn was soll Mobilitätsförderung 
bei ausgebildeten Facharbeitern, wenn doch immer wieder Lehrlinge nachrücken, 
die eine völlig betriebsspezifische Ausbildung in der Industrie durchlaufen haben; 
oder was soll Umschulung aus Berufen, die es schon oder bald nicht mehr gibt, in 
denen auf der anderen Seite aber immer noch Lehrlinge ausgebildet werden. So 
wird die Tendenz zur Fehl- und Dequalifizierung, die durch die Umschulungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen aufgefangen und gemindert werden soll, durch unser 
Berufsbildungssystem beständig reproduziert. Ein zweiter Gesichtspunkt bezüglich 
dieser Maßnahmen wurde von Böhle/Altmann angeführt: Inwieweit nämlich die 
Tendenz der Dequalifizierung ein soziales Risiko darstellt, dessen Folgen von der 
sozialen Sicherung übernommen und getragen werden müssen. (19) Dazu ist zu 
sagen, daß die Folgen der Dequalifizierung zunächst individuelle Probleme sind, 
insofern als Einkommenseinbußen und Existenzunsicherheit damit einhergehen. 
Dies ist aber bei allen an- und ungelemnten Arbeitern von vornherein der Fall und so 
kann nicht eine individuelle Lösung nur für die ehemals qualifizierten Arbeiter 
gefordert werden, sondern es geht für alle um die Abschaffung der unteren 
Lohngruppen und neue Formen der Arbeitsorganisation. 

Ein anderes Problem ist es, wenn die Qualifikation ganzer Berufszweige nicht 
mehr gefordert wird und dies auch noch in einer Region geschieht, wo keine 
Arbeitsplätze vorhanden sind. Vor allem hierauf reagiert das AFG. So mußten z. B. 
mit der Strukturkrise des Bergbaus, Bergarbeiter umgeschult werden, um a) soziale 
Konflikte zu vermeiden und b) weil gar nicht genügend andere Arbeitsplätze 
vorhanden waren. Umschulung und Fortbildung etc. zielen also darauf ab, 
berufsspezifische Arbeitslosigkeit zu vermeiden und die Berufsstruktur an neue 


18) E.Redler, a.a.O.,S. 163. 
19)  Böhle/Altmann, Industrielle Arbeit und soziale Sicherheit, Frankfurt/Main, 1972. 


158 


Qualifikationsanforderungen anzupassen und nicht nur allgemeine Herabsetzung 
und Dequalifizierung zu verhindern, obwohl auch dies beabsichtigt sein mag, bzw. 
das ist die positive Intention des Gesetzes. 

Insgesamt zeigt sich aber bei diesen Maßnahmen, daß man versucht auf das 
Arbeitskräfteangebot einzuwirken; mit Mobilitätsmaßnahmen und entsprechenden 
Qualifikationsstrukturveränderungen dieses der Wirtschaftsstruktur anpassen will, 
weil man auf die Nachfrage des Kapitals keinen Einfluß hat. 


c) Schlechtwettergeld 


Schlechtwettergeld wird im Rahmen der „produktiven Winterbauhilfe‘ an Bauar- 
beiter für jede witterungsbedingte Ausfallsstunde gezahlt. Das bedeutet, daß 
Arbeitskräfte für ganz bestimmte Branchen (Bauindustrie) und für einzelne 
Unternehmen erhalten bleiben. D.h. hier werden personell bestimmte 
Arbeitergruppen, mit bestimmten Qualifikationen zur Disponibilität des Kapitals 
erhalten, wenn dieses sie im Winter nicht beschäftigen kann. Es wird so verhindert 
— gerade zu Zeiten der Hochkonjunktur —, daß diese in andere Branchen und 
Betriebe abwandern, wo Arbeitskräfte gebraucht würden. In der Krise dagegen ist es 
vor allem für die Arbeiter ein wichtiger Schutz, allerdings nur eingeschränkt, denn 
die Möglichkeit der Kündigung aus Witterungsgründen und Wiedereinstellung im 
Sommer bleibt den Arbeitgebern erhalten. 

Zu diesen Lohnkostenzuschüssen bei witterungsbedingtem Arbeitsausfall 
kommen weitere Maßnahmen der BA im Rahmen der produktiven Winterbauhilfe, 
die auch zu den vorbeugenden Maßnahmen zählen und daher Vorrang vor dem 
Schlechtwettergeld haben: Mit Zuschüssen zu dem im Winter erhöhten Produktions- 
mittelbedarf, also Zuschüssen zum konstanten Käpital, soll der Winterbau gefördert 
und damit Arbeitsplätze geschaffen werden. Seit dem AFG werden diese Maßnah- 
men endlich auch durch eine Umlage der Bauindustrie finanziert, wohingegen „‚die 
Bauwirtschaft 1959-1972 57,9 % der Aufwendungen der BA für Arbeitslosengeld 
und Schlechtwettergeld erhalten, aber nur 9 % der Beiträge aufgebracht“ (20) hat. 

Abschließend kann man sagen, daß all die Maßnahmen der BA sich zuneh- 
mend auf einzelne Gruppen der Arbeiterklasse und verschiedene Wirtschaftsbran- 
chen beziehen, im Gegensatz zur Arbeitslosenversicherung in den 20er Jahren, 
deren Maßnahmen nur allgemeinen Charakter hatten. Neben der hier nicht extra 
aufgeführten Arbeitsvermittlung, Arbeits- und Berufsberatung und dem Arbeits- 
losengeld für den ‚„‚Bodensatz“ an Arbeitslosigkeit, der auch in der Hochkonjunktur 
besteht, sind auch die hier aufgezählten Maßnahmen keine ausschließlich krisen- 
bezogenen. 

An den meisten Maßnahmen ändert sich qualitativ in der Krise nicht viel, 
abgesehen davon, daß sie quantitativ sehr stark zunehmen. Dies ist der Fall bei den 


20)  E.Redler, a.a.O., S. 168. 
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Maßnahmen für ältere Arbeiter und für Behinderte. Die in der Hochkonjunktur 
wichtigsten Maßnahmen zur Umschulung, Weiterbildung etc. aber bekommen in der 
Krise eine ganz andere Bedeutung. Arbeitslosengeld und -hilfe sowie Kurzarbeiter- 
geld, d.h. die sogenannten klassischen Aufgaben der Arbeitslosenversicherung, von 
denen man meinte, sie seien endgültig von einer modernen vorbeugenden 
Arbeitsmarktpolitik abgelöst, spielen wieder die größte Rolle für die 
Existenzsicherung der Arbeitslosen. Das verfeinerte Instrumentarium (AFG) spielt 
in der Hochkonjunktur die Hauptrolle, kann aber in der Krise nicht greifen, wie wir 
im folgenden sehen werden. 


2:3 Veränderte Wirkung der BA-Maßnahmen in der Krise 
2.3.1 Arbeitslosenunterstützung 
a) Kurzarbeitergeld 


Wie in Teil I und II dargestellt, hat die Kurzarbeit in dieser Krise besonders große 
Ausmaße angenommen. Dies ist darauf zurückzuführen, daß im Abschwung viele 
Unternehmen hoffen, mit kurzfristigen Produktionsdrosselungen über den Berg zu 
kommen. Zwar wird in der Krise selbst Kurzarbeit von Arbeitslosigkeit abgelöst 
aber trotzdem ist die Zahl der Kurzarbeiter auch im 1. Quartal 1975 mit 900 000 
außerordentlich hoch gewesen (Dezember 1974 ca. 700 000). Sicherlich haben u. a. 
auch die Maßnahmen der Bundesregierung mit zu dieser Entwicklung beigetragen. 

Kurzarbeitergeld wird gewährt, wenn in einem Betrieb mindestens vier 
Wochen ein Drittel der Belegschaft mehr als 10 % der sonstigen Arbeitszeit weniger 
arbeitet; vor Verabschiedung des AFG galt die Regelung nur für 2 Wochen und 1/6 
der Belegschaft. Diese Erhöhung, die auf den ersten Blick vielleicht wie ein 
künstliches Heraufschrauben der Kurzarbeit aussieht, ist aber wichtig, um das 
willkürliche Vorgehen der Kapitalisten einzuschränken. Denn je niedriger die 
Zeitbeschränkungen sind, desto häufiger Kann ein Unternehmen bei jedem kleinen 
Auftragsrückgang Kurzarbeit anmelden, womit jeder Arbeitsvertrag ad absurdum 
geführt würde. 

Kurzarbeitergeld wird für die Ausfallsstunden von der BA in der Höhe von 
68 % des Nettolohns gewährt und zwar bislang für eine Dauer von sechs Monaten, 
drei Monate später kann dann erneut Kurzarbeit beantragt werden. 

Nun ist Anfang des Jahres die mögliche Dauer von der Bundesregierung von 
6 Monaten auf 2 Jahre heraufgesetzt worden, mit der Absicht, in den Betrieben, wo 
Produktionsrückgang aufgrund schlechter Auftragslagen vorliegen, Arbeitslosigkeit 
zu vermeiden, bzw. auch hier wieder das Problem zu marginalisieren. 

Der Arbeitsausfall, aufgrund dessen Kurzarbeitergeld gewährt wird, muß auf 
„wirtschaftlichen Ursachen einschließlich betrieblicher Strukturveränderungen oder 
auf einem unabwendbaren Ereignis“ (21) beruhen. Dies gilt nicht, wenn der 


21) Arbeitsförderungsgesetz, $ 64, Absatz 1, zitiert nach Arbeitsrecht IV, Goldmann Jura. 
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Arbeitsausfall branchenüblich, betriebsüblich oder saisonbedingt ist. 

Genauso wie bei Entlassungen hat auch hier der Betriebsrat ein „Mitbest- 
immungsrecht‘, „ob und in welchem Umfang Kurzarbeit eingeführt wird, wie sie 
verteilt wird und wann die Feierschichten angesetzt werden“ (22). Die 0.8. 
gesetzlichen Bestimmungen sind natürlich sehr vage, aber es liegt im Rahmen einer 
gewerkschaftlichen Strategie, gegen die oft gekoppelten Mafßfnahmen in Form von 
Entlassungen oder Kurzarbeit und Intensivierung der Arbeit vorzugehen. Siehe dazu 
Teil IV. 


b) Arbeitslosengeld 


Die Arbeitslosenversicherung hat die wichtigste und hauptsächliche Funktion, bei 
Arbeitslosigkeit Existenzsicherheit zu gewährleisten. Im Frühjahr 1975 gab es 
1,1 Mio. Arbeitslose in der BRD. Aber 1974 haben nur 88,2 % aller Arbeitslosen 
Leistungen nach dem AFG beantragt oder bezogen. Obwohl also offensichtlich 
beträchtliche Teile der Arbeitslosen von den Unterstützungsleistungen ausgeschlos- 
sen sind, wurden die Arbeiter vor kurzer Zeit noch in sozialstaatlicher Sicherheit 
gewiegt, seit kurzem aber werden umgekehrt die zu hohen Sozialleistungen 
kritisiert, die die Arbeitsaufnahme behindern. 

Nun hilft es nichts, einen Härtefall nach dem anderen zu zitieren, denn über 
die vielfältigen Ungerechtigkeiten in dem Gestrüpp von arbeits- und sozialrecht- 
lichen Regelungen sind sich viele einig, von den Gewerkschaften bis zu Politikern 
sämtlicher Parteirichtungen. Aber die Ursachen dieser „Ungerechtigkeiten“ — die 
zweifelsohne viel zu häufig vorhanden sind — liegen nicht nur in den völlig 
verworrenen Sozialgesetzen (RVO), sondern vor allem in den Prinzipien der 
Leistungsideologie, nach denen das ganze System der sozialen Sicherung aufgebaut 
ist. So bekommt auch in der Arbeitslosenversicherung jeder in etwa „nur das, was er 
geleistet hat“ bzw. die Anspruchsberechtigung bemißt sich nach individueller 
Leistung. Dieses Individualprinzip führt dazu, daß für jedes historisch neu 
entstehende Risiko, wenn es zu einem Massenproblem wird und zu sozialen 
Konflikten führt — wenn nicht, bleibt es eine ‚Ungerechtigkeit‘ —, eine neue, 
zusätzliche Regelung nötig wird. Dies ist das Ergebnis der Entlohnung nach 
Leistung, deren Prinzipien in die Sozialleistungen fortgeführt werden, wo man daher 
versucht, das „Bedürftigkeits“prinzip der Sozialhilfe so lange irgend möglich 
auszuklammern. 

„Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer arbeitslos ist, der Arbeitsvermittlung 
zur Verfügung steht, die Anwartsschaftszeit erfüllt, sich beim Arbeitsamt arbeitslos 
meldet und Arbeitslosengeld beantragt hat“. ($ 100, Abs. 1, AFG) 

D.h. wer berufsunfähig ist, seiner Meldepflicht nicht nachkommt, oder als 


22) „Rechte des Betriebsrats bei Kurzarbeit und Entlassungen“, in: Nachrichten zur 
Wirtschafts- und Sozialpolitik, Januar 1975, S. 17. 
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Ausländer ausgewiesen wird, steht der Vermittlung nicht zur Verfügung und kann 
kein Arbeitslosengeld bekommen. 

D.h. weiter, der Anspruchsberechtigte muß mindestens 6 Monate in einer 
Rahmenfrist von 3 Jahren gearbeitet haben, das begründet einen Anspruch von 
78 Tagen Arbeitslosengeld (max. 312 Tage). Man kann daher nur einmal in drei 
Jahren ein xnappes Jahr Arbeitslosengeld bekommen. Schulabgänger und Lehrlinge 
fallen bei dieser Regelung daher raus. Berufsanfänger, bei denen die Lehre (in einem 
Betrieb) als Erwerbstätigkeit zählt, können Arbeitslosengeld bekommen; neuerdings 
nicht mehr nur nach der geringen Lehrlingsvergütung bemessen, sondern nach dem 
orts- und berufsüblichen Durchschnittslohn. ($ 112, Abs. 7, AFG) 

Außerdem sieht das AFG eine Sperrfrist von 4 Wochen vor für solche 
Arbeitslose, die selbst gekündigt haben. Dabei ist die eigene Kündigung bei 
anstehender Entlassung bei Facharbeitern, Angestellten u.a. für eine mögliche 
Weiterbeschäftigung oft sehr wichtig. Diese Sperrfrist gilt auch für Arbeiter, die 
„grob fahrlässig die Arbeitslosigkeit herbeigeführt“ ($ 119, Abs. 1, AFG, Textausga- 
be a.a.O.) haben, die eine vom Arbeitsamt angebotene Arbeit nicht angenommen 
haben, oder sich geweigert haben an einer angebotenen Umschulungsmaßnahme 
teilzunehmen bzw. diese abgebrochen haben. Hat schon einmal eine Sperrzeit 
bestanden, dann erlischt im Fall einer zweiten der Anspruch auf Arbeitslosengeld. 
(8119, AFG). 5o wie das Kurzarbeitergeld ist auch das Arbeitslosengeld am 
1.1.1975 auf 68 % des Nettolohns erhöht worden. 


c) Arbeitslosenhilfe 


Die Arbeitslosenhilfe wird zum jetzigen Zeitpunkt zunehmend wichtig, da aufgrund 
der langen Dauer der Krise bei vielen Arbeitslosen die Maximaldauer des 
Arbeitslosengeldes von 312 Tagen schon überschritten ist und die sogenannte 
Anschlußarbeitslosenhilfe einsetzt. 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hat also jeder, der 
— bereits ein Jahr Arbeitslosengeld bezogen hat, ohne daß der Anspruch nach 
$ 119 erloschen ist, 
— keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, weil die Anwartsschaftszeit (s.o. drei- 
jährige Rahmenfrist) nicht erfüllt ist und 
— bedürftig ist (das Familieneinkommen wird angerechnet). 
Diese letzte Regelung trifft besonders die Frauen, Lehrlinge und Schulabgänger. Die 
Höhe der Arbeitslosenhilfe beträgt nur noch 58 % des Nettolohns und bedeutet 
daher eine wesentliche Verschlechterung der materiellen Situation der Arbeitslosen. 


d) Konkursausfallsgeld 
Wenn für die letzten drei Monate vor Eröffnung des Konkursverfahrens noch offene 


Ansprüche auf Arbeitslohn bestehen, wird dieser von der BA erstattet. Das 
Konkursausfallsgeld wird durch Umlage der Berufsgenossenschaften finanziert. 
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Auch Ansprüche auf betriebliche Altersrenten sollen hier gesichert werden. 


2.3.2 Umschulung, Fort- und Weiterbildung 


Das wichtigste neue arbeitsmarktpolitische Instrumentarium, die Mobilitätsförde- 
rung durch Umschulung, Fort- und Weiterbildung nach dem AFG, war — wie 
gezeigt — ein Instrument der Hochkonjunktur und wirkt sich in der Krise 
folgendermaßen aus: 

Unter finanziellen Aspekten wird jetzt in der Krise argumentiert, daß dıe mit 
Umschulung und Weiterbildung verausgabten 4-6 Mrd. DMdie BA in Finanzschwie- 
rigkeiten bringen, denn genau diese Summe fehle heute. (23) Außerdem stellt man 
nun plötzlich fest, daß die Umschulung weder zur Mobilität beigetragen, noch 
Arbeitslosigkeit verhindert hat. Zudem bleibe heute jeder 5. Umschüler arbeitslos, 
mutmaßt der Spiegel. 

Die Zahl der Umschüler ging seit 1972 leicht zurück und die 200 000 
Ausbildungsplätze, die im Jahr zur Verfügung stehen, waren nicht mehr voll 
ausgelastet. Dies hing zum einen mit der damaligen konjunkturellen Situation 
zusammen, zum anderen aber auch mit der inhaltlichen Erfolgslosigkeit. Da seit 
Beginn der Krise die Anträge wieder ansteigen, werden — laut Spiegel — die 
Umschulungsmaßnahmen heute nur noch als Überbrückung von Arbeitslosigkeit 
angesehen und genutzt, denn einmal sind die Unterstützungssätze höher (90 %) und 
außerdem werden sie länger gezahlt (2 Jahre) als bei Arbeitslosengeld und -hilfe. Für 
die Antragsteller geht es also hauptsächlich darum, über die Arbeitslosigkeit 
wegzukommen. Desgleichen sah das Arbeitsamt bislang darin offensichtlich eine 
Möglichkeit, die offiziellen Arbeitslosenzahlen zu senken, das Problem zu marginali- 
sieren. Damit gingen auch gleichzeitig die gewerblichen Bildungsunternehmen (es 
gibt 2 000 private Bildungseinrichtungen) zahlenmäßig wieder in die Höhe und die 
Schulgelder stiegen (nach der Verabschiedung des AFG 1969 sind sie z. T. um 
200 % gestiegen). Über diese Unternehmen hat die BA kaum Kontrolle und 
entsprechend sind oft auch die Erfolge, da weder die Ausbildungsmittel noch 
Lehrer immer in ausreichender Anzah! vorhanden sind, noch das Lehrgangsziel 
überhaupt realistische Berufsmöglichkeiten verspricht. (,„Phantasiediplome‘““) (24). 

Auch von offizieller Seite her kann auf dem Hintergrund der allgemeinen 
Arbeitslosigkeit die Umschulung und Weiterbildung nicht mehr als Instrument zur 
Mobilitätsförderung und Verhinderung von berufsspezifischer Arbeitslosigkeit 
eingesetzt werden, sondern sie wird notwendigerweise in die klassische Aufgabe der 
Existenzsicherung bei Arbeitslosigkeit eingereiht, mit dem intendierten — allerdings 
teuren — Nebeneffekt, daß die Umschüler nicht in den Arbeitslosenstatistiken 
erscheinen. 


23) Tagesspiegel vom 17.1.1975. 
24) Vgl. hierzu Der Spiegel, Nr. 5/1975. 
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2.3.3 Neue Maßnahmen für besonders von der Arbeitslosigkeit betroffene 
Gruppen 


a) In einigen Bundesländern ist 1974 das — freiwillige — Berufsgrundbildungs- 
jahr eingeführt worden, allerdings mehr als Kompromißlösung im Rahmen der ver- 
unglückten Reform des Berufsbildungsgesetzes, denn als Maßnahme gegen Arbeits- 
losigkeit. 

Das Berufsbildungsjahr ist allerdings für die Jugendlichen selbst solange 
sinnlos, bis es nicht auf die Ausbildungszeiten angerechnet wird und das ist bis 
heute nicht der Fall. 

Wenn von der Bundesregierung und der BA die Absolvierung des Berufsgrund- 
bildungsjahres nun in der Krise eine Möglichkeit angesehen wird, die Jugendlichen 
von der Straße zu holen und aus den Statistiken zu streichen, dann besteht für die 
Jugendlichen der einzige Vorteil darin, daß die Eltern weiterhin Kindergeld und 
Ausbildungshilfe in Anspruch nehmen können. So ist auch erklärlich, warum nur 
9 % der arbeitslosen Jugendlichen in Nordrhein-Westfalen das Sofortprogramm des 
SPD-Kultusministers mit weiterbildenden Spezialkursen genutzt haben, da diese 
Abschlüsse noch keinen Zugang zur Berufsausbildung implizieren. 

b) Unter diese Art von Maßnahmen fallen auch die sogenannten Arbeitsbeschaf- 

fungsprogramme: 

_ Berlin verfügt über diese Möglichkeit schon lange, aufgrund seiner „besonde- 
ren‘ Lage. Eingerichtet für sogenannte schwer zu vermittelnde Arbeitslosen, 
ist dieses Programm vor allem für Jugendliche erweitert worden. So sind 
derzeit etwa 2 000 Arbeitslose zur Säuberung von Parkanlagen und Grune- 
wald unter miserablen Arbeitsbedingungen eingesetzt (keine Arbeitsbeklei- 
dung, niedrige Löhne, Arbeiten im Regen etc.). Da Arbeitslose der Vermitt- 
lung zur Verfügung stehen müssen und (vor allem ungelernte Arbeiter) einen 
Arbeitsnachweis des Amtes nur schwer ablehnen können, weil nicht eindeutig 
definiert ist, was unter einer „zumutbaren‘ Tätigkeit zu verstehen ist, sind in 
Berlin schon Abwehrmaßnahmen gegen diese Art von Zwangsarbeit organi- 
siert worden, in denen Forderungen nach Lohnerhöhung und Arbeitskleidung 
auch durchgesetzt werden konnten. 

— Auch in anderen westdeutschen Städten gibt es diese Programme. (25) 
Insgesamt sind 14 000 Arbeitslose eingesetzt. Die BA zahlt den Trägern 
(öffentliche oder gemeinnützige, meist Gemeinden als Auftragsgeber) 120 % 
der Lohnkosten; Konstatiert allerdings selbst die Gefahr des Mißbrauchs, ‚‚daß 
beispielsweise ein Bauunternehmer zunächst Mitarbeiter entläßt, um sie dann 
als Arbeitslose zu beschäftigen‘. (26) 

c) In diesem Zusammenhang wären auch die repressiven Maßnahmen der BA zu 


25) Die Möglichkeit solche Programme zu errichten basiert auf den $$ 91-99 des AFG 
„Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung‘“. 
26) Frankfurter Rundschau vom 15.1.1975. 
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erwähnen, die ergriffen werden, um die ausländischen Arbeiter abzuschieben. Dies 
scheint nicht mehr so einfach zu gehen wie noch in der Krise 66/67, denn viele 
ausländische Arbeiter haben sich durch den langen Arbeitsaufenthalt in der BRD, 
Ehe etc. etwas mehr Rechte erworben. Nun sucht man mit anderen Methoden diese 
Rechte wieder einzuschränken, vor allem durch rigorose Beschneidung des Rechts 
auf freie Wahl des Arbeitsplatzes. Ab 1.4.1975 wird der Zuzug ausländischer 
Arbeiter in überlastete (!) Siedlungsgebiete (schon ab 10% Ausländer an der 
Gesamtbevölkerung) begrenzt. Die Arbeitsämter stellen ihre Vermittlungstätigkeit 
dann solange ein, bis die Quote wieder abgenommen hat (ausgenommen bleibt das 
Gesundheitswesen). (27) In die Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis der ausländischen 
Arbeiter kommen dann Sperrvermerke für diese Gebiete. Dies gilt nicht für die 
EG-Länder. 


2.3.4 Staatliche Konjunkturbelebungsmaßnahmen im Herbst 74 


Neue Versuche, die Arbeitslosigkeit zu bewältigen durch Förderung der Mobilität, 
wurden im Rahmen des Konjunkturprogramms vom Herbst 1974 gemacht. 

Neben den 7 Mrd. DM Investitionszulagen und den 1,1 Mrd. DM für staatliche 
Aufträge sollten auch 600 Mio. DM für die Arbeitsförderung zur Verfügung gestellt 
werden. Und zwar für: 

a), Erhöhung der Mobilitätsbereitschaft. Wenn vor dem 1.5.1975 trotz niedrigerem 
Lohn, längeren Abfahrtswegen, andersartiger Tätigkeit eine Dauerbeschäftigung 
eingegangen wird, sollten Zuschüsse von 300 DM gezahlt werden, wenn der 
Arbeitsaufnahme eine dreimonatige Arbeitslosigkeit vorherging (für jeden weiteren 
Monat 100 DM mehr, bis zu 600 DM für Ledige und 700 DM für Verheiratete). 
Dasselbe galt für Fortbildung oder Umschulung bei vorangegangener Arbeits- 
losigkeit. 

b) Lohnkostenzuschüsse sollten an Unternehmer in der Höhe von 60% des 
Bruttoentgelts gezahlt werden, wenn keine Beschäftigten entlassen und Arbeitslose 
eingestellt würden. 

Mit diesen Maßnahmen wurde die BA von der Bundesregierung beauftragt. 
Von den 500 Mio. DM, die für Lohnkostenzuschüsse an die Kapitalisten zur 
Verfügung standen, wurden aber bis Ostern nur 122,6 Mio. DM in Anspruch 
genommen. 

Von den 100 Mio. DM, die als Mobilitätszulage für die Arbeiter zur Verfügung 
standen, wurden bis Ostern nur 8,87 Mio. DM in Anspruch genommen. (28) 

Das Scheitern dieses Teils des wirtschaftspolitischen Programms — mit dem 
290 000 Arbeitslose wieder eingegliedert werden sollten — hängt mit der Struktur 
der Arbeitslosigkeit zusammen (vgl. Teil II), die auch das Scheitern der übrigen 
Teile des Konjunkturprogramms bedingte (vgl. Teil D). 


27) Vgl. dazu Sozialer Fortschritt, Heft 8/75, S. 189. 
28) Der Spiegel, Nr. 15/1975. 
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Wie man sieht, sind sowohl die Maßnahmen der BA bezüglich der — in dieser 
Krise zum ersten Mal — besonders von der Arbeitslosigkeit betroffenen Gruppen 
wie für Frauen und Jugendliche äußerst minimal, als auch die auf die Beseitigung 
der Ursachen der Arbeitslosigkeit selbst abzielenden Programme vergeblich. 

Da die vorbeugenden und auf spezifische Gruppen bezogenen Maßnahmen 
nach dem AFG nicht krisenbezogen waren, sondern Wirtschaftswachstum und 
Arbeitskräftenachfrage voraussetzten, kann die Bewältigung der Arbeitslosigkeit 
heute nur mitteıs der alten Instrumentarien erfolgen, von denen die o. g. Gruppen 
nicht erfaßt werden und daher rausfallen. Neue — minimale — Versuche, die von 
vornherein krisenbezogen sind, erfolgen im Zusammenhang mit der staatlichen 
Wirtschaftspolitik und sind von daher zu kritisieren (vgl. Teil N. 


2.4 Zur Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit und der Sozialversicherung 


In letzter Zeit haben Hiobsbotschaften über das stetig zunehmende Defizit der 
Bundesanstalt für Arbeit durchaus Verunsicherungen hervorgerufen, die einerseits 
Befürchtungen wecken, daß die BA kurz vor der Pleite stünde; andererseits 
versichert die SPD um so vehementer, daß die Folgen der Arbeitslosigkeit durch die 
BA immer aufgefangen werden könnten. (29) Daher muß man sich fragen, welchen 
Bedingungen die Zahlungsfähigkeit oder -unfähigkeit der BA unterliegt. Dazu 
wollen wir uns die entsprechenden Daten etwas genauer ansehen: 


29) Finnaziert wird die BA hauptsächlich aus Beiträgen der Versicherten, wobei die Anteile 
der Arbeitgeber Lohnanteile darstellen. Durch Umlage der Arbeitgeber wird das 
Konkursausfallsgeld und die Maßnahmen im Rahmen der produktiven Winterbauhilfe 
finanziert. Die Arbeitslosenhilfe wird aus Steuergeldern gedeckt. D. h. insgesamt liegt die 
Hauptbelastung auf den Versicherten. 

Wie man gesehen hat, sind zu den früher dominierenden Aufgaben der Arbeitslosenver- 
sichenıng immer mehr arbeitsmarktpolitische Aufgaben der BA hinzugekommen. Die 
Finanzierung der reinen Versicherungsmaßnahmen (Arbeitslosengeld) erfolgt wie bei den 
anderen Sozialversicherungsträgern aus Beitragseinnahmen und hat bei der BA jahrelang 
1 % vom Nettolohn betragen. Die Kosten der Arbeitslosenhilfe dagegen werden vom 
Bund übernommen, da sie eine Maßnahme im Rahmen der vom Bund getragenen 
Sozialhilfe darstellten, die BA ist nur mit ihrer Durchführung betraut. 

Nun müßten eigentlich auch sämtliche Maßnahmen der Arbeitsvermittlung aus Steuergel- 
dern, also vom Bund finanziert werden, denn hier handelt es sich um Aufgaben der 
staatlichen Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik. Erst recht gilt dies für die 1969 neu 
eingeführten Umschulungs-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen. Aber der Bund hat für 
beide Bereiche die Kosten der BA und damit den Beitragszahler aufgebürdet. (Mit der 
jetzigen Krise wurde daher auch eine Beitragserhöhung von 1,7 auf 2 % nötig). 

Da auch bürgerliche Theoretiker sehen, daß das Risiko Arbeitslosigkeit nicht versiche- 
rungsfähig ist, wird dieses Argument nicht nur dafür herangezogen, die Arbeitslosenver- 
sicherung mehr und mehr mit „vorbeugenden“ Maßnahmen zu betrauen, sondern eben 
auch um die Finanzierung dieser Maßnahmen aus Beiträgen statt aus Steuergeldern zu 
begründen. 
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Die Einnahmen-Ausgaben-Bilanz und die Vermögensstatistik (30) müssen 
immer auseinandergehalten werden, denn die Defizite tauchen immer in der 
ersteren auf, sagen aber noch nichts über die tatsächliche Finanzsituation. 

1973 lagen die Einnahmen noch um 662 Mio. DM über den Ausgaben, aber 
schon 1974 übersteigen die Ausgaben die Einnahmen um 2 367 Mio. DM. 

Für die Vermögensbilarz heißt diese Entwicklung nun folgendes: Das 
Vermögen der BA sinkt bereits seit 1969 (durch die mit Umschulung etc. 
steigenden Ausgaben) von 6 310 Mio. auf 5 972 Mio. DM/1970. In den Jahren 71 
und 72 (Zwischenkrise) sinkt es noch stärker. 1973 gibt es wieder einen leichten 
Anstieg von 5 102 Mio. DM/1972 auf 5 912 Mio. DM/1973, dann sinkt es 1974 auf 
3 557 Mio. DM (eigene Berechnung, alles andere Bundesbankbericht) (31). 

Man kann daraus schon ersehen, daß das Ausgabendefizit von 2,3 Mrd. DM 
aus dem so reduzierten Vermögen finanziert worden ist. Bis dahin handelte es sich 
also nicht um ein reales Defizit oder eine Verschuldung, sondern das Problem 
bestand hauptsächlich darin, wie vom Finanztechnischen her das Vermögen 
aufgelöst werden konnte, um damit das Ausgabendefizit zu finanzieren. Daß die 
Auflösung Schwierigkeiten macht, liegt an der Art der Anlage des Vermögens. (32) 
Nach den Bestimmungen des AFG muß das Defizit zunächst .durch vorzeitiges 
Einlösen der kurzfristig angelegten Gelder finanziert werden. Reicht dies nicht aus 
und entstehen weitere Defizite, vergibt der Bund Darlehen bis zur Höhe der 
langfristig angelegten Gelder. Erst wenn auf diese Weise das ganze Vermögen 
aufgezehrt ist, tritt Staatsdeckung nach dem Grundgesetz ein. 

Der 500 Mio.-Kredit der Bundesregierung im Januar 1975 erweckte den 
Anschein, als ob dies (Eintritt der Staatsdeckung) schon Anfang des Jahres der Fall 
gewesen wäre, was — wie wir gesehen haben — nicht zutrifft. Die BA verfügte im 
1. Quartal 1975 immer noch über ein Vermögen von 3,5 Mrd. DM und hatte zudem 
schon 2,3 Mrd. DM Defizit mühelos aus dem Vermögen finanziert. 

Wie die letzten Pressemeldungen zeigen, hat sich die Lage inzwischen, d.h. 


30) Aufgrund des Problems der Nichtversicherungsfähigkeit des Risikos Arbeitslosigkeit muß 
die BA aus den Überschüssen der Einnahmen über die Ausgaben eine Rücklage 
(Vermögen) bilden, „die dazu dient, die Finanzierung ihrer Leistungen bei ungünstiger 
Arbeitsmarktlage sicherzustellen“. (AFG, $ 220, Abs. 1) 

31)  Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, Nr. 5, Mai 1975. 

32) Nach $ 220, Abs. 2, AFG sollen die kurzfristigen Anlagen der BA nicht mehr als 50% 

des gesamten Rücklagevermögens betragen. Die zweite Hälfte, also die langfristig 
angelegten Gelder ($ 220, Abs. 4, AFG) sollen so angelegt werden, daß sie arbeitsmarkt- 
und strukturfördernd wirksam werden (darüber gibt es keine Daten). Reichen die 
Einnahmen zur Deckung der Ausgaben nicht aus — wie heute — müssen die;a zunächst 
aus den kurzfristig angelegten Geldern finanziert werden (dabei muß die Bundesbank 
Geldmarktpapiere vor deren Fälligkeit übernehmen). 
Nach & 187, Abs. 1, vergibt der Bund — wenn auch so der Bedarf nicht gedeckt werden 
kann — Darlehen bis zur Höhe der festangelegten Gelder. Und erst wenn diese Darlehen 
nicht mehr ausreichen, tritt die Haftungsverpflichtung des Bundes nach Art. 120 GG in 
Kıaft. 
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Juli 1975, verändert. Die Darlehensmöglichkeiten sind nun schon voll ausgeschöpft, 
denn zwischen Januar und Mai 1975 überstiegen die Ausgaben die Einnahmen 
wiederum um 4,2 Mrd. DM. Daher mußten weitere 3,3 Mrd. DM Darlehen vom 
Bund in Anspruch genommen werden. (33) Damit ist das Vermögen fast aufgezehrt 
und weitere Ausgabendefizite sind nun reale Defizite und können nur noch über 
Staatsdeckung nach GG finanziert werden. 

Ob nun die Finanzsituation der BA künftig kritisch wird oder nicht, hängt 
von der Zahlungsfähigkeit und -willigkeit des Bundes ab. Zwar ist der Bund nach 
dem GG dazu verpflichtet (Ergebnis der Erfahrungen in der Weimarer Republik) 
und von einer SPD-Regierung ist die Rücknahme dieser Verpflichtung nicht zu 
erwarten, aber es gibt noch andere Möglichkeiten, zumindest die Ausgaben der BA 
zu reduzieren. Nicht umsonst melden sich denn auch seit der Zeit, seit der die 
Staatsdeckung und damit eine ziemliche Belastung des eh schon stark verschuldeten 
Staatshaushaltes bei weiteren Defiziten der BA in Aussicht steht, die Stimmen, die 
die Solidität der gesamten sozialen Sicherung äußerst skeptisch betrachten und 
Einsparungen bei den Sozialausgaben fordern. 


Schluß 


Abschließend kann man sagen, daß zwar bisher kein realer Defizit bei der BA 
vorhanden war — die Situation ist also auch propagandistisch ausgenutzt worden, 
um die Krisenangst auch auf diesem Gebiet zu schüren —, daß aber nun jedes 


Arbeitslosen und auch von.den Einnahmen, und en heißt, von. den. Löhnen. Dies ist 


: ein wichtiger Punkt in der gewerkschaftlichen Argumentation, insofern als gerade 


N 
! 
| 
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jetzt.zon den noch. Beschäftigten hohe Löhne gefordert werden müßten, um ihre 
arbeitslosen Kollegen erhalten zu ‚können. Daß die Arbeitsplätze nicht durch 
Lohnverzicht gehalten werden können, ist in Teil IV klargelegt worden, daß die 
Gewerkschaften keine Strategien zur Verhinderung und Bewältigung der Arbeits- 
losigkeit entwickeln, hat sich ebenfalls gezeigt. 

Zwei Momente müßten für den DGB in bezug auf die Bewältigung der bereits - 
eingetretenen Situation mit der Realität von über einer Million Arbeitslosen wichtig 


„SEIN: 


& 


' 1, Es ist wichtig, immer wieder zu betonen, daß die Arbeitslosen vom Lohn ihrer 


=“ Kollegen leben und nicht von ominösen Staatsgeschenken oder 


..deren Ursprung nur schwer ausmachbar wäre. 


; e! Vor allem kommt es für die Gewerkschaften nun darauf an, die mögliche 


Rn 


"Demontage von Sozialleistungen abzuwehren. 


Denn die in der letzten Zeit verbreiteten Pressemeldungen ve von n „arbeitsunwilligen 
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33) Tagesspiegel vom 15.6.1975. 
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Arbeitslosengeld-Empfängern“ und „Drückebergern“ (34) sind. als Vorbereitung auf 


die‘ schon von FDP und BDA diskutierten Leistungskürzungen : zu werten. 

2. Punkte sollen : am ÄFG novelliert werden(; 1. Die Klausel der Zumutbarkeit. 
D.h. der Spielraum ‚des "Einzelnen, eine unzumutbare Arbeit abzulehnen, soll 
eingeschränkt werden. Angestrebtes Ergebnis sind Einsparungen bei der BA, 
dadurch daß man z.B. Facharbeiter leichter auf unqualifizierte Tätigkeiten gesetzt 
werden können, wobei sowohl bei ihnen als auch bei weiterhin arbeitslosen 
Ungelernten Arbeitsentgelt eingespart werden kann. (35) Außerdem wird dadurch 
der Druck auf die . „Beschäftigten erhöht, indem der Dequalifizierungsprozeß 
vorangetrieben wird.\2..Soll das Unterhaltsgeld_bei_Weiterbildung.und Umschulung 
gekürzt werden, in welcher Form (Kürzung oder Umwandlung in Darlehen) steht 
noch offen. 

Der Hintergrund, auf dem diese Diskussion stattfindet, soll nochmals kurz 
een werden: 


ern 


weiteren. "Defizite. .werden..die. Staatszuschüsse. zuI, BA, bei langandauernder 
Arbeitslosigkeit von möglicherweise über 1 Mio. Arbeitslosen, sehr hoch sein 
müssen und den bereits hoch _verschuldeten._Staatshaushalt. ‚stark. ‚belasten. 
Dementsprechend werden. sich. ‚gegen die (im Vergleich zur Krise 29/30 
fortschrittliche) Staatshaftung starke Widerstände breitmachen. 


2. Werden die Überwälzungsmöglichkeiten der Ärbeitgeberbeiträge zur Sozialver- 


“sicherung auf _die Preise schwieriger mit der zunehmenden Konkurrenz auf dem 


Weltmarkt. Beitragserhöhungen : zur ‚Bewältigung d der hohen Leistungsnotwendig 


„.kei iten werden. ‚daher. von den Kapitalyerbänden abgelehnt \ werden. 


ae ne nina 
„et 


Arne ‘im Rahmen eines allgemeinen Wirtschaftskonzepts zur, Minderung..dex, 


a eehulduni und Entlastung der.privaten Unternehmer gefordert. Vom! DA . / 


wird dementsprechend eine Selhstbeteiligung der Versicherten (indirekte Leistungs 
'kürzung) gefordert, um jede mögliche Erhöhung der Lohnkosten zu verhindern. Die . 
ISPD/dagegen will Einsparungen in der gesamten sozialen Sicherung ohne Leistungs- 


een erreichen, indem , sie. alten. ‚sozialreformerischen 1 Uimverteilungwortel 


hat nichts mit Seen Forderungen nach. einem. m. „gerechteren“. Anteil 
am Bruttosozialprodukt zu tun. 

 " Daßdadurch aber der Standard der Sozialleistungen für die Arbeiter gehalten, 
werden könnte, ist relativ unwahrscheinlich, wenn man bedenkt, daß eine solche 
Regelung nicht nur auf den Widerstand der anderen Parteien stoßen würde, sondern 


34) Handelsblatt vom 14.7.1975. 

35) Hier soll übrigens derselbe Effekt erzielt werden, wie bei den Mobilitätszulagen im 
Rahmen des letzten Konjunkturprogramms, nur wird hier gespart, wofür man damals 
zahlte. 
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daß auch die SPD.bisher offensichtlich nicht umhin konnte, die.-Mittelstandspolitik 
der CDU zumindest mit einigen Privilegien für diese Schichten bei fast allen von ihr 
verabschiedeten Sozialgesetzen fortzuführen. 

So werden die anstehenden Leistungskürzunge n möglicherweise.da-gemacht 


werden, wo kein Widerstand erwartet wird, d. h. bei den schwächsten Gruppen, bei 
den Alten, Frauen und Jugendlichen und sie werden auch mit einem Abbau von 
rechtlichen Ansprüchen verbunden werden, was wiederum die Konkurrenz unter 
den Beschäftigten und Arbeitslosen erhöht. z.T. passiert dies ganz automatisch, 
wenn z.B. .die. Rentensteigerungssätze sinken. und die Sozialhilfe in Anspruch 
genommen werden muß, durch die damit verbundene Bedürftigkeitsprüfung (auch 
bei der Arbeitslosenhilfe). . 
.. Schlußfolgerung für eine gewerkschaftliche Politik ist daher: 

—‘Keine-. Hinnahme von Leistungsreduzierung 7 “durch Kürzung der staatlichen 
Zuschüsse, da dies nicht nur die materielle Situation der Arbeitslosen verschlech- 
tert, sondern auch Druck auf die Beschäftigten ausübt und daher die Konkurrenz 
erhöht; aus demselben Grund muß die Abwälzung der Krise auf die sogenannten 
Randgruppen — Frauen, Jugendliche und Alte — abgewehrt werden. 

— Keine Hinnahme von Reallohnabbau, durch den weder Arbeitsplätze erhalten 
werden können, noch hilft der Lohnverzicht den Arbeitslosen. Im Gegenteil: 
Forderungen nach Loknerhöhungen im Rahmen der tatsächlich vorhandenen 
Klassenmacht der Arbeiter in der Krise ist die beste Politik, die Existenz der 
Arbeitslosen sicherzustellen. 


THESEN DES SB 


Die Thesen sollen 

I den Diskussions- 
stand der am 
Sozialistischen Büro 
orientierten und in 
ihm organisierten 
Linken festhalten 
und diese Diskussion 
sowie den Organi- 
sierungsprozeß im 

i SB selbst voranbrin- 
gen. Es geht uns 
darum, die Grundia- 
gen der gemeinsa- 
men Erfahrungen zu 
bestimmen, die 
Reflexion über den 
kollektiven politi- ! 
schen Lernprozeß 

im Rahmen des SB zu vertiefen und Ansätze für die Zieibe- 
stimmung 'sozialistischer Praxis in Westdeutschland zu 
entwickeln. Die gegenwärtige Situation der westdeutschen 
Linken ist gekennzeichnet durch eine Zersplitterung nicht 
nur in verschiedene Gruppen, Parteien und Parteiansätze, 
sondern auch in häufig voneinander isolierte Praxisbereiche. 
Wir gehen davon aus, daß diese Zersplitterung durch eine 
über aufgesetzte Programmatiken herbeigeführte „Verein- 
heitlichung“ eher festgeschrieben als überwunden wird. Die 
Thesen wolien deshatb weder ein Parteiprogramm sein, noch } 
eine geschlossene Weltanschauung vermitteln, vielmehr ver- } 
suchen sie, die Bandbreite von Problemstellungen und 
politischen Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen, ar der sich 
sozialistische Politik heute ortentieren muß. 


Herausgeber: 
Sozialistisches Büro ® Arbeitsausschuß j 
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IV. WIRTSCHAFTSKRISE UND KRISE DER GERWERKSCHAFTSPOLI- 
TIK 


Hajo Funke, Christel Neusüß 


“Man darf nicht zu tief in die 
Arbeitslosigkeit rutschen, sonst 
wird daraus ein Politikum“. 
(DGB-Vorsitzender Vetter 1975) 


1. ZUR GEGENWÄRTIGEN SITUATION 


Daß die längste und tiefste Krise im Nachkriegs-Deutschland, daß Massenarbeitslo- 
sigkeit, sich verschlechternde Arbeitsbedingungen und der Druck auf den Arbeits- 
lohn bisher, von Ausnahmen abgesehen, ohne nennenswerte Widerstandsaktionen 
von den westdeutschen Lohnabhängigen hingenommen wurden, bedarf der Erklä;., Fe 
? zung. Allzuleicht sehen sich sonst diejenigen bestätigt, die ja schon immer. gesagt 
; haben, _kapitalistische Krisen seien _nicht.etwa._die. Grundlage. der Entwicklung von | 
‘ Klassenbewußtsein. Gerade bei Teilen der Sozialdemokratie und auch innerhalb der 
Gewerkschaften spricht man über einen Rechtsruck | ‚in der Arbeiterschaft und 
“insbesondere bei den Angestellten> Am gesellschäftlichen Fortschritt orientierte 
aktive Gewerkschalter Klagen über Resignation in den Betrieben, über mangelnde 
gewerkschaftliche Aktivität, über Ausländerfeindlichkeit, über mangelnde Solidari- 
tät, über politisches Desinteresse der Kollegen. Die Phase zu Ende der 60er und 
Anfang der 70er Jahre wird demgegenüber oft als eine leider vergangene Phase 
beschrieben, die an Reformen orientiert war und zu politischen Aktivitäten anhielt. 

Eine solche Position bezieht sehr leicht ihr Selbstverständnis und ihre 
Zielsetzung aus dem Kampf gegen Strauss! Der angeblich drohende Faschismus 
verpflichtet um.so.mehr auf. die — wenn auch nicht kritiklose so doch vermeintlich 
notwendige — Akzeptierung der SPD als kleinerem Übel. Gerade diese Faschismus- 
angst aber wirkt lähmend auf. die anstehende. Auseinandersetzung mit 
der Politik der Sozialdemokratie und der an ihr orientierten offiziellen Gewerk- 
schaftspolitik. Sie lähmt das Denken und Handeln in politischen Alternativen, die 
sich an der notwendigen Entwicklung einer Klassenbewegung orientieren und nicht 
den suchenden Blick vornehmlich auf ein Bündnis mit liberal gebliebenen Teilen 
des Mittelstandes richten. 

Nun überrascht der mangelnde Widerstand der Lohnabhängigen und ihrer 
Organisationen gegen die Angriffe des Kapitals auf die Lebensbedingungen zunächst 
in der Tat. Schließlich zeigten die spontanen Streikbewegungen 1969 und 1973 die 
Fähigkeit der Arbeiter, auch ohne Anleitung der Gewerkschaftsleitungen und ohne 
Streikunterstützung die Auseinandersetzung um höhere Löhne und 
bessere Arbeitsbedingungen mit dem Kapital aufzunehmen. Schließlich organisier- 
ten große Gewerkschaften wie die IG-Chemie und die ÖTV erstmals in der 
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Geschichte der BRD in ihren Bereichen größere Streiks. Die ÖTV geriet gar in den 
Ruf, den Staat aus den Angeln heben zu können und eiligst wurde mit der 
Aufhebung der Tarif-Autonomie im öffentlichen Dienst gedroht und das Gespenst 
des Gewerkschaftsstaats an die Wand gemalt. 


IUPERGIIEPIRERER RE ELN 2 zn BEE N RRRERN u ri 


"Demgegenüber. kann die bürgerliche Klasse : heute. ‚mit einer Frechheit 
auftreten, wie schon lange nicht mehr. Betriebsräte müssen sich anhören: 
„Heute verhandele ich noch mit Ihnen, aber warten Sie mal erst, bis die Entlassenen 
aus Neckarsulm kommen“. So wird die „Sozialpartnerschaft‘“_von.. Seiten des 
Kapitals ohne große Flausen ‚aufgekündigt. Die CDU verweist hämisch darauf, daß 
die Zeit der Reformen vorbei sei: „Zur " Abwendung einer weiteren wirtschaftlichen 
Rezession hat der. stellvertretende, CDU-Yorsitzende Gerhard Stoltenberg Grund- 
satzentscheidungen gefordert, durch die zunächst das erschütterte Vertrauen der 
Wirtschaft wiederhergestellt werde. Die Bereitschaft der Wirtschaft zu Investitionen 
und zum. Risiko. würde__verringert. durch die. geplanten _ Gesetzesvorhaben zur 
beruflichen ‚Bildung, Mitbestimmung und Presserecht. Diese Reformen können nach 
seinen Worten nicht in Konfrontation mit der Wirtschaft verwirklicht werden.“ (1) 
Und der rechte Flügel der Sozialdemokratie akzeptiert, was die CDU als 
Lösungskonzept für die kapitalistische Krise propagiert: Die hemmungslose Aner- 
kennung der praktischen Macht des Kapitals: In keinem Land Westeuropas wird 
eine so rechtskeynesianische Krisenpolitik betrieben wie in der Bundesrepublik. Das 
bis Ende 1975 laufende | Konjunkturprogramm subventionierte massiv die Investitio- 
nen und damit die Profite des Kapitals (freilich ohne den gesamtwirtschaftlichen 
erhofften Aufschwung zu bewirken). Auf die in anderen Ländern Westeuropas 
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teilweise praktizierten Maßnahmen zur Stützung des Konsums wurde v verzichtet. Die 
Reformpolitik der sozial-liberalen Koalition ist für die nächsten Jahre aufgekündigt 

worden. Man spricht selbst in Regierungskreisen von der Notwendigkeit der sözialen 
Demontage. Bundeskanzler Schmidt kündigt Teile der Umweltschutzgeseizgebung 
auf__Und der FDP wird von der Sozialdemokratie das "Angebot gemacht, in der 

. Mitbestimmungsfrage, ‚nachzugeben. Die Rede vom drohenden Gewerkschaftsstaat 
ist angesichts der gegenwärtigen Politik der Gewerkschaftsleitungen, die mit dem 
Argument des kleineren Übels noch die letzte Rechtswendung der Sozialdemokratie 
glauben unkritisch hinnehmen zu müssen, inzwischen auch verstummt. 

Doch so geschlossen rechts, wie es auf den ersten Blick scheint, ist die 
politische Szenerie dann doch nicht. Im Unterschied zu den Stimmenveriusten der DKP 
etwa in den Landtagswahlen zugunsten der Sozialdemokratie, konnten kommuni- 
stische.und.sozialistische Gruppen und Gewerkschafter bei den Betriebsratswählen 


z. T. große Erfolge verbuchen. Erinnert sei hier nur an die hohen Stimmenzuwächse 
für solche bewußten Gewerkschafter auf den Persönlichkeitswahllisten, die einen 


PURE RIEDEEEEIRSERRER * * 


haben; erinnert sei daran, daß erstmals der Listenplatz für das Wahlergebnis wenig 
besagte; erinnert sei daran, daß in den großen Automobilwerken Listen ihren Platz 


1) Süddeutsche Zeitung vom 6.5.75 
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behaupten oder gar entscheidende Erfolge erzielen konnten, die mit schlimmster 
antikommunistischer Hetze verfolgt worden waren, daß bei FORD-Köln und 
Opel-Rüsselsheim rechte Betriebsratsvorsitzende ihren Sessel vor linkssozialdemo- 
kratisch orientierten neuen Betriebsräten räumen mußten. Nach einer Wahlanfech- 
tung der Rechten bei Klöckner Bremen — die Urnenschlitze seien nicht sachgemäß 
gewesen — konnten die Linken auf den Persönlichkeitswahllisten 2000 Stimmen 
erobern, gegenüber 700 für die rechten Sozialdemokraten. Bei der zuvor von der 
Rechten erzwungenen Listenwahl hatten sie nur eine knappe Mehrheit erzielt. 
Solche Ergebnisse stellen natürlich die Rede vom Rechtsrutsch der Arbeiter und 
Angestellten ganz entscheidend in Frage. 

Auf einen Machtzuwachs der an bewußter Interessenvertretung orientierten 
Gewerkschafter deutet. es_hin, wenn nach dieser Wahl der Hauptvorstand nicht 
mehr ausnahmslos alle auszuschließen wagt, die sich auf einer linken, von der Orga- 
nisation nicht abgesegneten Liste, zur Wahl stellten. Der gleiche IG-Chemie- 
Hauptvorstand, der hinter dem Rücken der Gesamtorganisation einen vom Kapital 
belobigten Tarifbeschluß organisiert, wird von den Erwitter Arbeitern gezwungen, 
sich hinter. ihren Streik und ihre Betriebsbesetzung. zu stellen. Der DGB-Vorsitzen- 
de Vetter-sieht sich gezwungen, darauf ‚hinzuweisen, daß eine-größere Autonomie 
gewerkschaflicher Politik gegenüber der Sozialdemokratie notwendig sei. „Wir 
waren in den letzten Jahren vor allem in den Bereichen erfolgreich, in denen wir 
unsere Mitglieder mobilisieren konnten und wo jedermann wußte, daß sie 
geschlossen hinter uns stehen... dort, wo wir an den elementaren Lebensinteressen 
unserer Mitglieder anknüpfen, haben wir reale Durchsetzungsmöglichkeiten“ (1a.). 
Mögen solche Worte vor allem als Appell an die Sozialdemokratie gerichtet sein, ein 
bißchen mehr zu berücksichtigen, daß die Gewerkschaften Interessen der Arbeiter 
vertreten müssen, so zeigen sie doch auch auf, was selbst auf der Ebene der 
Gewerkschaftsleitungen gegenwärtig als Problem artikuliert wird: Nämlich die 
Erkenntnis des Scheiterns einer Gewerkschaftspolitik, die sich auf die Sozialdemo- 
kratie als Regierungspartei wesentlich stützte. 


1a) H.O. Vetter, Gewerkschaftspolitik in schwieriger Zeit, in: Gewerkschaftliche Monats- 
hefte, 4/1975, S. 207. 


173 


ehe 


era * 


ea ct 


Es. 


f R ) 

Us 86T u 

2. \ \ DIE GEGENWÄRTIGE SITUATION MUSS ALS HISTORISCHES 
RESULTAT BETRACHTET WERDEN. 


Geben wir einer. alten Kampfparole eine etwas andere Version, so können wir sagen: 
Die. Arbeiterklasse hat nichts zu akkumulieren, als ihre Erfahrungen, Wichtig dabei 
ist, daß sie diese Erfahrungen bewußt akkumüliert, d.h., ihr histörisches Schicksal in 
Abhängigkeit und im Gegensatz zum Kapital begreifen lernt. (2) Davon ausgehend 
soll in der folgenden Darstellung verfahren werden: Die Inhalte der historischen 
Erfahrungen der westdeutschen Arbeiter mit dem Kapitalismus sollen skizziert 
werden: Es soll dann gezeigt werden, wie diese Erfahrungen im Bewußtsein der 
Arbeiterorganisationen von sich selbst und ihrer Politik auf der einen, im normalen 
Arbeiterbewußtsein auf der anderen Seite sich reflektiert haben. Es wird dann 
davon ausgegangen, daß die gegenwärtige Krise zusammen mit dem offensichtlichen 
Versagen ‚der 'sozialdemokratischen Reform- und Krisenmanagementpolitik der 
bisherigen Gewerkschaftspolitik ihre Grundlage raubt. Deshalb stellen sich die 
Fragen: Wie agiert eine Gewerkschäftspolitik, die ihrer Grundlage beraubt ist? Wie 


‘ wird diese Gewerkschaftspolitik von den Mitgliedern erfahren? Auf welche 


Momente der historisch_akkumulierten und noch _präsenten Erfahrung kann sie 
sich. stützen? Wo und unter welchen Umständen gerät sie offensichtlich in die 
Krise? Welche neuen Momente von gewerkschaftlicher Politik bilden sich als 
Handlungsperspektiven aus? Welche klassenpolitischen Dimensionen sind in ihnen 
enthalten? Es soll also zum einen herausgearbeitet werden, welche Erfahrungen es 
sind, die gegenwärtig eine Entwicklung von Widerstand hemmen, es sollen dann 
aber auch die Momente entwickelt werden, die auf diese Widerstandsentwicklung 
hinwirken. Zu diesem Zweck soll am Ende der Darstellung anhand verschiedener 
Betriebe der mögliche Gang der Entwicklung von Klassenbewußtsein und Klassen- 
kämpfen herausgearbeitet werden. 


5: DIE GEGENWÄRTIGE KRISE WIRD ERFAHREN AUF DEM HIN- 
TERGRUND EINER LANGEN PROSPERITÄTSPHASE 


Daß Kapital und Arbeit unterschiedliche Interessen haben, diese Tatsache war in der 


2) Hier nur ein Beispiel, wie linke Betriebsgruppen diesen Erfahrungszusammenhang poli- 
tisch zu vermitteln suchen: In der Broschüre „Opel Bochum 1972-1975, eine Beleg- 
schaft sammelt Erfahrungen!“, herausgegeben von Opel-Kollegen, finden wir folgende 
Interpretation einer Zeitungsmeldung: „Und schließhch sind offensichtlich die Arbeiter 
alle Chaoten, wie in der ‚Zeit‘ vom 24.8.1973 zu lesen stand“, dort hieß eine Überschrift 
‚ Die Chaoten von Bochum. Wie radikale Gruppen den Opel-Betriebsrat und die IG-Me- 
tall absetzen wollen!‘ Dazu heißt es weiter in der Broschüre „doch: heute wissen wir 
mehr denn je: das Kapital betreibt das ganze Chaos — erst Kurzarbeit und Entlassungen, 
dann auf einmal befristete Neueinstellungen, Sonderschichten und gesalzene Preiserhö- 
hungen von 7,5 %! Das alles ist uns aus den letzten Wochen noch gut in Erinnerung und 
das bedeutet: Das Opel-Kapital ist hier der Chaot, sonst niemand!“ 
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, ganzen Entwicklung der BRD den Arbeitern‘ orisent t. Wasz ae ist, ist. ii . 
Erfahrung. der Unversöhnlichkeit des Klassengegensatzes. Um diesen Gegensatz zum‘, A 


Kapital aber “unmittelbar erfahren zu können, sind materielle Voraussetzungen‘ 


notwendig, die diesen Gegensatz wirklich enthüllen. Allen Klagen über Resignation 
und Passivität in der Arbeiterklasse muß entgegengekalten werden, daß ohne die 
gegenwärtige Erfahrung der Ohnmacht sozialpartnerschaftlicher Politik, ohne. die 
Erfahrung der ‚Nichtkompromißfähigkeit der Arbeiter- und Kapitalinteressen, ‚ohne 
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von Klassenbewußtsein und Klassenorganisation® in "Westdeutschland möglich ist. 
Denn welche Erfahrungen machten die"westdeutschen Arbeiter und Angestellten 
und ihre Organisationen in den letzten drei Jahrzehnten mit der kapitalistischen 
Produktionsweise? 

Die der politischen und ökonomischen Restauration des Kapitals folgende 
Prosperität verbesserte, ausgehend von dem elenden Nachkriegsniveau, kontinuier- 
lich die Lebenslage der Lohnabhängigen, mindestens bis zur ersten Krise 
1967. Zwar war die erste Hälfte der 50er Jahre durch Massenarbeitslosigkeit 
gekennzeichnet, doch die Akkumulation des Kapitals reichte hin, die Arbeitslosen 
schnell in den Produktionsprozeß zu integrieren. Auf dieser Basis, nämlich der 
Beseitigung der industriellen Reservearmee in der zweiten Hälfte der 50er Jahre, 
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konnten denn auch die Gewerkschaften zunehmende Erfolge mit Lohnerhöhungen : 


und Arbeitszeitverkürzungen verbuchen. Folglich wurde die Akkumulation des 
Kapitals erfahren als Prozeß der Beseitigung vori Arbeitstosigkeit, der Erhöhung‘ von : 


Löhnen ünd zunächst auch als_Verbesserung der Ärbeitsbedingungen infolge der 


Verkürzung der Ärbeitszeit. Der technologische Fortschritt machte zwar Arbeiter.‘ 
überflüssig, aber i immer erneut fand ihre Reintegration statt, sei es als Angestellteim .. 
Staatsdienst oder im Unternehmen, sei es als Industriearbeiter. Dabei fanden zum: !’ 


Arbeiter stiegen zu Facharbeitern auf. Wenigstens für größere Teile der Lohnabhän-. 
gigen, gerade auch der gewerkschaftlich organisierten, mußte der Kapitalismus als: 
eine zukunftsträchtige Produktionsweise erscheinen. Demgegenüber wurde das: 
Heer der einfachen Arbeiter weitgehend-durch. ausländische Arbeiter, Frauen und’ 
erst kürzlich proletarisierte Bauern aufgefüllt, die sich entweder gar nicht 


organisierten oder deren Interessen, keine vehemente Unterstützung innerhalb der ‘. 


Organisation fanden. Die ‘Krise 1967‘ und der neue Konjunkturaufschwung 


bestätigten eigentlich nur: Wenn die Unternehmen Gewinne machen, dann, sind 
auch die Arbeitsplätze gesichert. Eine zeitweise Zurückhaltung in der Lohnpolitik, 
so schien es, war selbst wieder Bedingung für die Beseitigung. der Arbeitslosigkeit. 
Wenn die Arbeitslosigkeit beseitigt wurde, so hatte sich natürlich auch die 
Zurückhaltung gelohnt. So wenigstens reflektierte sich die historische Erfahrung im 
Bewußtsein eines großen Teils der Lohnabhängigen und im Selbstverständnis der 
Gewerkschaftsorganisationen. Zwar gab es allmählich Sprünge in dem Bild: Die 
zunächst von den Gewerkschaften begrüßte konzertierte.-Aktion ‚führte nicht zur 
versprochenen ‚Sozialsymmetrie‘, diese_mußten sich die Arbeiter erst in den 
pen erkämpfen. Die Kapitalentwicklung seit der Krise 1967 \ war mit 
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zunehmender Intensivierung der Arbeit sowie mit inflationären Prozessen verbun- 
den, die immer wieder drohten, das erreichte Reproduktionsniveau herabzusenken. 
Solchen Tendenzen traten die spontanen Streikbewegungen, aber auch die zu 
Beginn der 70er Jahre von den Gewerkschaften organisierten Streiks, z.T. 
erfolgreich entgegen. 

Wichtig ist dabei, festzuhalten, daß die Arbeitslosigkeit zu Beginn der 50er 
Jahre eine andere Qualität hatte als die gegenwärtige. Wurde doch die damalige 
Arbeitslosigkeit i in der Weise erfahren, daß. das. ‚Kapitäl in der Lage war, sie - schnell 


historischen Situation geschuldet, sondern „normales“ Resultat der kapitalistischen 
Krise. Wenn auch zunächst viele Arbeiter die gegenwärtige Ärbeitslosigkeit noch als 
Ausnahme, schlimmstenfalls als periodisch in der Krise wiederkehrend begreifen, so 
muß doch davon ausgegangen werden, daß in der nächsten Zeit auch über die 
Zyklen hinweg ein hoher Grad von Arbeitslosigkeit vorherrschen wird, wie wir im 
Artikel über die ökonomische Entwicklung sahen. Die prognostizierten hohen 
Arbeitslosenquoten für 1975-1979 der Bundesanstalt für Arbeit (man spricht von 
Quoten zwischen 2 und 5%!) sind demnach nicht nur eine gern aufgegriffene 
Drohung gegenüber den Gewerkschaften, sondern durchaus realistisch. 46 

Wichtig ist weiterhin festzuhalten, daß die lange Prosperitätsphase stattfand 


a ohne Interpretationen und ohne begleitende Politik einer politischen Klassenorgani- 


asien au ev Samen ya 


sation, _die die. Traditionen, die theoretisch aufgearbeiteten Erfahrungen der: 


: Arbeiterklasse_weitergeführt hätten. "Wenn auch davon ausgegangen werden kann, 


“ daß der Klassenkampf sich in einer langen Prosperitätsphase — in der BRD war sie 


von historischer Einmaligkeit — nicht vehement entfaltet wird, so haben 
kommunistische und linkssozialistische Parteien doch die Funktion, die vorherigen 
Erfahrungen der Klasse weiterzuvermitteln und die gegenwärtigen auf ihrem 
historischen Hintergrund zu interpretieren. Die Liquidierung der kommunistischen 
Partei im Faschismus und ihr erneutes Zugrunderichten in der Phase des kalten 
Krieges versperrten gerade diese historische Vermittlung der Klassenerfahruggen. So 
kann die westdeutsche Arbeiterklasse im Unterschied zur französischen oder 
italienischen fast gar nicht an ihren eigenen Klassenkampf-Traditionen anknüpfen. 
Sie ge noch einmal neu_ anfangen. Die notwendigen Lernprozesse, die gemacht 
werden müssen, werden deshalb_widerspruchsvoll sein und. ‚langwieriger, als in 
Ländern mit traditionellen kommunistischen Parteien. 

Haben wir bisher versucht, den Inhalt der Erfahrungen der Lohnabhängigen 
mit dem Kapitalismus zu skizzieren, und zwar bis zur gegenwärtigen Krise, so soll 
im Folgenden die Frage nach der Erfahrungsverarbeitung auf unterschiedlichen 
Ebenen angegangen werden. Zunächst soll die Reflexion der kapitalistischen 
Prosperitätsphase im gewerkschaftlichen Selbstverständnis und in der Gewerk- 
schaftspolitik dargestellt werden. Es soll dann gefragt werden, wieweit sich dieses 
Selbstverständnis und diese Politik auf massenhaft entwickeltes Bewußtsein stützen 
konnten. Es soll zum dritten dann gezeigt werden, wie Gewerkschaftspolitik, so wie 
sie in der Prosperitätsphase sich herausgebildet hat, in der Krise nicht mehr in der 
Lage ist, eine Machtbasis zur Interessenwahrnehmung zu entfalten. 
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f “4. \ DIE INTEGRATION DER GEWERKSCHAFTSPOLITIK IN DIE 
NCHNE® STAATLICHE WIRTSCHAFTSPOLITIK 


Setzen wir mit der Entwicklungsphase an, die für das gewerkschaftspolitische .- 
Selbstverständnis heute entscheidend ist: Mit dem Eintritt der Vollbeschäftigung 3 


en tirtmants aha iah 


seit, der 2. Hälfte der 50er Jahre hatte sich die ökonomische Stellung der | 


Lohnarbeiter zum Kapital, "verstanden im Sinne der ‚bürgerlichen Ökönömie: 


nämlich die Stellung innerhalb der Konkurrenz, verbessert. Im Jahre 1962 schreibt 
Herbert Ehrenberg in den gewerkschaftlichen Monatsheften: „Nach den Gesetzen . 
der freien Marktwirtschaft freilich ist die Lage eindeutig: Der Faktor Arbeit ist zum 
relativ seltensten Produktionsfaktor geworden, und allen Regeln ‘des Marktes nach 
muß sein Preis sich in einer "ständigen Bewegung nach aufwärts befinden. Da es für 
die Masse der Arbeitnehmer einen freien Markt nicht gibt, haben die Gewerkschaf- 
ten als legitime Interessenvertreter die Pflicht, diese besondere Situation des 
Arbeitsmarktes so gut wie möglich auszunutzen.“ (3) Würde die freie Marktwirt- 
schaft wirklich funktionieren, so argumentiert Ehrenberg gegen die Polemik der 
Lohn-Preisspirale, so gäbe es auch keine Preissteigerungen. Denn dann könnten die 
Unternehmer nicht jede Lohnerhöhung als Preiserhöhung weitergeben. Der neolibe- 
rale Staat, der die Wettbewerbsbeschränkungen aufheben und ‚griffige Kartellgesetze 
machen soll, wird | gegen die CDU-Erhard-Regierung aufgerufen. Man stellt sich als 
die besseren Neoliberalen dar. 

Mag nun die 1G-Bau und ihr Syndikus Ehrenberg auch den Rechtsaußen 
innerhalb der Industriegewerkschaften darstellen, so ‚hat diese Position mit der Ä 


ring sata 


Position. des _Grundsatzprogramms_ des. DGB_ von. 1963. „doch e eines. gemeinsam: \ 
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on ik. lei äbzusichern durch entsprechende wirtschaftspolitische Maßnahmen 

ist dann wesentlich Aufgabe der Regierungspolitik, sei es nun, daß diese 
Regierungspolitik neoliberal orientiert sei, wie Ehrenberg fordert, oder daß sie 
neokeynesianistisch vorgehe, wie im DGB-Programm gefordert wird. An ihrer ® 
allgemeinen Fähigkeit, „krisenfreies _W Wachstum und. Vollbeschäftigung.zu.tichern, 
besteht kein Zweifel. Die Krise "1967 Wirkt eher als Bestätigung denn. als: w 
Infragestellung dieser Vorstellung. Von Gewerkschaftsseite wird einde Koordis a 
nierung der wirtschaftspolitischen. Maßnahmen | für. die Krise verantwortlich = : 
macht. SoR. Henschel: „Da jedoch die Koordinierung der dirigistischen Einzelmaß- 
nahmen fehlte, wurden wirschaftliche Fehlentwicklungen unvermeidlich... er 
derartige Fehlentwicklungen in Zukunft vermieden werden, will der neue Wirt- 
schaftsminister Schiller aus der Krise der Wirtschaftspolitik eine Wirtschaftspolitik 

der Krisenüberwindung machen, so muß er Zielvorstellungen über die künftige 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung haben... Das wirtschaftspolitische Konzept 


3) Herbert Ehrenberg, Gewerkschaftliche Lohnpolitik in der Hochkonjunktur, in: Gewerk- 
schaftliche Monatshefte 1962, H. 3, S. 157. 
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der Regierung Kiesinger nähert sich damit zwangsläufig den Forderungen, die der 
DGB in seinem Grundsatz-Programm für die Aufstellung eines National-Budgets 
4 oben hat.“ (4) Unter dieser Voraussetzung erfolgt der Eintritt der Gewerkschaf- 
\ ten_in die kKonzertierte Aktion. Überzeugt. von.der Fähigkeit, des ‚westdeutschen 
P| Wirischattssystems. die Krise. bei. entsprechender. Abstimmung der. „beiden Bereiche 


' staatlicher und privater Wirtschaftsbeeinflussung“ in Zukunft — nach den Erfahrun- 


gen‘ von 1967 = unmöglich zu machen, ‚beteiligen sich die Gewerkschaften daran — 


: um die „privaten Auseinandersetzungen“. ‚zwischen Unternehmern “und Gewerk- 
! schaften. ‚zu entspannen. So jedenfalls Rudolf Henschel in den Gewerkschaftlichen 
: Monatsheften. (5) 


j 
; 


Die Einordnung der gewerkschaftlichen Tarifpolitik in die staatliche 
Wirtschaftspolitik® ist nur die konsequente Folgerung aus der Annahme, staatliche 
Wirtschaftspolitik biete die Möglichkeit der Absicherung der gewerkschaftlichen 
Verhandlungsbasis: nämlich der Vollbeschäftigung. Sie. könne gleichzeitig der 
Tendenz der. ‚Unternehmen. ‚aufgrund ‚monopolitischer Preissetzungsmacht Lohnstei- 
nisse zu. ihren Gunsten. ändern, > entgegenwirken: „Die verteilungspolitischen 
Interessengegensätze zwischen Unternehmen und Arbeitnehmern tendieren daher 
aus sich heraus zu einer Beschleunigung des Preisanstiegs. Jede Regierung, die sich 
bemüht, diesen Preisanstieg unter Kontrolle zu bringen, muß daher im Interesse der 
Stabilisierung Maßnahmen ergreifen, die automatisch auch auf die verteilungspoli- 
tischen Auseinandersetzungen Einfluß nehmen. Dabei gibt es Stabilitätsmaßnah- 
men, die sich eindeutig zugunsten der Unternehmer, und andere, die sich auch 
zugunsten der Arbeitnehmer auswirken können.“ Hier erhofft sich die Gewerk- 
schaft von der SPD natürlich arbeitnehmerfreundliche Maßnahmen. (6) 

Der Zwischenbericht des Frankfurter Instituts für Sozialforschung stellt im 
Jahre 1969 fest, daß die konzertierte Aktion zwar auf „Kritik der unteren 
Funktionäre treffe, aber bei diesen eine wenig konsistente Einstellung zur 
gesamtwirtschaftlichen Kooperation“ zu finden sei. Unsicherheit und Widersprüche 
würden das Urteil über die Folgen einer verwissenschaftlichen Lohnpolitik 
beherrschen (7). 

In dem Maße, wie die Gewerkschaft ihre Machtbasis gegenüber dem Kapital in 

einer funktionierenden und den. . Arbeitnehmerinteressen an „gerechter Vertei- 
'lun ng“ wohlgesinnten Wirtschaftspolitik sieht, erscheinen selbständige Kämpfe der 
Arbeiter, die sich nicht um diese gesamtwirtschaftlichen kapitalistischen Zielsetzun- 
gen kümmern, als Störfaktor. dieser Wirtschaftspolitik Garant für das Funktionieren 


4) Rudolf Henschel, Konzertierte Aktion, Autonomie und Planung, in: GMH 1967, H. 4, 
S. 201. 

5) Ebenda. 

6) Erläuterung der DGB Zielprojektion (1973-1977), in: Leminsky, Otto, Politik und 
Programmatik des DGB, Köln 1974, S. 273. 

7) Institut für Sozialforschung, Zwischenbericht, „Die Funktion der Gewerkschaften im 
Prozeß der gesellschaftlichen Entwicklung Westdeutschlands‘, Ffm 1969, S. 218/219. 
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TR 
des Ganzen im Interesse der Arbeiter scheint vor allem die‘ 'Sozialdemokrätie als 
Regierungspartei. Denn die Vollbeschäftigungsgarantie war zugleich aus der Sicht 
der Gewerkschaftspolitik eine differentia specifica zwischen SPD und CDU/CSU. 
Das unbedachte Wort des Wirtschaftsministers der CDU-Erhard Regierung Kurt 


Kassa usa 


Schmücker von der „gewollten Rezession“ leistete der Vorstellung, daß hier von ; 


den CDU-Machthabern Krise und Arbeitslosigkeit bewußt mit dem Ziel der ! 
Disziplinierung der, Arbeitnehmer angezettelt worden sei, ebenso Vorschub, wie der; 
Glauben stärkte, das moderne. Steuerungsinstrumentarium und die richtige ee 
Gesinnung der SPD ee aus, um ı.n binnen kurzem wiederher- 
zustellen. 


a seit 196 7 ‚seitdem die SPD in der Regierung ist, einen neuen ran 


und eing_neüe Qualität: Der Zweck der Organisierung der Arbeiter in der! Ü 
: ‚Gewerkschaft wird zunehmend weniger in der Organisierung als Machtbasis | 


. gegenüber dem Kapital gesehen, sondern in der Organisierung als Mittel, zentral die '' 
‚Interessen der Arbeiter in die „ Vernunft“ der sozialdemokratischen Politik 
: hineinzuvermitteln. Dies zeigt sich an innergewerkschaftlichen Konfliktpunkten, 
' wie etwa der Auseinandersetzung um „die Stellung der Vertrauensleute in der 
IG-Metall, exemplarisch. Die Vertrauenskörper waren einmal als Organe der 
Gewerkschaftsmacht im Betrieb, als Kontrollorgane der durchs Betr. VG gebunde- 
nen Betriebsräte gedacht. Im Jahre 1973 versucht nun der Hauptvorstand. durch 
Änderung der Richtlinien zur Vertrauensleütearbeit. beobachtete oder auch nur 
befürchtete Ansätze einer ‚konsequenten Arbeiterpolitik im Betrieb zu unterbinden 
und die Vertrauensleute. ‚lediglich -zu..einem..Ausführungsinstrument der an der 
SPD-Politik orientierten Politik _des Hauptvorstandes zu. machen. /Innergewerk- 
schaftliche Demokratie, Verankerung der Organisation in den Betrieben, wird dann 
obsolet, wenn nicht mehr die Machtbasis der Arbeiter und damit der Gewerk- 
schaftsorganisationen gegenüber den Unternehmen gesichert werden muß, und statt 
dessen die Gewerkschaftserfolge von entsprechender staatlicher Wirtschaftspolitik 
abhängig erscheinen. Von Seiten ‚Jinksorientierter‘‘ (wenigstens ihrem eigenen 
Selbstverständnis nach) Sozialdemokraten wird gar die Befürchtung geäußert, daß 
die Gewerkschaft eigentlich gar nicht mehr notwendig sei, da sie rationell ja nur 
handeln "könne, wenn sie die vorgegebenen Lohndaten der Wirtschaftspolitik 
befolge.. Lohnpolitik könne durch entsprechende Gesetze ersetzt werden. Die 
i Gewerkschaften müßten dementsprechend. versuchen, .in neuen Forderungsgebieten 
ihre Legitimation zu suchen, wobei die „Humanisierung der Arbeit,als Ersatzstrategie 
erwogen wird. (8) 


8) Deutlich wird dies z. B. bei H. Münstermann, Schacht, Unterseher, Handlungsfelder der 
Gewerkschaften, in: GM Nr. 6, 1975, S. 334. Dort empfehlen sie die Humanisierung der 
Arbeit als Strategie an, um einer drohenden „Radikalisierung‘‘ der Tarifpolitik vorzubeu- 
gen. Daneben soll übrigens eine bessere gewerkschaftliche Arbeitsmarktpolitik die indivi- 
duelle Mobilität erhöhen helfen. 
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Fassen wir die Resultate..dieses gewerkschaftlichen Selbstverständnisses 
zusammen. Sowohl die “Tarifpolitik,’ als auch die organisatorischen Formen 
derselben (zentrale Tarifaushandlung weitgehend ohne Beteiligung der Arbeiter 


: und Angestellten in den Betrieben) beruhten_spätestens_seit_dem_Ende_der 50er 
; Jahre kaum mehr auf einer über _Kampferfahrungen \ vermittelten und sie ermögli- 


| chenden Solidarität, ‘sondern auf der ‘Vollbeschäftigung. Diese ‚war. die e eigentliche 
N Machtbasis 'sowohl der ' Gewerkschäftspolitik, als’auch der Politik der Betriebsräte. 


Denn die Volibeschäftigung war eine ökonomische Machtposition der Lohnabhängi- 
gen, vermittelt über die Knappheit der Ware Arbeitskraft. Die Auseinandersetzung 
mit dem Kapital wurde weitgehend auf Verhandlungspolitik reduziert. Der Einsatz 
des Streiks galt nur als äufßerstes Mittel, seine politische Funktion in einem 
politischen Klassenbildungsprozeß geriet vollends in Vergessenheit. Das heißt dann 
aber auch, daß die Gewerkschaft zur Sicherung ihrer eigenen ökonomischen 
Machtstellung die massive Begünstigung der Profite in der Krise durch die Regierung 
hinnehmen muß, wie dies 1967/68 und auch in der aktuellen Krise in Form 
rechtskeynesianischer Wirtschaftspolitik geschehen ist. Darüber hinaus begibt sich 
die offizielle Gewerkschaftspolitik jeglicher Möglichkeit, die Interessen der 
Arbeiter aktiv vertreten zu Können: Die Daten des Klassenkampfs werden durch die 
Bewegung des Kapitals gesetzt, wenn sie nicht durch Aktionen unmittelbar aus den 


EL nahe En 


Betrieben aufgebrochen werden. 

“Grundlage des Verhaltens der offiziellen Gewerkschaftspolitik war das 
unbegrenzte Vertrauen in die Regulierungsfähigkeit eines sozialdemokratisch 
geführten Staatsapparates: „Inzwischen (seit Weimar, RK Gew.) hat die Wirtschafts- 
politik gelernt, jedenfalls mit Beschäftigungsrisiken fertig zu werden.“ (9) Wenn 
dem dann doch nicht so ist, wenn trotz sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik die 
kapitalistische Krise mit sich entwickelnder Arbeitslosigkeit wieder in Erscheinung 
tritt und wenn sich in diesen notwendig im Kapitalismus auftretenden Krisen die 
Interessen von Lohnarbeit und Kapital nicht mehr im Kompromiß vermitteln 
lassen, wenn das Kapital auf sein ökonomisch vermitteltes Herrschaftsverhältnis 
pocht, zeigt sich eine Gewerkschaftspolitik notwendig hilf- und konzeptionslos, die 
die Klassenorganisierung der Arbeiter in kämpferischen Auseinandersetzungen mit 
dem Kapital als irrationales Mittel von Politik zur Seite gelegt hat. 


5. GEWERKSCHAFTSPOLITIK UND ARBEITERBEWUSSTSEIN 

Doch bevor die historisch entwickelte Linie der Gewerkschaftspolitik sich — was 
gegenwärtig der Fall ist — vor das Problem des Scheiterns gestellt sah, hatte sie 
schon Erfolge vorzuweisen. Es ist bekannt, daß westdeutsche-Gewerkschaften ihren 


westeuropäischen Kollegen gegenüber immer -auf..ihre..tatsächlichen Erfolge in 
Sachen Lohnerhöhung, Arbeitszeitverkürzung und die Entwicklung des Systems ı der 


9) Die Quelle, 11/1974, S. 438. 
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sozialen Sicherung hinweisen konnten, wenn diese ihnen ihre Integration in die 
staatliche Wirtschaftspolitik, ihre mangelnde Streiktätigkeit, Kurzum ihre fehlende 
klassenpolitische Linie zum Vorwurf machten. So konnte der Vorwurf auch kaum 
erschüttern, besagte er doch nichts über Erfolg oder Mißerfolg einer Politik. Es 
schien sich hier eher um Dogmatismen der westeuropäischen Kollegen aus 
vergangenen Zeiten zu handeln. So gingen auch wirklich fortschrittliche, an den 
Arbeiterinteressen und ihrer Durchsetzung orientierte Gewerkschafter davon aus, 
daß die Politik der westdeutschen Gewerkschaften die Politik der Zukunft darstelle. 
Die Italiener und Engländer würden das eines Tages auch noch einsehen. 

Daß die Gewerkschaft als Organisation ihrer Funktion nach die Interessen der 
Lohnabhängigen innerhalb. des Kapitalismus vertreten muß, daraus ergab sich kein \ 
Widerspruch für die Politik. Das „innerhalb“ wurde zur ‚Selbstverständlichkeit | 
in dem Maße, wie sich ein gewisses Maß an Bedürfnisbefriedigung und zivilisato- | 
rischem Lebensniveau damit vereinbaren ließ. Diese Einsicht ist aber entscheidend, ! 
will man zu einer Einschätzung kommen, welche politischen Tendenzen, vermittelt 
über die gegenwärtige Krise der Gewerkschaftspolitik, freigesetzt werden. 

So groß auch die materiellen Erfolge waren, die die westdeutsche Gewerk- 
schaftspolitik vorweisen konnte, so hat sich doch der ‚Glaube. ans ‚sozialdemokra- | | 


vezänkert, wie es das gewerkschaftspolitische Selbstverständnis erscheinen Tassen | 
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mag. Schon "Kern/Schumann stellen in ihrer Studie aus den 60er Jahren fest: „In! 
der Technisierung sahen seit jeher die Arbeiter eine potentielle Gefährdung ihrer 
Arbeitsplätze. Diese Sorge hat sich trotz der langen Phase zumindest relativer 
wirtschaftlicher Stabilität, der nur geringen Quote realer Arbeitslosigkeit und der 
sozialpolitischen Maßnahmen im Nachkriegsdeutschland kaum vermindert“. Ein 
Arbeiter meint: ‚Wenn alles automatisch geht, dann brauchen sie keine Arbeiter 
f jmehr“ (10). Über die Erfahrung, daß die Entwicklung der_Maschinerie-auf.Dauer' 
E nicht verbunden ist mit entsprechender Arbeitserleichterung und Arbeitszeitverkür- | 
zung, die Maschinerie also nicht als Mittel der Arbeitserleichterung entwickelt wird, ! 
|über diese auch in der. gesamten. ‚Prosperitätsphase _präsente. Erfahrung. vermittelt | 
‚sich die immer präsente Angst vor der Arbeitslosigkeit. Es ist also die immer 
° präsente Erfahrung des kapitalistischen Produktionsprozesses, der dem Glauben ans 
Krisenmanagement z.B. über Geld und Kredit entgegensteht. Für die nie beseitigte 
Unsicherheit über das eigene Schicksal ist weiterhin die Vermittlung des Arbeitsplat- 
zes über den Arbeitsmarkt verantwortlich. Diese gesellschaftliche Form macht 
täglich deutlich, auch in der Prosperität, daß es kein gesichertes Recht auf Arbeit 
gibt. Aber zur allgemeinen Verunsicherung tragen noch weitere Momente bei, wie 


etwa die Erfahrung der staatlich nicht regulierbaren Inflation, die als fortwährende 
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Gefährdung des erreichten Lebensniveaus erscheint. Im Unterschied zu den Unter- 
suchungen von Joachim, ‚Bergmann, ‚der in einer Funktionärsbefragung nach den 
Septemberstreiks auf ein weitgehend krisenmanagementgläubiges Bewußtsein stößt 
— „beinahe dreiviertel (der Befragten) sind der ...Meinung, daß es möglich sei, mit 


10)  Kern/Schumann, Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein, Teil I, Ffm 1970, S. 247/248. 
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einer geschickten Wirtschaftspolitik Krisen zu umgehen“ — (11) stellen. Eckart u.a.” 
; bei einer Befragung von Arbeitern und Angestellten im Jahre 1971/72 fest: Sn ’ 
Glaube an eine naturwüchsige, ungebrochene und stetige Tendenz zu Vollbeschäfti- 
gung und Einkommenssteigerung ist seltener zu finden, als die konkreten . 
' Erfahrungen der Mehrheit der westdeutschen Arbeiterklasse ermöglicht hät-: 
N ten“. Nun besagt die Tatsache allein, daß größere Teile der Arbeiter und { 
| Angestellten von der Krisenanfälligkeit des Kapitalismus ausgehen, noch wenig für 
“ die Entwicklungsperspektiven von Klassenkämpfen. Schließlich kann es sich hier 
durchaus „auch um. passive Integration handeln, die solange auf eine passive 
Hinnahme des im Kapitalismus erfahrenen Schicksals hinausläuft, wie sich keine 
‚ Handlungsperspektiven des Widerstands zeigen. (l1la) Die Einsicht, bzw. die 
\ ohnmächtige Erfahrung vom. Arbeiterschicksal_im Kapitalismus macht noch :kein 
i ‚ Klassenbewußtsein. Dieses vermittelt sich bekanntermaßen erst über Klassenkämp- 
fe. Gerade die Tatsache, daß Gewerkschaftspolitik über lange Jahre erfolgreich sein 
“Konnte, ohne daß eine massenhafte Einbeziehung der Arbeiter und Angestellten in 
Kämpfe notwendig gewesen wäre, schlägt sich gegenwärtig wiederum als mangelnde 
Kampferfahrung, d.h. auch Ohnmachtsbewußtsein nieder. 

Pglitik in den Betrieben haben in den langen Jahren der Prosperität vor allem 
diejenigen gemacht, die von der Machbarkeit der Entwicklung im Interesse der 
Arbeiter auf der Linie sozialdemokratisch-reformerischer Politik ausgegangen 
sind, und von ihrer Erfahrung her auch ausgehen konnten. Es handelt sich dabei 
"natürlich wesentlich um die besser gestellten Teile der qualifizierten Arbeiter. Sie 
waren wichtige Träger interessenorientierter Politik im Betrieb. Aus den Erfolgen 
bezogen sie auch den Anspruch der Herstellbarkeit gesicherter Lebensbedingungen. 
Dabei ist für die Einschätzung der gegenwärtigen Situation folgendes wichtig: Im 
Maße der Integration der offiziellen Gewerkschaftspolitik in die staatliche Wirt- 
schaftspolitik und im Maße des gleichzeitigen Nichtgelingens staatlicher Wirtschafts- 
politik in Fragen der Preisstabilisierung bildeten sich spontane Kämpfe heraus, erin- 
nert sei an 1969 und 1973. Diese Kämpfe basierten zum zweiten auf der Erfahrung 
eines verstärkten Drucks des Kapitals auf den Arbeitslohn aber auch auf die Arbeitsbe- 
dingungen. So stellen Eckart u.a. auch weiterhin fest, daß entgegen dem Vertrauen der 
offiziellen Gewerkschaftspolitik auf sozialdemokratische Regierungspolitik die 
Arbeiter. inzwischen _eher davon ausgehen, „daß es_kollektiver Anstrengungen 
bedarf, um heute, im Gegensatz zu früheren Perioden in der BRD materielle 


11) Joachim Bergmann, Neues Lohnbewußtsein und Septemberstreiks, in: Jacobi/Müller 
-Jentsch/Schmidt, Gerwerkschaften und Klassenkampf, Kritisches Jahrbuch 1972, Ffm 
1972,8:.176. 

ila) „Die wahrgenommene soziale Ungleichheit hat nicht unmittelbaren Einfluß auf das eige- 
ne Anspruchsniveau oder auf die Beurteilung der eigenen Situation, vielmehr bestimmen 
realistische Handlungsspielräume deren Beurteilung.‘ Eckart/Herding/Jaerisch u. a., Ar- 
beiterbewußtsein, Klassenzusammensetzung und ökonomische Entwicklung, in: Gesell- 
schaft, Beiträge zur Marxschen Theorie 4, Frankfurt 1975, S. 55. 
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Verbesserungen zu erreichen. “(12) In def spontanen“und den gewerkschaftlich 
organisierten Streiks der Jahre nach der ersten-Krise 1967 haben sich demnach 
wieder Momente des Bewußtseins einer kämpferischen Interessenvertretung heraus- : 
gebildet. Zudem haben in den Streiks 1973 die z.T. in_die Gewerkschaftsarbeit ' 
wenig integrierten unteren Schichten. der Arbeiter erstmals die Initiative zu | 
Kampfaktionen ergriffen. Auch wenn erst in der gegenwärtigen Krise erstmals ' 
wieder massenhaft die Erfahrung des antagonistischen Klassengegensatzes gemacht 
wird, wenn es zunächst Momente eines kämpferischen Reformismus waren, die sich 
in den Erfahrungen der letzten Jahre partiell bildeten, so finden sich hier doch 
Anknüpfungspunkte für Widerstand gegen die Angriffe des Kapitals. (12a) Denn die 
Krise zeigt ja gerade, daß reine Vertretungspolitik ohnmächtig ist, daß Verteidigung 
der. Lebensbedingungen nur auf der Basis gemeinsamer Aktionen stattfinden kann. 

Wie sich das konkret entwickelt, wollen wir am Beispiel der Entwicklung in 
Einzelbetrieben am Schluß des Aufsatzes zeigen. Zuvor müssen jedoch noch die 
Momente aufgezeigt werden, die einer solchen Entfaltung von Klassenkämpfen 
entgegenstehen. Denn schließlich muß erklärt werden, warum die seit Ende der 60er 
Jahre "entwickelten Klassenauseinandersetzungen gegenwärtig nicht an Vehemenz 
gewinnen. 


fe) DIE GEWERKSCHAFTSPOLITIK IN DER KRISE ODER DIE KRISE 
7 DER GEWERKSCHAFTSPOLITIK. 


Im Kapitel über die Integration der Gewerkschaftspolitik in die staatliche 
Wirtschaftspolitik hatten wir gezeigt, daß Hilflosigkeit in der kapitalistischen Krise 
notwendiges Resultat der Integration sein. “muß. Diese "Hilflosigkeit, findet in 
zweierlei Hinsicht ihren Ausdruck: Zum einen in der Weise, wie ee 


wenn. es um das Problem der Massenentlassungen. geht. "Zum anderen in der Aufgabe, 4 
oder Zurückstellung der ganzen bisherigen Politik und der Reformpostulate. ...a (ka We 
Typisch für die gegenwärtige Situation ist zum Beispiel, daß der DGB- Vo 

sitzende Vetter nach dem DGB-Kongreß im Mai 1975 der Presse gegenüber 
entschuldigend darauf verweist, die Nichtexistenz des Themas Massenarbeitslosig- 

keit auf dem Kongress bedeute nicht, daß das Thema für die Gewerkschaften 
überhaupt kein Problem darstelle. Tatsächlich ist aber Massenarbeitslosigkeit im 
politischen Konzept der DGB-Gewerkschaften nicht vorgesehen und dies kenn- 
zeichnet auch die gewerkschaftliche Praxis. Ein Artikel in der Zeitung METALL 

vom 22.4.1975 über AUDI NSU endet folgendermaßen: Ein „älterer besonnener 
Arbeiter” wird zitiert, und zwar mit den Worten „auf unserem Rücken wollen sie 


12)  Ebenda, 8.33. 
12 a) Vgl. dazu genauer: Redaktionskollektiv Gewerkschaften, Neue Momente in der Klassen- 
bewegung 1973 in der Metallindustrie, in: PROKLA Nr. 10, S. 35 ff. 
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austragen, daß durch planlose private Investitionen Überproduktion entstanden ist. 
Das werden wir nicht hinnehmen.“ Da in dem ganzen Artikel kein Wörtchen über 
eine einzuschlagende Gewerkschaftsstrategie und die Schritte ihrer praktischen 
Durchsetzung gegen die Massenentlassungen bei VW verloren wird, kann man nur 
schließen, daß die Organisation den besonnenen älteren Arbeiter mit seinen 
Einsichten allein stehen läßt. Diese hilflose Ohnmacht der großen westdeutschen im 
DGB vereinigten Gewerkschaften, die auf ihrem Kongreß nicht über das dringendste 
Problem, die Massenarbeitslosigkeit, zu sprechen wagen, und der größten Einzelge- 
werkschaft der Welt, der IG-Metall, die dem besonnenen älteren Arbeiter keine 
Hiüfestellung zu geben vermag, ist Resultat der Kapitalentwicklung, ihrer Erfahrung 
bei den Arbeitern und ihrer Reflektion in Theorie und Politik der Gewerkschaftsor- 
ganisationen. Mehr oder weniger offenen Auges setzt nun die praktische Politik 
z.B. des DGB auf die Konkurrenz innerhalb der Arbeiterklasse und ihrer 
unterschiedlichen Schichten als Mittel wenigstens der momentanen Reduktion des 
Arbeitslosenproblems. Natürlich ohne dies offen zuzugeben, erhofft man sich z. B. 
eine, .„Milderung über den Hinauswurf der ausländischen Arbeiter. In einem Ärtikel 
im „express (13) wird die „Tatenlosigkeit der Gewerkschaften“ gegenüber der 
diskriminierenden Politik von Bundesarbeitsminister und Bundesanstalt für Arbeit 
in bezug auf die ausländischen Arbeiter kritisiert: ‚Wenn die Gewerkschaften, wie 
sie immer wieder bekunden, auch die Interessen der ausländischen Arbeiter 
vertreten, dann dürfen sie diese Abspaltungs- und Diskriminierungspolitik nicht 
hinnehmen. Trotz vieler schöner Worte ist auf diesem Gebiet bislang nichts 
geschehen. Zwar wendet sich der DGB in einem Grundsatz-Papier vom November 
1971 mit Nachdruck gegen alle Tendenzen, die den ausländischen Arbeitnehmer 
benachteiligen, gegen die spalterische Vergabepraxis der Arbeitserlaubnis ist aber 
noch nichts verlautet. Diese Vergabepraxis der Arbeitserlaubnis gefährdet die 
Möglichkeit, das Kündigungsschutzrecht in Änspruch zu nehmen und seitens der 


en ee usa Ltineaeme ans. 


Betriebsräte und Gewerkschaften g gegen die Lösung (des_ ; Arbeitsverhältnisses) im 


ETARIETE DE RL N IRRE 


Einzelfall vorzugehen.“ Zwäräpf sellierten die Gewerkschaften an Solidarität, doch 
dieser Appell richtet sich. vor allem äniie“ Bundesanstalt: ‚Ssie’söllerdiese Solidarität 
durch ihre Politik nicht aufbrechen. Als ob das nicht Gewerkschaftsaufgabe sei. Der 
Verfasser des Artikels stellt abschließend Test: „Konkrete Förderungen und 
Maßnahmeschritte in bezug auf die Praxis der Bundesanstalt und der Arbeitsämter 
leiteten sich daraus nicht ab.“ Dies zeigt sich auch in der Praxis der Gewerkschafts- 
‚politik im Fail der VW-Massenentlassungen. Für das Verhalten der jeweiligen 


‚ Betriebsräte bei VW war die Konkurrenz zwischen’den einzelnen. Konzernbetrieben 


ENT nee 


; Ralimenbedingung und bildete eine Schranke gegen die "Ausdehnung von Wider- 
| standsaktiorien. „Abgesehen davon. daß die Kommunikation in einem Konzern-Be- 
; triebsrat und auch im Gesamt-Betriebsrat VW-AG sich nur auf wenige Mitglieder aus 
den einzelnen Werksbetriebsräten beschränkt, muß man sehen,daß sie sich 
weitgehend als Vertreter der Einzelwerke verstehen, und so die Interessen der 


13) Kurt Samp, Arbeitslosigkeit und ausländische Arbeiter, in: express Nr. 1, 1975, 8.9. 
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jeweiligen Belegschaft vertreten. Hinzu kommt, daß die werksübergreifende 
Zusammenarbeit. ‚der „Vertrauensleutekörper, die 1913 begonnen. und von der 


are. . anscheinend inzwischen wieder eingeschlafen ist... so mangelte es überall 
an informationen über die geplanten Umstruktuierungen im Konzernbereich. Die 
Betriebsräte selbst verlegen sich weitgehend darauf, für ihre Werke das schlimmste 
zu verhüten: durch Verringerung von Aufträgen an fremde Firmen für Instandhal- 
tungs- und Reparaturarbeiten, das Nichtersetzen der natürlichen Fiuktuation, 
freiwillige Kündigungen (Aufhebungsverträge mit Abfindungen), vorzeitige Altersre- 
gelung (für 62 und nun auch für 59jährige) und innerbetriebliche Umsetzungen auch 
bei Facharbeiterın ... Die Betriebsräte beschränkten sich darauf,. weil_sie_eine 
Gesamtstrategie der IG-Metall in bezug auf den VW- -Konzern vermißten. “ (14). Die 
Konkurrenz zwischen den einzelnen Konzernbetrieben wirkt dann als Daumen- 
schraube gegen mögliche Abwehraktionen. 

Versuchen wir die gegenwärtig — natürlich mit Ausnahmen — praktizierte Ge- 
werkschaftspolitik und die Politik von Teilen der Betriebsräte auf den Begriff zu 
bringen, so zeigt sich, daß die über die industrielle Reservearmee vermittelte Macht 
des Kapitals in den Betrieben zur Kehıseite eine sich den Gesetzen der Konkurrenz 
beugende Gewerkschaftsorganisation hat. So wie Betriebsräte und Gewerkschaften 
ihre Position und die Machtbasis ihrer Politik in der Prosperität wesentlich aus der 
vergleichsweise guten Position der Arbeiterklasse in der Konkurrenz bezogen und 
ansonsten auf die Sicherung dieser Basis durch die Wirtschaftspolitik vertrauten, so 
schwindet diese Machtbasis eben auch durch die Automatik eines ökonomischen 
Gesetzes dahin. Das Kapital herrscht, den Arbeitern "und ihren Organisationen die 
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Konkurrenz auf. Es macht sich jetzt bemerkbar, daß für die Arbeiter lange nicht 
mehr der Zwang bestand, in kämpferischen Klassenauseinandersetzungen organisa- 
torische Formen der Klasse zu entwickeln. 

Statt daranzugehen, wie im Falle VW durchaus möglich wäre, als Gewerk- 
schaftsorganisation der Politik der Einzelbetriebsräte enıgegenzuwirken, gemeinsa- 
me Widerstandsaktionen der Arbeiter des VW-Konzerns organisieren zu 
helfen, redet sich Loderer als Repräsentant der Gesamtorganisation der Metallar- 
beiter darauf heraus, daß halt die Mitbestimmung noch unzureichend sei, da nicht 
paritätisch. Eine solche Vertröstung wird natürlich umso unglaubwürdiger, als zur 
gleichen Zeit die Sozialdemokratie als Regierungspartei daran geht, Zugeständnisse 


14) Georg Panther, VW in der Krise, in: express Nr. 5, 1975, S.4. Vgl. auch: express, Nr. 2, 
1975, S. 10. Dort heißt es in einem Artikel von G. Brockdorff, Betriebsstillegung bei 
DEMAG: „Zwischen den Betriebsräten des Konzerns fehlen die Verbindungen und Infor- 
mationen. Die regionale Gewerkschaftsleitung muß ebenso ohne die Unterstützung einer 
konzernbezogenen Gesamtpolitik der IG/Metall handeln. Das öffnet Spaltungsversuchen 
des Kapitals Tür und Tor...“ „Die aus der Belegschaft, aber auch von Seiten der 
IG-Metall erhobene Forderung nach Schließung des DEMAG-Zweigwerkes in Irland, nach 
Übergabe des STÜBBE-Werkes in die Hände der Belegschaft, ja nach Schließung des 
weniger rentablen Konkurrenzbetriebs in Nürnberg sind nur noch Ausdruck ihrer ver- 
zweifelten Lage, weniger einer realistischen gewerkschaftlichen Strategie.“ 
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in der Frage der Mitbestimmung an die FDP anzukündigen, und selbst diese 
Ankündigung ohne Widerstand von DGB-Seite hingenommen wird. Unter solchen 
Umständen wird aber unglaubwürdig, daß die Gewerkschaftsführungen noch bereit 
sind, die Arbeiterinteressen gegen das Kapital zu vertreten. Wo die praktische 
Politik zeigt, daß keine Mittel der Durchsetzung von Interessen mehr angegeben 
werden, werden auch die Forderungen selbst unglaubwürdig. Nur eine Gewerk- 
schaftspolitik, die entgegen den naturwüchsigen Gesetzen der Konkurrenz die 
Solidarität der Arbeiter in Abwehrkämpfen zu organisieren sich anschickte, wäre 
unter den Bedingungen einer sich entwickelnden kapitalistischen Krise noch in der 
Lage, als Interessenvertretung zu agieren. Dieser Logik folgt dann auch die 
tatsächliche Reduktion von Foggerungen, Wollte 2. B. die Gewerkschaft gegenwärtig 
auch nur eine Politik der ‚Reallohnsicherung betreiben, so ‚hätten die Lohnforderun- 


F gen folgendes zu berücksichtigen: Mit‘ dem weitgehenden Wegfall der ‚Überstunden 


sowie dem partiellen Wegfall von Nacht- und Schichtarbeit entfällt ein wichtiger 
Teil des _Realeinkommens. Weitere Kürzungen sind Resultat der Streichung 
übertariflicher ‚Lohnzahlungen, teils vermittelt über innerbetriebliche Versetzungen, 
Änderungskündigungen, Neuaufnahme der. "Akkordvorgabezeiten etc.. Dann wird 
das monatliche Einkommen einer Arbeiterfamilie durch Kurzarbeit aber vor allem 
auch durch die Arbeitslosigkeit selbst.herabgesetzt. Nämlich dann, wenn die Frauen 
keine Arbeit, mehr bekommen und wenn die Jugendlichen in der Familie bleiben. 
Diese Reallohnsenkungen sind in den Ergebnissen der letzten Tarifrunden gar nicht 
berücksichtigt. Lohnerhöhungen zwischen 6,8. % — 5 %_gleichen kaum die Infla- 


tionsraten aus. 


 Könfite der Eintritt in die konzertierte Aktion im Jahre 1967 noch 
nachträglich dadurch legitimiert erscheinen, daß dem "Lohnverzicht in. der Krise die 
Vollbeschäftigung im Wiederaufschwung folgte, so gerät die mangelnde _Verteidi- 
gung der Reallöhne_zunebmend..perspektivlos, zumal — abgesehen von den 
offiziellen Prognosen über die Entwicklung der Arbeitslosigkeit — in den Betrieben 
selbst die Erfahrung gemacht wird, daß die Kapitalakkumulation dort, wo Profite 
gemacht werden, in der Form weiterer arbeitssparender Rationalisierungsinvestitio- 
nen getätigt wird (die womöglich noch durch das Konjunkturprogramm der 
Regierung subventioniert werden). In dem Maße, wie von den Gewerkschaften und 
Betriebsräten keine Wiederstandsmaßnahmen gegen Entlassungen organisiert wer- 
den, bleibt für den einzelnen_Lohnabhängigen als Handlungsperspektive zunächst 
wesentlich die, verschärfte. ‚Konkurrenz mit den anderen um den Arbeitsplatz über 
Leistungserhöhung. Die Folgen arbeitssparender Rationalisierungsmaßnahmen, In- 
tensivierung, Lohnabbau, Arbeitsplatzunsicherheit und Verschlechterung der Ar- 
beitsbedingungen werden individualisiert. 

Innerhalb der offiziellen Gewerkschaftspolitik ist ‚demnach. das ‚Verstummen 
über die 1973/74 noch breit propagierte Strategie der „Humanisierung‘* der Arbeit 
nur konsequent. Das stillschweigende Zurückweichen insbesondere der IGM 
drückt die generell verschlechterte Position der Gewerkschaften in der Krise aus. 
Das Wirksamwerden der „Reinigungsfunktion der Krise“, auf. das. sich. die 
Gewerkschaften. eingelassen haben, schränkt ihren Handlungsspielraum entschei- 
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dend ein, da sie ja die Vernichtung kleiner und unrentabler Betriebe, unrentabler 
Technologien und Arbeitsabläufe, die Verdichtung der Poren des Arbeitstages und 
die Verringerung der Lohnhaupt- und nebenkosten bedeutet und damit notwendig 
eine Verschlechterung der Arbeitsbdingungen einschließt. Umfangreiche und teure 
„Humanisierungs“-Experimente werden von den Unternehmen umso weniger 
akzeptiert, wie die Steigerung der Profite über Krisenmechanismen durchsetzbar ist. 

Die „Humanisierungs“ ‚Strategie des, DGB, extremen. Arbeitsbelastungen, 


Status- und _Einkommenseinbußen _ durch ein _.dichtes_ Netz. _von rechtlichen : 
Regelungen und Mitwirkungsrechten des Betriebsrates entgegenzuwirken, zerfälltin 


der Krise zu punktuellen Einzelaktivitäten, die die aktuellsten Löcher stopfen soll 
(z.B. nach der teilweisen Absicherung ‘der älteren Beschäftigten Maßnahmen gegen 
die Jugendarbeitslosigkeit.) Waren z.B. auf dem Kongreß der IG-Metall zur 
Humanisierung der Arbeit Abwehrreaktionen gegen weitere Dequalifikationen, 
gegen leistungssteigernde Lohndifferenzierung, gegen restriktive Arbeitsinhalte, 
gegen gesundheitsschädigende Arbeitsbedingungen propagiert worden, so wird jetzt 
schon — als extremes Beispiel — die Regelung über Bewertungskriterien durch 
Vorgesetzte im Metall-Manteitarifvertrag in Bayern 1974 als erfolgreiche Durch- 
setzung der „‚Humanisierungs“-Strategie gefeiert. Man tut so, als geschähe nach, wie 
vor etwas in Richtung ‚Humanisierung‘, wobei unter der Hand ein rapider Prozeß 
der Forderungsreduktion stattfindet. Eine wirkliche Konzentration auf die entschei- 
denden Fragen der Absicherung, die Sicherung des Arbeitsplatzes und die 
Tarifierung möglichst aller Lohnbestandteile — die eigentlich zentrale Bestandteile 
des gewerkschaftlichen „Humaänisierungs“-Verständnisses sein müßten, kann sich 
bei der bundesrepublikanischen Spezies von Gewerkschaftspolitik kaum herausbil- 
den. Andererseits darf nicht übersehen werden, daß, obwohl in der Krise das 


' Interesse an der Sicherung des Arbeitsplatzes und der Erhaltung des Einkommensni- . 
| veaus bei den Beschäftigten in den Vordergrund gerückt ist, insb. in der: 


"Automobilindustrie ‚auf Betriebsebene Forderungen zur Verbesserung. der "Arbeits- 


bedingungen" diskutiert ‘werden, daß Bewußtsein über die Notwendigkeit solcher: ' 


SER Serenge, 


Forderungen nicht einfach durch die Krise vernichtet ist. Solche Gewerkschaftspo-: : 


litik, deren Bezugspunkt Georg Neemann im letzten DGB-Geschäftsbericht so 


formuliert: „Wirtschaftspolitische Vorstellungen der Gewerkschaften können aus 
der Natur der Sache heraus nur über die Regierung und mit der Regierung politisch 
umgesetzt werden.“, solche Gewerkschaftspolitik setzt eher auf eine so unabge- 
sicherte Konzeption wie /nvestitionsienkung. Aber auch hier findet eine Reduktion 
statt, wie Loderers. Aussage: „Gegen jede, Investitionskontrolle, für. Investitionslen- 
kung“ deutlich macht. So dient die breite Diskussion dieser Forderung z. B. auf 
dem letzten DGB- ‚Kongreß gegenwärtig mehr als Ablenkungsstrategie denn als 
Strategie gegen die Krisenauswirkungen. Investitionskontrolle kann dann eine 
sinnvolle Forderung werden, wenn man mit ihr die Entwicklung von gewerkschaft- 
lichen. Machtpositionen meint, von denen aus etwa kontrolliert werden Kann, daß 
staatlich.. subventionierte Investitionen nicht zur Wegrationalisierung von Arbeits 
plätzen benutzt werden, In Italien z. B. wird die” Forderung als Mittel im Kämpf 
gegen Entlassungen eingesetzt. (Vgl. den Aufsatz in diesem Heft). Demgegenüber 
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meint der Antrag, den die IG-Metall_ auf dem Bundeskongreß des DGB in diesem 
Jahr einbrachte, nichts“ anderes. als. eine_rationalisierte, durch verbesserte Informa- 
tion organisierte Wirtschaftspolitik, ohne auch nur die Perspektive eines Eingriffs i in 
die Autonomie der Unternehmen zu entwickeln. 

Gerade von den auf die Erhaltung des kapitalistischen Systems verpflichteten 
Gewerkschaftsfunktionären wird gerne die gegenwärtig mangelnde Kampfbereit- 
schaft als Indiz für die Richtigkeit der offiziellen Gewerkschaftspolitik aufgeführt. 
Dies dient als wesentlicher Legitimations- und Integrationsmechanismus. Hier muß 
demgegenüber klar unterschieden werden zwischen den Teilen der Gewerkschaft, 
die, institutionell und ihren Funktionen nach, voll verfilzt sind in die staatliche 
Politik und Wirtschaftspolitik, und darin ihre Machtbasis sehen, und der Masse der 
Mitglieder, die über die Konkurrenz selbst diszipliniert sind. An diesem Punkt wird 
die Unterscheidung zwischen Teilen der Organisation als Gewerkschaftsapparat und 
Basis durchaus inhaltlich sinnvoll. Nur scheinbar stützt sich nämlich eine solche 
Politik des Apparats auf die ‚untätige‘ Basis. Dieser Legitimationsmechanismus kann 
jedoch nur aufgebrochen werden über Widerstandsaktionen in den Betrieben und 
auf örtlicher Ebene. Denn es muß unterschieden werden zwischen den Teilen der 
Gewerkschaftsorganisation, welche selber Machtträger des politischen Systems sind, 
und den aktiv reformerischen Teilen, denen der Klassengegensatz unmittelbar in 
ihrer Arbeit gegenwärtig ist und denen die Grenzen der Konfliktvermeidung über 

N ; Manipulation im Zweifelsfall auch schon deutlich geworden sind. Hier, stellt sich die 
' Frage,_wie das breit vorhandene reformerische Selbstverständnis von der Machbar- 
‚ keit der. Ziele gewerkschaftlicher | Politik ( (angemessener Lohn, Arbeitspläfzsicherheit 
| und humanere Arbeitsbedingungen) sich in der : Auseinandersetzung mit dem 
| Kapital in der Krise verändert. DE 
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7; DAS SYSTEM DER SOZIALEN SICHERUNG FÄNGT DIE WIRKUN- 
GEN DER KRISE NOCH TEILWEISE AUF UND INDIVIDUALI- 
SIERT DAS PROBLEM DER ARBEITSLOSIGKEIT 


Daß in einer historischen Krisensituation, wo sich die nur unterschiedlich erschei- 
nenden Interessen von Arbeit und Kapital (als quasi pluralistischen Gruppen) zu 
entgegengesetzten und nicht miteinander zu vereinbarenden Klasseninteressen he- 
rausarbeiten, noch kaum Ansätze zur solidarischen und über Klassenkämpfe vermit- 
‚ telten Organisierung entwickelt werden, hängt natürlich auch damit zusammen, daß 


\ dingt materielles Elend. Eine Menge Fluchtpunkte funktionieren noch. So fängt das 
er erst kürzlich eingeführte System der flexiblen Altersgrenze einen Teil potentieller 
Ei Arbeitslosigkeit auf. Und ist es nicht in der Tät’ ein historischer Fortschritt, wenn 
“ die abgearbeiteten Alten früher aus der Mühle des kapitalistischen Produktionspro- 
ı zesses ausscheiden können? Kommen nun noch betriebliche Ausgleichszahlungen 


ea er 


bis_zum_ Erreichen ‚der Altersgrenze _ hinzu, „so mag das. ‚Ausscheiden aus dem 
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Arbeitsprozeß als gar kein so großes Problem empfunden werden, im Gegenteil. 
Insgesamt sind die älteren Arbeiter von den Massenentlassungen nicht. so_hart 
betroffen, da für sie in den | letzten. ‚Jahren ein teilweise wirksamer. tarifvertraglicher 
Kündigungsschutz durchgesetzt_ werden..konnte. Und dann gab es ja noch die 
Erhöhung _ des Arbeitslosengelds auf _63.% durch die sozialliberale Koalition zu 
B£ginn der Krise. Die Verordungen 2 zur Verlängerung der Kurzarbeit auf zwei Jahre 
ließen zusätzlich den Staat im Licht dessen erscheinen, der gegen Arbeitslosigkeit 
bzw. ihre Folgen schützt. So folgert denn auch der SPIEGEL: „Das massive An- 
gebot an Rundumsicherung hat politische Stabilität in einem Ausmaß besorgt, das 
kein Politiker für möglich gehalten hat.“ 

In der Tat wirkt das System der Sozialen Sicherung, sowohl die gesetzlich, als 
auch die tariflich festgesetzten Maßnahmen dahingehend, über partiellen Schutz von 
arbeitslosen Individuen und von. ‚bestimmten Gruppen...der..Arbeiter (z.B. die 
älteren) das Klassenproblem der Massenarbeitslosigkeit ‚auf individueller Ebene 


RT 


En ee 2 


DEE 2 


ec re es 


anzugehen. In dieser Weise agiert gegenwärtig auch noch die(lG-Chemie, 
per Tarifvertrag sich von der Verantwortung zurückzuziehen $ föch irgendei- 
ne größere Aktion gegen Massenentlassungen in die Wege leiten zu müssen. Das 
Thema Entlassungen ist mit dem hinter dem Rücken der Gesamtorganisation vom 
Hauptvorstand getätigten Vertragsschluß über die Bildung eines von Arbeitgeberver- 
band und Gewerkschaften S$beitsgemeinschaftfich Cerwalteten_F Fonds für einige 
wenige entlassene Chemiearbeiter ad acta gelegt. „Die Chemieunternehmer können 
nunmehr mit dem Hinweis auf die Unterstützungsleistungen leichter Arbeiter 
‚herausrationalisieren’ als früher!“ (15) Dort, wo also Hauptvorstände gegenwärtig 
tarifpolitisch i in „bezug : auf Arbeilosigen | agieren, läuft ihre ‚Siuisen praktisch auf 


a umdrehen ae 


F 

[7 2} 

er 

© 
ul u 

$ 


derselben als | Klassenproblem hinaus. 

"In der_gleichen "Richtung, nämlich die Massenarbeitslosigkeit bzw. die 
Massenentlassungen auf die Ebene von individuellen Problemfällerr herabzudrücken, 
wirken z.T. auch die Befugnisse der Betriebsräte. Gerade die Möglichkeit, 
bei der Auswahl | der zu Entlassenden mitzuwirken, stellt den Betriebsrat vor die 
Schwierigkeit, der Massenarbeitslösigkeit als "einzelnem sozialen Problemfall, als 
individueller Tragödie zu begegnen. Auch die Praxis, den Entlassungen grundsätz- 


lich nicht zuzustirmnmen — eine Praxis, ‚die inzwischen auf der unteren Gewerk- 
schaftsebene z.T. Tegional empfohlen wird — enthebt ihn nicht der Aufgabe, mehr 
oder weniger stichhaltige Begründungen für die Nichtzustimmung an das Arbeitsge- : 
richt zu schicken. Er wird, ob_er will oder nicht, in eine Position hineingedrängt, in: 
der er gleichsam. Schicksal für die einzelnen "Kollegen. spielen muß, diese von ihm j 
Hilfe erwarten, und damit die Entlassung selbst als vom Kapital getätigt sogar aus \ 
dem Blickfeld des einzelnen Entlassenen geraten mag. Mechanismen einer Vertreter- 


politik werden damit i in der Krise zunächst noch verstärkt, obwohl auf. der. anderen 


a 


15) Göttinger Betriebs-Express, Nr. 11, April 1975. Vgl. auch: A.B. Timm, Chemietarifrunde 
ohne Vertrauensleute, in: express Nr. 4, 1975,5.4. r 
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Seite deren Grenzen und Ohnmacht sichtbar werden. Schon jetzt allerdings versagt 
das. System der sozialen Sicherung an den Punkten, wo traditionell keine Probleme 


‚„ erwartet wurden. Dem. Kündigungsschutz für ältere Arbeitnehmer steht die 


ws 
nn, 
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“mangelnde ‚soziale Vorsorge‘ für die massenhafte Arbeitslosigkeit. der. Schul- und 


inzwischen auch zunehmend der Studienabgänger entgegen. Auch in diesen Punkten 
ist die Gewerkschaftspolitik bisher über Proteste nicht hinausgekommen. Zwar hört 
man von DGB-Seite, daß schrittweise vor allem die Jugendarbeitslosigkeit durch 
neue tarifvertragliche Bestimmungen angegangen werden soll, aber dabei dämmert 
auch, saß es sich nur um das Stopfen eines Loches handeln wird, was dazu führt, 
daß an anderer Stelle die Arbeitslosigkeit sich vergrößert. Überhaupt zeigt sich hier 
nur wieder, daß der. Gewerkschaftspolitik ‚jede..Vorstellung von der Möglichkeit 
einer allgemeinen kapitalistischen Krise und der Arbeitslosigkeit als Klassenproblem 
fehlt. Rationalisierungsschutzabkommen. gingen wesentlich immer von Mobilitäts- 
schwierigkeiten bei der technologischen Umstellung und. der. ‚Verschiebung des 
Wachsttumsschwergewichts. zwischen einzelnen Branchen aus. Das gleiche findet 
sich in der Krisenerklärung des DGB: Krise wird als Strukturkrise einzelner 
Bsanchen..begriffen. Damit fällt übrigens der DGB noch hinter Keynes zurück, der 
durchaus eine Vorstellung von der allgemeinen kapitalistischen Krise hatte. Aber 
dies nur als Anmerkung. | 

Noch werden also gegenwärtig tarifvertragliche und gesetzliche Sozialleistun- 
gen als Mittel angesehen, Arbeitslosigkeit individuell erträglich zu machen. Doch das 
Gerücht von der notwendigen sozialen Demontage nimmt progressive konkretere 
Formen an. 

In dem Maße, wie eine Subventionierung des Sozialversicherungssystems über 
den Staatshaushalt auf die Grenze der Krise..dieses. Staatshaushalts stößt, ist 


„absehbar, wie dies auf den, Reallohn der Arbeiterfamilie Zurückschlägt: 
“ — durch mögliche Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, Sozialver- 


sicherung usw. 
— durch Veränderung der Zumutbarkeitsgrenzen bei der Frage des Arbeitslosengel- 
des 
— durch den Zwang zur Verteilung des Familieneinkommens von weniger 
.... Verdienenden.auf mehr Familienmitglieder angesichts hoher Arbeitslosigkeit 
So lasse sich eine Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung nur bei einer 
„Bereinigung und Durchforstung des Arbeitsförderungsgesetzes“, nach Aussagen 
von Arendt (16) vermeiden — und dies auch nur dann, „wenn die Arbeitslosenzahl 
nicht exorbitant hoch bleibt“. Eine solche Hoffnung aber ist gegenwärtig 
illusorisch. Arendt spricht in diesem Zusammenhang dunkel davon, daß „es Tabus 
in der sozialen Gesetzgebung“ nicht geben kann, und ‚daß wir alle sozialen 
Leistungen zahlen“. Ziel der Durchforstung über eine Gesetzesnovelle zum 
Arbeitsförderungsgesetz._ ist es, „die bislang großzügige Gewährung von Arbeitslosen- 
geld _und Fortbildungshilfen“ einzudämmen. Anhand einer Konkretisierung der 
Zumutbarkeit ‚soll _der Entscheidungsspielraum eines Arbeitslosen, eine vom 


BE 


16) Handelsblatt, 1.7.75. 
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Arbeitsamt angebotene Tätigkeit abzulehnen, weiter eingeschränkt werden. Diese 
Seftküng der Zumutbarkeitsschwelle führt zum Zwang zu höherer ‚Mobilität‘, auch 
unter..entscheidend schlechteren Bedingungen (Lohn, Ortswechsel) Arbeitsplätze 
anzunehmen. Dies ändert am Ausmaß der Arbeitslosigkeit nichts _und verschärft 
gleichzeitig den. Druck gegenüber Beschäftigten. wie gegenüber den Arbeitslosen. 


! ‘Frauen 2. B:, die aufgrund der Kinderversorgung weniger „konzessionsfähig‘ sind, 


sollen nach zweimaliger Ablehnung einer vom Arbeitsamt ihnen zugemuteten 
Tätigkeit kein Arbeitslosengeld mehr erhalten dürfen. (17) Propagiert wird eine 
Verschärfung der Regelungen insbesondere in den bürgerlichen Massenmedien schon 
seit geraumer Zeit, etwa, wenn in Bild vom „Drohnenleben der Arbeitslosen“ die 
Rede ist, welche eine zu hohe Arbeitslosenunterstützung verjubelten, statt zu 
diktierten — niedrigeren — Einstellungslöhnen Arbeit anzunehmen. Oder auch, 
wenn in Quick über die Arbeiter von Kalletal hergezogen wird, als gäbe es im 
Konzern genügend Angebote sicherer Arbeitsplätze, welche von den Arbeitern je- 
doch ausgeschlagen würden; so dann lapidar heißen: Diese Arbeiter seien „lieber 
arbeitslos als heimatlos““. 


8. EIN NEUER SOZIALDEMOKRATISCHER STRATEGIEVOR- 
SCHLAG ZUM ERLEIDEN ML. 


Mehr noch als die 66er Krise zeigte sich in der Krise 197/75} daß der Staat die 

Krise nicht verhindern kann und daß auch. Ausweichsträtegien‘ wie 

— lieber 5 % Arbeitslosigkeit, 

— notwendige Anpassungsprozesse einzelner Branchen und 

— Wirkung der Ölkrise. . 

nicht mehr akzeptiert werden können. Es zeigen sich aber nicht nur die Grenzen des 

Staatseingriffs gegenüber der kapitalistischen Akkumulation, es zeigt. sich vor allem 

Kapitalistischen“ industriellen Reservearmee befördern _ kann, solange e er nur - über 

das Medium Geld. auf die ‚Akkumulation Einfluß nimmt: ‚Investitionszulagen‘ kann 

deshalb heißen 

= Zulagen : zu Rationalisierungsinvestitionen, 

— Zulagen, die den Konzentrations- und Zentralisationsprozeß der Kapitale 
fördern. Die Tatsache, daß Keine Bedingungen an die Vergabe geknüpft sind, die 

in die gebrauchswertmäßige Reproduktion des Kapitals eingreifen könnten, ist in der 

Tat wesentlich auf das Fehlen einer linken Kraft zurückzuführen. 

Dabei kann davon ausgegangen werden, daß die Herausbildung von Mas- 
senarbeitslosigkeit als Dauererscheinung den SPD-Planungsstrategen durchaus 
bekannt sind und als notwendige Anpassungsprozesse in der vagen Hoffnung, 
irgendwann bessere sich mal irgendwas wieder, akzeptiert werden. Umso schwerwie- 


17)  Ebenda. 
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gender ist es eben, daß auch von Gewerkschaftsseite hierzu keine Stellungnahme 
vorliegt, keine Konzeption für eine Alternative Politik gegenüber der auf katastro- 
phale Beschäftigungsauswirkungen hinauslaufenden Politik der Sozialdemokratie 
entwickelt sind. Denn wenn jetzt Forderungen auf ' arbeitsplatzschaffende Investitio- 
Inen durchgesetzt werden sollten, müßten die Voraussetzungen für eine Strategie 
| gegen die Pr Profitlogik des Kapitals entwickelt werden. "Demgegenüber : setzt etwa die 
; Konzeption de der Investitionslenkung - ausgehend von der falschen. Krisenerklärung 


{ j der der durch a, erzeugten Überproduktion in einzelnen Industriezwei- 


Ed “das Problem gesehen, ‘wenn etwa der Vorsitzende der Postgewerkschaft auf 
dem DGB-Kongreß die unzureichende Auflagenerteilung bei den Investitionssubven- 

tionen beklagt. Aber über die Klage hinaus kommt er halt auch nicht. Trotzdem 
«muß davon ausgegangen .\ werden, a der. Druck __ ‚der. ‚Arbeiter auf_ ihre 


errang, 


ne 
"Mit dem Andauern der Krise und der Massenarbeitslosigkeit, mit dem Schwinden 
der unmittelbar. .materiellen Basis sozialer Integration, mit der "Ankündigung der 


RER per ME Sunrise ins hehe. Area = 005 


Demontage des Systems der sozialen Sicherung muß sich deshalb sözialdemökrati- 
sche Regierungspolitiki. neue_Legitimationsformen überlegen und neue Momente 
politischer Praxis herausarbeiten, die die Gesellschaftskrise reflektieren. Auch der 
Zusammenhang mit der Gewerkschaftspolitik kann sich nicht einfach mehr auf eine 
vermeintliche Basis gesamtwirtschaftlicher Vernunft berufen. Hier ist nun ein 
kürzlich veröffentlichter Aufsatz des SPD-Planungstheoretikers Scharpf von herwvor- 
sagender Bedeutung der die Logik einer auf den Kapitalismus verpflichteten 
sozialdemokratischen Politik in aller zynischen Offenheit zeigt. Scharpf macht 
einen Vorschlag zur passiven, konfliktvermeidenden Integration der Arbeiter und 
der Gewerkschaften und sucht ihn mit der aus einem Vergleich zur Weimarer Zeit 
gewonnenen Drohung der faschistischen Reaktion zu legitimieren. Diese Gefahr 
begründe die Notwendigkeit einer "Anpassung : an als unvermeidlich angesehene 
Prozesse und den Verzicht auf „Verteilungskonflikte“ . Nur so könnten sich „linke 
und mittlere Demokraten“ ‚halten. Der angestrebte Verzicht auf gewerkschaftliche 
Kämpfe um Arbeitsplätze und Lohn vermeide, daß „die drohende Krise unvermeid- 
licherweise zu einer Krise des politischen Systems werde.‘ (18) Die demagogisch 
vereinfachte Alternative: Sozialismus oder Faschismus — in der offenen Krise — 
ermöglicht ihm die Antwort: Faschismus soll durch Anpassung und Zurichtung an 
die „Bedingungen des Kapitals, „durch "Lähmung der Gewerkschaften vermieden 
werden. (Hier sei nur bemerkt, daß kein ernst zu nehmender Linker je behäüptet 
hat, eine in der BRD einbrechende kapitalistische Krise würde unmittelbar den 


18) Fritz W. Scharpf, Krisenpolitik, in: Thema Wirtschaftspolitik, Materialien zum Örientie- 
rungsrahmen 85 der SPD, Bonn-Bad Godesberg 1974. 
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Sozialismus zur Folge haben.) ‚‚Der Ruf: nach dem starken Mann“ könnte durch das 
offenbare Scheitern der linken und mittleren Demokraten eine unwiderstehliche 
Attraktivität gewinnen. (19) Dam könne durch eine Krisenpolitik begegnet werden, 
die..,‚die-unvermeidlichen--Umstellungsprozesse frühzeitig. definiere ... und plan- 
mäßig ins Werk setze“, und durch welche ‚Unternehmer und Arbeitnehmer sich auf 
„die notwendigen Anpassungsprozesse einrichten‘ könnten. Denn „das offen 
‚ausgesprochene Krisenrisiko und. die antizipierende Krisenplanung (kann) eine 
‚solidarische, Situation, „begründen, in der. „der. ‚Staat, die „ReBierUnE und die 
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en "werden. In einer solidarischen Situation wäre es dann für alle 
Beteiligten ein gravierender Verlust an Sicherheit, wenn diese Partnerschaft, 
politisch in Frage gestellt würde.‘ (20) „Gemeinsame_ „Planungseinrichtungen A 
zwischen Staat, Wirtschaft und Gewerkschaft über, .die_enge Zielsetzung der ; | 
konzertierten Aktion. ‚hinaus, sind in der Bundesrepublik bisher nicht üblich ' 
gewesen.“ “Aber es könnte für die Beteiligung an einem solchen Planungskartell 
„gerade der Mitbestimmungskompromiß bei uns neue, günstige Voraussetzungen 
schaffen, ....‘“ Der Begriff von Solidarität, wie er hier angestrengt wird, bezeichnet 
die kaum noch verhüllte Zusammenarbeit der Herrschenden, von ‚Staat, Regierung 
und Regierungsparteien“ zur verläßlichen, sicheren und andauernden Etablierung 
eines Krisen-Machtkartells, eine Zusammenarbeit, die die „Solidarität“ dur Demo- 
kraten gegen Interessenwahmehmung der Arbeiterorganisationen propagiert. (21) 
Soziale Bewegungen der Arbeiter zur Erhaltung ihrer Existenzbedingungen, ein 
selbstverständliches demokratisches Recht, gefährden also die Machtposition 
„linker und mittlerer Demokraten“ und sind abzulehnen bzw. zu verhindern. Die 
Rechtfertigung dafür liefert die Beschwörung, bei Konflikten entwickele sich mit 
hoher Wahrscheinlichkeit eine politische Radikalisierung nach rechts. Eine solche 
Argumentation ist darauf gerichtet, die Entwickiung einer Handlungsperspektive 
der Arbeiter zur gegenwärtig allein dringlichen Verteidigung existentieller Inter- 
essen, welche überhaupt erst die Basis der Entwicklung einer sozialistischen 
Perspektive bieten könnte, zu unterbinden: eine an demokratische Sozialisten 
gerichtete Empfehlung, die weder demokratisch, aber dafür antisozialistisch ist. 
Faschismusfördernd sollen demnach gewerkschaftliche Abwehrkämpfe sein, 
die den Versuch machen, der ungehinderten Herrschaftsausübung des Kapitals 
Grenzen zu setzen, wie dies gerade zur Einschränkung des Ausmaßes der 
Arbeitslosigkeit in anderen westeuropäischen Ländern durchaus mit Erfolg, 
natürlich und notwendigerweise innerhalb des Kapitalismus entwickelt ist. Der 


19) Ebenda, $S. 17. 

20) KEbenda, S. 26. 

21) Mit dieser enthüllenden Verwendung des Solidaritätsbegriffes wird klar, daß ein solches 
Konzept sich unmittelbar gegen die Linken richtet. Mit dieser „Solidarität“, deren part- 
nerschaftliche Konsequenz politisch nicht in Frage gestellt werden darf, lassen sich Be- 
rufsverbote und Gewerkschaftsausschlüsse legitimieren. 
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Zeitpunkt ist absehbar, zu dem wir nicht trotz, sondern wegen des Fehlens der 
„englischen Krankheit‘ Streik die höchsten Arbeitslosenziffern Westeuropas haben 
werden, und erst recht die höchsten Raten in der Verringerung der Industriebe- 
schäftigung. Die den Arbeitsorganisationen unter der Beschwörung faschistischer 
Gefahr anempfohlene Selbstlähmung könnte allerdings, im Falle ihrer Praktizierung, 
in der Tat die aus Enttäuschung über jene Schwäche der eigenen Interessenwahrneh- 
mung mögliche Orientierung nach rechts, auf eine regressiv-autoritäre Identifika- 
tion mit jenen beschworenen starken Männern, bedeuten. | 


Daß das Konzept von Scharpf in der Sozialdemokratie Anklang findet, zeigt 


ihre falsche Verarbeitung der Faschismuserfahrungen, nach der jede nicht institutio- 


nalisierte soziale. ‚Auseinandersetzung der. ‚Arbeiter für ihre Rechte als potentiell 


nach rechts schlagende politische Radikalisierung denunziert. wird und fglglich zu 
vermeiden. sei, eine auf jedeu gewerkschaftlichen Konflikt erweiterte Variante der 
Identifikation von Rot und Braun. Das Problem dabei ist, daß unter den 
gegenwärtigen Kräfteverhältnissen sich die offizielle. Gewerkschaftspolitik 2.T.in 
der- Tat_im Sinne_einer solchen Integrations- und Stabilisierungspolitik integrieren 
läßt. _Öffenen Klassenauseinandersetzungen soll die Perspektive der Machtentwick- 
lung abgeschnitten werden. 


Fi WAS BEFÖRDERT DEN KLASSENWIDERSTAND, WAS WIRKT 
j IHM ENTGEGEN? 


Fassen wir zusammen: Die Kermfrage nach sich entwickelnden Widerstandsmomen- 
ten richtet sich auf die Auflösung der teils aktiven teils passiven Integration der 
Arbeiterklasse in die kapitalistische Produktionsweise, ohne daß eine sozialistische 
Perspektive ‚schon vorhanden wäre. Was sind also die. hemmänden, was sind die 
‚ Worwärts treibendert Momente einer solchen Auflösung? 


1. ‚Über die “industrielle Reservearmee verschärft sich zunächst naturwüchsig die 


“ Kokurrenz innerhalb der Arbeiterklasse und treibt, gerade angesichts mangelnder 
Klassenerfahrungen, in die Isolation. Die Herrschaft des Kapitals erscheint 
deshalb umso unangreifbarer. 'Regt sich Widerstand im Beirieb, so kann die 
Entlassung als Druckmittel ganz anders eingesetzt werden, als in Phasen der 
Volibeschäftigung. Die existierenden sozialpolitischen Sicherungen verhindern 
darüberhinaus noch ein Aufbrechen härtesten materiellen Elends. Auch im 
Bewußtsein gelten sie solange als potentielle Sicherheit, als die Arbeitslosigkeit 


als v srübergehender Konjunkturunfall erscheint. 


2.:Die Bindung der offiziellen Gewerkschaftspolitik an die SPD-Regierungspolitik 


a, 
eier 


und die entsprechende Kapitällogik, basierend wesentlich auf der Vorstellung 
und Erfahrung gesicherter Vollbeschäftigung, führt in der Praxis dieser Politik 
dazu, die Arbeiter selbst ihrer Konkurrenz untereinander und so der Bewegung 
des Kapitals voll auszuliefern. Damit wird aber auch die Möglichkeit erschwert, 
für andere Forderungen einzutreten, wie Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
und Abwehr der Reallohnsenkung. Dem naturwüchsigen Zustand, wie er oben 
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beschrieben, wird demnach von einer offiziellen Gewerkschaftspolitik. nicht 
entgegengearbeitet. (22) In der "Gewerkschaft existiert ein tiefverwurzeltes 
Verständnis von der Erhaltung der Einheit der Organisation um jeden Preis, das 
sich auch auf die jeweilige Politik erstreckt und Kritik so unterbinden und mit 
Isoliggung . oder Ausschluß bedrohen kann. Auf dieser Basis versuchen rechtssozi- 


aldemokratische Tendenzen den Gewerkschaftsleitungen mit der Beschwörung 
der Einheit als angeblicher Stärke die Gewerkschaft auf eine Politik faktischer 


- unterdrücken, Dies läuft auf eine ne Schwächung dei Organisation hinaus. (23) 
. Ein selbständiger. Widerstand. hat..es_umso_schwerer, als selbständige Klassen- 
kampferfahrungen nn noch keinen allzugroßen Umfang haben, die 


innerhalb des Betriebs und über ihn hinaus in Auseinandersetzung mit der 
SPD-orientierten Gewerkschaftspolitik entwickelt sind. Die ohnehin geringen 
Kampferfahrungen sind zusätzlich durch die Distanzierung der Gewerkschaftslei- 
tungen von den Streikbewegungen im Jahre 1973 relativiert worden. Es sind nur 
wenige Betriebe, wo die Kampferfahrungen schon bis zu einer bewußten und 
organisatorische Ausdrucksformen findenden Auseinandersetzung mit einer 
sozialdemokratisch-sozialpartnerschaftlichen Politik gelangt sind. Wo sich solche 
Ansätze entwickeln, stehen sie zudem häufig unter der Drohung der Sanktionie- 


us rung über Gewerkschaftsausschlüsse. 


“Als ‘den“"Widerstand ‚vorantreibende Möimiente' “Können demgegenüber änge- 2 


„geben werden: re 
1. Die Erfahrung zeigt, daß sich Widerstand in der Krise nur von den Beschäftigten 
"her entwickeln läßt. Wie schlägt also die Arbeitslosigkeit auf die Beschäftigten 
zurück? Die Konkurrenz um die Erhaltung des Arbeitsplatzes wird vom Kapital als 
Machtgrundlage der Arbeitsverschlechterung, der Reallohnsenkung und der Dequali- 
fikation genutzt. Gesundheitsverschleiß geht mit der Arbeitsintensivierung einher. 
Dieser Druck verstärkt sich in dem Maße, wie das System der sozialen Sicherung in 


die 


Krise_hineingezogen wird, und damit Arbeitslosigkeit unmittelbar zum Gegen- 


stand gewerkschaftlichen Kampfes werden kann. Für die Arbeitslosen bedeutet die 


22) 


23) 


Wir können hier festhalten, daß das Schicksal des Arbeiters in der BRD eben deshalb 
noch als aus der Ökonomie quasi ableıtbar erscheint, ‘weil die Widerstandsformen gegen 
die‘Bewegung des Kapitals und deren Auswirkungen auf die Lage der Lohnarbeiter nur 
schwach entwickelt sind und zudem — wie wir gezeigt haben — die offizielle Gewerk- 
schaftspolitik noch dazu beiträgt, die Arbeiter der Kapitalbewegung auszuliefern. 

Dies mag erklären, u.a., daß rechte Betriebsräte trotz des offensichtlichen Scheiterns 
ihrer Politik in den BR’ Wahlen noch von beträchtlichen Teilen gewählt worden sind. 
Nach Erfahrungsberichten von Persönlichkeitswahlen, also Wahlen, die nicht die Frage 
der Organisation mit zum Thema machten, ist die Tendenz, konsequente Interessenver- 
treter zu wählen, noch weit stärker ausgeprägt als wenn linke Listen zur Wahl standen. 
Das zeigt sich selbst noch an den permanenten Schwierigkeiten, die die SPD mit ihrer 
eigens zur besseren Integration zugedachten Arbeitnehmer-Arbeitsgemeinschaft hat. 
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Krise des Sozialversicherungssystems Verstärkung der Tendenz zur Senkung ihres 
Lebensniveaus und zur Dequalifikation. Die Drohung sozialer Deklassierung in der 
Arbeitslosigkeit verschärft_sich. Die Inflation stellt zusätzlich ‚eine dauernde Be- 


„„Arohung des erreichten Lebensniveaus. dar. 


we: Insgesamt sind damit aber Momente gesetzt, die die Erfahrung der Zohnarbeiter- 
"existenz als Klassenexistenz hervortreiben. Zum einen produziert die Krise Nivellie- 
rung zwischen den verschiedenen Schichten. Zum zweiten schwindet. die ‚Möglich- 
keit, die Arbeitslosigkeit.als.vorübergehenden Betriebsunfall mit. leidlich materieller 
Sicherung zu verharmlosen. Der Druck, sich gegen Entlassungen zur Wehr zu setzen, 
‚steigt. 

3,-Diese Erfahrungen treffen_auf_die_tradierte, an._Vollbeschäftigung. orientierte 
"Gewerkschaftspolitik. Diese erweist sich mit der Auflösung von Wachstumsillusion- 
en und der Illusion von der Machbarkeit der Konjunktur als perspektivlos im Sinne 
einer Interessenwahrnehmung der Lohnabhängigen. Ihre Legitimation wird äußerst 
dürftig, wenn sie einzig negativ erfolgt: Nämlich aus dem Mangel einer Perspektive 
der Machtentfaltung angesichts drohenden Drucks und der möglichen Verschärfung 
innergewerkschaftlicher Repression. Denn einer Politik, die keine Perspektive der 
‚ Interessenwahrnehmung mehr zeigt, steht die breite _gewerkschaftliche . Tradition 
' gerade in den unteren Funktionärsschichten entgegen. Im Unterschied zur SPD-Mit- 
an existiert. eben in den Gewerkschaften ein 2. 8 ‚reformistisches — 


ach der verbesserten Lebensbedingungen in der Reproduktion, & Dieses wird bei Ver- 


; 
| 


letzung di dieser Rechte mobilisiert. 
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10. BELEGSCHAFTEN SAMMELN KLASSENERFAHRUNGEN UND 
ERFAHRUNGEN IM KLASSENKAMPF 


Doch versuchen wir, die dargestellten Tendenzen in Momenten historisch existenter 
sozialer Bewegung noch einmal genauer aufzuweisen. Zu diesem Zweck greifen wir 
wesentlich drei Fälle heraus, bei denen Massenentlassungen entweder unterschied- 
‚liehen Charakter haben, oder auf unterschiedliche historische Erfahrungen treffen. 
ww Kassel is? ein relativ junger Betrieb mit neu zusammengesetzter Arbeiterschaft, 


die Bisher. "noch ‚keine äinschneidenden Erfahrungen. mit der. ‚Verunsicherung. der 
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ist dadurch gekennzeichnet, daß größere Teile der Belegschaft ays dem Ruhrberg- 
bau ... sind. Sie haben die an Y von ‚Betriebsstillesungen. und Massen- 


Arbeiterexistenz j im Gefolge .der kapitalistischen Akkumulation hatte, Opel Bochum: 
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te _eröffnet.. „Unterschiedlich sind. zudem die politisch- organisato- 
rischen Bedingungen. Bei if W-KassePexistiert ein linkssozialdemokratisch. orientier- 


ter Betriebsrat, der bei den diesjährigen Betriebsratswahlen r mit überwältigender 
Mehrheit wiedergewählt wurde. Schon vor mehreren Jahren wurde damit begonnen, 
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Vertrauensleutearbeit zu en Bochum! ist a, seinen. rechtssozial- 
demokratischen Betriebsratsvorsitzenden_ Perschke und durch den großen Erfolg 
einer linken Betriebsgru ruppe bei den letzten Betriebsratswahlen bekannt geworden. 
In Erwiite und in Kalldorf finden wir Betriebsräte und Gewerkschaftsfunktionäre, 
die"tradtitionell an einer selbstbewußten und kämpferischen Interessenvertretung 
orientiert sind, und die voll in die Auseinandersetzungen der Belegschaften mit dem 
Kapital integriert waren. Deutlich werden soll vor allem, wie die Erfahrung selbst 
zeigt, daß die individuelle Konkurrenz kein Fluchtpunkt vor den Angriffen des 
Kapitals zu bilden vermag, in welcher Weise also das Kapitalverhältnis als Klassen- 
verhältnis sichtbar wird. Dazu soll über VW-Kassel berichtet werden. Opel 
Bochum zeigt. dann den Prozeß im fortgeschritteneren Stadium, wo sich nämlich 
Momente des Klassenwiderstands und des ‚Klassenbewußtseins ‚entwickeln. Das nur 
Forsetzungslinie zu VW od Opel. Hier handelt es s sich vielmehr darum, zu zeigen, 
wie durch die Betriebsstillegungsdrohung Klassenerfahrung i in ganz kurzer Zeit ent- 
steht, und wie reformistisch orientierte kämpferische Teile der Gewerkschaftsorga- 


nisation die Klassenauseinandersetzungen mit organisieren. 


a) VW-Kassel, oder: Die Erfahrung des Klassenschicksals (24) 


Die Massenentlassungen bei VW-Kassel gingen bisher sang- und klanglos über die 
Bühne. Sie erschienen gar nicht ais solche, sondern.als_.‚freiwilliges‘‘_Verlassen_des 
Betriebs. Aus Berichten von Vertrauensleuten geht hervor: Ausländer wurden natür- 
lich ohne_großes Aufheben entlassen. Dann gab es die, Aufhebungsverträgex Der 
Unternehmer nahm darauf Einfluß, „daß sich diejenigen Kollegen zu Aufhebungs- 
verträgen entschließen, die die geforderte Arbeitsleistung nicht erbringen konnten; 
das waren solche, denen es schwer fallen durfte, einen gleichwertigen Arbeitsplatz 
zu finden. Zu diesem Zweck nutzte man das Bestreben von Abteilungsleitern und 
Meistern aus, in ihren Abteilungen möglichst viel einzusparen, um Kollegen unver- 
hohlen anzudeuten, ein freiwilliges Ausscheiden mit einer Abfindung wäre für sie 
günstiger als eine mögliche Entlassung nach den Betriebsferien.” Ein Teil der deut- 
schen Arbeiter fand _Wiederbeschäftigung bei der Firma Hanomag in Kassel. Die 
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fanden bisher Betriebsrat nd Vertrauenskörper weder entscheidenden Anlaß, noch 
Möglichkeit zur Entwicklung einer Politik gegen die Massenentlassungen. Die Akti- 
vität.des Betriebsrats stand unter dem Motto, durch. „Zustimmung 2 zur Kurzarbeit, zu 
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den. „Aufhebungsverträgen“ und. anderen "„beschäftigungspolitischen ‚Anpassungs- 


24) Die folgenden Zitate stammen aus: Göttinger Betriebs-express, Nr. 12/1975, S. 12, so- 
wie: Gülden/Peter, Über die Situation bei Audi/NSU und VW, wird demnächst veröffent- 
licht in: Kritisches Jahrbuch 1975, Hrsg.: Jacobi u. a. 


197 


maßnahmen Schlimmeres” aufzuhalten. Eine allgemeine, alle Beschäftigten umfas- 
sende Widerstandperspektive gegen den.Konzern wurde nicht entwickelt. 

Vor allem die Facharbeiter hatten gehofft, durch Stillhalten ihre Haut zu 
retten, über die individuelle Konkurrenz der Bedrohung zu entgehen. Doch welche 
Erfahrungen werden inzwischen gemacht? 

Aus der Instandhaltung und dem Werkzeugbau, also den Facharbeiterabtei- 
lungen werden Leute an die „Ausländerarbeitsplätze“ umgesetzt. Bei vielen Arbei- 
tern entstand dadurch Angst und Verwirrung, die wiederum dazu führte, daß in 
einzelnen Abteilungen Kollegen dazu gebracht wurden, „freiwillig“ der Umsetzung 
an einen schlechter bezahlten Arbeitsplatz zuzustimmen. Es wird also die Erfahrung 
der. Dequalifikation gemacht. Wirkt hier zunächst noch der Rationalisierungsschutz 
dahin, wenigstens den alten Lohn zu ‚erhalten, so fällt auch diese Kompensation 
mittlerweile. fort. Zur Dequalifi) kation kommt die Lohnsenkung und zur Lohnsen- 
kung der Druck auf die Arbeitsleistung. Dabei machen die Arbeiter die Erfahrung, , 
daß ihre_Konkurrenz untereinander, die zunächst als individueller Rettungsanker 
erschien, vom _Unternehmer.als Erpressungsmittel._ gegen. sie eingesetzt wird.‘ Was 
man schon immer gemacht hat, aber was jetzt gerade so deutlich wird, daß man 
versucht, so einzelne Schichten gegeneinander auszuspielen.... da kommt der Mei- 
ster in die Presse und spricht ganz einfach zu dem Kollegen, der z. B. 5 000 Teile 
fahren muß, „Hör mal, der gestern abend hat 5 500 gepackt. Der weiß, in welcher 
Situation wir sind.“ Obwohl der Kollege ganz genau weiß, daß die Stückzahl festge- 
legt worden ist, dann knallt der drauf, dann macht der z. B. 5 600. Und so geht das 
Spielchen weiter. Obwohl, wenn man zu dem Kollegen hingeht, er das dann ein- 
sieht.“ Auch wenn sie_die Einsicht haben, ausgespielt zu werden, bleibt doch Angst 
und Unsicherheit, wenn. sich keine Handlungsperspektive. bietet. Eher „knallt er 
drauf“, weil er „dadurch meint, seinen Arbeitsplatz zu sichern“ ; „er meinte, daß er 
der letzte wäre, der aus der Abteilung umgesetzt wird“. Diese nur auf. individuelle 
Sicherung bezogene Strategie, welche in der Phase, ökonomischer Prosperität durch- 
aus ‚häufig. einen innerb etrieblichen Aufstieg ermöglicht hätte, wird jetzt zum ohn- 
mächtigen Rettungsanker ohne irgendeine Perspektive. Der Vertrauensmann muß 
auf die Frage, wie sich der Krankenstand entwickelt habe, antworten: „Hervorra- 
gend, wir haben kaum noch Kranke.“ Und erklärt dazu: „Und das muß man ganz 
einfach so sagen, daß sie eben auf ihre Gesundheit bezogen die wirtschaftliche 
Situation aufs Spiel setzen: um dadurch eben zu meinen, ‚ja gut, wenn ich nicht 
krank bin, dann habe ich meinen Arbeitsplatz quasi sicherer,‘“ was ja gar nicht der 
Fall ist.‘ 

Dies geschieht in einem Werk, in dem sich noch 2 Jahre zuvor Kampfbereit- 
schaft und | Selbstbewußtsein in spontanen Aktionen auch und gerade unter Fachar- 
beitern gezeigt hatte. "Auf der Basis ihrer durch Qualifikation und Betriebserfahrung 
relativ stärken Stellung gegenüber dem Kapital und auch innerhalb der Arbeiter- 
schaft haben diese Facharbeiter in einzelnen Aktionen zu kämpfen gewußt, so etwa, 
als bei den Verhandlungen um den Tarifvertrag 1973 die rd. 300 Facharbeiter im 
Werkzeugbau kurzfristig die Arbeit niederlegten, durch die Halle zogen und 11 % 
Lohnerhöhung forderten. Die Arbeiter an den I Bändern hatten. sich an dieser ersten 
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Aktion jedoch nicht beteiligt. Allerdings nahmen | letztere an einer zweiten größeren 
Aktion zur Verteidigü sung der "Erfolgsprämie 4 4 Monate später teil. Solche Kampfakti- 
onen n bargen \ zen weiter Sr ‚großen Risiken. Unterschiedliche, keine antagonistischen 
Interessen formulierten 'sich in ihnen. Sie glichen den Streiks, wie sie 1969 von einer 


De SE WE UNERG U ENRERU RER PEN 


relativ starken Position aus spontan von den Arbeitern geführt worden waren: „Bei 
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den Diskussionen um die Erfolgsprämie mit der Werksleitung zeigte sich die gute 
Information der Arbeiter über die Lage bei VW: Die 8 % seien finanziell drin, denn 


es waren für die Zahlung von 5,35 % bereits Rücklagen gebildet worden”. Das 
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liche Klassenerfahrungen konnten hier somit nicht gemacht werden. "Was; gegenwän. 


just nshaen. antenne ne 


tig "stattfindet, ist die gründliche Destruktion der Vorstellung, von einer gesicherten 
Machtposition ausgehen zu können. Die Erfahrung der Bedrohung des Arbeitsplat- 
zes in der Krise, von innerbetrieblichen Umsetzungen, von Arbeitsintensivierung in 
einer Atmosphäre der Angst hat gründlich die Hoffnung gerade auch der Facharbei- 
ter zerschlagen, durch ihre relativ starke Stellung auf dem Arbeitsmarkt und im 
Betrieb individuelle Lösungswege zu finden. Der verbleibende Lösungsweg verwan- 
delt die bisher starke Stellung in eine Situation der Schwäche. 

Soweit noch Hoffnung auf individuelle Auswege existiert, so nur noch unter 
schweren Einschränkungen und der Verdrängung bisheriger sozialer Positionen und 
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Es wird also die Erfahrung des gemeinsamen Klassenschicksals ‚gemächt.Wa- 
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rum versucht nu "nun “aber c der “sich selbst als’ links 'verstehende Betriebsrat und der . 


Vertrauenskörper nicht, auf dieser Basis eine "Widerstandspolitik zu entfalten? In 
dem Bericht der Vertrauensleute heißt es weiter: Seit einem Jahr werden die Auf- 
hebungsverträge ohne Widerstand praktiziert. Die Folge ist „daß die Kollegen und 
Kolleginnen und auch die Funktionäre innerhalb des Betriebs zum Teil gegenüber 
früher, wo sie ohne weiteres aufgemuckt haben, daß sie eben bestimmte Sachen 
angeprangert haben beim Betriebsrat, daß das heute rückläufig ist. Daß. z. B. Ver- 
trauensleute, obwohl sie die Möglichkeit haben, obwohl sie heute abgesichert sind 
und ihnen überhaupt nichts ‚passieren v würde, Vertrauensleutesitzungen während der 


and männer be 


Arbeitszeit fernbleiben.“ 
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"Zum eine wirkt also die Disziplinierung über die Existenzangst auch auf die 
Gewerkschaftsorgane im Betrieb, trotz Schulung. Ein zweiter wesentlicher Hinde- 
rungsgrund für die Entfaltung einer betrieblichen Widerstandsstrategie besteht aber 
auch darin, daß die Betriebsräte.eine Gesamtstrategie der IG-Metall in bezug auf den 
Konzern, vermißten., Im Vertrauen auf die Macht der Örganisation und den traditio- 
nellen Erfolg. ihrer Politik schiebt man die Entwicklung von alternativen Perspekti- 
ven von Betriebspolitik zurück. Daraus ergibt sich aber andererseits, daß in dem 
Maße, wie gerade die unteren Gewerkschaftsfunktionäre in ihrer Politik notwendi- 
gerweise von der Gesamtorganisation im Stich gelassen werden, keine Perspektive 
auf Dauer mehr existiert, sie zu eigenem Handeln gezwungen sind, wenn sie über- 
haupt als Interessenvertretungen handeln wollen, und die Gesamtorganisation mit 
hineinziehen müssen, statt auf ihre Initiative zu warten. „Und ich meine, ganz 
einfach aus einem politischen Selbstverständnis heraus, hätten wir hier in Kassel 
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normal auch den Hammer schmeißen müssen, mit Unterstützung auch der IG-Metall 
eben durch Informationen und mit Solidaritätskundgebungen und Erklärungen, ge- 
rade bezogen auch auf die anderen Werke.“ 


5 


bfOpel Bochum. oder: Die Entwicklung klassenbewußter Gewerkschaftspolitik auf 
der Bäsis der Klassenerfahrungen (25) 


Die Erfolge konsequenter Gewerkschafter in den Beiriebsratswahlen, sowohl auf 
Persönlichkeitslisten als auch auf ‘oppositionellen Listen machen deutlich, daß da, 
ı wo Belegschaften in betrieblichen Auseinandersetzungen, vor allem auch während 
der Streikaktionen 1973, ihre eigenen Erfahrungen im Konflikt mit sozialpartner- 
schaftlichen Betriebsräten und Gewerkschaftern haben machen müssen, solche Lin- 
e gewählt werden, die eine Perspektive konsequenter Betriebspolitik ı praktizierten. 


ei Opel Bochum hat wei weit über ein Drittel der Belegschaft Betriebsräte gewählt, die 
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ich teilweise als I Kommunisten ı vörstellten und mit antikommunistischer Hetze ein- 


cn eVendi 


gedeckt worden waren. Auch bei Daimler Stüttgart i ist es trotz antikommunistischer 

Hetze der örtlichen Gewerkschaftsleitung nicht gelungen, eine bewußte Politik lin- 

ker Betriebsräte von der Belegschaft zu isolieren. Die Verteilung der Stimmen bei 
‚ Opel zeigt, daß die linken Betriebsräte insbesondere von den durch sozialpartner- 
schaftliche Betriebspolitik kaum vertretenen Schichten der un- und angelernten 
Arbeiter, der "Ausländer und der von ı besonders harten gesundheitsschädlichen Ar- 
beitsbedingungen Be Betroffenen (wie € etwa den :n Lackierern) gewählt worden sind. Dar- 
überhinaus sind sie, wenn auch in geringem Mäße, von solchen Facharbeitern ge- 
wählt worden, .die-in-die. Konflikte des Jahres 73 einbezogen waren. 

Am Wahlerfolg und an der nervösen Reaktion der Presse und rechter Sozialde- 
mokraten läßt sich die aktuelle Bedeutung einer zum sozialpartnerschaftlichen Kurs 
alternativen Betriebspolitik in der Krise ablesen. Diese Politik folgt dem Prinzip, die 
Belegschaft selbst die Konflikte austragen zu lassen, damit Solidaritätserfahrungen 
in den Auseinandersetzungen mit den Kapitalisten akkumuliert werden. So verfuh- 
ren sie, nach eigenen Aussagen, als einem Belegschaftsmitglied die Entlassung droh- 
te, da „er einige Male betrunken gewesen sei“. Wir unterstützen den Kollegen; wir 
sagten ihm nicht: ‚Ich werde das der Geschäftsleitung vortragen, ich habe da meine 
Kanäle, ich werde für Dich mein Bestes tun, aber versprechen kann ich nichts.‘ 
— sondern gingen. mit ihm in die Abteilung, sagten, der Betriebsrat und erst recht 
die Geschäftsleitung saufen. ‘auch mal; wenn Ihr Euch nicht vor. Euren ‚Kollegen 
stellt, kann die Geschäftsleitung mit einem von Euch aus irgend ’ nem anderen 
Grund. das ‚gleiche machen; und seine Arbeit. nehin. mitmachen. Wir 
können. Euren Kollegen nicht retten, erst recht nicht alleine. 


In ihrer Broschüre” „Eine Belegs chaft sammelt Erfahrungen“ begründen sie 


25) Sämtliche Zitate aus: Opel Kollegen (Hrsg.), Opel-Bochum 1972-1975, eine Belegschaft 
sammelt Erfahrungen! 
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ihre gegen jede_Stellvertreterpolitik _gerichtete._Betriebsratsarbeit: „Das Kapital 
preßt uns aus. In der Profitmaschine des größten Konzerns der Welt, General Mo- 
tors, lernt jeder Arbeiter täglich mehr: „Sozialpartnerschaft“, „Lebensqualität“... 
usw., — das sind nichts als hohle Phrasen. Die Dokumentation zeigt: Für jede einzel- 
ne Forderung der Arbeiter sind wir angewiesen auf unseren Zusammenschluß und 
gemeinsamen Kampf. Und der gemeinsame Kampf für jede noch so kleine Verbes- 
serung stärkt unsere Einheit und stellt uns immer dringender vor die Frage nach 
dem Ausweg aus der kapitalistischen Lohnsklaverei..... Nur mit einer klassenkämp- 
ferischen Einheit werden wir unsere Interessen verwirklichen.“ 

Die Belegschaftsforderungen haben sich aus den im Betrieb gemachten Erfah- 
rungen mit dem Unternehmen und in Auseinandersetzung mit dem sozialpartner- 
schaftlich-rechtssozialdemokratisch orientierten Betriebsratsvorsitzenden Perschke 
entwickelt. An ihnen werden demnach vorhandene Momente von Widerstandsbe- 
wußtsein deutlich: In einem Flugblatt vom 1.2.74 heißt es: „Runter mit den Band- 
geschwindigkeiten! Die Empörung über die mörderische Arbeitshetze wächst im 
ganzen Werk. Fast 600 Wagen pro Schicht! Als Grund wird von seiten der Ge- 
schäftsleitung gesagt: der Krankenstand ist von etwa 13 % auf etwa 6 % gesunken: 
es sind 1 500 Mann mehr an Bord als normal, deswegen so hohe Stückzahlen! Als 
ob die Opel-Aktionäre uns malochen lassen, um die Arbeitsplätze zu erhalten! Wenn 
Perschke und seine Leute im Betriebsrat genauso erklären: ‚Das hohe Arbeitstempo 
liegt am Fehlverhalten der Belegschaft; zuviele kommen krank zur Arbeit!‘ Dann 
verkaufen sie uns alle noch für dumm. Wer dreht denn das Band hoch? Perschke 
und seine Leute werfen dem einzelnen Kollegen vor, daß er trotz Krankheit zur 


Arbeit kommt. Tatsache ist: die allermeisten Kündigungen werden von Opel mit 


‚zuviel Fehlzeiten‘ begründet. Und nach den herrschenden Gesetzen ist das genauso 
‚legal‘ wie der Lohnraub bei Kurzarbeit. Der einzelne Kollege wird nur dann keine 
Angst haben, auch in der jetzigen Situation seine Krankheit auszukurieren, wenn er 
weiß, daß die Belegschaft solidarisch alle Entlassungen bekämpft. Also: egal, wie 
groß die Belegschaftszahl ist, DIE BANDGESCHWINDIGKEITEN MÜSSEN RUN- 
TER!“ 

Die schon während des Opel-Streiks 1973 entwickelte Forderung nach der 
Verkürzung der Schichtzeiten hat unter der Perspektive, die vorhandene Arbeit auf 
mehr Hände zu verteilen, ihre besondere Aktualität in der Krise. „Wenn fast 


60 000 organisierte Opel-Arbeiter (mit ihren Familien zusammen sind das weit über _ 


100 000 Menschen, denen allen eine kürzere Schichtzeit zugute käme) für eine 
solche gewerkschaftliche Forderung auf dem Weg zum 7-Stunden-Tag mobilisiert 
würden, dann könnte das ein Vorbild für alle Großbetriebe sein, sich unserem 
Kampf für menschlichere Arbeitszeit anzuschließen.‘ In ihren besonders auf die 
Krise bezogenen Forderungen: 

— Voller Lohn bei Kurzarbeit! Keine Entlassungen! 

— Runter mit dem Arbeitstempo! Kein Lohnverlust bei Umbesetzungen! Schicht- 

zeitverkürzung! 

knüpften die Opelarbeiter an ihre Erfahrungen mit Entlassungen durch die Zechen- 
stillegung an. „Den stärksten Beifall erhielt im Werk II ein älterer Kollege, der seine 
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Erfahrungen von der Zechenschließung berichtete.“ (Das Werk II mit seinem be- 
trächtlichen Facharbeiteranteil hat der linken Liste nahezu soviel Stimmen (1 575) 
wie der Perschke-Liste (1 694) gegeben, Arbeiter und Angestellte zusammen gerech- 
net.) 

Mit der Kritik: „Abfindungsprämie — Kündigung mit Zuckerbrot!“ wurde die 
Aussage von Perschke zurückgewiesen, die Abfindungsprämien seien eine „elegante 
Lösung“ und hätten Massenentlassungen verhindert. Schon zuvor konnte in einer 
Betriebsversammlung im September 74 es zu Riesenbeifall kommen, als Perschke in 
einem Versprecher von „Abfindungsbetrug“ sprach. Die der Gewinnlogik folgende 
Stillhaltepolitik der Perschke-Gruppe wird aus der sich selbst bestätigenden Prophe- 
zeiung, die Kollegen seien ohnehin resignativ, gerechtfertigt. „Wenn es dir hier nicht 
mehr paßt, dann kannst Du ja in den Sack hauen. Auch die Bergleute haben damals 
die Zechenschließungen nicht verhindert, obwohl sie unter schwarzen Fahnen nach 
Bonn marschiert sind.“ Massenumsetzungen „wie auf einem Verschiebebahnhof“ 
verstärken nach den Aussagen der linken Betriebsratsgruppe die Solidarität im Be- 
trieb: „Die Facharbeiter, die jetzt bedroht werden, an die Bänder zu müssen, wer- 
den im Kampf gegen die Akkordhetze die Kollegen im Akkord mehr unterstützen 
als zuvor.‘ Das heißt aber, die Krisenerfahrungen — frühere (im Unterschied zu 
Kassel) und gegenwärtige — haben Differenzierungen innerhalb der Arbeiterschaft, 
etwa nach Qualifikation und Status angesichts der gemeinsamen Bedrohung zurück- 
treten lassen. Ob die Arbeiter ein nur negatives, Passivität und Flucht ins Private 
bestärkendes Verhalten einnehmen, hängt entscheidend von — wenn auch noch so 
geringen — Erfolgen im Widerstand gegen Maßnahmen des Unternehmens ab, wel- 
che mit einer Perspektive konsequenter Betriebspolitik verbunden sind. 

Auch wenn es bisher nur zu geringen Erfolgen in der Realisierung der gesteck- 
ten Ziele kommen konnte, unter anderem auch wegen der noch immer starken 
Perschke-Gruppe, zeigt nicht zuletzt auch der Wahlerfolg der Linken unter den 
verschiedenen Schichten der Opel-Belegschaft, daß die Möglichkeit der Entwicklung 
einer Perspektive des Widerstands die Ansätze von Solidarität unter den Arbeitern 
ganz entscheidend fördert. 

Ist bei VW die Erfahrung der gemeinsamen Klassensituation erst mit dieser 
Krise gemacht worden, so haben sich die bei Opel längst historisch akkumulierten 
Erfahrungen in Belegschaftsforderungen umsetzen und zu einer entsprechenden 
Handlungsperspektive in den Auseinandersetzungen mit dem Unternehmen ent- 
wickeln können. Mit einer betrieblichen Aktionsperspektive können die Erfahrun- 
gen etwa der Opel-Arbeiter mit dem Kapitalismus, so die Erfahrung der Arbeitslo- 
sigkeit durch Zechenstillegung, aktualisiert werden und brauchen nicht in resignati- 
ver Abwehr vergessen gemacht zu werden. Es spricht viel dafür, daß die beschwore- 
ne Apathie lediglich die zunächst sehr realistische Vorwegnahme fehlender Hand- 
lungsmöglichkeiten ist; solchermaßen als Passivität erscheinende verdrängte bzw. 
abgewehrte Erfahrungen von Kapitalismus können in eine Perspektive betrieblicher 
Machtentfaltung zur Einschränkung von Entlassungen und Lohnkürzungen produk- 
tiv genutzt werden. | 

Entscheidend ist aber auch, daß die einzelnen Forderungen und ihre Entwick- 
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lung aufzeigen, in welcher Weise, ausgehend von den als legitim und rational erschei- 
nenden Bedürfnissen, gegen das Kapital eine Politik entwickelt werden Kann, in der 
sich der Kampf um die Verbesserung der Arbeitsbedingungen mit dem Kampf gegen 
Rationalisierung und Massenentlassungen verbinden läßt: Verteilung der Arbeit auf 
mehr Hände! Daß es sich dabei notwendig um eine Alternative zur entwickelten 
Gewerkschafts- und Betriebsratspolitik handelt, um eine Gewerkschaftspolitik, die 
vom Klassengegesatz ausgeht, wird nicht zuletzt in der Härte der Auseinandersetzung 
mit dem Rechtssozialdemokraten Perschke sichtbar. 


c) Erwitte und Kalldorf: Individuelle Ausweglosigkeit und gemeinsamer Widerstand 


Die Aktionen in Erwitte und Kalldorf hatten dagegen darin ihren Ausgangspunkt, 
daß individuelle Ausweichlösungen durch die Plötzlichkeit der gleichen Drohung, 
arbeitslos zu werden, gar nicht mehr zur Debatte stehen konnten. 

In den Jahren zuvor waren etwa in Kalldorf Hunderte entlassen worden, um 
so wenigstens den „Betrieb“, einen Teil der Belegschaft, zu retten, ohne daß eine 
Aktionsstrategie für den Erhalt aller Arbeitsplätze entwickelt worden wäre. Die 
Drohung des gleichen Schicksals der Arbeitslosigkeit für die gesamte Belegschaft 
ohne die Chance in dieser Region, individuell verschont zu bleiben, zwangen Be- 
triebsrat und Belegschaft erst zu gemeinsamen Streik- und Besetzungsaktionen. Sie 
gingen dabei allerdings von dem als selbstverständlich angesehenen Recht aus, ihre 
Arbeitsplätze gerade in der Krise gegen die Verletzung des Rechts auf Arbeit zu 
verteidigen. 

Der Kampf der Belegschaften von Kalldorf und Erwitte entstand aus dem 
Zwang, ihre Interessen in einer Situation radikal zu vertreten, in der in der Tat 
nichts mehr zu verlieren ist, sondern ‚wir nur noch gewinnen können“. „Und man 
doch sonst sein eigenes Todesurteil hätte unterschreiben müssen“, wie es ein Beleg- 
schaftsmitglied von Erwitte formuliert hat, das die Erfahrung der Stillegung eines 
Metallbetriebs 2 Jahre zuvor hatte mache müssen. 

Ebenso unmittelbar und selbstbewußt gingen sie von der Unterstützung und 
Solidarität der Gewerkschaftsorganisation aus. Sie initiierten ihre Aktionen mit 
Hilfe örtlicher Gewerkschaftsfunktionäre und ohne die vorherige Absegnung der 
zentralen Gewerkschaftsleitungen, in der Ahnung möglicher Kritik. Stattdessen lie- 
ßen sie die Unterstützung der Gewerkschaftsorganisation durch jene örtlichen Ge- 
werkschaftsfunktionäre in der Öffentlichkeit melden und zwangen praktisch über 
diesen Weg die zentrale Gewerkschaftsleitung, nun ihrerseits auch öffentlich Akti- 
onen zu unterstützen, die sie sonst wohl nie unterstützt hätten. Die Kollegen mein- 
ten jedoch: ‚Wir sind eine Kampforganisation, sonst Können wir gleich in den DAS 
(Rechtsschutzverein) eintreten.“ „Wenn die uns nicht unterstützen, werfen 500 
Kollegen (in Kalldorf) die Bücher hin.‘ Sie gingen dabei von der Notwendigkeit und 
Selbstverständlichkeit der Unterstützung des Kampfes durch die Gesamtorganisa- 
tion aus und eigneten sich in der Form, in der es solchen einzelnen Belegschaften nur 
möglich ist, die Organisation als ihre Kampforganisation an. — Übrigens bei Kalldorf 
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trotz aller über juristische Warnungen angedeuteten Restriktionen des Hauptvor- 
standes. Hierin drückt sich eine Vorstellung gewerkschaftlicher Demokratie aus, 
die sich angesichts der unwidersprochenen Legitimität des Kampfes um die Arbeits- 
plätze auf die selbstverständliche ‚Folgebereitschaft“ der Gewerkschaftsleitungen 
zur aktiven Solidarität stützt und die Drohung des kollektiven Austritts als demo- 
kratischen Druck auf die Organisationsvertreter begreift. 

Diesem Druck sind angesichts der Zentralisierung der Kompetenzen in den 
Gewerkschaftsleitungen allerdings starke Grenzen gesetzt. Es ist ein offenes Ge- 
heimnis, daß die Hauptvorstände Aktionen und insbesondere deren solidarische 
Unterstützung beschränkt sehen möchten. Die Arbeiter haben jedoch umso nachhal- 
tiger eine breite, sie unterstützende Arbeiteröffentlichkeit entwickelt, um minde- 
stens Ansätze einer gemeinsamen Perspektive der Arbeiterschaft zu entwickeln. Ihr 
Interesse ist, eine solche Perspektive gegenwärtig zu machen, wie sie eigentlich in 
der Gewerkschaftsorganisation durch ihre Stärke repräsentiert sein soll. Es sind 
Ansätze entwickelt worden, eine gemeinsame Perspektive zwischen den einzelnen 
Belegschaften im Rahmen des Mannesmann-Konzerns, zu dem Kalldorf gehört, 
durch Vertrauensleutekonferenzen und Absprachen für gemeinsame Proteste zu ent- 
wickeln. Die Belegschaften in Kalldorf und Erwitte begreifen ihre Aktion als exem- 
plarische Aktion, innerhalb derer sie sich gegenüber der Arbeiteröffentlichkeit 
verantwortlich fühlen für einen Kampferfolg gegenüber dem Kapital. 

Im Laufe der Aktionen hat sich daher eine Solidarität herausgebildet, die weit 
über die anfänglichen Formen hinausgewachsen ist und z. B. in Erwitte die -Kündi- 
gungsrücknahme zur gemeinsamen politischen Sache gemacht hat, welche neben 
und gegen die Argumente ökonomischer Rentabilität eine eigene Dynamik ent- 
wickelt hat: „Wir sind uns sehr unsicher, ob tatsächlich die Produktion rentabel 
wieder aufgenommen werden kann. Egal, das ist eine politische Sache: Die Kündi- 
gungen müssen zurückgenommen werden.“ 
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V. KRISE UND GEWERKSCHAFTSPOLITIK IN ITALIEN 


Anita Roemer 


1. 

Bei den italienischen Gewerkschaften konnte sich angesichts der Entwicklung des 
italienischen Kapitalismus nicht die Illusion von einer permanent voranschreitenden 
Prosperität verbreiten. Die Politik der italienischen Gewerkschaften ging — ver- 
glichen mit den DGB-Gewerkschaften — von ganz anderen Erfahrungen aus. 

In diesem Zusammenhang kann nicht mehr als ein Abriß der Entwicklung 
gegeben werden, wie die Politik der italienischen Gewerkschaften unter dem Druck 
von Krisen und Arbeitslosigkeit zur kohärenten Klassenpolitik geworden ist, die 
tendenziell alle Belange der Lohnabhängigen umfaßt. Dabei soll in erster Linie 
herausgearbeitet werden, zu welchen Aktionsweisen eine Gewerkschaftsbewegung 
gegriffen hat, die immer von der kapitalistischen Normalität einer vom Stand der 
Akkumulationsbewegung bedingten manifesten industriellen Reservearmee be- 
stimmt und für die die Situation der Vollbeschäftigung allenfalls ein Grenzfall war, 
der die Aktionsbedingungen besonders begünstigte. Dabei muß von der besonderen 
politischen Situation der italienischen Arbeiterbewegung — sie verfügte im Unter- 
schied zur deutschen Arbeiterbewegung über die Erfahrung eines historischen Sieges 
im Widerstandskampf gegen den Faschismus — in diesem Zusammenhang abstra- 
hiert werden, obwohl diese Erfahrungen zweifellos den Boden für die Politik der 
italienischen Gewerkschaftsbewegung zumindest in ihrer Mehrheit abgab. Allerdings 
war diese Erfahrung wesentlich auf die Arbeiterklasse im Norden Italiens 
konzentriert, die sich im Laufe der Nachkriegszeit in ihrer Zusammensetzung 
entscheidend veränderte; eine Tatsache, die teilweise die angedeutete Abstraktion 
legitimiert. Abgesehen wird auch von der Spaltung der Gewerkschaften in 
verschiedene politische Richtungen, die dadurch bedingt die Erfahrungen der Krise 
und Arbeitslosigkeit unterschiedlich verarbeiteten. 


2 

Ein wesentliches Merkmal der ökonomischen Entwicklung Italiens ist die ungleich- 
mäßige Entwicklung, die durch die Wechselwirkung zwischen hochindustrialisierten 
und unterentwickelten Zonen gekennzeichnet ist. Dieser Widerspruch ist geogra- 
phisch am deutlichsten lokalisiert in dem Gegensatz Norden-Süden, beschränkt sich 
aber keinesfalls darauf. Die unterentwickelten und verarmten Gebiete sind auf das 
ganze Land verteilt und verdeutlichen diesen Widerspruch in aller Schärfe. Sie boten 
vor allem ein riesenhaftes Potential an Arbeitskräften, dessen Umfang in vollem 
Maß nur dann sichtbar wurde, wenn sich die Abzugskanäle öffneten und Teile sich 
in die industriellen Gebiete verlagerten. Für die Gewerkschaft stellte sich dadurch 
das Problem, daß die Arbeiterklasse fortgesetzt in Beschäftigte und Unbeschäftigte 
gespalten war und mittels der relativen Übervölkerung ein permanenter Druck auf 
die beschäftigte Arbeiterklasse ausgeübt werden konnte. Daraus ergab sich dringend 
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als eine Bedingung des Erfolgs des gewerkschaftlichen Kampfes die Notwendigkeit 
des Zusammenhalts zwischen Beschäftigten und Unbeschäftigten. Ein wesentlicher 
Teil der gewerkschaftlicheri Strategie konzentrierte sich demgemäß auf den Kampf 
gegen die Unterentwicklung und Arbeitslosigkeit, für die Schaffung von Arbeitsplät- 
zen und den Abbau der industriellen Reservearmee, um diese generelle Spaltung der 
Arbeiterklasse aufzuheben. 

Die Ursache der Vergrößerung der relativen Übervölkerung, also der Entstehung 
und Aufblähung der industriellen Reservearmee in den 50er Jahren muß in der 
Auflösung und Umwälzung der traditionellen halbfeudalen Produktionsbeziehungen 
auf dem Land durch die breite Mechanisierung der Landwirtschaft gesehen werden. 
Denn die Einführung von Maschinerie in die Landwirtschaft wirkt im Gegensatz zu 
ähnlichen Prozessen in der Industrie ‚ohne Gegenstoß auf die ‚Überzähligmachung‘ 
der Arbeiter“ (1), d.h. ohne entgegensteuernde Tendenz zur Aufsaugung auch nur 
eines Teils der freigesetzten Arbeitskräfte. 

Doch nicht nur die Mechanisierung der Landarbeit, sondern auch die sie 
bedingenden Veränderungsprozesse des Produktions- und Arbeitsprozesses in der 
Industrie trugen in den 50er Jahren zur Verbreitung der relativen Übervölkerung 
erheblich bei. Die betrieblichen Reorganisationsprozesse, die zunächst auf dem We- 
ge der Arbeitsintensivierung auf die Steigerung der Produktivität zielten, machten 
ebenso eine Fülle von Arbeitern „überzählig‘“, wie die schwerpunktmäßig einsetzen- 
de Umwälzung der technologischen Basis in Teilen der Industrie durch die 
Einführung neuer Maschinerie in einer Anzahl von Großbetrieben, die zunächst nur 
zum Ersatz von Arbeitskräften führte und dadurch die relative Übervölkerung noch 
ausweitete. Dabei muß bedacht werden, daß die technologische Umwälzung der 
gesamten industriellen Basis schubartig stattfand und, um sich relativ ‚verspätet‘ 
dem internationalen Niveau der hochindustrialisierten Staaten anzupassen, außeror- 
dentlich Konzentriert und gewaltsam durchgeführt wurde. Im Unterschied zur BRD 
war dieser Technologieschub mit einem hohen Maß an Arbeitslosigkeit verbunden. 
Die Zahl der offiziell aufgeführten Arbeitslosen stieg von 1950 kontinuierlich an 
von 1 860 109 auf 2 169 660 im Jahr 1956. Die inoffiziellen Zahlen lagen nach 
breitem Einverständnis weit darüber. Erst als sich die neuen technischen Verfahren 
auf breiter Stufenleiter durchsetzten und Ende der 50er Jahre die beschleunigte 
Akkumulation mit der Ausdehnung des Produktionsfeldes einherging, wurde die 
industrielle Reservearmee abgebaut. Doch im Unterschied zur BRD zog die 
beschleunigte Akkumulation in Italien nicht eine kontinuierliche Verbesserung der 
Lebensbedingungen nach sich und reichte nie hin, die gesamte industrielle 
Reservearmee in den Produktionsprozeß zu integrieren. 


3. 
Für die italienische Gewerkschaftsbewegung bedeutete diese Entwicklung, daß das 
Problem der Arbeitslosigkeit als entscheidendes Moment in die Ausarbeitung 


1) Karl Marx, Kapital, Bd. 1 (MEW 23), Berlin 1962, S. 527. 
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gewerkschaftspolitischer Maßnahmen eingehen mußte. Deshalb wurde auch die 
relative Beseitigung der industriellen Reservearmee zwischen 1959 und 1963 von 
den italienischen Gewerkschaften keinesfalls als eine dauerhafte Ausgangslage für 
ihre Politik begriffen. Im Gegenteil herrschte zu dieser Zeit in Teilen der 
Gewerkschaftsbewegung das Bewußtsein, daß die Prosperitätsphase von kurzer 
Dauer sein würde, und die mit der relativen Vollbeschäftigung gegebene Situation 
eine günstige Ausgangsbasis für die gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen und 
Kämpfe darstellte und eine wesentliche Legitimation für weitergehende Forde- 
rungen bot. 

Obwohl der Zusammenhang von Rationalisierungsprozeß — Intensivierung der 
Arbeit — Dequalifikation — Arbeitsplatzunsicherheit und schließlich Arbeitslosig- 
keit innerhalb der Veränderungsprozesse der industriellen Basis deutlich wurde, 
hegten die Gewerkschaften durchaus noch Illusionen über die sozialen Möglich- 
keiten der Entwicklung der Produktionstechnik. Von dem „technischen Fort- 
schritt‘ wurde der „soziale Fortschritt‘ erwartet. Diese Erwartungen drückten sich 
bei der größten Gewerkschaft, der CGIL, paradoxerweise in der Art aus, daß sie den 
„technischen Fortschritt“, als er eintrat, nicht einmal als solchen erkannte, sondern 
nur ausgehend von seinen unmittelbaren Wirkungen auf die Arbeitskraft als 
verschärfte Intensivierung der Arbeit, als „„Überausbeutung‘ (supersfruttamento) 
identifizierte. Verarbeitet wurde diese Erfahrung dann in folgender Weise: die 
technologische Entwicklung unter kapitalistischen Bedingungen folgt nicht der 
Rationalität der Arbeiterklasse, schlägt vielmehr gegen sie aus und kann gegen ihre 
gewerkschaftliche Organisation eingesetzt werden, wenn diese nicht organisatorisch 
darauf vorbereitet ist. Die Konsequenz, die die italienische Gewerkschaftsbewegung 
daraus zog, bestand in einer erheblichen Konzentration auf den Produktions- und 
Arbeitsprozeß, an dem die Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängigen in 
erster Linie entschieden werden; allerdings resultierte daraus keine trade-unioni- 
stische Orientierung, die vielmehr explizit abgelehnt wurde, da sich die italienische 
Gewerkschaftsbewegung wegen ihrer Herkunft aus dem antifaschistischen Wider- 
standskampf stets als politischer Syndikalismus verstand. 

4. 

Auf die Umrüstungen und Rationalisierungen in der ersten Hälfte der 50er Jahre 
und deren Wirkungen auf die Lohnabhängigen entwickelte die CGIL im wesent- 
lichen 3 Antworten, während die anderen beiden Gewerkschaften, die sozialdemo- 
kratisch und katholisch orientierte, kein auf die Arbeitslosigkeit bezogenes Konzept 
besaßen und die Aktionen der CGIL dementsprechend ablehnten: 

(1.) Der „sciopero a rovescio“, d.h. der „umgekehrte Streik“, die italienische 
Version des englischen „work-in“, war die offensive Aktion bei Stillegung von 
Betrieben. Der Betrieb wurde übernommen und unter Führung der Arbeiter 
fortgeführt. Stellenweise konnten auf diese Weise mit staatlicher Unterstützung 
— vor allem auch auf Betreiben der Parteien der Arbeiterbewegung — Großbetriebe 
gehalten werden und damit die Arbeitsplätze erhalten bleiben. Entweder wurden sie 
dann unter staatlicher Beteiligung oder Übernahme weitergeführt oder die Stille- 
gung wurde rückgängig gemacht, stellenweise allerdings auch nur verschoben. Klein- 


209 


und Mittelbetriebe konnten auf diese Weise zu Genossenschaften umgewandelt 
werden. In den Großbetrieben aber war der „umgekehrte Streik“ als offensive 
Aktion insgesamt eine relativ vereinzelte Maßnahme. 

(2.) Die defensive Maßnahme der Besetzung des Betriebs, wenn die Zahl der 
Arbeitskräfte durch Massenentlassungen reduziert werden sollte, war in den 
Industriezentren eine nicht seltene Aktion. Besonders zu Beginn der 50er Jahre 
wurden zahlreiche Großbetriebe von den Arbeitern besetzt und auf diese Weise ein 
erheblicher Teil der zu der Zeit alltäglichen Massenentlassungen wieder rückgängig 
gemacht und Arbeitsplätze erhalten. 

(3.) Um die beschäftigten Arbeiter in ihren Kämpfen mit den Arbeitslosen zu 
verbinden, wurde das Konzept einer „alternativen Wirtschaftspolitik‘“, der ‚„‚Arbeits- 
plan“ (Piano del lavoro, Strukturreformen) zur Erstellung von Arbeitsplätzen 
entwickelt. Zu seiner Konkretisierung und Durchsetzung wurden in vielen Schwer- 
punktbetrieben Produktionskonferenzen von den Arbeitern organisiert, auf denen 
alternative Investitions- und Produktionsprogramme vorgestellt und diskutiert 
wurden. Allerdings war dieses alternative Planungskonzept der schwächste Punkt 
innerhalb der Aktionsformen zur Abwehr der Arbeitslosigkeit, da ihm eine falsche 
Einschätzung des italienischen Kapitals zugrunde lag, das für unfähig gehalten 
wurde, aus sich heraus den „technischen Fortschritt“ voranzutreiben, d.h. die 
Industrieproduktion auf ein höheres technisches Niveau zu heben und dadurch die 
Produktivität der Arbeit zu steigern. So lag dem Arbeitsplan noch das schon 
beschrievene Verständnis von der für die Gesamtgesellschaft, also die Arbeiterklasse 
eingeschlossen, fortschrittlichen Funktion der Entwicklung der Maschinerie zugrun- 
de, das sich wesentlich auch erklärt aus der Unterentwicklung Italiens als Problem 
für die Entwicklung der Klasse und Organisation. Diese Vorstellung prägte auch die 
Konzepte auf den Produktionskonferenzen, die teilweise den Produktionspro- 
grammen einzelner Konzerne durchaus entsprachen und von ihnen schnell eingeholt 
wurden, ohne daß sich die von der Gewerkschaft intendierte Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängigen daraus a oder die 
Arbeitslosigkeit unmittelbar aufgehoben wurde. 


3; | 

In der zweiten Hälfte der .50er Jahre kam es zu einer stark beschleunigten 
Akkumulation des italienischen Kapitals. Die Abnahme der industriellen Reservear- 
mee führte zu einer relativen „ökonomischen Stärke“ der Arbeiterklasse, da die 
relative „Vollbeschäftigung“ die Drohung mit dem Verlust des Arbeitsplatzes 
abstumpfte und zeitweise unwirksam machte. Doch bereits 1964 erfolgte eine mit 
zunehmender Arbeitslosigkeit einhergehende Krise. Durch Entlassungen wurden vor 
allem unqualifizierte Arbeitskräfte, Frauen und Jugendliche in die industrielle 
Reservearmee zurückgestoßen. Innerhalb der Klein- und Mittelindustrie, soweit sie 
nicht dem gleichzeitig ablaufenden Konzentrationsprozeß zum Opfer fiel, wurde die 
Produktivität der Arbeit einseitig durch arbeitsorganisatorische Straffungsmaßnah- 
men erhöht. Innerhalb der Großindustrie wurden neue halb- und vollautomatische 
Verfahren eingeführt, die ebenso mit einer arbeitsorganisatorischen Intensivierung 
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der Arbeit einhergingen. Beide Prozesse aber bewirkten die Reduktion der 
angewandten Arbeitskraft und vermehrten die relative Übervölkerung. Die erneute 
Vergrößerung der industriellen Reservearmee konnte zwar die Gewerkschaftsbewe- 
gung, die gerade in der Prosperitätsphase ihren ersten kurzen Aufschwung erfahren 
hatte, wiederum schwächen. Da die neu hervorgebrachte industrielle Reservearmee 
aber mehrheitlich aus Frauen und Jugendlichen bestand, wurde ihr Druck auf die 
Gewerkschaftsbewegung doch entscheidend abgeschwächt, da beide Gruppen nach 
gesellschaftlichem Einverständnis anderweitig — Familie, Ausbildungsstätten — 
integriert werden konnten. 

Allerdings waren gewerkschaftspolitische Maßnahmen, wie sie in der ersten 
Hälfte der 50er Jahre zur Abwehr der Arbeitslosigkeit unternommen worden waren, 
in der Krise 1964--66 kaum durchsetzbar oder auch nur anvisierbar, da die 
Gewerkschaftsbewegung zutiefst gespalten war, trotz zeitweiliger Aktionseinheit 
auf Betriebs- und Ortsebene. Die gemeinsamen Aktionen beschränkten sich darauf, 
die Verletzungen der im Tarifvertrag festgelegten Vereinbarungen durch die 
Unternehmen zu verhindern. 

Aus den Erfahrungen in dieser Periode, daß die Arbeiterklasse „die Krise 
bezahlen mußte“, wie es sich in der Formulierung der Gewerkschaften niederschlug, 
hatte sich in der Gewerkschaftsbewegung mehr und mehr das Bewußtsein der 
Abhängigkeit der Gewerkschaftspolitik von den betrieblichen Machtverhältnissen 
geschärft mit der Konsequenz, daß die industrielle Reservearmee in der betrieb- 
lichen Ohnmaächtssituation sehr viel stärker ihren Druck ausüben kann, in der 
betrieblichen Machtposition aber ihre Funktion eingeschränkt ist und damit auch 
die Konkurrenz zwischen den Arbeitern, den Beschäftigten und Unbeschäftigten 
reduziert und auf diese Weise die Einheit der Arbeiterklasse wirksamer hergestellt 
werden kann. Für die Gewerkschaften ergab sich daraus, daß sie in erster Linie um 
eine stark verzweigte Organisation im Betrieb kämpfen mußten. Diese Forderung 
wurde dann in der Tat einer der wesentlichen Forderungen in der Tarifrunde der 
Metallgewerkschaften 1965/66 und anschließend auch der anderen Einzelgewerk- 
schaften. Die Lohnforderungen wurden -— allerdings notwendigerweise in der 
Krisensituation, da die organisatorischen Instrumente zu ihrer Durchseztzung 
fehlten — zurückgesteckt zugunsten von Forderungen zur Erweiterung des organisa- 
torischen Machtbereichs der Gewerkschaft, d.h. die Stärkung der betrieblichen 
Organisation als Alternative war direkt eine Konsequenz der Krisenerfahrungen der 
Gewerkschaften. 

Dabei wurden die organisatorischen Forderungen mit konkreten Konzepten 
der betriebsnahen Tarifpolitik und deren Durchsetzung verknüpft, so daß die 
Forderungen nach organisatorischer Stärkung der Gewerkschaft den kämpfenden 
Arbeitern in den Betrieben als eine Erweiterung ihrer eigenen Verhandlungsmacht 
im Betrieb einsichtig wurden. So wurde etwa die Forderung nach Einrichtung von 
Technisch-Paritätischen Komitees im Betrieb mit der Forderung nach dem 
Verhandlungsrecht für Probleme der Bandarbeit bei technischen Veränderungen, 
nach Untersuchung und Abschaffung der Gefahrenquellen am Arbeitsplatz und 
nach Eingriffsrecht der Gewerkschaft in schon vorhandene und in Zukunft 


211 


einzurichtende Akkordsysteme verbunden. In der Tat haben die Technisch-Pari- 
tätischen Komitees sehr wenig ı funktioniert, da sie nur als Ersatzorgan für eine 
gewerkschaftliche Organisation zur Realisierung der betriebsnahen Tarifpolitik 
fungieren konnten, auf die sie sich als Komitee hätten stützen müssen. Und diese 
Organisationsform zur Entfaltung der gewerkschaftlichen Macht im Betrieb konnte 
unter den in den 60er Jahren bestehenden Bedingungen und Kräfteverhältnissen 
noch nicht verwirklicht werden. Sie mußte vages Konzept bleiben. Die wesentliche 
Bedeutung der Technisch-Paritätischen Komitees bestand eher darin, ein Bewußt- 
sein über die Eingriffsmöglichkeiten der Gewerkschaft in Fragen der Arbeitsorgani- 
sation zu entwickeln, die gerade in den Jahren der erneuten Rationalisierungspro- 
zesse zu einem entscheidenden Problem geworden war; und die Erarbeitung von 
konkreten Konzepten zu beschleunigen. 

Schließlich bleibt festzuhalten, daß sich in der Krise von 1964-66 die 
Vorgehensweise der Gewerkschaften herausbildete, in Krisenzeiten Forderungen 
organisatorischer oder qualitativer Art zu stellen, die nicht mit dem Argument der 
Krise — Lohnerhöhungen — seitens des Kapitals abgewiegelt werden konnten; 
propagandistische Forderungen, zu deren Durchsetzung die Instrumente nicht 
angegeben werden konnten, wurden abgelehnt. Es mußten realisierbare Forderun- 
gen sein, die den Gewerkschaften einen Zuwachs an Verhandliungsmacht im Betrieb 
und den betroffenen und kämpfenden Arbeitern Verbesserungen der Arbeits- und 
Lebensbedingungen gaben. Gewerkschaftlich organisatorische Forderungen waren 
so stets mit inhaltiichen Forderungen für die Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen verkoppelt, die Ergebnisse sollten die Betroffenen aus ihrem 
Erfahrungsbereich selber einschätzen und messen können. Schließlich handelte es 
sich um perspektivische Forderungen, die nur im strategischen Zusammenhang mit 
ergänzenden Forderungen den erwünschten Fortschritt brachten. 

Im Verlauf des Lern- und Erfahrungsprozesses stellte sich die konfliktorische 
Praxis der italienischen Gewerkschaften zunehmend innerhalb der Auseinandersetz- 
ungen in den Zusammenhang perspektivischer Vorstellungen zur Entfaltung des 
Machteinflusses der Lohnabhängigen, woraus sich auch das Konzept der Gewerk- 
schaftskontrolie über die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Lohnabhängigen 
entwickelte. 

Allerdings lief der Lernprozeß der italienischen Gewerkschaften keinesfalls so 
bruchlos ab, wie es aus dieser Skizzierung erscheinen mag. Zwar wurde auf breiter 
Basis in den Krisen die Erfahrung gemacht, daß der technische Fortschritt vor allem 
Arbeitskräfte überflüssig machte, daß er die Arbeitskräfte dequalifizierte und die 
Lebensbedingungen verunsicherte. Auf der anderen Seite aber gelang es einigen 
großen Unternehmen — vor allem FIAT — durch ihre spezifische paternalistische 
Sozial- und Lohnpolitik das Bewußtsein zu vermitteln: wenn die Unternehmer nur 
Gewinne machen, geht es uns auch gut. Die FIAT-Arbeiter schlossen sich auf der 
Grundlage dieses Bewußtseins jahrelang von den gewerkschaftlichen Kämpfen aus. 
Daher führte der Rationalisierungsprozeß in der Krise 1964--1966 mit seinen 
Folgeerscheinungen der Arbeitslosigkeit, der Arbeitsintensiviering, der Lohnkür- 
zungen und der Ohnmacht der Arbeiter gegenüber diesen Vorgängen aufgrund des 
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Mangels einer relativ Kontinuierlichen Gewerkschaftsentwicklung in den FIAT-Wer- 
ken schließlich zu der explosiven Entwicklung, die zu den spektakulären Erschei- 
nungen der Auseinandersetzungen im „Heißen Herbst‘ gehörte und vorrangig von 
den Linken in der BRD rezipiert wurde. Gerade während der Kämpfe in den 
FIAT-Werken wurde dann die Erfahrung aus der Krise 1964-1966 reflektiert, mit 
dem Ergebnis, daß die wesentliche Grundlage einer erfolgreichen Gewerkschaftspo- 
Hitik die Aufhebung der Konkurrenz zwischen den Arbeitern ist und daß die 
strategischen Vorstellungen von dieser Basis aus formuliert werden müssen. 


6. 

Nach den heftigen Klassenkämpfen Ende der ö0er Jahre, die auf die Prozesse der 
Rationalisierung und der Intensivierung der Arbeit reagierten, die insgesamt ohne 
abwehrende Eingriffe der Gewerkschaften abgelaufen waren, verfügten die Gewerk- 
schaften in der Krise, die ab 1971 einsetzte, über ein umfangreiches organisato- 
risches Instrumentarium und dazu über eine sich mehr und mehr entwickelnde 
Strategie mit einem Ensemble aufeinander bezogener Forderungen, die im 
Zusammenhang von betriebsnaher und zentraler Tarifpolitik entfaltet wurden. 

Angesichts der organisatorischen Stärke der italienischen Gewerkschaften 
konnte die sich verbreiternde industrielle Reservearmee nicht mehr direkt gegen die 
gewerkschaftlichen Kämpfe eingesetzt werden, wohl aber ihre Positionen in 
einzelnen Kämpfen wie in Lobnauseinandersetzungen schwächen. In der Tat 
konnten in der betriebsnahen Tarifpolitik dieser Jahre nur bescheidene Lohnerhö- 
hungen durchgeseizt werden; und die krisenspezitische Forderung nach einem 
Mindestlohnniveau bei Kurzarbeit Konnte insgesamt in nur 7 von 543 Abkommen 
im Jahr 1972 durchgesetzt werden. 

Allerdings treffen die gewerkschaftlichen Kämpfe dieser Jahre auf eine breite 
politische Offensive der Reaktion, die darauf abzielten, die Gewerkschaftsbewegung 
an den entscheidenden Punkten zu schwächen, vor allem ihre kämpferischsten und 
fortgeschrittensten Teile, die Metallgewerkschaften. Durch eine breite Einheitsbe- 
wegung konnte diese Offensive abgewehrt werden. Dabei verschob sich (wie 
1965/66) innerhalb des Ensembles der vielfältigen VWerhandlungsgegenstände der 
italienischen Gewerkschaftsbewegung das Gewicht der gewerkschaftlichen Politik 
auf den Komplex qualitativer Forderungen zur Verbesserung der Arbeitsbedingun- 
gen einerseits und zur Verschiebung des Machtverhältnisses in den Betrieben 
andererseits. (2} Der Vorteil der Formulierung qualitativer Forderungen lag auch in 
der taktischen Möglichkeit, offensiv auf den Angriff des Kapitals und der 
politischen Reaktion zu antworten, was im Bereich der Lohnpolitik entsprechend 
dem Kräfteverhältnis nicht möglich war. Der offensive Charakter der qualitativen 
Forderungen war vor allem auch dadurch begründet, daß diese für die Betroffenen 
einsehbar in einem strategischen Zusammenhang standen, der im Verlauf der 


2) Vgl. Detlev Albers, Abriß der sozialen und politischen Entwicklung in Italien, in: 
Blätter für deuische und internationale Politik, F Jhrg. 26, Heft 1 (19757, 8.72 ff. 
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organisatorischen Demokratisierung der Gewerkschaften von ihnen selbst ausgear- 
beitet wurde und in den gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen weiterentwickelt 
wird. 

Die qualitativen Forderungen, die innerhalb der betriebsnahen Tarifpolitik 
und den zentralen Tarifverhandlungen gestellt wurden, bezogen sich im wesent- 
lichen auf die betriebliche Arbeitsorganisation, auf das Qualifikations- und 
Lohnsystem. (3) Insgesamt zielten sie auf 1. Vereinfachung und größere Durch- 
schaubarkeit des Lohnsystems, 2. auf die Abschaffung spalterischer Differenzierun- 
gen, 3. Reduktion der Lohnstufen, 4. auf substantielle Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen mit der strikten Ablehnung kompensatorischer Lohnerhöhungen 
(„‚Monetisierung‘“) und 5. auf Möglichkeiten beruflicher Weiterbildung, die im 
Zusammenhang mit der Veränderung des Schulsystems steht. Die 1973 tarifvertrag- 
lich durchgesetzte einheitliche Einstufung von Arbeitern und Angestellten syntheti- 
siert diese Ziele (4), denn sie bedeutet in ihrer Zielsetzung keinesfalls nur eine 
vereinheitlichte und vereinfachte Lohn- und Gehaltseinstufung, sondern zielt vor 
allem auch auf die Veränderung des Qualifikationssystems im Betrieb. Inhaltlich 
flankiert wurde sie daher auch von der durchgesetzten Forderung nach 150 Stunden 
Freistellung für die berufliche Fortbildung für jeden Arbeiter und Angestellten im 
Tarifzeitraum, woraus sich eine Kampagne entwickelt hat, die zum Ziel hat, das 
Schulsystem mit seinem hierarchisierenden Ausleseverfahren zu verändern. 

Doch war die Bewährungsprobe der organisatorischen Stärke der Gewerk- 
schaft 1971-1973 vergleichsweise gering, wenn man sich die Bedingungen vor 
Augen hält, die sich in der Zwischenzeit entwickelt haben. 


;e 

Von der gegenwärtigen allgemeinen Krise ist Italien stärker als die BRD betroffen; 
es kommt verschärfend hinzu, daß die Industriestruktur sehr viel weniger entwickelt 
ist und der Akkumulationsprozeß nie die industrielle Reservearmee zu absorbieren 
vermochte. Einige Daten mögen das Ausmaß der Krise verdeutlichen: Die 
Industrieproduktion in Italien fiel zwischen Oktober und Februar (1974-75) 
folgendermaßen: im Oktober gegenüber dem Vorjahr um 11 %, im November und 
Dezember um 12 %, im Januar um 14 % und im Februar noch einmal um 7 %. Der 
Abwärtstrend hielt im Laufe des Jahres 1975 weiter an. Nach Aussage der 
Gewerkschaften ist das ein Rückgang, der selbst unter den periodischen Krisen der 
Nachkriegszeit kaum eine Entsprechung findet. (5) In diesem Zusammenhang hat 
sich die ständige industrielle Reservearmee wieder außerordentlich erweitert und 
sich seit der Krise 1964-1966 zum ersten Mal wieder als eine Bedingung zur 
effektiven Schwächung der Gewerkschaftsbewegung dargestellt. Allein die offiziel- 


3) Ebenda, S. 82 f. 
4) Ebenda, S. 83. 
5) Siehe „investimenti e Occupazione, una strategia contro la recessione e la crisi‘‘, 


in: Sonderheft Rassegna sindacale, Conquiste del lavoro, Lavoro italiano, zum 
1. Mai 1975, S. 14. 
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len Zahlen der Arbeitslosigkeit betragen — nach Zahlen des Arbeitsministers — 
1 200 000 Angang 1975 und haben sich bislang nicht reduziert. Die Kurzarbeiter 
betrugen im selben Zeitraum mehr als 600 000 und haben sich in der Zwischenzeit 
noch erhöht. Die Abkommen zwischen den Gewerkschaften und den verschiedenen 
Konzernen über Neuinvestitionen zur Erstellung neuer Arbeitsplätze konnten von 
den Unternehmen unter diesen Bedingungen völlig ignoriert werden. Allerdings 
sagen die Zahlen dieser offiziell anerkannten industriellen Reservearmee noch wenig 
aus über die realen Ausmaße der relativen Übervölkerung. So ist der Anteil der 
Arbeitsbevölkerung an der gesamten Bevölkerung in Italien besonders gering und 
schrumpft bereits kontinuierlich seit den 60er Jahren. Von 54 Millionen sind 
überhaupt nur 19 Millionen beschäftigt, das sind 33 % der gesamten Bevölkerung; 
die entsprechende Prozentziffer für die BRD liegt bei 45 %. Dabei liegt der Anteil 
der Arbeitsbevölkerung im Norden Italiens noch relativ günstig bei 42 %, während 
er im Süden durchschnittlich die 30 % Grenze weit unterschritten hat! 

Zur weiteren Auffüllung der industriellen Reservearm&& werden zusätzlich 
noch die zurückkehrenden emigrierten Arbeiter beitragen, weil #ie Emigrationslän- 
der wie die BRD die eigenen Beschäftigungsprobleme durch Abschieben der 
ausländischen Arbeiter zunächst einmal zu entschärfen versuchen. Es muß also mit 
der Rückkehr eines beträchtlichen Teils der 7 Millionen Emigranten gerechnet 
werden — 1 Million wird hierbei als Zahl angesetzt. 

Zu einer Gesamteinschätzung muß noch berücksichtigt werden, daß die 
Industriebeschäftigung seit Jahren bei etwa 7—8 Millionen stagniert und tendenziell 
eben seit 1964 eher zurückgegangen ist. Zusätzlich hat sich innerhalb der 
Landwirtschaft ein weiterer Schrumpfungsprozeß vollzogen, so daß nur noch gut 
3 Millionen in der Landwirtschaft beschäftigt sind. Damit ist nach dem ersten 
großen Schrumpfungsprozeß während der 50er Jahre in den vergangenen 10 Jahren 
die Anzahl der Beschäftigten in der Landwirtschaft noch einmal um die Hälfte 
abgesunken. 

Allein 1973 sind 300 000 Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft in die 
Industriestädte abgewandert (6). Lediglich die Beschäftigung im Sektor der privaten 
wie Öffentlichen Dienstleistungen hat zugenommen. Dieser Sektor ist bereits 
dergestalt aufgebläht, daß gegenwärtig in diesem Bereich mit 7,5 Millionen abhängig 
und selbständig Beschäftigten nahezu so viele wie in der Industrie beschäftigt sind. 

Als ein in diesem Zusammenhang wichtiges Problem für die Gewerkschaften 
stellt sich in einigen Industriebranchen die Tendenz zum Übergang zu Formen der 
Heimarbeit. Vor allem die Textil-, Bekleidungs- und Schuhindustrie hat Teile der 
Produktion in Heimarbeit ausgelagert, so daß schätzungsweise rund 1,7 Millionen 
Arbeitskräfte unter miserablen Bedingungen mit Eigenverantwortung für Anschaf- 
fung und Wartung der notwendigen Maschinen völlig isoliert voneinander zu Hause 
arbeiten, so daß es für die Gewerkschaften außerordentlich schwierig ist, die 
Reproduktions- und Arbeitsbedingungen auch nur minimal zu Kontrollieren. Zu 


6) Vgl. Handelsblatt vom 19.3.1975. 
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80-90 % sind nach Schätzungen Frauen in der Heimarbeit tätig, die für ihre 
Arbeitskraft nur Hungerlöhne erhalten; außerdem sparen die Unternehmen noch 
zusätzlich eine Fülle von Sozialkosten ein. Denn Kampfmaßnahmen sind in diesem 
Bereich außerordentlich schwierig zu organisieren. 

Daraus wird ersichtlich, daß die Arbeiterbewegung unter den aktuellen 
Krisenbedingungen noch veischärft mit der Gefahr konfrontiert ist, daß sich die 
Lohnabhängigen spalten durch die Zersplitterung der Beschäftigten in Groß-, Klein- 
und Miittelbetriebe, in Heimarbeiter, in Beschäftigte und Unbeschäftigte, die aller 
unterschiedlich durch die Krise bedroht sind und dementsprechend in ihrer bisher 
relativ entwickeiten Einheit aufgebrochen werden können. 

In der Tat zielte die politische Strategie des Kapitals unter Ausnutzung der 
Krisenbedingungen darauf hin, die gewerkschaftliche Organisation teilweise zu 
zerschlagen und damit zu schwächen, um zunächst auf diese Weise wieder die 
absolute Verfügungsgewalt über die Anwendung der Arbeitskraft zurückzugewin- 
nen. So konstatieren die Gewerkschaften, daß das Kapital auf breiter Front den 
Versuch macht, an den Arbeitsplätzen ebenso wie im sozialen Bereich die alten 
„Machtgleichgewichte“ (7), die durch die Klassenkämpfe in den letzten Jahren 
erschüttert und verschoben worden sind, wieder zurückzurücken und zwar mit dem 
Plan, ‚die Gewerkschaft in die enge und subalterne Rolle reiner und simpler 
Lohnverhandlungen einzugrenzen, um ihr wieder zu entziehen, was sie in den 
vergangenen Jahren an demokratischer Beteiligung und Vereinigung erobert hat; an 
großer Kraft, die mit Zustimmung und Unterstützung durch die Kämpfe der 
Arbeiter für eine radikale demokratische Veränderung der Gesellschaft, für die 
Schaffung neuer effektiver Instanzen der breiten demokratischen Beteiligung der 
Lohnabhängigen eingesetzt wird, um die Befriedigung grundlegender und elementa- 
rer ziviler Bedürfnisse zu garantieren.“ (8) 

Die beiden wesentlichen Momente, auf die sich die Strategie des Kapitals zur 
Schwächung der Gewerkschaften und der Arbeiterbewegung stützte, waren einmal 
die Arbeitslosigkeit zur Spaltung der Gewerkschaftsbewegung und zum anderen der 
breite Rationalisierungsprozeß, der die Bedingung dafür bot mit seinen Wirkungen 
auf die Arbeitsorganisation im Betrieb, die Grundstruktur der gewerkschaftlichen 
Organisation, das Delegiertensystem, zu zerstören oder zumindest so weit zu 
schwächen, daß die Gewerkschaften weigehend handlungsunfähig werden sollten 
und dadurch der Spaltung der Lohnabhängigen keine gewerkschaftliche Organisa- 
tion im Wege stand. 

War die Arbeitslosigkeit ein Problem, dem die Gewerkschaft Forderungs- und 
Kampfprogramme aus ihren Erfahrungen noch entgegensetzen konnte — so ungenü- 
gend diese auch sein mögen in ihren effektiven Wirkungen —, so zielten die 
Maßnahmen des Kapitals im Zusammenhang der Rationalisierungsprozesse mit 
Massenumsetzungen und Entlassungen darauf, die eben erst als Resultat der 


7) Investimenti.... ., a.2.0.,8.15. 
8) Ebenda. 
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historischen Erfahrungen entwickelte gewerkschaftliche Organisation im Betrieb 
und damit die gewerkschaftlichen Instrumente zur Durchsetzung der Abwehrmaß- 
nahmen gegen die Krise und die damit einhergehende Arbeitslosigkeit zu zerschla- 
gen. Das Kapital suchte so, die freie und ungehinderte Verfügungsgewalt über die 
Anwendung der Arbeitskraft zurückzugewinnen. 

In der Tat stellten sich die arbeitsorganisatorischen Veränderungen den 
Gewerkschaften als ein gravierendes und die gewerkschaftliche Reaktion lähmendes 
Problem, zumal sie sich teilweise als arbeitsorganisatorisches Zugeständnis an die 
Forderungen der Gewerkschaften nach Veränderung der betrieblichen Arbeitsorga- 
nisation gaben. Am deutlichsten hat sich dieses Problem im FIAT-Konzern gestellt, 
der für die italienische Gewerkschaftsbewegung mit seinen besonderen Bedingungen 
immer wieder der Eck- und Prüfstein ihrer Politik wie Organisation darstellt. 

Im Laufe der Krise der Automobilindustrie hatte FIAT durch Reorganisa- 

tions- und Umstrukturierungsmaßnahmen innerhalb der Produktionsabtei- 
lungen in breitem Maße Versetzungen durchgeführt. Diese Maßnahmen produzier- 
ten weitgehend unter den Arbeitern Angst um ihren Arbeitsplatz und damit 
verstärkte Konkurrenz. Sie führten umso mehr zu ihrer Spaltung, als durch die 
Umsetzungsmaßnahmen die Grundlage der Delegiertenbewegung, die homogene 
zusammengehörende Arbeitsgruppe in der Abteilung oder in der Werkstatt, die sich 
seit Jahren kennt und die Gewerkschaftspolitik in ihrem Arbeitsplatz in vielen 
Kämpfen gemeinsam entwickelt hat, an zahlreichen Stellen zerstört und die 
Gewerkschaft auf diese Weise in ihren politischen Reaktionsmöglichkeiten organisa- 
torisch gelähmt wurde. Dazu drohte der durch die Drohung mit dem Arbeitsplatz 
erzeugte Wille, sich dem vermehrten Arbeitsdruck zu beugen und damit die 
Intensiverungsmaßnahmen hinzunehmen, die Arbeiter in eine noch schwächere 
Position gegenüber dem Konzern zu bringen, da sie damit die durch die 
Krisenbedingungen verstärkte Konkurrenz als objektive Bedingung zunächst akzep- 
tierten. 

Hinzu kam noch eine weitere Spaltungsmöglichkeit für den Konzern. Nach 
den heftigen Kämpfen Ende der 60er Jahre gehörte es zur Strategie des Konzerns, 
die Produktion zu dezentralisieren, Teile der Produktion abzutrennen und in for- 
mell unabhängigen Zuliefererbetrieben produzieren zu lassen. Art und Ausmaß der 
dortigen Produktion hängt aber von der Hauptproduktion und den Hauptbetrieben 
ab. Da Organisation und Kampfkraft der Arbeiter in den Klein- und Mittelbetrieben 
geringer waren, konnten dort natürlich auch niedrigere Löhne gezahlt werden unter 
schlechteren Arbeitsbedingungen. Auf dem Boden dieser Dezentralisierung konnten 
die Beschäftigten der verschiedenen Betriebe in eine stärkere Konkurrenz unterein- 
ander getrieben und damit auch gespalten werden. Und diese Spaltungen der 
beschäftigten Arbeiter fanden zusätzlich auf dem Boden der Spaltung der gesamten 
Lohnabhängigen in Beschäftigte und Unbeschäftigte statt. „Die Konsequenz aller 
dieser Maßnahmen ist eine Verringerung des Beschäftigtenniveaus, eine noch 
weitergehende Parzellierung der Arbeit und Dequalifizierung und eine wesentliche 
allgemeine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen“, (9) notiert die Metallge- 
9) FLM notizie, Boilettino settimanale di informazioni e notizie della Federazione 
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werkschaft zu diesen Versuchen FIATs. 


8. 

Entsprechend den Erfahrungen der italienischen Gewerkschaften stellte sich das 
Problem, eben an den Momenten der Krise anzugreifen, die die Arbeiterbewegung 
schwächten; und dabei standen sie vor der doppelten Aufgabe, sowohl die 
entwickelten „Machtgleichgewichte‘ zu halten als auch die Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen der Lohnabhängigen zu verteidigen. 

Die Lage der Lohnabhängigen, die sich durch den Inflationsprozeß ungeheuer 
verschlechterte — erstmalig in der Nachkriegszeit kam es zu Reallohnsenkungen — 
war der erste und unmittelbare Ansatzpunkt für gewerkschaftliche Aktionen. Im 
Rückgriff auf die in der zweiten Hälfte der 40er Jahre als Abwehr gegen die 
reallohnsenkende Wirkung der hohen Inflationsrate gerichtete gleitende Lohnskala 
— scala mobile — versuchte die Gewerkschaft in einer breiten Kampagne Lohnerhö- 
hungen zu erzielen. Dabei ging es vor allem um Lohnerhöhungen für die untersten 
Lohnstufen. 

Das Abgehen von spezifischen und nach Möglichkeiten der Betriebe geglieder- 
ten Lohnforderungen war durch die „ökonomische Schwäche“ der Arbeiterklasse in 
der Krise begründet. Gleichzeitig bedeutete der Übergang zu allgemeinen alle 
Lohnabhängigen betreffenden Lohnforderungen, wie sie in dem Konzept der scala 
mobile zum Ausdruck kommen, eine stärkere Vereinheitlichung der sich mehr und 
mehr zersplitternden Kämpfe einzelner Arbeitergruppen und Belegschaften. Die 
Begründung der Lohnforderungen, die sich an den Reproduktionskosten für die 
Arbeitskraft orientierte, ging im Gegensatz zu den 40er und 50er Jahren von den 
egalitären Tendenzen des lohnpolitischen Ansatzes der italienischen Gewerkschaf- 
ten aus und drängte dementsprechend auf die Vereinheitlichung der vormals nach 
Lohnhöhe und Region unterschiedenen Zuschlagspunkte, die nach der Bewegung 
der Inflationsrate ausgerechnet werden. 

Der Rückgriff auf die scala mobile gewann seine Berechtigung vor allem aus 
der Schwäche der Gewerkschaftsbewegung, in der Krise ja nach betrieblichen 
Bedingungen gezielte Lohnerhöhungen zu erzielen wie auch aus der Forderung nach 
der Wiederherstellung der Einheit der Arbeiterklasse mittels vereinheitlichender 
Forderungen und eines gemeinsamen Kampfes gegen die Verschlechterung der 
Lebensbedingungen. In diesen Zusammenhang gehörte auch die Kampagne der 
Gewerkschaft nach Erhöhung der Mindestrenten und ihrer jeweiligen Bindung an 
die Lohnbewegung; ein Punkt, der auch wichtig wurde, wenn bei Reduktion einer 
Belegschaft ältere Arbeiter früher verrentet wurden. 

Allerdings stellte sich im Laufe dieser Auseinandersetzungen heraus, daß mit 
dem Übergang zu allgemeinen Kampagnen für Ziele, die die verschiedenen Gruppen 
- der Lohnabhängigen im Kampf miteinander verbinden sollten, die andere Aufgabe 
der Gewerkschaft, das Problem gewerkschaftlicher Macht im Betrieb nicht 


Lavoratori Metalmeccanisi FIM-CISL — FIOM-CGIL - UILM-UIL, Nr. 86, 
Sondernummer, 16.5.1975, 5.41. 


218 


vernachlässigt werden durfte. Die Einheit der Arbeiterklasse in der Krise wiederher- 
zustellen ist nicht möglich, wenn abgesehen wird von dem Ausgangspunkt 
"gewerkschaftlicher Machtentfaltung. Denn genau an diesem Punkt setzte die 
Schwächung der Gewerkschaftsbewegung durch die Rationalisierungsmaßnahmen 
mit ihren zahllosen Umsetzungen und Reorganisierungsmaßnahmen an. Für die 
Gewerkschaft stellte sich daher die Notwendigkeit, Kontrollrechte gerade über diese 
Mafßnahmen der Betriebe zu erlangen, um den Tendenzen zur Zerstörung der 
gewerkschaftlichen Grundorganisation — des Delegiertensystems — entgegensteuern 
zu können und gleichzeitig die breite Mobilisierung aufrechtzuerhalten. Trentin, 
einer der 3 Vorsitzenden der vereinigten Metallgewerkschaften, formulierte die 
Notwendigkeiten des gewerkschaftlichen Kampfes folgendermaßen: „Der globale 
Charakter der Auseinandersetzung muß aufrechterhalten werden. Die Gefahr, 
wieder in die Logik fragmentarischer und vereinzelter Forderungen zurückzufallen, 
die keinerlei globale und vereinheitlichende Richtung haben, ist heute sehr stark. 
Die Notwendigkeit besteht darin, auf alle Momente der Krise eine Antwort zu 
geben im Zusammenhang einer globalen strategischen Perspektive.“ (10) 

Der Zusammenhang zwischen der globalen Stoßrichtung in der Auseinander- 

setzung und den verschiedenen Momenten der Krise, auf die eine Antwort 
gefunden werden mußte, kam ansatzweise in der Kampagne der Gewerkschaften zur 
Verhandlung über den Charakter der Institution der staatlichen Ausgleichskasse 
— der cassa integrazione guadagni — zum Ausdruck, die im Fall von Kurzarbeit 
eintritt, um Lohnausfälle zu kompensieren. Die Gewerkschaftsaktion zielte darauf 
ab, sie von ihrer bisherigen Funktion, Instrument der Sozialfürsorge zu sein, 
umzuwandeln zu einem geeigneten Instrument der Verteidigung der Löhne und 
Arbeitsbedingungen. Vor allem sollte verhindert werden, daß die Betriebe nach 
ihrem Belieben Kurzarbeit anmelden und in dem Zusammenhang dann durch 
Reorganisationsmaßnahmen die gewerkschaftliche Organisation im Betrieb zerstö- 
ren konnten. Das Problem stellte sich für die Gewerkschaften folgendermaßen: „Zu 
den objektiven Gründen der Krise, die einige Groß- und Kleinbetriebe dazu 
zwingen, Kurzarbeit einzuführen, kommt ein Gebrauch der staatlichen 
Ausgleichskasse, ... der dazu führt, daß die Gesellschaft die tiefgehenden Restruk- 
turierungsprozesse finanziert, die in ihrem Inhalt gegen die Arbeiter gerichtet sind, 
die die Produktivität der Betriebe erhöhen, die die auf die homogene Arbeitsgruppe 
im Betrieb gegründete Organisation der Gewerkschaft in der Fabrik durch einen 
exzessiven Einsatz der Mobilität der Arbeitskräfte zerstören und darauf abzielen, 
die absolute und einseitige Kontrolle über die Anwendung der Arbeitskraft 
zurückzugewinnen.“ (11) 

Um einen derartigen Einsatz der staatlichen Ausgleichskasse zu verhindern 
oder zumindest zu erschweren, sollten nach Absicht der Gewerkschaften die daran 


10) Siehe „Crisi economica, quadro politico e movimento sindacale“, in: I Consigli, 
rivista mensile della FLM, Nr. 7-8, Sept./Okt. 1974, S. 20. 
il) Siehe „Investimenti e occupazione... .“, a.a.0.,S. 16. 
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interessierten Betriebe stärker die finanziellen Lasten der Kurzarbeit übernehmen 
und gleichzeitig die Gewerkschaften zur Diskussion der Gründe und Folgen, die der 
damit zusammenhängenden Produktionsprogramme und betrieblichen Planung 
mitheranziehen, so daß diese eine wirksamere Kontrolle über Beschlüsse der 
Betriebe ausüben konnten. 

Vor allem ging es bei der Kampagne über Kurzarbeit und staatliche 
Ausgleichskasse um eine möglichst hohe Lohngarantie für die Kurzarbeiter, zumal 
das Problem auch daher sehr wichtig war, weil in den Großbetrieben, in denen die 
Gewerkschaften stark organisiert sind, Massenentlassungen in der Regel nicht 
möglich sind und die Betriebsleitungen daher häufig zur Einführung von Kurzarbeit 
übergehen. Auch .Versuche der italienischen Betriebe, durch Abfindungssummen 
Massenentlassungen als freiwilligen Akt der Arbeiter zu verfügen, haben die 
Gewerkschaften von Anfang an entschlossen bekämpft und verhindert. 

Das Abkommen über die staatliche Ausgleichskasse beinhaltet also im 
Unterschied zu den reinen Lohnerhöhungen im Abkommen über die scala mobile 
den Zusammenhang von Lohnforderungen in Form von Lohngarantie und 
Kontrollrechten über die in der Krise ablaufenden Rationalisierungsprozesse. Von 
den Gewerkschaften wird das Abkommen folgendermaßen eingeschätzt: Damit 
„tritt die Gewerkschaft mit vollem Recht in die Reorganisation- und Restruktu- 
rierungsprozesse des Produktionsapparates ein, indem in beachtlichem Maße die 
Entscheidungsgewalt der einzelnen Betriebe beschränkt wird, oder besser, indem 
diese gefährliche Waffe, die den Betrieben Aktionsfreiheit über das Beschäftigungs- 
niveau, über die Arbeitsbedingungen und über die Mobilität der Arbeitskraft 
gewährte, einer strikten Kontrolle unterzogen wird.“ {12) 

Mag der Ton der Gewerkschaft hier ein wenig iriumphalistisch klingen — an 
anderen Stellen werden die Ergebnisse noch insgesamt als bescheiden bewertet und 
darauf hingewiesen, daß das zentrale Problem der Arbeitsplätze und der Beschäfti- 
gung noch längst nicht gelöst sei — so bleibt doch festzuhalten, daß unter den 
Bedingungen der tiefgehenden Krise mit hoher Arbeitslosigkeit die Gewerkschaft 
imstande war, ihre Kontrollrechte in wichtigen Punkten zu erweitern; mußten die 
Betriebe den Gewerkschaften vorher ihre Entscheidung für Kurzarbeit nur mitteilen 
und sie nur unverbindlich konsultieren, so müssen jetzt die Probleme, die nur: 
irgendeine Wirkung auf die Beschäftigten haben, den Gewerkschaften zu ihrer 
verbindlichen Einschätzung vorgelegt werden, wie Investitionen, Maßnahmen, die 
die Entwicklung der Beschäftigung betreffen, Modalitäten und Verteilung der 
Einführung von Kurzarbeit, Kriterien der Rotation der Arbeitskraft, Initiativen zur 
beruflichen Qualifikation, Verteidigung der Lohnbedingungen etc. (13). Der garan- 
tierte Lohn bei Kurzarbeit beträgt 80% des Bruttolohns und 90-92 % des 
Nettolohns. 


12) Siehe „Contingenza e salario garantito, una letta vincente per la difesa dei bassi 
redditi“, in: Rassegna sindacale etc. Sonderheft vom 1.5.1975, 8.13. 
13) Siehe „„Contingenza e salario garantito....“,2.2.0.,$.13. 


220 


Es ist allerdings nicht von der Hand zu weisen, daß die ‚„Zugeständnisse‘“ der 
Unternehmer an Kontrollforderungen der Gewerkschaft, die in der Regel allerdings 
in harten Kämpfen durchgesetzt werden, in einem bestimmten intendierten 
strategischen Zusammenhang stehen, den die Gewerkschaft selber konstatiert; so 
die Metallgewerkschaft in einem Kommentar über ein FIAT-Abkommen: „Es 
besteht kein Zweifel, daß das Unternehmertum eine langfristige Operation versucht: 
die Einbindung der Gewerkschaft in die Verwaltung der Krise und 
Restrukturierung. Es ist der Versuch, die Arbeiterklasse den Entscheidungen des 
großen Kapitals zu unterwerfen und sie in eine betriebsegoistische Logik einzusper- 
ren.“ (14) In der Tat versucht das Kapital, die Kontrollvorstellungen der Gewerk- 
schaft in Mitverantwortungskonzepte umzuinterpretieren und umzubiegen — und 
diese Interpretation taucht auch in der entsprechenden Presse auf — und damit die 
Gewerkschaft in eine partnerschaftliche Logik zu drängen und sie dergestalt zu 
einem Ordnungsfaktor in den Betrieben zu machen. Aber diese neuen strategischen 
Absichten — anstelle etwa der Zerstörung der Gewerkschaftsorganisation — spiegeln 
auch die Stärke der Arbeiterbewegung wieder, die in der Krise verhindern kann, daß 
in vielen Großbetrieben — vor allem in dem Automobilkonzern FIAT — Massenent- 
lassungen stattfinden können. So enthält das Abkommen zwischen den Gewerk- 
schaften und der Konzernleitung von FIAT, daß für das gesamte Jahr 1975 das 
Beschäftigungsniveau aufrechterhalten werden muß, daß zunächst erst einmal 
Überstunden abgebaut werden, ehe zur Kurzarbeit übergegangen werden kann, daß 
Veränderungen der Arbeitsorganisation und Umsetzungen von der Gewerkschaft 
genehmigt werden müssen, was bedeutet, daß sie in den Betrieben von den 
betroffenen Arbeitergruppen geprüft werden können. Denn für die Gewerkschaft 
wesentlich dabei ist die Erhaltung ihrer demokratischen Grundorganisation des 
Delegiertensystems. Um die entsprechenden Entscheidungen treffen zu können, 
muß die Gewerkschaft über die entsprechenden Produktionsdaten verfügen können. 
Doch der zentrale Punkt ist zweifellos die Blockierung von Entlassungen und von 
Umsetzungen, eine Regelung, die in ihren Ergebnissen Ausdruck einer erheblichen 
Machtentfaltung der Gewerkschaft im Betrieb ist. 

Nach weiteren betrieblichen Kämpfen bei FIAT gelang es der Gewerkschaft 
im Juni 1975 sogar, für die Karosserie-Werkstätten bei Mirafiori in Turin ein noch 
weitergehendes Abkommen abzuschließen. In diesem Abkommen werden die 
genauen Produktionszahlen festgehalten. Eingehalten werden können sie nach dem 
Abkommen allerdings nur, wenn die Zahl der Arbeitskräfte erhöht wird. Der 
Betrieb ist verpflichtet, den einzelnen Abteilungs- und Werkstattdelegierten die 
entsprechenden Produktionszahlen zu vermitteln, und dieser legt zusammen mit der 
betroffenen Arbeitergruppe die Zahl der Arbeitskräfte fest, wobei auch die 
durchschnittlichen Absentimus-Zahlen mitberücksichtigt werden. (15) Alle Arbei- 
‘ter, die versetzt worden sind, sollen an ihren alten Arbeitsplatz zurückkehren 


14) Siehe „FIAT — un accordo di frontiera“, in: I Consigli, Nr. 9, Dez. 1974, S.4. 
15) Unita, 24.6.1975, „Alla Carozzeria Mirafiori accordo per l’Occupazione“, S. 4. 
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können; und anschließend soll die Möglichkeit geprüft werden, wieweit Neueinstel- 
lungen realisiert werden können, die seit 3 Jahren (!) blockiert waren. Außerdem 
sind noch Höherstufungen — vor allem der Springer — vorgesehen. (Das Abkommen 
ist nach dem großen Wahlerfolg der Parteien der Arbeiterbewegung am 15. Ju- 
ni 1975 abgeschlossen worden). Aus dem Abkommen wird auch deutlich, daß die 
Gewerkschaft in ihrer Mehrheit entschlossen ist, die erkämpften Kontrollrechte 
offensiv im Interesse der Lohnabhängigen anzuwenden und sich nicht in die 
partnerschaftliche Logik der Mitverantwortung bei der Verwaltung der Krise 
drängen zu lassen, die Kontrollrechte in betriebsegoistischer Logik etwa gegen Teile 
der Arbeiter einzusetzen und sich an die Rationalität der Unternehmen binden zu 
lassen. 

Mit den erwähnten Abkommen wird das Problem der Arbeitslosigkeit in der 
Tat bereits im Sinne einer offensiven Lösung angegangen, so wie die Gewerkschaf- 
ten es sich im strategischen Gesamtzusammenhang auch gestellt haben. Schon im 
Herbst 1974 umfaßte die Forderungsplattform der Gewerkschaftsbünde folgende 
Problemkomplexe: Investitionen und Beschäftigung; Preise und Tarife; Verteidi- 
gung der niedrigsten Einkommen. Vor allem der Problemkomplex von Investitionen 
und Beschäftigung nimmt augenblicklich einen zentralen Platz in der Diskussion 
und Aktion der Gewerkschaften ein, wobei der wesentliche Ausgangspunkt zur 
Verhandlung von Produktionsprogrammen die Schaffung von Arbeitsplätzen ist. 
Dabei ist noch wichtig festzuhalten, daß, wenn die Gewerkschaft Investitions- und 
Produktionsprogramme zur Erstellung von Arbeitsplätzen zur Verhandlung stellt, 
sie dabei grundsätzlich auch die gesamten Implikationen der stofflichen Seite der 
Produktion, der Produktionstechnik, der Organisation der Arbeit und der Lohnbe- 
dingungen verhandelt; sie folgt damit ihrer strategischen Konzeption, daß die 
Arbeiterklasse im Prozeß der Klassenauseinandersetzungen alle Momente des 
Produktions- und Arbeitsprozesses nach ihren Vorstellungen der Form der 
Vergesellschaftung verändert, daß im Prozeß der Klassenkämpfe Momente des 
Sozialismus entwickelt werden müssen; und das natürlich nicht im Sinne eines 
illusorischen Bewu:: .seins, sozialistische Inseln im kapitalistischen Meer schaffen zu 
können, sondern im Sinne dessen, daß sich die hegemoniale Überlegenheit der 
Arbeiterklasse, den Gesellschaftsprozeß im Sinne der überwiegenden Mehrheit 
bestimmen zu können, in ihren Fähigkeiten erweist, auf breiter Basis den 
Konzepten der herrschenden Klasse Alternativkonzepte in allen Einzelheiten 
entgegenzusetzen. (16) 


16) Und das ist nicht etwa ein Minderheitskonzept innerhalb der italienischen 
Arbeiterbewegung, vertreten von einer Gruppe, sondern das offizielle Konzept des 
PCI; so spricht Berlinguer von der „progressiven Einführung von Elementen des 
Sozialismus in das gesellschaftliche, staatliche, poltische und moralische Leben 
mittels der demokratischen Methode... .“, in: Unita, 13.7.1975, ‚Il discorso del 
compagno Berlinguer“, S. 15. 
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2: 

Ein wichtiges Moment der Klassenkämpfe der letzten Jahre unter den Bedingungen 
der Krise ist die Ausweitung der Kämpfe über den Produktionsbereich hinaus in 
soziale Auseinandersetzungen, die großenteils, wenn auch mit Vorbehalten in 
einigen Fraktionen, von der Gewerkschaft mitunterstützt wurden. In diesen 
Zusammenhang gehört die Bewegung zur Selbstreduktion der verschiedenen Tarife 
für Strom, Gas, Wasser etc. als Antwort auf die steigenden Lebenshal- 
tungskosten. Zu dem Zweck mußten Organisationen an den Wohnplätzen und in 
den Stadtvierteln entstehen. Daß dieser Plan in vielen Stellen gelang, lag im 
wesentlichen daran, daß diese Wohnorganisationen im Zusammenhang mit der 
schon entwickelten betrieblichen Macht der Arbeiter entstanden. Nicht zufällig 
konnten sich diese Formen des Widerstands vor allem in den großen Industriestäd- 
ten und dort vor allem in den Arbeitervierteln entfalten. Das wichtige Moment 
daran aber ist zweifellos, daß die Arbeitslosen und alle die, die nicht im 
Produktionsprozeß integriert sind — und das ist angesichts des geringen Anteils der 
Arbeitsbevölkerung in Italien außerordentlich wichtig — sich so organisiert an den 
Kämpfen beteiligen können. 

Angesichts des Stands der Klassenauseinandersetzungen in Italien und dem 
Ausmaß der Krise des italienischen Kapitals, dessen Akkumulationsprozeß nie 
hinreichte, die vorhandenen Produktionspotenzen des Landes zu mobilisieren, 
werden die Schwierigkeiten der offensiven Gewerkschaftspolitik deutlich, obwohl 
sie andererseits in die strategische Linie durchaus einbezogen sind. Auf eine kurze 
und schematische Formel gebracht: Das Kapital ist nicht stark genug, ihre 
Bedingungen durchzusetzen. Auf der Ebene dieses Widerspruchs aber finden die 
Klassenkämpfe in Italien seit einigen Jahren statt. Doch die Gratwanderung, die die 
italienische Arbeiterbewegung vollziehen muß, um unter den Bedingungen der 
permanenten Konfrontation in ihren Zielen vorwärtskommen oder auch nur die 
entwickelten Machtpositionen zu halten und nicht wieder um Jahre zurückgeworfen 
zu werden, wird zunehmend schwieriger werden. Da die Krise nicht mehr ihre 
Funktion, durch Entwertung und Vernichtung von Kapital und Unterwerfung der 
Arbeiterklasse verbesserte Bedingungen für die Profitproduktion zu schaffen, erfüllt, 
ist zweifellos mit einer langandauernden Krise zu rechnen. Dementsprechend setzen 
sich die Gewerkschaften das Ziel ‚eine andere Strategie für den Ausgang der Krise 
vorzuschlagen, die auf den Plan der Produktionsveränderung gegründet und an die 
Umwandlung und Industrialisierung der Landwirtschaft gebunden ist,“ wie es auf 
der zentralen Delegiertenkonferenz der Metallarbeiter formuliert worden ist. 

Aus den Widersprüchen des so weit entwickelten Stands der Klassenbewegung 
ist auch die konkrete Auseinandersetzung innerhalb der Arbeiterbewegung zu 
verstehen, auf die hier nicht eingegangen werden konnte. Im wesentlichen sind es 
Auseinandersetzungen, die sich einerseits um den immer wieder torpedierten 
Einheitsprozeß der Gewerkschaften drehen und den Fortschritt der Gewerkschafts- 
bewegung immer wieder von neuem durch Spaltungsversuche zu behindern 
versuchen; und die andererseits um die strategische Formel des: „historischen 
Kompromisses‘ gehen, wie sie seitens der Führung der PCI aufgestellt worden ist. 
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Auf die Bedeutung dieser Formel kann hier nicht eingegangen werden, da dazu eine 
Analyse der Strategie der PCI notwendig wäre. Nur eines ist.zum Verhältnis der 
verschiedenen Organisationen der Arbeiterbewegung hervorzuheben: Weder die PCI 
noch irgendeine andere Parteistellt eine monolithische Organisation dar. Dadurch ist 
es vor allem der PCI gelungen, die Vielfalt der in der Entwicklung der 
Arbeiterbewegung stets konkurrenzhaft gegeneinander angetretenen Fraktionen 
und Gruppierungen in der Auseinandersetzung entweder in der Partei aufzuheben 
und ihnen dort auch eine Ausdrucks- und Einflußmöglichkeit zu geben und zwar 
mit der ausdrücklichen Aufforderung und dem ausdrücklichen Selbstverständnis als 
einer Organisation, die ihre Kontroversen Öffentlich in einer produktiven Diskussion 
austrägt und durch die permanenten Öffentlichen Auseinandersetzungen über 
strategische und taktische Vorstellungen und Konzepte zur Qualifizierung der 
Klassenbewegung beiträgt. Auf diese Weise sind sowohl revolutionäre wie reformi- 
stische Tendenzen innerhalb der PCI aufgehoben. Und wo die Positionen und 
Vorstellungen nicht innerhalb der PCI aufgehoben sein können — im wesentlichen 
PSI, Manifesto, Pdup und die katholische Arbeiterbewegung —, da gibt es zwar 
heftige, aber letztendlich solidarische Auseinandersetzungen um die effektiven und 
vorantreibenden strategischen Maßnahmen der Arbeiterbewegung. Festzuhalten 
bleibt: daß der Mangel an Sektierertum eine entscheidende Stärke der italienischen 
Klassenbewegung dazstellt und ihrer Spaltung eine entscheidende Schranke entge- 
gensetzt; seine Wurzeln hat er in dem breiten demokratischen Selbstverständnis der 
Arbeiterbewegung, für die es eine begriffliche Trennung von Demokratisierung und 
Sozialismus nicht gibt; das Schaffen sozialistischer Momente im Fortgang der 
Klassenauseinandersetzungen ist identisch mit einer breiten Demokratisierung des 
gesamten Willensbildungsprozesse. Und das ist der wesentliche Eckstein der 
Unumkehrbarkeit der Entwicklung der italienischen Arbeiterbewegung. 


Die technologische Abhängigkeit der Sowjetunion vom Weltmarkt 
Bericht und Kommentar zu einer empirischen Studie von A.C. Sutton (1) 


Willfried Spohn 


1. Einleitung 


Es vergeht in jüngster Zeit fast keine Woche, in der nicht in den Zeitungen über das 
neueste Geschäft im Ost-West-Handel berichtet würde. Die Errichtung des Togliatti- 
Werks in Wolgograd 1968 durch Fiat, umrüstbar auf Panzer und auf dem Höhe- 
punkt des Vietnamkriegs, schien den Anfang zu machen. Dann gab es Schlagzeilen 
über das erste Röhren-Erdgas-Geschäft 1970 zwischen Mannesmann und der Sowjet- 
union mit einem Anfangskredit von 1,2 Mrd. DM. Weniger bekannt, wurde zur 
gleichen Zeit die Lieferung von 1,1 Mill. t Stahlröhren im Wert von 250 Mill. Dollar 
gegen Erdgas mit Finsider (Italien) vereinbart (Press Reviev, 8.8.70). Dann kam es 
1972 schon zum zweiten Röhren-Erdgasabkommen zwischen der SU und der BRD, 
wieder mit einem Anfangskredit von 1,2 Mrd. DM. Die riesigen Getreideeinkäufe 
. der Sowjetunion, allein von den USA in Höhe von 750 Mill. Dollar, aber auch von 
Frankreich, Kanada und Argentinien, führten zu wilden Spekulationen über die 
Unproduktivität der sowjetischen Landwirtschaft. (NZZ, 10.7.72) 

| Doch dies war offenkundig erst der Anfang einer sprunghaft ausgedehnten 
Ost-West-Kooperation. Im Chemiesektor werden mit verschiedenen westlichen 
Firmen Großprojekte abgeschlossen. Montedison (Italien) soll chemische Betriebe 
im Gesamtwert von 600 Mill. Dollar in der SU bauen und dafür mit Ammoniak und 
anderen Chemieprodukten bezahlt werden (Neues Deutschland, 13.11.73). Zwei 
amerikanische Firmen sollen einen petrochemischen Komplex im Wert von 
100 Mill. Dollar errichten, ebenso französische Firmen über 1 Mrd. Francs Gesamt- 
kosten (NZZ, Handelsblatt, 11.12.73). Mit ENI (Italien) sollen im Rahmen des 
italienisch-sowjetischen Ölabkommens sechs petrochemische Fabriken errichtet 
werden, der Gesamtwert beträgt 957 Mill. Dollar und die Rückzahlung erfolgt in 
Rohöl, Erdgas und Produkten der petrochemischen Werke (Press Reviev, 14.5.74). 
Ferner wird mit der französischen Pechiney-Union-Kuhlmann-Gruppe der Bau eines 
Komplexes für die Gewinnung von 1 Mill. t Tonerde und 0,5 Mill. t Aluminium mit 
einem Gesamtwert von 3,2 Mrd. DM vereinbart (NZZ, 9.12.74). 

Doch auch in anderen Bereichen gewinnt die friedliche Koexistenz Skane: 
misch an Gestalt. Mit dem Rüstungskonzern Lockheed (USA) wird ein Vertrag über 
den Bau von Jumbo-Jets und Hubschraubern, sowie über Nachrichtenübermittlungs- 
und Navigationssysteme abgeschlossen (FAZ, 15.2.74). Mit Control Data (USA) 


1 A.C. Sutton: Western Technology And Soviet Economic Development 1917-65, 
3 Bände, Stanford 1968, 1971, 1973 
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wird der Kauf von Computertechnologien im Wert von 500 Mill. Dollar vereinbart 
(Wirtschaft des Ostblocks, 30.10.73). Durch Industrial Nucleonics (USA) sind 
Lieferungen von Automatisierungs- und Steuerungssystemen für die Produktion von 
Zellstoff und Papier, von Stahl, Gummi und Kunststoffen über 250 Mill. Dollar 
vorgesehen (Wirtschaft des Ostblocks, 29.6.74). Das Stanford Research Institute 
liefert sogar eine Laser-Anlage (Wirtschaftswoche, 31.1.75). In den Verhandlungen 
über eines der weltgrößten Produktionskombinate für Kunstharze mit PPG 
Industries, Du Pont de Nemours, Union Carbide und Amoco Chemicals (alle USA) 
sagt ein sowjetischer Minister ganz offen, daß bisher 150 Chemiekonzerne insb. von 
Westdeutschland und Großbritannien gebaut worden sind, was 7% der sowjetischen 
Kapazität entspreche (FAZ, 21.3.74). 

Der „Griff nach Sibirien“ (Der Spiegel, 15.1.73) ist nicht nur eine groß aufge- 
bauschte Titelgeschichte, sondern er hat in der Tat schon begonnen. Japan hat sich 
für 20 Jahre die Kohlevorkommen in Jakutien mit einem ersten Kredit in Höhe von 
450 Mill. Dollar gesichert (Handelsblatt, FAZ, 5.6.74). Auch ein Abkommen über 
den Holzabbau im Umfang von 18,4 Mill. com Nutzholz gegen einen Anfangskredit 
von 550 Mill. Dollar ist schon abgeschlossen (NZZ, 2.8.74). Da solche Großprojekte 
die Wirtschaftskapazität Japans offenkundig übersteigen und deshalb sich die 
Verhandlungen über entsprechende Erdölabkommen und den Bau einer zweiten 
transsibirischen Eisenbahn in die Länge ziehen (FAZ.8.4.74), springt zunehmend auch 
amerikanisches Kapital ein. Für die geplante Eisenbahntrasse sind mit International 
Harvester (USA) schon die Lieferung von Baumaschinen im Wert von 100Mill. 
Dollar vereinbart (Handelsblatt, 24.1.75). Erdölabkommen für den Sachalinschelf 
existieren mit Japan und den USA (Wirtschaft des Ostblocks, 6.2.74 und NZZ, 
29.1.75), zudem ein sowjetisch-japanisches Abkommen über Erdölsuche in Sibirien 
(Ostinformationen, 7.2.75). Aber das ist wohl alles nur der Anfang für die „Er- 
schließung“ Sibiriens, die auf die astronomische Finanzierungssumme von 100 Mrd. 
Dollar geschätzt wird (FAZ, 27.1.75). 

Anfang 1974 ist das Abkommen über das Kursker Stahlwerk mit Korf, Krupp 
und der Salzgitter AG perfekt. Die erste Baustufe kostet 2,5 Mrd. DM und wird von 
der Sowjetunion gleich bar bezahlt, insgesamt sollen 5 — 6 Mrd. DM aufgebracht 
werden (NZZ, 24.3.74 und Handelsblatt, 25.3.74). Ein zweites ähnliches Groß- 
projekt mit den gleichen Firmen ist schon an der Ostseeküste geplant. Hierdurch 
sollen 5 Mill.t Eisenschwamm produziert werden, hauptsächlich gedacht für den 
Export nach Europa (FAZ, 19.10.74). Im Sommer 1974 kommt es schließlich zu 
einem dritten deutsch-sowjetischen Röhren-Erdgasvertrag. Diesmal wird gleich bis 
zum Jahr 2000 geplant, und gegen einen Anfangskredit von 1,7 Mrd. DM sollen 
jährlich 2,5 Mrd. cbm Erdgas in die BRD fließen (NZZ, 30.10.74). 

Der Bau des größten Lkw-Werks der Welt an der Kama hat schon begonnen. 
Wenn auch Mercedes-Benz den Großauftrag von 4 Mrd. DM nicht übernommen hat, 
so haben die Klöckner-Humboldt-Deutz-Werke aufgrund der Verzögerung des Baus 
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schon für 1 Mrd. DM Lkw’s in die Sowjetunion geschickt, und 47 deutsche Firmen 
unter Führung von Liebherr lieferten Zubehörteile ebenfalls in Höhe von 
1 Mrd. DM (Wirtschaftswoche, 24.10.74). Mehr als 100 US-Firmen sind mit 
925 Mill. DM beteiligt (Wirtschaftswoche, 31.1.75). Weitere gigantische Pläne 
bestehen: Renault soll eine Fabrik für Lkw’s und Pkw’s mit der gleichen Produk- 
tionskapazität wie an der Kama — 150 000 Ikw’s jährlich — errichten (Handels- 
blatt, 10.4.72), und mit General Motors wird über ein ähnlich großes Projekt für 
den Bau von Nutzfahrzeugen in Sibirien verhandelt (Handelsblatt, Business Inter- 
national, ‚Ostwirtschaftsreport, 8.3.74). Als vorläufiger Höhepunkt dieser giganti- 
schen Handelsverträge kann das 20 Mrd. Dollar-Chemieabkommen mit der 
Occidental Petroleum Corporation (USA) gelten, das über 20 Jahre laufen soll und 
die Lieferung von Maschinen für Lagerung und Transport von flüssigem Ammoniak 
und Karbonid, sowie den Ausbau der Häfen von Odessa und Windau vorsieht. Als 
Gegenlieferungen sind chemische Grundstoffe wie Ammoniak, Karbonid und 
Chlorkalien vorgesehen. Nicht weniger überraschend ist schließlich die Lieferung 
eines Kernkraftwerks durch Siemens an die Memel über insgesamt 1 Mrd. DM Bau- 
summe — wenn auch letztlich noch nicht alle Schwierigkeiten mit der DDR und 
Polen aus dem Weg geräumt sind —, wobei die Sowjetunion an weiteren solchen 
Reaktoren offensichtlich Interesse hat (FAZ, 18.7.74) und auch in der Urange- 
winnung an ein sowjetisch-japanisches Abkommen gedacht wird (NZZ, 10.1.74). 

Soweit die möglicherweise unvollständige Geschichte der größten Handels- 
abkommen zwischen der Sowjetunion und den hochentwickelten kapitalistischen 
Industrienationen in den letzten Jahren. Aber es gibt hunderte von weiteren kleine- 
rern Transaktionen, die von Maschinen und Industrieausrüstungen — insb. im 
Maschinenbau, im Chemiesektor, im elektroindustriellen und computertechnologi- 
schen Bereich — über industrielle Verfahren in der Nahrungsmittelverarbeitung, zur 
Herstellung von Medikamenten, Fertighäusern und Schreibmaschinen bis hin zum 
Import von Rohstoffen und Nahrungsmitteln reichen. 

Aus allem geht hervor, daß die Sowjetunion offensichtlich einen außerordent- 
lichen Bedarf an hochentwickelten Technologien in fast allen Produktionsbereichen 
hat und umgekehrt dafür hauptsächlich mit Rohstoffen und Halbfertigprodukten 
wie: Erdgas, Erdöl, Elektrizität, Erze und Metalle, Holz, chemische Grundstoffe, 
Gold, Felle, etc. zurückzahlt. Gerade die sog. Erdölkrise kam der Sowjetunion 
äußerst gelegen: trotz der formellen Unterstützung des arabischen Ölboykotts gegen 
die USA lieferte sie selbst an die EG und die USA und steigerte ihre Öleinnahmen 
im ersten Halbjahr 1974 von 2,4 auf 7,8 Mrd. Dollar (FAZ, 22.6.74). Außerdem 
fällt auf, daß zunehmend einige Fertigprodukte auf den westlichen Märkten erschei- 
nen, darunter Werkzeugmaschinen, Autos und Flugzeuge. Ein Blick auf die Struktur 
des sowjetischen Außenhandels nach dem 2. Weltkrieg bestätigt diese Aussagen (?). 


2 Betrachtet man das Außenhandelsvolumen, so stiegen die Einfuhren von 1,5 Mrd. Dollar 
(1950) auf 12,5 Mrd. Dollar (1971) und die Ausfuhren im gleichen Zeitraum von 
1,8 Mrd. Dollar auf 13,8 Mrd. Dollar, wobei der Anteil der westlichen Industrieländer 
von 15 auf 22,5% anwuchs und hierbei in den letzten Jahren die BRD, Japan, USA und 
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Kommen wir endlich zur entscheidenden Frage: wie ist diese jüngste Entwick- 
lung einer rasanten Ausdehnung des sowjetischen Außenhandels und damit der 
unvermeidlich verstärkte Einfluß des Weltmarkts auf die Sowjetunion zu erklären? 
Wie kommt es, daß nach so langer Zeit wirtschaftlicher Autarkie, plötzlich ein 
derartiger Umschwung eintritt? Ist diese ganze Entwicklung nur ein Zeichen dafür, 
daß der „Sozialismus“ nun endgültig — wie schon lange angekündigt — den 
„Kapitalismus“ überrundet? Doch klingt das wenig überzeugend angesichts der 
Tatsache, daß gerade der sowjetische Außenhandel der Struktur nach mehr den 
Charakter eines unterentwickelten Landes hat, also hochentwickelte Technologien 
gegen Rohstoffe und Halbprodukte bezogen werden. Ist es vielleicht doch der 
grundsätzliche ‚„‚Revisionismus“ der Sowjetführung, die Zielsetzungen einer ‚roten 
Boirgeoisie“, die nach der Ausweitung des Markts im innern nun auch die 
weltmarktmäßige Integration vorantreibt? Kurz: was für Ursachen haben diese 
jüngsten Tendenzen? 

Schaut man sich hierzu die offizielle Interpretation der Sowjetunion im Lehr- 
buch der Politischen Ökonomie-Sozialismus an, so ist diese Entwicklung überhaupt 
kein Problem. Hier heißt es nur ganz lapidar, daß die Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen den beiden Weltsystemen notwendig seien, daß der Handel zwischen 
kapitalistischen und sozialistischen Ländern im Rahmen der friedlichen Koexistenz 
für beide Teile nützlich sei und daß der Sozialismus den Kapitalismus ohnehin 
aufgrund der hohen Wachstumsraten notwendig bald erreicht und überholt haben 
dürfte (3). Also notwendig und nützlich, darin erschöpft sich die Erklärung. Aber 
auch die marxistischen Kritiker, wenn sie sich überhaupt dazu äußern, haben nur 
wenig anzubieten. So hält z.B. E. Mandel den Außenhandel sozialistischer Länder 
bei höherer Arbeitsproduktivität für einen echten Gewinn, da auf diese Weise der 
kapitalistische Weltmarkt gezwungen werde, durch den Handel zur sozialistischen 
Akkumulation in den Ländern mit einer sozialisierten ökonomischen Basis beizu- 
tragen (4). Zwischen sozialistischen und kapitalistischen Ländern scheint ein unglei- 
cher Tausch offenkundig gerechtfertigt zu sein, aber das Problem ist ja, daß die 
jüngsten Technologietransfers einen umgekehrten Werttransfer in die hochent- 
wickelten kapitalistischen Nationen einschließen. Oder A. Carlo, der die Sowjet- 


Finnland die wichtigsten Handelspartner waren. Dabei stieg die Exportquote, also der 
Anteil der Exporte am Nationalprodukt von 4,3% (1950) auf 6,3% (1971), und betrug 
1972 und 73 sogar 8%. Der BRD-Anteil am sowjetischen Außenhandel soll 1975 sogar 
über 10 Mrd. DM liegen, was einer Verfünffachung seit 1970 gleichkommt. Bei den 
Exporten führen anteilmäßig am Gesamtexport Maschinen, Ausrüstungen und Transport- 
mittel — hauptsächlich einfachere Typen in andere sozialistische oder unterentwickelte 
Länder — mit 21%, es folgen Metallerze und Metallprodukte mit 18,7%, dann Brenn- 
stoffe und Elektroenergie mit 18%, Nahrungsgüter mit 9,2% und Holz mit 6,3%. Bei den 
Importen führen mit weitem Abstand Produktionsmittel mit 34%, dann folgen industri- 
elle Konsumgüter mit 20,1% und Nahrungsmittel mit 15,2%. Hierzu: Länderberichte 
Osteuropa, Sowjetunion, hrsg. v. Koordinationsausschuß deutscher Osteuropainstitute, 
München 1974, Teil Außenwirtschaft, S. 236 ff. 

3 Lehrbuch der Politischen Ökonomie — Sozialismus, Berlin (DDR) 1972, Kap. 49 und 50 

4 E. Mandel: Zur Theorie der Übergangsgesellschaft, in: Permanente Revolution, Materia- 
lien Nr. 1, S. 35 
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union für ein bürokratisch-kollektivistisches System hält, führt die Ausdehnung des 
sowjetischen Außenhandels auf die verstärkte kapitalistische Reorientierung zurück, 
die im Zusammenhang mit der wachsendenEinbeziehung von Marktelementen in die 
staatliche Planung stehe (5). Bleibt wieder das Problem, warum diese kapitalistische 
Restauration durchgeführt wird. 

Insgesamt ist es wohl nicht zuviel gesagt, wenn man die marxistischen Positio- 
nen gegenüber dem verstärkten Außenhandel der Sowjetunion als mehr oder 
weniger hilflos bezeichnet. Entweder ist er historisch unvermeidlich oder er ist ein 
erneuter Beweis für die kapitalistische Reorientierung der Sowjetunion, oder man 
macht sich zwischen diesen Positionen Gedanken über richtige und falsche Außen- 
handelspolitik. Doch eine wirkliche Erklärung ist weit und breit nicht zu finden. 
Aber es ist nur die andere Seite dieser theoretischen Hilflosigkeit, daß man an dem 
Faktum einer verstärkten Weltmarktorientierung der Sowjetunion nicht herum- 
kommt. 

Damit tritt eine Dimension der marxistischen Diskussion über den gesell- 
schaftlichen Charakter der Sowjetunion wieder verstärkt ins Bewußtsein, die noch 
in den 20er Jahren — insb. bei Lenin, Trotzki und Preobrashenskij — eine entschei- 
dende Rolle spielte, seit der Stalinschen Industrialisierung aber nur noch sporadisch 
artikuliert wurde: das Verhältnis von Sowjetunion und kapitalistischem Weltmarkt. 
In der „links“-Diskussion wurde gegenüber der Vorstellung Eggerts vom „bürokrati- 
schen Etatismus““ der Sowjetunion auf die Notwendigkeit konkret-historischer 
Analysen aufmerksam gemacht, die sich nicht in positivistischer Manier an vorausge- 
setzte Kategorien bindet, unter die das historische Material nur noch subsumiert 
wird. U. Schmiederer vertritt die Position, daß die Sowjetunion sich als Übergangs- 
gesellschaft ständig im Kontext der kapitalistischen Produktionsweise bewegt habe 
und deshalb auch in der Analyse der Sowjetunion vom Weltmarkt auszugehen sei. 
E. Altvater variiert diesen Ansatz, indem die Verselbständigung des Sowjetstaats 
nicht als bloß innergesellschaftliches Produkt, sondern als Folge der Außenkonsti- 
tuierung des Sowjetstaats durch den Weltmarkt begriffen wird. Auch H. Conert 
stimmt diesem Aspekt zu (6). P.W. Schulze hat ebenfalls von diesem allgemeinen 
Verständnis ausgehend einen ersten inhaltlichen Beitrag über den Einfluß der Welt- 
wirtschaftskrise 1929-32 auf den 1. Fünfjahresplan vorgelegt (7). Schließlich 
wurde von R. Dutschke (8) und B. Rabehl (9), fortgeführt von B. Rabehl, W. Spohn 
und U. Wolter (10) die Marxsche Vorgehensweise bei der Analyse der zaristischen 
Gesellschaft wiederentdeckt, die das Verhältnis von Weltmarkt und asiatischer 


5 A. Carlo: Politische und ökonomische Struktur der UdSSR (1917-1975), Berlin 1972, 
S. 100 

6 Die „links‘‘-Diskussion befindet sich in Heft 45-47, 50, 52, 53, 57, Offenbach 1973 und 
74 


7 P.W. Schulze: Weltmarkt und Revolution, in ders., (Hrsg.) Übergangsgesellschaft: Herr- 
schaftsform und Praxis am Beispiel der Sowjetunion, Frankfurt a.M. 1973 

8 R. Dutschke: Versuch, Lenin auf die Füße zu steilen, Berlin 1974 

9 B. Rabehl: Marx und Lenin, Berlin 1973 

10 B. Rabehl, W. Spohn, U. Wolter in Prokla 11/12 und 17/18 
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Produktionsweise bei der Frage nach den Chancen einer russischen Revolution ins 
Zentrum stellte, und das Verhältnis von Weltmarkt und Sowjetunion für die 
Analyse auch der gesellschaftlichen Transformation der Sowjetunion als methodi- 
schen Ausgangspunkt betont. 

Bei aller Übereinstimmung in diesem Punkt fällt zugleich auf, daß über das 
wirkliche Verhältnis von Weltmarkt und Sowjetunion zwischen 1917 und 1975 
kaum Vorstellungen existieren. Es wird immer wieder auf die militärische Bedro- 
hung oder die ideologischen Einflüsse aufmerksam gemacht, bei P.W. Schulze auch 
der sowjetische Außenhandel bis zum 2. Weltkrieg mit einbezogen, doch allgemein 
herrscht das Bewußtsein vor, daß wohl unter Lenin einige Konzessionen vergeben 
wurden, während der. NÖP der Außenhandel noch eine gewisse Rolle spielte, 
spätestens aber seit der Stalinschen forcierten Industrialisierung die direkte ökono- 
mische Beziehung zwischen Weltmarkt und Sowjetunion verschwindend war und 
erst jetzt überraschenderweise die Ausdehnung des Außenhandels erfolgt. Man folgt 
also der Vorstellung, daß doch eine mehr oder weniger autonome ökonomische 
Entwicklung der Sowjetunion bisher stattgefunden hat. Wenn man lediglich den 
relativ geringen Umfang des sowjetischen Außenhandels 1917-75 betrachtet, scheint 
dieses Bild auch zu stimmen. Wenn man jedoch den Inbalt des sowjetischen Außen- 
handels betrachtet, also nicht nur den ökonomisch-wertmäßigen Umfang, sondern 
die gebrauchswertmäßige Qualität, ergibt sich ein völlig anderes Bild: nämlich ein 
über die ganze Periode hinweg hoher Grad technologischer Abhängigkeit der 
sowjetischen Industrialisierung vom Weltmarkt. 

Dies ist der Gegenstand der hierzu umfangreichsten empirischen Unter- 
suchung, die Studie des Amerikaners A.C. Sutton. Sie soll hier in ihren wichtigsten 
Resultaten referiert werden. Sein Untersuchungsziel ist, den Umfang der technologi- 
schen Transfers von den hochentwickelten kapitalistischen Industrienationen in die 
Sowjetunion und damit den Grad der Abhängigkeit der sowjetischen Industrialisie- 
rung von der kapitalistischen Weltwirtschaft empirisch zu bestimmen. Um diese 
Bestimmung vornehmen zu können, untersucht er die wichtigsten Industrie- 
branchen der Sowjetunion auf ihre technologische Struktur hin und versucht dann 
den Ursprüngen dieser Technologie nachzugehen. Gelingt die Rekonstruktion der 
Genesis einer Technologie, kann jeweils angegeben werden, in welchem Umfang die 
sowjetische Technik auf eigenständigen Quellen beruht, also indogen ist, oder von 
ausländischen Transfers abhängig, also exogen ist. 

Dabei stützt sich Sutton auf umfangreiches empirisches Material, insbesondere 
auf die Archive des amerikanischen Außenministeriums (US State Departement 
Decimal File), die Archive des deutschen Außenministeriums, ab 1933 auch auf die 
Archive des Oberkommandos der Wehrmacht, des Oberkommandos des Heeres und 
der Nationalsozialistischen Partei; dann stützt er sich insbesondere auf sowjetische 
Publikationen, einmal die Veröffentlichungen der sowjetischen Handelsvertretungen 
im Ausland, zum anderen auf innersowjetische ökonomische und technische 
Periodika (die Trotzki- und Smolenskarchive waren offenkundig hierfür nicht so 
ergiebig); weiterhin zieht er Medien und Informationen westlicher Firmen, sowjeti- 
sche und ausländische Zeitungsberichte und Einzeldarstellungen zu Rate. 
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Sutton unterteilt sein Werk in drei Perioden: 1917-30, 1930-45 und 1945-65. 
Diese Einteilung ist nicht willkürlich, sondern basiert auf deutlichen Veränderungen 
der Form der technologischen Transfers. 1917-30 gehen sie vornehmlich in Form 
von Konzessionen vonstatten, 1930-45 in Form von technischen Hilfsverträgen und 
1945-65 weiterhin in Form dieser technischen Assistenz ausländischer Firmen, aber 
beschleunigt durch Reparationen und Einbeziehung der anderen osteuropäischen 
Länder im Rahmen der RGW. Dabei ist die Rekonstruktion der Industrie 1917-30 
technologisch völlig von der im Rahmen der Konzessionen importierten Technik 
bestimmt, geschieht die forcierte Industrialisierung ab 1928/30 auf dieser technolo- 
gischen Basis durch die Errichtung gigantischer Fabriken mit ausländischer 
Assistenz und der Ausnützung ihrer Kapazitäten bis 1945, und entwickelt sich 
insbesondere nach 1945 eine umfangreiche Kopierung und Standardisierung aus- 
ländischer Technologie mit ausländischer Hilfe. Das verblüffende Resultat der drei 
Bände ist, daß die Sowjetunion von Beginn an bis heute fast vollkommen von der 
Technologie der kapitalistischen Weltwirtschaft abhängig ist, die Eigenständigkeit 
der sowjetischen Industrialisierung sich im wesentlichen auf die Anpassung auslän- 
discher Technologien auf sowjetische Bedingungen beschränkt und nur in ver- 
schwindendem Umfang, insbesondere im militärischen Sektor auf: indogener Innova- 
tion beruht. Dabei ist zu berücksichtigen, daß Sutton bei unklarer Zurechnung eines 
technologischen Prozesses immer zugunsten der Sowjetunion entscheidet, die 
Identifikation technologischer Transfers 1917-45 aber nur zu 70%, danach aufgrund 
der Nichtveröffentlichung geheimer Staatsarchive in weitaus geringerem Umfang 
gelingt. Berücksichtigt man allerdings die Komplexität technologischer Prozesse, ist 
der Umfang der Identifikation technologischer Transfers durch Sutton allerdings 
außerordentlich und selbst vorausgesetzt, daß die vollständige Darstellung der 
technologischen Abhängigkeit gelänge, würde sich kaum eine Revision der grund- 
legenden Resultate der empirischen Studien Suttons ergeben. 

Noch zwei Bemerkungen. Die eine betrifft den ideologischen Standpunkt 
Suttons, die zweite die Relevanz der Resultate Suttons für unsere Fragestellungen. 
Sutton betreibt seine Studien als Friedens- und Konfliktforscher der Hoover-Institu- 
tions mit dem klaren Zweck, der Politik des amerikanischen Staates ein empirisches 
Fundament zu geben, die er gegenüber der Sowjetunion aufgrund seiner Resultate 
für schizophren hält. Diese Schizophrenie besteht für ihn darin, daß die ‚‚freie Welt“ 
entweder die massiven Rüstungsausgaben drastisch reduzieren sollte, da die Sowjet- 
union aufgrund ihrer totalen technologischen Abhängigkeit gar nicht ihr Feind ist, 
oder wenn sie dies — wie es die westliche Propaganda will — doch ist, sollte sie 
vernünftigerweise die technologischen Transfers in die Sowjetunion stoppen. Sutton 
verbleibt hier völlig im Rahmen der amerikanischen Politik und erkennt nicht die 
Ursache dieser Schizophrenie: nämlich den kapitalistischen Akkumulationsprozeß, 
der sich eben sowohl im Rüstungssektor wie in der Infiltration der Sowjetunion 
vollzieht und von dem die amerikanische Innen- und Außenpolitik abhängig ist. 
Doch führt der kritische Empirismus Suttons trotz aller ideologischen Beschränkun- 
gen zu einer Untersuchungsmethode, die die übliche Abstraktion vom Weltmarkt 
bei der Darstellung der gesellschaftlichen Verhältnisse der Sowjetunion durchbricht, 
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wie sie von sowjetmarxistischer Seite, von bürgerlicher Seite und den davon ab- 
hängigen marxistischen Theoretikern seither fast ausschließlich praktiziert wurde. 

Im Vordergrund der Studie Suttons steht allerdings zunächst einmal die 
technologische Abhängigkeit der Sowjetunion vom Weltmarkt und nicht so sehr die 
Analyse der ökonomischen Vermittlung dieser technologischen Transfers. Außen- 
handelsstatistiken, Preise, Finanzierungs- und Kreditformen etc. müssen jeweils 
zusätzlich in die Analyse mit einbezogen werden, um ein vollständiges Bild zu 
erhalten. Trotz dieser Einschränkung sind jedoch die Resultate deshalb so gewich- 
tig, weil sie ein vorrangiges Problem von Übergangsgesellschaften thematisiert, die 
aufgrund ihrer gesellschaftlichen Unterentwicklung die Industrialisierung nachholen 
müssen und deshalb notwendig mit der hochentwickelten Technologie der west- 
lichen Industrienationen konfrontiert werden. Solange die proletarische Revolution 
in hochentwickelten kapitalistischen Ländern ausbleibt, stellt sich für diese Gesell- 
schaften das Problem in aller Schärfe, ob sie aufgrund ihrer technologischen 
Rückständigkeit notwendig in Abhängigkeit vom Weltmarkt geraten oder ob es 
doch gewisse gesellschaftliche Alternativen gibt, die den Zusammenhang von Welt- 
markt und innerer gesellschaftlicher Despotie soweit mildern, daß der Übergang in 
seiner rationellsten und humansten Weise vollzogen wird. 


ı. 1.Band: 1917-30 (11) 


1. Die Formen der Konzessionen und ihre Bedeutung für die Rekonstruktion der 
sowjetischen Wirtschaft 


Sutton unterscheidet drei Formen von Konzessionen: 

a) reine Konzessionen: „A pure concession is an economic enterprise in which a 
foreign company enters into a contract with the host country to organize, equip, 
and exploit a specific opportunity, under the legal doctrin of usufruct (d.h. ohne 
Erwerb von Eigentumsrechten). In return for the burden of development, exploita- 
tion, and production, the foreign company receives a non-contractual surplus or 
profit, usually taxed by the host country“ (7), also rein ausländische Kapitalinvesti- 
tionen um Kapital zu verwerten, allerdings mit sowjetischer Besteuerung und ohne 
letztliche Eigentumsrechte. 

b) Kredit- oder Kontraktkonzessionen, identisch mit gemischten Gesellschaften: 
Hier ist die Kapitalbeteiligung 50:50, später 51% sowjetisch und 49% ausländisch, 
also eine Mischung von ausländischem Kapital und sowjetischer Staatsbeteiligung, 
die sich beide in den Profit des Unternehmens teilen. „Normally the foreign 
company invested capital and technology or skills and the Soviets provided the 
opportunity and the location. Labor, both skilled and unskilled, was partly 
imported and profits were to be split“ (8). 


11 Die Seitenzahlen im folgenden beziehen sich auf den jeweiligen Band der Suttonschen 
Studie 
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c) Technische Hilfsabkommen: Hier werden unter genau festgelegten Bedingungen 
ausländische Produktionsmittel und Spezialisten vom Sowjetstaat gekauft, und 
fungieren damit nicht mehr als Kapital für ausländische Firmen. 

In der Periode 1917-30 spielen die reinen Konzessionen und die gemischten 
Konzessionen die wichtigste Rolle — zwei Drittel aller Industriebranchen erhalten 
diese Formen von Konzessionen —, während die technischen Hilfsabkommen noch 
von untergeordneter Bedeutung sind, obwohl 4/5 aller Industriebranchen sie in 
Anspruch nehmen. 95% der sowjetischen Industrie erhalten in irgendeiner Form 
ausländische Hilfe. Insgesamt wurden bis 1928/29 2.670 Konzessionen von der 
Sowjetunion beantragt, davon bis 1925/26 330 reine und gemischte Konzessionen 
und bis 1929/30 134 technische Assistenzverträge erworben. Obwohl Sutton wie 
gesagt nur 70% aller Konzessionen seiner Meinung nach identifizieren konnte, ist in 
der Sowjetunion bis 1930 keine bedeutende Technologie zu finden, die nicht durch 
diese Konzessionen importiert wurden. ‚The Western contribution to Soviet 
production between 1917 and 1930 was total. No important process has been 
isolated which was not a West-to-East transfer‘‘ (340). 

Die Bedeutung dieser technologischen Transfers läßt sich auch daran 
ermessen, daß in denjenigen Sektoren die Wachstumsraten am höchsten waren, in 
denen am umfangreichsten Konzessionen vergeben wurden, also für die Produktion 
von Kohle, Öl, Roheisen, Walzstahl und Elektrizität. Umgekehrt stagnierten diejeni- 
gen Sektoren, die kaum westliche Hilfe erhielten. Dieselbe Korrelation ist bei den 
wichtigsten Exportgütern festzustellen. Auch hier gilt allgemein bei Öl, Fellen, 
Holz, Eier, Butter, Zucker als führenden Exportsektoren 1927/28, daß hier massiv 
Konzessionen vergeben wurden. 

Die umfassende Vergabe von Konzessionen setzte mit dem Abschluß des 
Rapallo-Vertrages 1922 ein. Sie ergab sich daraus, daß einmal die zaristische Indu- 
strie in sehr großem Umfang von ausländischem Kapital betrieben wurde, Fach- 
arbeiter, Ingenieure und Manager größtenteils Ausländer waren und Rußland i917 
verließen, und daß zum anderen deshalb die sowjetischen Arbeiter und der Sowjet- 
staat die sehr wohl technisch intakten Betriebe nicht selbsttätig in Schwung bringen 
konnten. Die Vergabe von Konzessionen schien der einzige Ausweg und es ist wohl 
kein Zufall, daß gerade Krassin als früherer Manager von Siemens/Schuckert in 
Petrograd als einer der ersten ihn vorschlugen. Die Konzessionen und die damit 
verbundenen technologischen Transfers verteilten sich bis 1928 insbesondere auf 
Deutschland und an zweiter Steile auf die USA, die anderen westeuropäischen 
Länder waren unbedeutender; die ausländischen Ingenieure waren meistens 
Deutsche, Mit der Umstellung der sowjetischen Industrie auf die modernsten 
technologischen Verfahren der amerikanischen Firmen ab 1928 kommen verstärkt 
amerikanische Ingenieure in die Sowjetunion. (Sutton vermutet, daß diese Umstel- 
lung die materialistische Erklärung für die Schachta-Affäre ist, in der fünf Deutsche 
wesentlich betroffen waren.) Bis 1928 wird lediglich die zaristische Industriestruk- 
tur rekonstruiert und teilweise technologisch auf die neuesten westlichen Verfahren 
umgerüstet. 

Diese allgemeinen Aussagen basieren nun auf einem umfangreichen empiri- 
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schen Material, das sich über alle Industriezweige erstreckt. Es ist nicht möglich 
darüber im Detail zu referieren. Deshalb werden einige besonders wichtige Industrie- 
zweige exemplarisch dargestellt und über die anderen zusammenfassend berichtet. 


1. Die Formen der Konzessionen und ihre Bedeutung für die Rekonstruktion der 
sowjetischen Wirtschaft 
a) Die Rekonstruktion der Kaukasischen Ölfelder (Kap. II) 


Die kaukasischen Ölfelder waren in den 70-er Jahren des 19. Jahrhunderts entdeckt 
worden und produzierten 1901 mehr Rohöl als die USA und mehr als die Hälfte der 
Weltproduktion. Sie überlebten den 1. Weltkrieg und den Bürgerkrieg ohne wesent- 
lichen Schaden. 1922 lag die Hälfte der Felder brach, die restlichen produzierten 
zunehmend Wasser. Die Ursachen waren: die Reduktion der Arbeitskräfte von 
40.000 auf 10.000, der Zusammenbruch des Transportsystems und die Reduktion 
der Pipeline-Kapazität, keine neuen industriellen Ausrüstungen und Reparaturen, 
schließlich der Zusammenbruch des elektrischen Energiesystems. 

Dieser extrem desolate Zustand einer einträglichen Exportindustrie führte 
1921/22 zum Abschluß der International Barnstall-Konzession für die Baku-Ölfel- 
der. Barnstall importierte Ausrüstungen auf eigenes Risiko deren Kosten plus 5% 
durch den Sowjetstaat, bzw. durch die dafür zuständige Organisation Azneft getra- 
gen wurden und zwar in Goldrubeln oder in Ölprodukten zu Marktpreisen. Dazu 
gab es für jede 7 Fuß-Ölbohrung 80.000 Goldrubel und für jedes neue Bohrloch eine 
Tantieme von 20% des hierdurch produzierten Öls. Azneft lieferte dafür elektrische 
Energie, Bohrtürme, Wasser, Ton, Holz, Zement und Gebäude. Produktionssteige- 
rungen wurden vereinbart und die Konzession lief auf 15 1/2 Jahre, 

Das vereinbarte Produktionsminimum wurde schnell überschritten. Dies 
gelang durch die Umstellung der äußerst arbeitsintensiven zaristischen Technologie 
auf modernste amerikanische Verfahren. Die ausschließliche Benutzung der Schlag- 
technik 1913 wurde bis 1928 fast vollkommen durch die amerikanische Rotations- 
bohrtechnik ersetzt, dazuhin wurde die Pumptechnik geändert und die Maschinen 
elektrizifiert. Durch diese Umstellung wurde nicht nur eine gewaltige Kostenreduk- 
tion (50%) und Produktionssteigerung für den Export erreicht, durch die steigende 
organische Zusammensetzung wurden auch erheblich Arbeitskräfte eingespart 
(40%). 

Weitere solche Ölkonzessionen wurden für die Ölfelder am Kaspischen Meer, 
am Schwarzen Meer, in Tiflis und auf Nord-Sachalin vergeben. Die Ölraffinerien 
wurden ebenfalls durch ausländische Firmen gebaut. Die Ölproduktion war fast 
ausschließlich für den Export bestimmt und stellte eine der wichtigsten Quellen der 
sowjetischen Industrialisierung dar. 1926/27 war die Produktion doppelt so hoch 
wie 1913. Die Konzessionen wurden allerdıngs längst vor dem vereinbarten Ende 
aufgelöst — in dem Moment, wo die Betriebe profitabel arbeiteten und der techno- 
logische Transfer vollzogen war — und der Verkauf des Öls auf dem Weltmarkt 
zunächst durch gemischte Gesellschaften getätigt, die dann gegen 1930 fast voll- 
ständig von sowjetischen Organisationen kontrolliert wurden. 
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b)  Koblebergbau und Metallurgie (Kap. III und IV) 


Das Donez-Becken produzierte 1910 18 Mill. Tonnen Kohle und Anthrazit, von 
24 Mill. Tonnen russischer Gesamtproduktion (1913: 25,3 Mill. Tonnen). 142.000 
Arbeiter waren beschäftigt, der Mechanisierungsgrad äußerst gering. Nach dem 
Bürgerkrieg wurden nur noch 7,2Mill. Tonnen produziert, 47% der Schächte 
geschlossen, 41% an frühere Besitzer und Bauern verpachtet, die restlichen 12%, 
einigermaßen funktionierende, Schächte verstaatlicht, wovon die Hälfte allein 78% 
der sowjetischen Gesamtproduktion förderten. Die Arbeitsproduktivität betrug 
1/10 der USA, 1921-23 mußte sogar Kohle aus England und USA importiert wer- 
den. 

Ab 1923 wurden umfangreiche Konzessionen vergeben. Die frühere Eigen- 
tümerin, die französische Union-Miniere-Gruppe, bekam eine reine Konzession. 
Abgesehen von weiteren reinen Konzessionen für englische und japanische Firmen 
in Spitzbergen und Nord-Sachalin, wurde das Donez-Becken dann hauptsächlich mit 
technischen Assistenz-Verträgen (amerikanische und deutsche Firmen) wieder in 
Schwung gebracht. Wenn auch die Kohlenbergwerke Staatstrusts waren, wurde die 
Reorganisation der Produktion völlig ausländischen Spezialisten: Managern, 
Ingenieuren und Facharbeitern überlassen, die zunächst selbst ohne neue Maschine- 
rie die Produktion erheblich steigerten. Mit dem verstärkten Import neuer Maschi- 
nerie wurden einige einträgliche Schächte mechanisiert, die Produktion also 
konzentriert und die Anzahl der Arbeitskräfte um 20% reduziert. (Lakonisch heißt 
es, daß die russischen Arbeiter diesen ausländischen Elementen feindlich gegenüber- 
standen). Die Mechanisierung war aber selbst 1928/29 nur zu 30% vorgenommen. 
1926/27 war das Produktionsvolumen von 1913 fast wieder erreicht (24,5 Mill. 
Tonnen,) allerdings unter Benutzung von nur 40% der Schächte von 1913. 

Das Donez-Becken war zugleich das Zentrum der russischen. Eisenerzförde- 
rung und der Eisen- und Stahlproduktion, 1913 wurden 550 Mill. Pud Eisenerz und 
1916 2,3 Milliarden Pud Gußeisen produziert; 1920 nur noch jeweils 6 Mill. 
Tonnen, was dem russischen Produktionsvolumen unter Peter dem Großen ent- 
spricht. 1913 waren 160 Gebläsehochöfen und 168 Martin Stahlhochöfen in 
Betrieb, 1920 nur 12 bzw. 8. Von 257.000 Arbeitern im Jahre 1913 waren noch 
159.000 im Jahre 1920 angestellt. Angesichts dieser äußerst verzweifelten Situation 
wurden 1923 insbesondere technische Assistenzverträge mit französischen, engli- 
schen, deutschen und amerikanischen Firmen abgeschlossen, die zur Wiedereröff- 
nung vieler Hochöfen führten. 1927 war das Vorkriegsniveau im Donez-Becken 
noch nicht erreicht und selbst 1929 mit 8 rekonstruierten und einer neuerbauten 
Fabrik wurden erst 2,5 Mill. Tonnen Roheisen produziert, im Vergleich zu 
3,2 Mill. Tonnen 1913. Diese Rekonstruktion geschah auf Basis der zaristischen 
Technologie und versprach keine hohen Wachstumsraten. Deshalb wurden 1927, 
insbesondere in der Stahlproduktion, an USA-Firmen reine Konzessionen mit einer 
Profitrate von 10% vergeben, die die neueste amerikanische Technologie importie- 
ren sollten. Diese Magnitogorsk-Konzession lief mit 50 Mill. Dollar 1928 an, wurde 
1930 mit Verträgen über insgesamt 1 Milliarde Dollar ergänzt und sollte den 
Schlüssel für den ersten Fünfjahres-Plan abgeben. 
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c) Elektroindustrie (Kap. XI) 


Eine besondere Rolle für den Aufbau des Sozialismus sollte nach den Vorstellungen 
der führenden Bolschewiki die Elektrifizierung der Sowjetunion spielen. Die 
Elektroindustrie war in Rußland mit Hilfe ausländischer Firmen ab 1906 entstan- 
den, konzentrierte sich auf Petrograd und Moskau, beschäftigte 60.000 Arbeiter 
und erlitt während des 1. Weltkriegs und des Bürgerkrieges keinen wesentlichen 
Schaden. 1920 arbeiteten nur noch 4.000 Arbeiter, die Produktion war katastro- 
phal gering. „Many skilled Soviet workers had entered military service to get food 
and shelter; the more skilled foreign workers had returned home... .““ (185). Ohne 
Konzession war dieser Situation nicht beizukommen. Es wurden vier Trusts, ver- 
bunden mit der Rückkehr früherer Manager gebildet, Verhandlungen mit General 
Electric und AEG geführt und mit niedrigen Löhnen und guter technischer Aus- 
rüstung gelockt. Mit einigen reinen Konzessionen und mehreren technischen 
Assistenzverträgen ab 1923 wurde ein gewisser Fortschritt erzielt; allerdings um den 
Preis, daß die Kommunisten nur noch nominell Fabrikdirektoren waren, während 
die eigentlich entscheidenden Manager die weißen Direktoren, meist Ausländer, 
waren, und jede Fabrik zunächst auf Basis reiner Kapitalverwertung betrieben 
wurde. Hatte die Elektroindustrie 1913 einen Produktionsausstoß im Wert von 
45 Mill. Rubel, so 1924/25: 75 Mill. Rubel und 1930: 200 Mill. Rubel. Dieses 
Ergebnis war jedoch himmelweit entfernt von den ersten hochfliegenden 
GOELRO-Plänen. Dennoch war mit Hilfe der Konzessionen die Stark- und 
Schwachstromtechnologie (Dammbau, Generatoren- und Turbinenbau, Transforma- 
toren, Produktion von Elektromaschinen. Rundfunkgeräten, Telefonen etc.) auf 
den neuesten internationalen Stand gebracht und löste die Vorkriegstechnik völlig 
ab. Aber erst die umfangreichen technischen Hilfsabkommen ab 1928 mit General 
Electric und 1930 mit Metropolitan Vickers und AEG bereiteten das massive 
Wachstum in den 30-er Jahren vor. 


d) Die Industrialisierung der Agrikultur (Kap. VII) 


Eines der wichtigsten Ziele, um für die Importe von Industriegütern an harte 
Devisen zu kommen, war, die Position als Getreideexporteur vor dem 1. Weltkrieg 
wiederzuerlangen. Dies gelang nicht; im Gegenteil waren sogar 1928/29 Getreide- 
importe notwendig. Ab 1924 wurden deshalb zwischen den großen Staatsfarmen 
und Krupp (auch ein alter Bekannter im Zarenreich) reine Konzessionsverträge 
abgeschlossen, die sich jedoch nicht nur auf Getreideproduktion, sondern auch auf 
Viehwirtschaft, Zuckerrübenbau und Seidenwürmerzucht erstreckten. Aufgrund der 
Verluste endete man schließlich bei der Schafszucht. Aber nicht nur in diesen 
Bereichen wurden Konzessionen verteilt. Wichtig waren sie insbesondere in der 
Verarbeitung animalischer Produkte: Schinken, Butter und Eier — diese waren 
Konzessionen für den Export mit einem garantierten Minimalprofit von 10% — aber 
auch für die Baumwollbewässerung in Turkestan wurden Konzessionen vergeben. 
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Interessant ist, daß diejenigen Konzessionen, die die Anwendung von Traktoren 
verlangten, bald in Schwierigkeiten gerieten, da tierische und menschliche Kraft 
wesentlich billiger waren. Die von Sympatisanten der Sowjetunion errichteten land- 
wirtschaftlichen Kommunen waren aufgrund von Steuern und Diebstahl allgemein 
ein Fehlschlag. 

Die landwirtschaftliche Handwerkszeug- und Maschinenindustrie war zwi- 
schen 1905 und 1913 auf den neuesten technischen Stand gebracht worden. Diese 
Fabriken überlebten den ersten Weltkrieg und den Bürgerkrieg unbeschadet. 1923 
wurden jedoch nur noch 12% der Pflüge, 70% der Sensen, 26% der Sicheln und 5% 
der anderen Ausrüstungen hergestellt. Die Bauern gingen deshalb weitgehend wieder 
zu Holzgerät über. Diese Zweige vernachlässigte der Sowjetstaat jedoch weiterhin, er 
versuchte vielmehr die Misere mit dem Bau eines sowjetischen Traktors zu beheben. 
Zwischen 1922 und 1926 wurden einige Modelle auch für militärische Zwecke 
konstruiert, doch waren die ausländischen Traktoren weit billiger und qualitativ 
besser. Zunächst wurden diese besteuert, um den sowjetischen Traktorbau voranzu- 
bringen, doch mußten 1925/26 dann doch fast 100% der Traktoren importiert 
werden. Es war offenkundig, daß die zwei aus der Zarenzeit stammenden Betriebe: 
International Harvester und Putilovets die Maschinisierung der sowjetischen Land- 
wirtschaft nicht voranbringen konnten. Ford war ab 1925 Hauptlieferant von 
Traktoren (von 24.000 Traktoren waren allein 20.000 von Ford) und der Sowjet- 
staat begann ab 1928 mit Konzessionen die ehemals zaristischen Betriebe umzu- 
rüsten und den Bau riesiger Traktorenfabriken vorzubereiten. 


e) Übersicht über andere wichtige Zweige 


In der NE-Metallproduktion wie Zink, Blei, Silber, Gold, Platin, Magnesium etc. 
wurden ab 1923 in größtem Umfarıg Konzessionen, meistens reine Konzessionen 
und einige technische Hilfsabkommen abgeschlossen. Diese Branchen waren sowohl 
aus militärischen wie exportmäßigen (z.B. Magnesium = 52% der Weltproduktion 
1913) Gründen äußerst wichtig und konnten, da sie vor der Revolution ausländi- 
schen Firmen gehörten, ohne sie nicht wieder in Gang gesetzt werden. Ab 1928 
wurden diese Zweige auf modernste amerikanische Technologie umgestellt (Kap. VI 
und VII). 

Die sowjetische Maschinenbauindustrie, insbesondere in Leningrad und 
Moskau angesiedelt, produzierte 1920/21 fast nichts mehr. Deshalb mußten 
zunächst Maschinen importiert werden; Lokomotiven z.B. wurden im Ausland 
repariert und dazuhin in großem Umfang im Ausland gekauft. Obwohl die sowjeti- 
schen Werke in gutem Zustand waren, bekamen sie bis 1924 keine nennenswerten 
Aufträge, da keine qualifizierten Facharbeiter und Manager vorhanden waren. Erst 
ab 1924/25 wurden die Lokomotivbaufabriken insbesondere mit deutscher Hilfe 
wieder in Schwung gebracht. Ähnlich war die Situation im Dieselmotorenbau, im 
Werkzeugmaschinenbau, im Dampfkesselbau, in der Kugellagerproduktion und in 
der Präzisionsmaschinentechnologie. Sie wurden mit Konzessionen wieder rekon- 
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struiert und dann ab 1928/30 auf modernste amerikanische Technologie umgerüstet 
(Kap. X). 

Die chemische Produktion (Produktion von Explosivstoffen, Dünger, Gas, 
Farben) lag bis 1925 weitgehend darnieder und wurde allmählich auf ausländische 
Verfahren umgestellt (Kap. XI). 

Da Fischerei, Jagd und die dafür notwendige Konservenproduktion wichtige 
zaristische Exportzweige waren, wurden sie als Konzessionen vergeben (Kap. VIII). 
Dasselbe galt für die Holzproduktion, auch wenn dadurch vielen Bauern ihre 
Produktionsbasis geraubt wurde (Kap. IX). Konzessionen wurden auch für die Tex- 
tilbranche (zunächst Importe von Textilmaschinen, dann Eigenbau), für den 
Wohnungsbau und die Nahrungsmittelverarbeitung vergeben (Kap. XIII). Die 
Autoproduktion kommt bis 1929 praktisch nicht voran (Kap. XIV). 

Wichtig ist die deutsch-russische Zusammenarbeit im Militärsektor. Als Folge 
des Versailler Vertrages verlegte Junckers seine Flugzeugindustrie in die UdSSR, die 
dort 1923 wieder eröffnet wurde. Später wurden deutsche und amerikanische Flug- 
zeuge gekauft, sodaß 1929 die Rote Luftwaffe ausschließlich auf ausländischer 
Technologie beruhte. Dazu kam die Errichtung deutscher militärischer Trainings- 
zentren. Die Herstellung von Giftgasen, Granaten, Artillerie, U-Booten wurde mit 
massiver deutscher Hilfe vorangetrieben, von der die Rote Armee technologisch 
entscheidend abhängig war (Kap. XV). 

Schließlich ist noch erwähnenswert, daß die sowjetischen Handelskompanien 
in Form von gemischten Gesellschaften für alle Länder gegründet wurden. Ohne sie 
wäre. der Export von sowjetischen Waren auf dem Weltmarkt nicht möglich 
gewesen. Ebenso setzte eine massive Kooperation zwischen Gosbank und ausländi- 
schen Banken zur Finanzierung des Außenhandels ein (Kap. XVI). 


Hr. 2. Band: 1930-45 


1. _ Die forcierte Industrialisierung 


Die zwischen 1917 und 1930 vorherrschende Form der reinen und gemischten 
Konzessionen wurde nach der Rekonstruktion der sowjetischen Wirtschaft 1928/30 
völlig aufgegeben. Diese oft über 15 bis 30 Jahre vergebenen Konzessionen wurden 
meistens durch Druck des Sowjetstaates in einer Welle der „zweiten Expropriation“ 
vertraglich gelöst und durch die verschiedensten Formen von technischen Assistenz- 
verträgen ersetzt, die bis heute die vorherrschende Art des Kontrakts mit westlichen 
Firmen darstellt. Sie hatten meist die Lieferungen von Maschinen, Erfindungen, 
technischem know-how, ja ganze Fabriken, also den Import von Produktionsmitteln 
im weitesten Sinne zum Inhalt. Dazu wurden die damit vertrauten Ingenieure und 
Facharbeiter über längere Zeit gekauft, die dann jeweils an entscheidender Betriebs- 
stelle die Produktion organisierten. Umgekehrt wurden auch sowjetische Ingenieure 
zur Qualifikation ins Ausland geschickt. 

Die forcierte Industrialisierung ging nun in der Weise vor sich, daß der Sowjet- 
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staat, bzw. Gosplan ganz allgemein über die wünschenswerte Ausdehnung bestimm- 
ter Branchen (insbesondere Kohie, Stahl, Traktorenbau) entschied und dann mit 
westlichen Firmen kontrahierte, um die gewünschten Technologien und Ingenieure 
zu importieren. Wiederum mit Hilfe westlicher Assistenz wurden schließlich die 
importierten Technologien den sowjetischen Produktionsbedingungen angepasst 
und dupliziert. Wie in der Periode 1917/30 gibt es deshalb eine ganz klare Korrela- 
tion zwischen sektoralen Wachstumsraten und dem Umfang westlicher technischer 
Assistenz. Die gigantischen Wachstumsraten einzelner Branchen konnten nur mit 
massiver Injektion westlicher Technologie erreicht werden; diejenigen Branchen, die 
kaum oder gar keine westliche Hilfe bekamen, stagnierten folglich. 

Die forcierte Industrialisierung ging einher mit der Umstellung der sowjeti- 
schen Industrie auf die amerikanischen Verfahren der Massenproduktion. Während 
in der Periode vorher eindeutig die deutschen Firmen und Ingenieure den Ton 
angaben, orientierte sich nun die Sowjetunion an der hochentwickeltsten Technolo- 
gie des neuen Demiurgs des Weltmarkts, der USA. Auch durch die Weltwirtschafts- 
krise und die ihr zugrunde liegende Überakkumulation gefördert, gelangte die 
Sowjetunion oft vor der westeuropäischen Konkurrenz der USA in den Besitz der 
modernsten Produktionsverfahren. Auch die Arbeitslosigkeit der amerikanischen 
Ingenieure im Zuge der Weltwirtschaftskrise ließ sie die Angebote der Sowjetunion 
leichter annehmen. 

Sutton unterscheidet als materielle Grundlage der offiziellen sowjetischen 
Einteilung in drei Fünfjahres-Pläne und den großen patriotischen Krieg zwischen 
fünf klar umrissenen Abschnitten der forcierten Industrialisierung. 1926-29 beginnt 
die Vorbereitung des ersten Fünfjahresplans mit der Verhandlung über die Kon- 
struktion von Fabriken mit westlichen Firmen, allerdings offiziell geheimgehalten. 
1929-1932/33 werden diese Konstruktionen faktisch durch westliche Firmen 
durchgeführt. 1933-36/37 profitiert die Sowjetunion von der neu errichteten 
industriellen Kapazität — die allmählich ausgenutzt wird —, gerät aber ab 1937 
aufgrund der mangelnden technologischen Transfers zwischen 1933 und 1937 in 
Stagnation. Diese hält an bis 1945, wenn auch die technologischen Transfers im 
Rahmen des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakts und des damit verbundenen 
Handelsabkommens und insbesondere im Rahmen des amerikanischen Kriegsgüter- 
hilfsprogramms ‚„‚Lend Lease‘,1941 bis 1945 die Basis für einen neuen Aufschwung 
legen. 

Unter den Bedingungen einer solch massiven Abhängigkeit der sowjetischen 
Industrialisierung von der kapitalistischen Weltwirtschaft und hier insbesondere von 
den USA ist klar, daß der Sowjetstaat nur allgemeine Wunschvorstellungen der 
industriellen Entwicklung umreißen konnte, die Konkretisierung und Modifikation 
dieser Entwicklungspläne aber völlig von der Arbeit der westlichen Firmen abhängig 
war. Die „sozialistische Planung‘ ist deshalb auch nicht, wie der Name es will, eine 
durch die Gesellschaft bewußt a priori durchgeführte Planung, sondern eine projek- 
tive Rahmenplanung, die völlig von den ausländischen Kontraktfirmen — vermittelt 
über den Sowjetstaat — in ihrer konkreten Durchführung abhängig ist. Daraus 
erklären sich auch die außerordentlichen Modifikationen insbesondere des 
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1. Fünfjahresplans, sei es nun die zögernde Projektion von 1928 oder seine vor- 
schnelle Beendigung im Jahre 1932. Sutton spricht deshalb auch hart von einer 
„Propagandafassade“ (341). 

Diese massive technologische Abhängigkeit der Sowjetunion vom Weltmarkt 
führt nach der Rekonstruktion der alten und der ersten Konstruktion von neuen 
Fabriken auch technologisch zu bestimmten Konsequenzen, falls — wie es geschieht 
— die Entwicklung der Produktivkräfte weiterhin auf diesen technologischen 
Transfers beruht. Es entsteht das Kopieren als spezifischer Entwicklungsmechanis- 
mus der sowjetischen Industrie. Produkte, Patente, technische Verfahren etc. 
werden — soweit möglich — gekauft und kopiert. Um dieses Kopieren überhaupt 
vornehmen zu können, müssen Wissenschaft, Forschungsinstitutionen und Ausbil- 
dung darauf ausgerichtet werden, die eigenständigen Forschungs- und Entwicklungs- 
kosten werden dafür eingespart. 

Die durchaus noch vorhandenen, aus der zaristischen Zeit stammenden, 
Verfahren und Erfindungen werden -- natürlich ‘primär, weil sie unproduktiver als 
die westlichen sind — ab 1930 fast völlig aufgegeben. Nur zwei Produkte: der SKB 
synthetische Gummi und der Ramzin-Kessel können von Sutton bis 1945 als 
indogene sowjetische Innovationen verbucht werden, die zudem nach 1945 wieder 
fallengelassen werden. Aufgrund des Kopieru->smechanismus wird die technologi- 
sche Innovation weitgehend exogen, d.h. ve *\ Entwicklung der kapitalistischen 
Produktivkräfte abhängig. 

Sutton faßt zusammen: „Western assistance was focused by the Soviets upon 
single, clearcut objectives to build new, gigantic, mass-production units to 
manufacture large quantities of simplified standard models based on proven 
Western designs without design changes over a long period. Thus after the transfer 
of Western technology, simplification, standardization, and duplication became the 
operational aspects of Soviet industrial strategy“ (239). 

Ein weiterer Vorteil — neben der Einsparung der Forschungs- und Entwick- 
lungskosten — bestand darin, daß in vereinfachte und standardisierte Produktions- 
prozesse unqualifizierte Arbeiter, wie sie die sowjetischen weitgehend waren, 
leichter eingegliedert werden konnten. Aber die Nachteile sind nicht zu übersehen: 
die sowjetischen Produktionsbedingungen sind nicht die gleichen wie in den west- 
lichen Ländern, es besteht keine Übersicht, welche westliche Technik wirklich die 
entwickelste ist; die technische Initiative geht verloren und damit ist die immanente 
Unfähigkeit zur Innovation verbunden (,‚,‚inability hypothesis“, 317). 

Im folgenden sollen diese allgemeinen Einschätzungen Suttons an einzelnen 
Beispielen konkretisiert werden. 


2. Die technische Assistenz westlicher Firmen für die forcierte Industrialisierung 
a)  Eisen- und Stahlin._:strie (Kap. V) 


Dieser Sektor sollte ein Eckpfeiler der Stalinschen Industrialisierung werden. Ohne 
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die neuesten amerikanischen Schmelz- und Walzverfahren wäre allerdings das 
enorme Wachstum dieser Branche nicht möglich gewesen. Schon ab 1927 befanden 
sich Ingenieure der Freyn Corporation und der McKee Corporation in der Sowjet- 
union, um Konstruktionspläne, die den neuesten amerikanischen Roheisen- und 
Stahlfabriken entsprachen, zu erarbeiten und den sowjetischen Produktionsbe- 
dingungen anzupassen. Schließlich wurde die Kuznetskfabrik mit einem Output von 
1 Mio. t Roheisen jährlich durch den Sowjetstaat, bzw. die dafür zuständige Organi- 
sation Gipromez beschlossen. Ebenso der Bau von Magnitogorsk, dessen Kapazität 
ursprünglich 20% derjenigen von der United States Steel-Fabrik in Gary, Indiana, 
entsprechen sollte, dann aber 100% = 2,5 Mio. t Roheisen jährlich produzieren 
sollte. Allein die Planungskosten für Magnitogorsk kosteten den Sowjetstaat 2 Mio. 
Goldrubel. Dann wurden in riesigem Umfang Produktionsmittel und Industrieaus- 
rüstungen importiert und der Bau der Fabriken zwischen 1930 und 33 durchge- 
führt. Er lag formell in Händen von Gipromez, faktisch wurde Produktion und 
Planung aber von Hunderten von amerikanischen Ingenieuren überwacht und gelei- 
tet. 

‘Nach dem ersten Bau der Fabriken, deren einfachere Teile auch mit sowjeti- 
schem Material gebaut wurden, deren zentrale maschinellen Teile (z.B. Hochöfen 
und Walzwerke) aber zunächst völlig importiert werden mußten, — wurden unter 
Assistenz der amerikanischen Firmen diese maschinellen Systeme dupliziert und auf 
diesem Wege die Kapazität der Werke ausgedehnt. Doch führten die besonderen 
sowjetischen Produktionsbedingungen, die niedrige Qualität von in der Sowjetunion 
selbst hergestellten Produktionsteilen, die mangelnde Qualifikation sowjetischer 
Arbeiter und Ingenieure für Präzisionsarbeit und nicht zuletzt der ungestüme Wille 
des Sowjetstaats (Stachanow-Bewegung) dazu, daß die Fertigstellung nicht in der 
geplanten Zeit erfolgte. In einzelnen Walzwerken war die Auslastung der Kapazität 
selbst 1939 nur 30%. 

Auch im Kohlenabbau wurden bis 1930/31 alle industriellen Ausrüstun- 
gen importiert. 1932/33 war der sowjetische Kohlenanbau durch den Duplikations- 
prozeß westlicher, insbesonderer amerikanischer Technologien selbständig, aber 
auch später wurden immer wieder Bergbauausrüstungen importiert. Wichtig ist 
auch, daß hier der Anteil der Frauenarbeit sehr hoch war (50%) und daß zuneh- 
mend Gefangenen-Ingenieure beschäftigt wurden. 


b) Maschinenbau (Kap. IX) 


Die Situation der sowjetischen Maschinenbauindustrie änderte sich 1928/30 ent- 
scheidend, als die alten Fabriken auf modernste amerikanische Technologie umge- 
rüstet wurden. Uralmasch und Kramatorsk waren die wichtigsten neuentwickelten 
Fabriken zwischen 1929 und 1945 und produzierten insbesondere Maschinen für 
die Schwerindustrie (aber auch z.B. Unterseeboote mit deutscher Hilfe ab 1936). 
Trotz dieser neuen industriellen Kapazität ging jedoch der Bedarf an ausländischen 
Maschinen nicht zurück. 1930 kaufte die Sowjetunion allein im Durchschnitt 40% 
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aller amerikanischen Maschinenexporte. 1931 sogar durchschnittlich 60%. 1932 
nahm die Sowjetunion von Großbritannien 90% ihres gesamten Maschinenexports 
ab. 1939 wurde unter dem deutsch-nussischen Nichtangriffspakt insbesondere der 
Import deutscher Maschinerie ausgehandelt und 1941-45 wurden unter den 
amerikanischen Lend Lease Program allein 1,25 Milliarden Dollar an industriellen 
Ausrüstungen und Maschinerie in die Sowjetunion geschickt (siehe unten). 

Die Ursache für diese massive Abhängigkeit von Maschinenimporten liegt 
darin, daß aufgrund der allgemeinen Unterentwicklung der Produktivkräfte 
zunächst die allereinfachsten Werkzeuge produziert wurden, diese allerdings in 
massenhaftem Umfang. Bei etwas größerer technologischer Komplexität mußten 
Werkzeuge und Maschinerie importiert werden. Werkzeugmaschinenfabriken 
mußten ständig spezialisierte und automatische Ausrüstungen aus dem Ausland 
beschaffen, die dann mit ausländischer technischer Assistenz produzierten. In 
einigen Bereichen der Maschinenproduktion (Kugellager, Dieselmaschinen, Benzin- 
motoren) wurden zwischen 1931 und 1933 riesige Fabriken errichtet, die auf der 
Basis einiger weniger westlicher Prototypen in großem Umfang produzierten. Aber 
insgesamt war die Sowjetunion selbst 1945 über das Prototypenstadium im 
Maschinenbau kaum hinaus. 


c) Automobil- und Traktorenbau (Kap. XI) 


Vor 1930 wurden in der Sowjetunion nur die vorrevolutionären Fiat-Leichtlast- 
wagen produziert, danach wurde durch massive Assistenz der Ford-Motor-Company 
die Amo-Fabrik in Moskau gebaut, die 50.000 Lastwagen, zusätzlich einiger großer 
Autos und Autobusse, jährlich produzieren sollte. Der Fiat wurde noch mit Hand- 
arbeit fabriziert. Die Amo-Fabrik basierte auf Massenproduktion. Daneben wurden 
noch im Laufe der 30-er Jahre zwei weitere Fabriken in Jaroslaw und Gorki gebaut, 
auch eine Fabrik für die Herstellung von Autozubehörteilen, alle mit weitgehend 
amerikanischer Hilfe. 

Berichtet wurde über die vergeblichen Versuche bis 1926, eine selbständige 
Traktorenkonstruktion zu entwickeln, die ab 1926 zum Plan führten, unter techni- 
scher Assistenz von Ford ein ausländisches Modell zur Grundlage der sowjetischen 
Traktorenproduktion zu machen. 1929 wurde eine in den USA gebaute Traktoren- 
fabrik demontiert, in die Sowjetunion transportiert, und in Stalingrad unter Auf- 
sicht amerikanischer Ingenieure bis 1931 wieder aufgebaut. ‚‚The Stalingrad Tractor 
Plant, therefore was American in concept, design, construction, equipment, and 
operation. It could just as easily have been located outsıde Chicago, except for the 
placards claiming ‚socialist progress‘ “ (186). Hier wurde das International Harvester 
15/30-Modell hergestellt. Zwei weitere Fabriken, die Charkow und Cheljabinsk- 
Traktorenfabrik, wurden als Duplikate der Stalingrader Traktorenfabrik bis 1934 
gebaut. Alle drei waren 1934 und 1941 in demselben Zustand, d.h. der vermehrte 
Produktionsausstoß war das Resultat wachsender Kapazitätsauslastung, die aber 
selbst dann noch nicht annähernd in vollem Umfang erreicht war. Interessant sind 
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diese Fabriken auch deshalb, weil sie auf Panzerbau umgestellt werden konnten und 
faktisch auch wurden. So produzierte die Stalingrader Traktorenfabrik den T-37- 
Tank. „The 1937 Soviet War Mobilization Plan, of which the German Wehrmacht 
apparently had acopy, planned to double this output in case of war“ (239). Daraus 
schließt Sutton, daß bis 1941 nur die Hälfte der Friedensproduktion wirklich Trak- 
torenbau, während die andere Hälfte schon Panzerbau war und folglich das sowjeti- 
sche Agrarprogramm entsprechend reduzierte. 


d) Technische Assistenz für Industrieplanung (Kap. XVI) 


Eines der überraschendsten Resultate der Suttonschen Untersuchung ist, daß fast 
die gesamte industrielle Planung nicht vom Sowjetstaat selbst, sondern hauptsäch- 
lich von einem der bekanntesten amerikanischen Architekturbüros der A. Kahn- 
Organisation durchgeführt wurde. „The ‚outline of a program‘ presented to the 
Kahn organization in 1928 was nothing less than the First and Second Five-Year 
Plans of ‚socialist construction‘ “ (249). 

Der Oberste Volkswirtschaftsrat der UdSSR legte Zielvorstellungen der 
industriellen Entwicklung vor, die Kahn in Produktionseinheiten umwandeln sollte. 
Allein zwischen 1928 und 1930 belief sich der Kontrakt mit der A. Kahn-Organisa- 
_ tion auf insgesamt 2 Milliarden Dollar und bis 1939 wurden allein in den USA 
0,8 Milliarden Dollar für Industriegebäude ausgegeben. 

Die A. Kahn-Organisation Kontrollierte und entwickelte fast alle Leicht- und 
Schwerindustrien, mit Ausnahme einiger militärischer Einheiten, bei denen aller- 
dings ausländische Ingenieure, die Mitglied.einer westlichen kommunistischen Partei 
waren, eingesetzt wurden. Eine große Verbilligung Konnte hierbei durch die 
Standardisierung des Fabrikbaus erreicht werden. Dazu führte die A. Kahn-Organi- 
sation ein umfangreiches Management-Training durch. Entsprechend ihrer wichtigen 
Funktion in der Planung der sowjetischen Industrialisierung saßen amerikanische 
Designer und Ingenieure in allen wichtigen Organisationen des Obersten Volkswirt- 
schaftsrates. Durch die Weltwährungskrise 1932 wurden diese technischen Hilfsver- 
träge gestoppt, wahrscheinlich hatten inzwischen die Sowjets auch genügend über 
Industrieplanung gelernt und waren zudem die wichtigsten Industrieeinheiten weit- 
gehend aufgebaut. Kahn selbst berichtet, daß die beste Industrieplanung in der GPU 
geleistet wurde. Sutton schätzt, daß das Verhältnis von amerikanischem und sowje- 
tischem Produktionsvolumen in den Jahren 1928-32 durchschnittlich 6:1 jährlich 
war, also 9 Milliarden Dollar in den USA und 1,5 Milliarden Dollar in der Sowijet- 
union, und das während der tiefen Depression der Weltwirtschaftskrise. Auch hält 
er das faktische Produktionsvolumen zwischen 1928 und 1941 für geringer als 
allgemein angenommen, da die Wachstumsraten meistens Maximalziffern waren, 
inklusive Ausschußproduktion und niedriger Qualität. 
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e) Übersicht über andere wichtige Industriebranchen 


Die Baumwollproduktion von Turkistan hing entscheidend vom Bewässerungs- 
system ab. Immerhin bestanden dort seit 1825 Baumwollmanufakturen, die vor 
dem 1. Weltkrieg das drittgrößte Produktionsvolumen in Europa mit 8Mill. 
Spindeln in 745 Manufakturen unter Beschäftigung von 388.000 Arbeitern hatten. 
Nach der Oktoberrevolution bis in die 20-er Jahre hinein herrschte völliger Nieder- 
gang und Stagnation vor. Schließlich wurde 1929 dem Panamakanalkonstrukteur 
A.P. Davis die Leitung des Baues der Bewässerungskanäle übertragen und zwischen 
1928 und 1933 insgesamt 1 Milliarde Rubel investiert. Devisenmangel, Inflation 
und technische Schwierigkeiten ab 1931 führten allerdings dazu, daß selbst noch 
1956 erst 20% des ersten Fünfjahresplanes erfüllt waren (Kap. II). 

In der NE-Metallproduktion (Kupfer, Zink, Blei, Aluminium) war die völlige 
technologische Abhängigkeit von westlichen Produktionsverfahren charakteristisch. 
Auch hier fand die Umstellung auf modernste amerikanische Verfahren zwischen 
1929 und 1933 statt. Allerdings gelang aufgrund der vielfältigen Produktions- 
schwierigkeiten (Umstellung der amerikanischen Verfahren auf arbeitsintensive 
Produktion; Anwendung expropriierter Kulaken in Form von Zwangsarbeit; irratio- 
nale Antreibermethoden aufgrund der staatlich gesteckten Ziele, da diese Produk- 
tionszweige für militärische Zwecke sehr wichtig waren) die Erfüllung der gesteck- 
ten Entwicklungsziele kaum und selbst 1941 war die Kapazität vieler Fabriken noch 
nicht ausgelastet. Interessant ist ein Produktivitätsvergleich zwischen einem identi- 
schen Kupferschmelzer, der einmal in Kanada, das andere Mal in der Sowjetunion 
von der gleichen Firma gebaut wurde. In Kanada war er in 18 Monaten’ mit 
400 Arbeitern fertig und produzierte dann 1.000 Tonnen Kupfer täglich. In der 
Sowjetunion wurden 5 Jahre Konstruktionszeit mit 6.000 bis 7.000 Arbeitern 
benötigt, und produzierte dann erst (1931) 1 Tonne täglich (Kap. IV). | 

Nach der Rekonstruktion und Ausdehnung der Erdölproduktion insbesondere 
uf Basis deutscher Technologien 1921-30 wurde 1930-32/33 auf amerikanische 
Raffineriemethoden umgestellt. Die anschließend versuchte selbständige Duplika- 
tion schlug fehl, insbesondere hinsichtlich der Herstellung von Benzin mit hohen 
Oktanzahlen für die Luftfahrt, und führte zu technischen Assistenzverträgen bis 
1945 (Kap. VI). 

Die Konstruktion chemischer Werke verlief sehr ungleichmäßig und war 
direkt von westlicher technischer Assistenz abhängig. Sie waren besonders wichtig 
für militärische Zwecke (gleiche chemische Basis von Dünger und Explosionsstoffen, 
Giftgasproduktion), aber selbst 1945 war kein indogenes sowjetisches Verfahren 
vorhanden. Zwischen 1928 und 1934 wurden die wichtigsten Chemiekombinate 
gebaut und die anschließende Duplikation gelang ziemlich schnell. Lediglich in der 
synthetischen Gummiproduktion wurde eine zaristische Technologie weitergeführt 
(Kap. VII und VII). 

Durch die Assistenzverträge zwischen General Electric, Metropolitan Vickers 
sowie AEG und dem Sowjetstaat zwischen 1927 und 1933 wurden alle wichtigen 
elektrotechnischen Verfahren in den Sektor der Elektroindustrie transferiert (z.B. 
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Turbinenproduktion, Herstellung elektrischer Ausrüstungen oder die Konstruktion 
großer Kraftwerke durch ausländische Firmen) (Kap. X). 

Der Ausbau und die Verbesserung des Eisenbabnsystems ‘wurde zwischen 
1933 und 1945 auf Basis amerikanischer Designs vorgenommen, insbesondere der 
Lokomotivbau; elektrische Lokomotiven wurden von General Electric übernom- 
men. Hier gelang die Duplikation der Technologien ziemlich leicht und wurde unter 
dem Lend Lease Program 1941-45 ergänzt (Kap. XID): 

Bis zum 2. Weltkrieg wurden Schiffe auf ehemals zaristischen Werften gebaut, 
allerdings dreiviertel der sowjetischen Handelsmarine im Ausland. Die Rote Flotte 
(U-Boote, Zerstörer, Kriegsschiffe und Kreuzer) basierte zum großen Teil auf dem 
Kauf ausländischer Modelle, die dann mit ausländischer technischer Hilfe dupliziert 
wurden. Unter dem deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt und unter Lend Lease 
wurden deutsche, dann amerikanische und britische Schiffsbautechniken importiert 
(Kap. XII). 

Der Flugzeugbau war wiederum völlig abhängig von westlichen technologi- 
schen Transfers. Nach der Abhängigkeit von Junckers in den 20-er Jahren wurden 
von 1932 an extensiv ausländische Technologien erworben, insbesondere amerikani- 
sche. Schließlich wurde dieser Sektor durch das Lend Lease Program stark ausge- 
baut (Kap. XIV). 

Für den Militärsektor faßt Sutton zusammen: „Although Soviet tanks and 
some guns were directly descended from Western models, a much greater degree of 
innovative effort was utilized on military products than in other sectors, so that the 
Soviets, in effect, had an indigenous military technology by 1941“ (248). Diese 
basierte auf den mit ausländischer Hilfe gebauten Fabriken 1930--32 und machte 
das Zurückwerfen der deutschen Invasion vor dem Anlaufen des Lend Lease- 
Programs möglich (Kap. XV). 


IV. 3. Band: 1945 — 1965 
1. Das Lend Lease Program (Kap. ]). 


Zwischen 1941 und 1945 wurden unter dem sogenannten Lend Lease Program 
insgesamt Waren im Werte von 11 Milliarden Dollar (Dollar von 1938) aus den USA, 
zum Teil aber auch aus Großbritannien in die Sowjetunion geschickt. (Nach FAZ 
vom 23.5.1972 betrugen die noch ausstehenden sowjetischen Schulden noch 
800 Mill. Dollar.) Die Lieferungen umfaßten alle Art von militärischen und zivilen 
Gütern und lassen von daher Schlüsse zu, welche Güter die Sowjetunion aufgrund 
ihrer Produktionsstruktur am dringendsten benötigte. Insgesamt wurden von der 
US-Regierung (etwas unsystematisch) 6 Warenkategorien unterschieden. Es wurden 
geliefert: Flugzeuge und industrielle Flugzeugausrüstungen; Fahrzeuge insb. Tanks 
und LKW’s, dazu alle Arten von Explosivstoffen; Lokomotiven und Schiffsaus- 
rüstungen; Nahrungsmittel; industrielle Maschinerie und Ausrüstungen; schließlich 
verschiedene Materialien, darunter Stahl, NE-Metalle, Telefondraht, Benzin, 
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Chemikalien, Medikamente. Unter allen Kategorien rangierten insbesondere Waffen, 
aber auch Nahrungsmittel und Kleidung für die Rote Armee, insbesondere aber 
auch, was für den Wiederaufbau und den industriellen Aufschwung nach dem 
2. Weltkrieg besonders wichtig ist, industrielle Ausrüstungen im Wert von 
1,25 Milliarden Dollar (darunter: Motoren aller Art, Turbinen, Kompressoren, 
Pumpen, Kräne, Kraftstationen, elektrische Transmissionsausrüstungen, industrielle 
Maschinerie aller Art, auch für Nahrungsmittelverarbeitung und Textilproduktion, 
Gummiproduktionsanlagen, Petroleumraffinerien, Werkzeugmaschinerie, optische 
und wissenschaftliche Instrumente etc.). 

Das Lend Lease Program wurde 1946 ergänzt durch das Pipeline-Abkommen, 
unter dem ebenfalls industrielle Ausrüstungen im Werte von 0,2 Milliarden Dollar in 
die Sowjetunion geliefert wurden, und durch das Hilfsprogramm der UNO 1945 
(0,25 Milliarden Dollar an Industrieausrüstungen). 


2. Die Reparationen für die Sowjetunion nach dem 2. Weltkrieg (Kap. II) 


Primäres Ziel der Sowjetunion war, nach dem 2. Weltkrieg ein Maximum an Repara- 
tionen zu erhalten, um die vom Krieg verwüsteten Gebiete wieder aufzubauen, 
zugleich aber auch in den Besitz von neueren Technologien zu kommen. Insgesamt 
wurden von der Sowjetunion 20 Milliarden Dollar Reparationen gefordert, die sich 
folgendermaßen verteilten: 


Deutschland 10 Milliarden Dollar + 1/3 der 
deutschen Flotte 

Österreich 0,4 Milliarden Dollar 

Finnland 0,3 Milliarden Dollar 

Italien 0,1 Milliarden Dollar + 1/3 der 
italienischen Flotte 

Rumänien 0,3 Milliarden Dollar 

Bulgarien 0,07 Milliarden Dollar 

Ungarn 0,3 Milliarden Dollar 

Mandschurei 0,8 Milliarden Dollar 


Faktisch erhielt die Sowjetunion etwa 10 Milliarden Dollar an Reparationen, die 
hauptsächlich in der Demontage von Produktionsmitteln bestanden. Dabei kam der 
Sowjetunion in der Durchführung dieser Demontagen wahrscheinlich die Erfahrung 
in den Jahren 1940-42 zugute, als etwa 1.300 Industrieeinheiten hinter den Ural 
verlagert wurden (alle Flugzeug-, Tank- und Motorindustrien, 93 Stahlfabriken, 150 
Maschinenwerkzeugfabriken, 40 Elektrofabriken). 

In Deutschland stand in der Sowjetunion gemäß den Verträgen von Jalta 
zunächst einmal alle Fabriken der Sowjetzone und auch ein Tei! der Fabriken in 
den Westzonen als Reparationsleistungen zur Verfügung. Durch den unmittelbaren 
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militärischen Ausgang des Kriegs am Tag der deutschen Kapitulation konnte aber 
die Sowjetunion zunächst einmal auch alle wichtigen Fabriken in ganz Berlin 
demontieren. Nach Übernahme der vereinbarten Besatzungsgebiete durch die 
Alliierten wurde in der ganzen Sowjetzone umfangreich demontiert; nachdem 
jedoch die Westalliierten in den ursprünglich von ihnen besetzten sowjetzonalen 
Teilgebieten bei wichtigen Objekten wie der Nordhausener Raketenfabrik 
Ingenieure und Konstruktionspapiere 'abgeschleppt hatten, und hier den Sowjets 
nur die intakten Fabrikanlagen blieben. Die Reparationen in der Sowjetzone redu- 
zierten die dortige industrielle Kapazität in den Sektoren Fahrzeugbau, Zement-, 
Gummi-, Papier-, Zelluloseproduktion um durchschnittlich 60%, dazu wurden in 
massenhaftem Umfang Wissenschaftler und Techniker in die Sowjetunion depor- 
tiert. Aber auch in den Westzonen wurde in großem Maßstab, unter politischem 
Druck auf KPD und Arbeiterschaft demontiert. Unter der sogenannten Operation 
RAP im Rahmen der vereinbarten Reparationszahlungen gingen 25% der in den 
Westzonen demontierten Industrieanlagen, und davon allein 1/3 der Reparationen 
in der US-Zone, an die Sowjetunion. Diese Industrieanlagen aus den Westzonen 
sollten gegen Lieferung von Rohmaterialien aus der Sowjetunion im Werte von 60% 
dieser Anlagen demontiert werden. Faktisch erhielt die Sowjetunion 50 Mill. 
Reichsmark an Industrieanlagen gegen 6 Mill. Reichsmark an Rohstoffen. Im einzel- 
nen wurden in den Westzonen demontiert: Fabriken für Kugellagerproduktion, 
Flugzeugherstellung, Schiffsbau, Werkzeugmaschinenbau, Stahlproduktion, Herstel- 
lung von Explosivstoffen, Torpedos und Granaten, Dieselmotorenbau und Kraft- 
stationenbau. Insgesamt für das deutsche Reparationsprogramm muß berücksichtigt 
werden, daß die Beschädigungen der Produktionsmittel durch die Bombardierungen 
in allen Zonen relativ gering war. 

Auch in den anderen besetzten Gebieten wurden insbesondere Industrie- 
anlagen demontiert. Wichtig sind hier die Demontagen amerikanischer und briti- 
scher Ölraffinerien in Rumänien, die massenhaften Demontagen japanischer 
Industrieanlagen in der Mandschurei, bevor die Chinesen diese Gebiete zurück- 
bekamen, und erwähnenswert sind die Reparationen Finnlands 1944-1955, die die 
Industrialisierung dieses Landes in der Produktion für die Sowjetunion entscheidend 
vorantrieben. 


3. Übersicht über westliche Technologietransfers in wichtige sowjetische 
Industriezweige bis 1965 


Bergbau- und Aushubausrüstungen wie Bagger, Kräne, Bulldozer, sei es für Kohle, 
Erz, Torf, sind fast völlig von ausländischer Technologie abhängig (Kap. VIII). 

In den NE-Metallindustrien (Nickel, Aluminium, Kupfer, Magnesium) waren 
die Importe sowohl durch das Lend Lease Program wie durch die Reparationen 
besonders groß. Doch mußten für bestimmte Produktionszwecke selbst noch 1959 
z.B. 20% der Kupferproduktion für die Herstellung von Kupferdraht importiert 
werden (Kap. IX). 
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In der Eisen- und Stahlproduktion wurden auf Basis der zwischen 1928 und 
33 importierten Technologien einige sowjetische Entwicklungen vorangetrieben, 
insb. in der Expansion von Hochöfen. In anderen Bereichen, wo die Fortentwick- 
lung nicht gelang, z.B. im Walzprozeß, ist das technologische Niveau immer noch 
auf dem US-Niveau der 30er Jahre (Kap. X). 

In der Erdölindustrie sind die Ursprünge der Technologien, sei es in der 
Förderung von Erdöl oder in seiner Raffinierung eindeutig westlich, doch gelang es 
hier, einzelne indogene Entwicklungen voranzutreiben, z.B . den Turbinenbohrer. 
Im Raffinierprozeß war jedoch die Sowjetunion weiter von technologischen 
Tranfers abhängig (Lend Lease, Reparationen), und in den 60er Jahren wurden 
verstärkt Kontrakte mit ausländischen Firmen vereinbart, die die Produktionsver- 
fahren modernisieren sollten (Kap. XD). 

In der Chemischen Produktion gab es in den 60-er Jahren hohe Wachstums- 
raten in der Herstellung von chemischen Grundstoffen, wie Schwefelsäure, Chlor, 
etc. In den komplexeren chemischen Produktionsprozessen wie Plastikproduktion, 
Herstellung gemischter Düngemittel, Produktion von organisch-chemischen Stoffen, 
und von Pharmaka, waren die Fortschritte jedoch gering. Zwischen 1958 und 1967 
wurden deshalb massive Importe von chemischen Industrieanlagen und Verfahren 
vorgenommen. In der synthetischen Gummiproduktion wurde nach 1945 die 
indogene Entwicklung des SKB aufgegeben und auf westliche Verfahren umgestellt. 
In der Plastikproduktion wurden alle Grundproduktionsverfahren aufgekauft, 
indogene Produktion liegt nicht vor (Kap. XII und XII). 

Glasproduktion, optische Industrie und Zementproduktion sind alle technolo- 
gisch rückständig, basieren auf Verfahren der 30-er Jahre, die dupliziert und durch 
Lend Lease, Reparationen und neueste Importe aufgefrischt wurden (Kap. XIV), 
dasselbe gilt für Textilmaschinen und die Papierindustrie (Kap. XV). 

Im Sektor der Automobil- und Traktorproduktion ist die Sowjetunion wie eh 
und je völlig vom kapitalistischen Weltmarkt abhängig, insbesondere von amerikani- 
scher Technologie, aber auch deutscher, britischer und holländischer. Die zwischen 
1968 und 1971 gebaute Togliatti- oder Fiatfabrik in Wolgograd hat im Wesentlichen 
amerikanische Technologie und ist jederzeit auf militärische Zwecke umzurüsten 
(Kap. XV]). 

In der Herstellung von Dieselmotoren (für Schiffe und Lokomotiven) ist eben- 
falls eine hohe Abhängigkeit festzustellen. 4/5 wurden im Ausland gebaut, insbeson- 
dere auch in den anderen osteuropäischen Ländern, die aber ihrerseits westliche 
technische Assistenz in Anspruch nehmen (das wichtigste Werk hier: die Skoda- 
Fabrik in der CSSR), die verbleibenden 1/5 in der Sowjetunion gebauten Diesel- 
motoren waren ebenso stark auf ausländische Hilfe angewiesen (Kap. XVII). 

Im Lokomotivenbau war die Basis in den 30-er Jahren gelegt worden und 
einige Prototypen entwickelt, aber in einzelnen Teilbereichen war auch in den 60-er 
Jahren die Sowjetunion auf westliche Transfers angewiesen (Kap. XIX). 

Im atomaren Sektor hatte die Sowjetunion bis 1941 Pionierarbeit geleistet, 
dazu kam Spionage in den USA und Deutschland, so daß die Sowjetunion 1945 
theoretisch das Wissen zum Atombombenbau hatte. Aber mindestens genauso 
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wichtig ist die industrielle Fähigkeit, diese auch faktisch herzustellen und diese 
Fähigkeit kommt aus westlichen Ländern. Zentral waren hier die deutschen Repara- 
tionen, die der Sowjetunion umfangreichen Zugang zum deutschen Atomenergie- 
programm verschafften, dazu wurden viele deutsche Atomphysiker bis 1955 nach 
Suchumi deportiert. Darauf basierten dann umfangreiche eigene Entwicklungen 
(auch im Atomreaktorenbau), die aber zunehmend aufgrund der Rückständigkeit 
im Bau von Digitalcomputern an Grenzen stößt. Sutton nimmt an, daß nicht 
aufgrund der theoretischen, sondern der industriellen Schwäche, die Sowjetunion 
stark von westlichen atomar-industriellen Verfahren abhängig war und sein wird 
(Kap. XVIH). 

Die sowjetische Flugzeugindustrie beruht völlig auf westlicher Technologie, 
die insbesondere durch das Lend Lease Program und die deutschen Reparationen 
transferiert wurden. Diese wurde dann reproduziert und weiterentwickelt. Die 
sowjetische Weltraumtechnologie stammt von der deutschen V-2-Raketentechnolo- 
gie ab (Kap. XX). 

Der Bau der sowjetischen Handelsmarine, die vor dem 2. Weltkrieg ziemlich 
unbedeutend war, wurde durch das deutsche Reparationsprogramm (sowohl Über- 
nahme eines Teils der deutschen Flotte, wie Demontage von Werften) stark geför- 
dert. Trotz alledem werden die sowjetischen Schiffe zum großen Teil in Finnland, 
Polen, der DDR und in westlichen Ländern, insbesondere in Japan und West- 
deutschland (z.B. Howalt-Werke, Kiel), produziert (Kap. XXI). 

1964 war der Wert der sowjetischen Werkzeugmaschinenproduktion 3/4 
derjenigen der USA. Trotzdem waren und sind massive Importe in diesem Sektor zu 
verzeichnen. Die Antwort auf dieses Paradoxon liegt darin, daß die Sowjetunion 
immer wieder einige Prototypen kopiert, standardisiertt und dann massenhaft 
produziert, aber indogene Entwicklungen, die der Vielfalt der industriellen Produk- 
tion angemessen wären, nicht aufzuweisen hat und deshalb immer wieder die 
neuesten Verfahren und Produkte auf dem kapitalistischen Weltmarkt aufkaufen 
muß (Kap. XXM). 

In der elektronischen und elektrotechnischen N ist eine massive 
technologische Abhängigkeit vorhanden, wo wie im Computerbau scharfe Export- 
restriktionen bestanden, war die Sowjetunion weit im Rückstand. Nachdem diese 
1967 gelockert wurden, setzten massive Importe ein (Kap. XXIID. 

Schließlich war die Sowjetunion auch bei komplizierterer Maschinerie im 
Konsumgütersektor (Zuckerrübenproduktion, Nahrungsmittelverpackung, Klei- 
dungsherstellung, Schuhproduktion z.B.) immer wieder auf westliche technische 
Assistenz angewiesen (Kap. XXIV). 


4. Die Entwicklungsmechanismen der sowjetischen Industrialisierung 
Die Entwicklungsmechanismen der sowjetischen Industrialisierung nach 1945 
setzen die Struktur der forcierten Industrialisierung ab 1928 fort. Wichtige und 


kaufbare Innovationen der kapitalistischen Weltwirtschaft werden importiert (seien 
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es ganze Fabriken oder einzelne Verfahren und Produkte) kopiert, standardisiert 
und dupliziert und dies meistens mit westlicher technischer Assistenz. Sutton 
schätzt, daß zu jedem Zeitpunkt bis heute über die meisten industriellen Sektoren 
gestreut 100 solcher technischer Assistenzverträge in Kraft waren. Da die Sowjet- 
union weitgehend auf exogene Innovationen zurückgreift, um eigene Forschungs- 
und Entwicklungskosten zu sparen, entwickelt sie selbst nur wenige indogene 
Innovationen, die an einer Hand aufzuzählen sind, und diese insbesondere im 
militärischen Sektor, so daß sie auch in Zukunft immer wieder auf die höher ent- 
wickelten kapitalistischen Produktivkräfte angewiesen sein wird. Von daher ist klar, 
daß die Sowjetunion nur in den Sektoren, wo unmittelbar die neuesten westlichen 
Technologien erworben werden, und im Militärsektor technisch auf Weltmarkt- 
niveau ist, ansonsten ist sie — und das gilt für die meisten Bereiche — technisch 
rückständig: im Durchschnitt 10 — 30 Jahre gegenüber den USA. „From the 
technical viewpoint the Soviet Union at 1970 is acopy-a rather imperfect copy- of 
the West‘ (415). Diese Rückständigkeit drückt sich auch darin aus, daß die sowjeti- 
schen Exporte noch heute die typische Zusammensetzung unterentwickelter Länder 
aufweist, nämlich Rohmaterialien und Halbfertigwaren wie Magnesium, Chrom, 
Felle, Nahrungsmittel, Eisenerz, Glasblöcke etc. 

Sutton schließt hieraus, daß es nicht an theoretischer Forschung mangelt, 
sondern an der fundamentalen Schwäche, industrielle Innovationen voranzutreiben. 
Diese seien aber aufgrund des zentralen Planungssystems nicht möglich, und Sutton 
fordert deshalb die Rückkehr zu Marktwirtschaft und Kapitalismus in ihrer west- 
lichen Reinheit. 


V. _ Einige theoretische Konsequenzen 


Viele, die bisher gefolgt sind, werden sich vielleicht insgeheim sagen: der methodi- 
sche Ansatz, das Verhältnis Sowjetunion-Weltmarkt zum Ausgangspunkt für die 
Analyse der gesellschaftlichen Entwicklung der Sowjetunion zu nehmen, ist ja ganz 
einsichtig, aber die referierten Ergebnisse des A.C. Sutton sind ja alles andere als 
glaubwürdig, im Gegenteil allzu verwandt mit Kalten-Kriegs-Parolen. Also das 
berühmte Stahlwerk in Magnitogorsk soll im wesentlichen amerikanische Techno- 
logie sein? Oder die Traktorenfabrik in Stalingrad soll in toto eine demontierte 
amerikanische Fabrik sein? Oder gar, der 1. Fünfjahresplan ist in seiner Konkreti- 
sierung das Werk amerikanischer Ingenieure? 

Demgegenüber kann nur gesagt werden: Einmal ist es selbstverständlich, daß 
diese Resultate empirisch überprüft werden müßten, viele Ergebnisse aber durchaus 
mit anderen Untersuchungen übereinstimmen und aufgrund der Quellengrundlage 
außer- und innersowjetischer Publikationen zu keinem Zweifel Anlaß geben. Zum 
andern liefern die Ergebnisse — bei aller Lückenhaftigkeit im Detail — eine festere 
Grundlage für eine materialistische Erklärung der gesellschaftlichen Entwicklung der 
Sowjetunion im Kontext des kapitalistischen Weltmarkts. Während viele Ein- 
schätzungen der Sowjetunion schnell zu Begriffen wie sozialistische Basis, Über- 
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gangsgesellschaft, rote Bourgeoisie, Fehler der sowjetischen Führung, Deformation 
des Arbeiterstaats etc. zurückgreifen, ist es auf Basis solcher Ergebnisse möglich, aus 
den konkreten Zusammenhängen von Weltmarkt und sowjetischer Entwicklung die 
Entstehung des Stalinismus, den Übergang zu den ökonomischen Reformen und 
zum verstärkten Ost-West-Handel plausibler zu erklären und damit von eventuell 
ideologischen Prämissen zu wirklich gesellschaftlichen Erklärungen zu kommen. 
Dies soll im folgenden thesenartig skizziert werden. 


1. Entwicklung und Unterentwicklung 


Das Phänomen der technologischen Transfers ist so alt wie die kapitalistische 
Produktionsweise selbst und ist im Kontext der ungleichzeitigen Entwicklung der 
kapitalistischen Produktionsweise zu begreifen. Kommt es in einem Zentrum zu 
Prozessen rascher Akkumulation des Kapitals — historisch zuerst in England mit 
dem Durchbruch der kapitalistischen Industrialisierung ab 1780 —, so entsteht 
damit das für die Geschichte der kapitalistischen Produktionsweise typische Produk- 
tivitäts- und d.h. Technologiegefälle, was sich in Profitraten- und Preisgefällen auf 
dem Weltmarkt äußert. Die nicht mitziehenden Gebiete werden zu relativ unterent- 
wickelten Regionen, die nun nicht einfach die Entwicklung Englands nur etwas 
später und zeitlich verschoben in gleicher Weise durchlaufen, sondern in charakteris- 
tischer Form durch die Dominanz eines kapitalistischen Zentrums auf dem Welt- 
markt in ihrer Entwicklung, sofern überhaupt eine stattfindet, modifiziert werden. 
Nur in England kann von einer originären Geschichte der kapitalistischen Produk- 
tionsweise gesprochen werden, die nicht durch andere, überlegene Zentren kapita- 
listischer Akkumulation beeinflußt wird, deshalb aber gerade in historisch untypi- 
scher Form verläuft. Während hier die kapitalistische Industrialisierung weitgehend 
ohne Staatsunterstützung und mithilfe kleinerer kommerzieller Banken organisch 
wachsend und mit relativ geringen Wachstumsraten vonstatten geht, verstärken sich 
die Symptome der Unterentwicklung, je größer der Abstand zum entwickeltsten 
Zentrum, damals England, wird. Unter Konkurrenzdruck stehend, ohne entspre- 
chende interne Verwertungsmöglichkeiten, ohne die entwickelten Technologien des 
überlegenen Landes auf dem Weltmarkt, müssen zentralisiertes Bankkapital, Staats- 
unterstützung und ausländisches Kapital die fehlenden internen Ressourcen der 
Entwicklung ersetzen. Gelingt eine solche Industrialisierung unter unterentwickel- 
ten Bedingungen, so sind typischerweise in den entsprechenden Sektoren hohe 
Wachstumsraten zu verzeichnen (12). 


12 Neben der breitgefächerten marxistischen Diskussion zur Ungleichzeitigkeit des Welt- 
markts und zum ungleichen Tausch sind zum Verhältnis Entwicklung/Unterentwicklung 
in Europa besonders instruktiv die Beiträge des Wirtschaftshistorikers und Wachstums- 
theoretikers A. Gerschenkron: Economic Backwardness in Historical Perspective, 
Cambridge/Mass. 1962, Continuity in History and Other Essays, Cambridge/Mass. 1968 
und Europe in the Russian Mirror, Cambridge 1970 
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In den hinter England noch am weitesten entwickelten Ländern, Belgien und 
Frankreich, deuten sich diese Symptome nur an. Englische Unternehmer investieren 
direkt durch den Aufbau eigener Fabriken und transferieren damit das fehlende 
technische know-how selbst. In Frankreich kommt ihnen der Staat mit Prämien und 
Absatzsubventionen zuhilfe, in Belgien wird das notwendige Geldkapital durch 
Investitionsbanken zentralisiert. Spätestens ab 1830 steht die Akkumulation des 
Kapitals auch in diesen Ländern auf eigenen Beinen. Geht man weiter östlich, so 
verstärken sich die Muttermale der Unterentwicklung für die Geschichte der kapita- 
listischen Produktionsweise ganz erheblich. Schon in Deutschland ist der preußische 
Staat aufgrund des geringen Profitratenniveaus gezwungen, eine massive Industrie- 
förderungspolitik vorzunehmen, kann der Anstoß der Industrialisierung durch den 
Eisenbahnbau nur über die Zentralisation des Kapitals durch Aktienbanken und 
Aktiengesellschaften und über Zinsgarantien des preußischen Staats geschehen. Der 
Einfluß des ausländischen Kapitals ist schon erheblich: Staatsanleihen werden insb. 
in England und Frankreich aufgebracht, ein großer Teil der Aktienbanken ist in 
ausländischen Händen, englische, französische und belgische Unternehmer tragen in 
großem Umfang zwischen 1840 und 70 — im schwerindustriellen Sektor kann er auf 
25% der deutschen Gesamtproduktion geschätzt werden — zur deutschen Industria- 
lisierung bei. Im Laufe von 30 Jahren konnte der technologische Vorsprung Eng- 
lands, Frankreichs und Belgiens durch Deutschland eingeholt und dann sogar 
zusammen mit den USA ab 1890 überholt werden (13). 

Im Extrem kombinieren sich die Symptome der Rückständigkeit bei der 
Industrialisierung des zaristischen Rußland. Schon der Aufbau von staatlichen 
Manufakturen unter Peter dem Großen war nur auf Basis ausländischen Kapitals, in 
Form des Imports von Techniken und den damit vertrauten Unternehmern und 
Handwerkern möglich. Sie hatten als notwendiges Pendant die massive Verstärkung 
despotischer Formen der zaristischen Autokratie zur Voraussetzung. Die Kontrolle 
und Besteuerung der Bauern wurde bis zur äußersten Grenze der Belastbarkeit 
gesteigert, die Staatsbetriebe glichen Festungen und preßten die Bauern zwangs- 
weise zur Arbeit. Dieses Zusammenspiel von Westorientierung und Verstärkung 
asiatischer Elemente, von merkantilistischen und despotischen Staatsfunktionen 
wiederholt sich auch bei der Industrialisierung des zaristischen Rußland ab 1870. 
Einmal kann die Industrialisierung nur durch den extensiven Import ausländischen 
Kapitals geschehen, seien es Technologien, Ingenieure und Facharbeiter, oder sei es 
ausländisches Geldkapital in Form von Staatsanleihen oder Portfolioinvestitionen. 
Zum andern ist der zaristische Staat aufgrund der weitgehend fehlenden Verwer- 
tungsmöglichkeiten des Kapıtals gezwungen, in großem Umfang staatlich einzugrei- 
fen: beim Eisenbahnbau kauft und garantiert er die ausländischen Aktien, aber auch 


13 Zum britischen Kapitalexport: W.O. Henderson, Britain and Industrial Europe 
1750-1870, Leicester UP 1965 und L.H. Jenks, The Migration of British Capital to 1875, 
London 1963. Zum französischen Kapitalexport: R.E. Cameron, France and the 
Economic Development of Europe 1800-1914, Princeton 1961; allgemein D.S. Landes, 
Der entfesselte Prometheus, Köln 1973 
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sonst übernimmt er gewichtige Kredit- und wichtige Absatzfunktionen. Schließlich 
ist er gezwungen, um diese Industrialisierung überhaupt wahrnehmen zu können, 
die despotisch- fronwirtschaftliche Abhängigkeit der Bauern zu befestigen, daran 
haben auch die Bauernbefreiungsgesetze 1861-65 nichts ändern können. Denn nur 
über Hungerexporte und drückende direkte und indirekte Steuern können interne 
Staatseinnahmen geschaffen werden. Dieser Widerspruch zwischen der durch aus- 
ländisches Kapital induzierten, hochkonzentrierten und -zentralisierten Industrie 
mit extensiven staatlichen Vermittlungsfunktionen und dem despotisch ausgepreß- 
ten landwirtschaftlichen Sektor, in dem sich nur einige Großgrundbesitzer und 
Großbauern zu modernem, weltmarktorientierten Grundeigentum mausern konn- 
ten, kennzeichnet in extremer Form eine kapitalistische Industrialisierung unter 
rückständigsten Bedingungen und ist die Ursache für Arbeiter- und Bauernrevolu- 
tion in Rußland. Wenn auch der Staat nach 1905 die Kreditfunktionen stärker 
Privatbanken überließ und die Obscina gesetzlich beseitigte, also die privatkapita- 
listischen Elemente stärker hervortraten, so waren 1914 noch lange nicht die 
Bedingungen einer sich selbst tragenden Akkumulation des Kapitals auf breiter 
gesellschaftlicher Grundlage wie in Westeuropa gelegt. Fast 50% des Aktienkapitals 
kam 1916 aus dem Ausland (insb. aus Frankreich), und das Produktivitätsniveau 
war fast vollkommen von ausländischen (insb. deutschen) Technologietransfers 
abhängig; entsprechend waren Unternehmer und Techniker oft Ausländer (14). 

Man sieht, die kapitalistische Entwicklung eines Landes vollzieht sich weder 
autonom, noch in typischen Stadien, sondern in einem von vornherein internationa- 
len Zusammenhang, der die Kapitalistische Industrialisierung unter relativ unterent- 
wickelten Gesellschaftsbedingungen bestimmt. Je rückständiger diese Bedingungen 
im Verhältnis zu den hochentwickelten Zentren des Weltmarkts sind, desto gravie- 
render wird der Einfluß des ausländischen Kapitals und desto extensiver die staat- 
liche Vermittlung bei der Entwicklung, sofern überhaupt eine solche Staatsmacht 
vorhanden ist. Im kapitalistischen Rahmen gibt es letztlich nur zwei Alternativen: 
entweder gelingt dem rückständigen Land über diese staatlichen Krücken eine eigen- 
ständige Akkumulation des Kapitals — wie z.B. Deutschland, Norditalien, oder auch 
Japan — oder die Übermacht des akkumulierten Kapitals in den entwickelten 
Ländern ist so groß, daß diese Form der Industrialisierung nicht mehr gelingt und 
nur die für das ausländische Kapital profitablen Sektoren entwickelt werden — also 
das Schicksal einer abhängigen und sektoralen Entwicklung, wie es die meisten 
der heute unterentwickelten Länder getroffen hat. 


2. _ Unterentwicklung und Übergangsgesellschaft 


Die gesellschaftliche Entwicklung des zaristischen Rußlandsbewegte sich offensicht- 


14 Ausführlicher Rabehl; Marx und Lenin, a.a.O., Teil HI und Rabehl, Spohn, Wolter, a.2.O., 
Teil H 
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lich gerade zwischen diesen Alternativen. Die Widersprüche einer kapitalistischen 
Industrialisierung unter Bedingungen extremer Rückständigkeit, vermittelt über die 
despotische Gewalt der zaristischen Autokratie, produzierten eine Doppelrevolu- 
tion, die 1905/6 noch zögernd, 1917 aufgrund der Schwächung der Staatsmacht im 
1. Weltkrieg erfolgreich die fronwirtschaftliche Abhängigkeit der Bauern beseitigte 
und in den Betriebskommitees, Gewerkschaften und Sowjets erste Formen sozialer 
Emanzipation freisetzte. Die Frage war, ob die Formen der sozialen Emanzipation 
die weitere Entwicklung der sowjetischen Gesellschaft bestimmten, oder ob umge- 
kehrt die in den Muttermalen der russischen Gesellschaft angelegten Gegentenden- 
zen wieder die Oberhand gewinnen würden. Die proletarische Revolution im 
Westen, die der russischen zuhilfe kommen sollte, blieb aus. Unter diesen Bedingun- 
gen der weltrevolutionären Isolierung, der Intervention der ausländischen Mächte, 
dem Ausbruch des Bürgerkriegs, dem extremen Niedergang der Produktion, waren 
schon in der Periode des Kriegskommunismus die Gegentendenzen der alten Gesell- 
schaft in Form der Zwangsrequirierungen von Getreide, der Zentralisierung der 
Arbeiterbewegung und der mit kapitalistischen Methoden staatlich organisierten 
Produktion angelegt. 

Um den lebensnotwendigen Wiederaufschwung der Wirtschaft in Gang zu 
setzen, war der Übergang zur NÖP, d.h. die staatliche Anerkennung der privat 
produzierenden Bauernschaft und der in kapitalistischen Formen produzierenden 
Betriebe unter Kontrolle des Sowjetstaats der einzige Ausweg. Die Verselbständi- 
gung des Sowjetstaats von den Formen sozialer Emanzipation konnte unter solchen 
Bedingungen kaum zurückgenommen werden (15). Im Gegenteil. Auf der Basis der 
Resultate Suttons und der Analyse des sowjetischen Außenhandels (16), ist offen- 


15 Ausführlicher ebda., Teil III 


16 Vergleicht man die sowjetische Außenhandelsstruktur bis zum 2. Weltkrieg mit der 
zaristischen, so sind 1909-13 unzweifelhaft die Getreideexporte mit 40,1% des Gesamt- 
exports (6,5 Mrd. Rubel) die Hauptquelle für den Import von industriellen Gütern, so 
beträgt der Anteil der Maschinerie am Gesamtimport 1913 (6,2 Mrd. Rubel} z.B. 11,4%. 
Durch die Expropriation gerade des weltmarktorientierten Grundeigentums und die 
Ablösung der zaristischen Despotie über das Dorf durch Waren- und Geldbeziehungen im 
Gefolge der Oktoberrevolution können die Getreideexporte nicht mehr diese hervor- 
ragende Rolle spielen. 1926/7 haben sie nur noch einen Anteil von fast 25% am Gesamt- 
export (3,4 Mrd. Rubel) und fallen dann sogar 1927/8 und 1929 fast ganz aus. Durch die 
Zwangsrequirierungen werden sie wieder auf fast die Hälfte der zaristischen Export- 
menge 1909-13 mit einem Anteil von 19% des Gesamtexports (4,5 Mrd. Rubel) ange- 
hoben. Der Produktionsrückgang in der Landwirtschaft und der allgemeine Preisfall für 
Nahrungsmittel im Gefolge der Weltwirtschaftskrise lassen die Getreideexporte bis 1937 
in ihrer Bedeutung weit hinter Holz- und Ölexporte zurücktreten. Umgekehrt erreichen 
die Importe von Maschinerie schon 1925/6 anteilmäßig und 1929 auch wertmäßig die 
zaristische Quote, und haben in den Jahren 1930-32 mit durchschnittlich über 30% 
Anteil am Gesamtimport (durchschnittlich etwa 4 Mrd. Rubel) einen eindeutigen Höhe- 
punkt, den sie aufgrund des fallenden Exportwerts vor dem 2. Weltkrieg nicht mehr 
annähernd erreichen. Über die ganze Periode hinweg besteht immer eine klare Korrela- 
tion von Produktionsmittelimporten und industriellen Wachstumsraten. Zum sowjeti- 
schen Außenhandel bis 1939 insb. A. Baykov: Soviet Foreign Trade, Princeton 1946 
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kundig, daß die Rekonstruktion der Industrie nur über massive Konzessionsvergabe, 
den Import von Produktionsmitteln und den hierfür notwendigen Export von 
Nahrungsmitteln und Rohstoffen verlief. Diesen ökonomischen Tendenzen wurden 
schon während der NÖP die emanzipatorischen Formen zunehmend staatlich unter- 
geordnet. Dieser Weg ist nicht weiter erstaunlich, wenn man den Niedergang der 
Weltrevolution, die extreme Auslandsabhängigkeit der zaristischen Industrie, das 
Angewiesensein auf ausländische Ingenieure und Facharbeiter, sowie das allgemein 
niedrige Qualifikationsniveau der russischen Arbeiterschaft berücksichtigt. Aber 
dieser Weg reproduzierte tendenziell in neuer Form das alte Dilemma der zaristi- 
schen Gesellschaft: eine in Kooperation mit dem ausländischen Kapital stattfin- 
dende Industrialisierung, die kaum auf die Bedürfnisse der Landwirtschaft Rück- 
sicht nahm, und die auf der Abschöpfung des Mehrprodukts der Bauernschaft 
beruhte. Die NÖP ist noch nicht die faktische Wiederherstellung dieser alten Struk- 
tur, sie ist ein labiles Gleichgewicht, wo die sozialen Ansprüche des Proletariats und 
die bürgerlichen Ansprüche der Bauernschaft den Muttermalen der zaristischen 
Gesellschaft noch die Waage halten. Aber die Disproportionen von Landwirtschaft 
und Industrie, die sich in den Scherenkrisen äußern, die Abhängigkeit des Tempos 
der Industrialisierung von dem nur in Geldsteuern abschöpfbaren Mehrprodukt der 
Bauernschaft fordern eine Lösung. 

Als.die Bauern aufgrund der gesellschaftlichen Disproportionen kein Getreide 
mehr ablieferten, da sie dafür nichts Gleichwertiges kaufen konnten, dem Sowjet- 
staat die Herstellung der zaristischen Exportstruktur nicht gelang, im Gegenteil, die 
laufenden und in Aussicht genommenen Verträge mit westlichen Firmen und damit 
eine schnellere Industrialisierung in Gefahr geriet, wurde dem Sowjetstaat die 
Lösung unvermeidlich aufgezwungen. Die Kollektivierung der Landwirtschaft 
schien an den „sozialistischen Klassenkampf auf dem Lande‘ während des Kriegs- 
kommunismus anzuknüpfen, und die forcierte Industrialisierung schien die Verwirk- 
lichung des Sozialismus zu sein. Aber in Wirklichkeit war es eine Zwangskollektivie- 
rung, die die despotische Kontrolle des Sowjetstaats über die Bauernschaft her- 
stellte, um für die forcierte Industrialisierung die notwendigen Mittel bereitzu- 
stellen, die die Bauernschaft nicht freiwillig, d.h. über den Markt geben wollte und 
konnte. Aber in Wirklichkeit ist es eine Industrialisierung, die nicht emanzipatori- 
sche Formen der Arbeit zur Grundlage hat, sondern die auf das ausländische 
Kapital, seine Technologie und seine qualifizierten Arbeitskräfte angewiesen ist, 
und die umfangreich in Form der Zwangsarbeit durch die despotische Gewalt 
des Sowjetstaats der sowjetischen Gesellschaft aufoktroyiert wurde. Da die hoch- 
entwickelten kapitalistischen Industrieländer in der schärfsten Überakkumulakrise 
ihrer Geschichte steckten, kam ihnen ein Absatzmarkt für Produktionsmittel gerade 
gelegen. Der Stalinismus ist auf einem höheren Niveau des Kapitalistischen Welt- 
markts und in neuer Form die Reproduktion des alten Dilemmas einer Industriali- 
sierung unter extrem rückständigen Bedingungen. Die anfänglichen industriellen 
Wachstumsraten von 12-13% übertrafen die besten zaristischen Raten (9%), doch 
sind sie auf Basis der „Vorteile“ der Unterentwicklung sehr wohl erklärlich (17). 


17 Diese bereinigten Wachstumsraten bei A. Gerschenkron: Notes on the Rate of Industrial 
Growth in Soviet Russia, in: ders., Economic Backwardness in Historical Perspective, 
2.2.0.,8. 254 ff. 
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Die staatliche Planung der ersten Fünfjahrespläne scheint bewußt-gesellschaftliche 
Planung zu sein, aber ihr Inhalt ist die Koordination dieser Vermittlung von 
modernsten kapitalistischen Produktivkräften mit despotisch-gesellschaftlichen 
Formen der Zwangskollektivierung und Zwangsarbeit. 

In dem Maße, wie die Industrialisierung voranschreitet, die Rückständigkeit 
überwunden wird, die gesellschaftlichen Produktivkräfte mannigfaltiger und 
komplexer werden, treten auch die despotischen Formen des Staates zurück, wird 
der Stalinismus liberalisiert. Die ökonomischen Reformen des Neuen Systems der 
Planung und der Leitung sind Reformen der Staatsplanung, die diesen entwickel- 
teren gesellschaftlichen Bedingungen geschuldet sind. Sie können nicht mehr über 
despotische Formen, sondern zunehmend über das ‚sozialistische Wertgesetz‘, über 
staatlich vermittelten Profit, Kredit, Preis etc. koordiniert werden, d.h. der Staat 
wird allmählich ins Wertgesetz zurückgenommen. Aber selbst diese Reformen sind 
immer noch Ausdruck einer wohl wesentlich reduzierten, aber doch relativen 
Rückständigkeit gegenüber dem kapitalistischen Weltmarkt. Der verstärkte 
Ost-West-Handel gründet auf dieser noch bestehenden Rückständigkeit, aber auch 
auf entwickelteren gesellschaftlichen Produktivkräften der Sowjetunion, die auf 
dem Weltmarkt konkurrenzfähig werden. Zudem verschärfen sich auf dem kapita- 
listischen Weltmarkt die Tendenzen einer erneuten allgemeinen Überakkumulations- 
krise, die nach erweiterten Märkten gerade für die besonders anfällige Produktions- 
mittelindustrien verlangt. Wird die relative Rückständigkeit in einigen wichtigen 
Sektoren der Sowjetwirtschaft überwunden, die Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt- 
markt und d.h. die Verwertungsmöglichkeit hergestellt, werden diese Industrie- 
sektoren das Wegwerfen der staatlichen Krücken, die Ausschaltung der staatlichen 
Kontrolle verlangen. Die sowjetischen Arbeiter werden darüber entscheiden, ob 
diese Form von „Einholen und Überholen“ eine Morgenröte eines reineren Kapita- 
lismus oder eine Morgenröte eines erneuten Sozialismus, und d.h. die soziale Frei- 
setzung der durch die stalinistische und nachstalinistische Industrialisierung ver- 
gesellschafteten Formen der Arbeit, sein wird. Die schon zentralisierten Formen der 
verstaatlichten Industrie und Landwirtschaft werden dann ökonomisch und 
politisch ihren Inhalt ändern und in die Gesellschaft zurückgenommen. 


3.  Schlußbemerkung zur Diskussion über den gesellschaftlichen Charakter der 
Sowjetunion 


Es ist hier ein Interpretationsrahmen der sowjetischen Entwicklung skizziert 
worden, der bewußt das Verhältnis von Weltmarkt und innerer gesellschaftlicher der 
Sowjetunion in den Mittelpunkt stellte, um Kontinuität und Diskontinuität der 
ökonomischen Bedingungen von zaristischer und sowjetischer Gesellschaft auf- 
zuzeigen. So wie es nicht möglich ist, unter Abstraktion vom Weltmarkt die Ent- 
wicklung der zaristischen Gesellschaft aus sich heraus zu erklären, so muß auch 
jeder Versuch fehlschlagen, die Sowjetunion als mehr oder weniger autonome 
Gesellschaft zu analysieren. In diesem Kontext interessieren auch die Resultate der 
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Suttonschen Untersuchung, die die immer wieder stillschweigend vorausgesetzte 
Prämisse der (relativen) ökonomischen Autarkie der Sowjetunion ad absurdum 
führt und zeigt, in welch massivem Umfang die Sowjetunion von Anfang an auf die 
technologischen Transfers seitens der hochentwickelten Industrienationen ange- 
wiesen war und noch in weiten Bereichen angewiesen ist, auch wenn bis zuletzt der 
wertmäßige Umfang des sowjetischen Außenhandels gering gewesen war. 

Einige weitere solcher kategorialer Setzungen, die die Diskussion um den 
gesellschaftlichen Charakter der Sowjetunion bestimmen, müssen von daher kritisch 
befragt werden. Eine fundamentale Behauptung ist, daß die ökonomische Basis der 
Sowjetunion als verstaatlichte Industrie sozialistisch sei. Das war nicht nur die 
implizite Voraussetzung der meisten bolschewistischen Theoretiker in den 20er 
Jahren in der Diskussion um den Aufbau des Sozialismus in der Sowjetunion (18), 
das ist nicht nur die Prämisse der offiziellen sowjetmarxistischen Legitimations- 
ideologie, sondern auch vieler marxistischer Kritiker der Sowjetunion. Sei es die 
vorsichtige Kritik am Stalinismus innerhalb der westeuropäischen Kommunistischen 
Parteien, sei es der Vorwurf der Überzentralisierung und der fehlenden Demokratie 
durch M. Dobb (19), sei es Medwedews Anklage der mangelnden Demokratisierung 
von Partei und Staat als Ursache des Stalinismus, oder sei es auch die trotzkistische 
Beurteilung der Sowjetunion als deformierter Arbeiterstaat (20), immer wird 
vorausgesetzt, daß die verstaatlichte Industrie sozialistische Vergesellschaftung sei. 
Man kommt dann nicht nur in die Schwierigkeit, den Stalinismus auf Fehler der 
Führung, geschichtliche Auswüchse eines Bürokratismus, Kapitalistische Relikte etc. 
zurückzuführen und damit in unmaterialistische Geschichtsschreibung zurückzu- 
fallen, sondern macht den zentralen Fehler, verstaatlichte Industrie und staatliche 
Planung per se für Sozialismus zu erklären und gerade von dem Inhalt dieser 
Verstaatlichung zu abstrahieren. Auch große Teile der zaristischen Industrie waren 
verstaatlicht und wurden staatlich geplant, aber niemand würde auf die Idee 
kommen, dies auch nur für ein Gramm Sozialismus zu halten. In zunehmendem 
Umfang werden auch in hochkapitalistischen Ländern Betriebe unter staatliche 
Regie genommen, aber von marxistischen Kritikern ist immer zurecht daran 
festgehalten worden, daß diese Verstaatlichung auf Basis der kapitalistischen 
Produktion, auf kapitalistischer Verwertung und Lohnarbeit geschieht. In diesem 
Sinne ist eine Industrialisierung, die sich auf die Technologie des ausländischen 
Kapitals und in umfangreichem Maße auf staatliche Despotie stützt, eben auch nicht 
eine sozialistische Ökonomie, d.h. eine bewußte und freie Vergesellschaftung. 

Auch die verbreitete Konzeption, die Sowjetunion sei eine Übergangsgesell- 
schaft zwischen Kapitalismus und Sozialismus, muß kritisch befragt werden. 


18 Stellvertretend für die beiden Hauptfraktionen und bei allen ökonomischen und politi- 
schen Differenzen: N. Bucharin, Ökonomik der Transformationsperiode, Reinbek 1970 
und E. Preobaschenskij, Die Neue Ökonomik, Berlin 1971 

19 z.B. in Bettelheim, u.a.: Kritik der Sowjetökonomie, Berlin 1969 

20 R. Medwedew: Die Wahrheit ist unsere Stärke, Frankfurt a. M. 1973 
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Nehmen wir nur zwei wesentliche Varianten. Mandel (21) versucht, die konkreten 
Gesellschaftsphänomene der Sowjetunion als Produkt antagonistischer Gesetze von 
Produktionsweisen, d.h. aus kapitalistischen Muttermalen und schon gebildeten 
sozialistischen Strukturen zu erklären. Für Bettelheim (22) war die Sowjetunion 
eine Übergangsgesellschaft, in der mit den ökonomischen Reformen die kapitalisti- 
sche Produktion, wenn auch in der spezifischen Form einer Staatsbourgeoisie 
wieder die Oberhand gewonnen hat. Abgesehen von der schon kritisierten Prämisse, 
verstaatlichte und staatlich geplante Industrie mit Sozialismus gleichzusetzen, wird 
der Fehler gemacht, die Marxschen Formulierungen der Kritik des Gothaer 
Programms über die zwei Phasen des Kommunismus als naturnotwendig ablaufende, 
nach einer sozialistischen Revolution unwiderrufliche Stadien aufzufassen und auf 
die Sowjetunion zu projizieren. Kein Zweifel, die Vergesellschaftung im Rahmen 
der kapitalistischen Produktionsweise schafft die Voraussetzungen und ist die Basis 
ihrer Freisetzung, aber diese soziale Emanzipation muß praktisch verwirklicht 
werden, sie setzt sich nicht als überhistorische Notwendigkeit durch. Es wider- 
spricht sich also gar nicht, die Oktoberrevolution in ihren proletarischen Tendenzen 
als sozialistische Revolution zu kennzeichnen und dennoch davon auszugehen, daß 
mit der Zwangskollektivierung und der forcierten Industrialisierung die Muttermale 
der sowjetischen Gesellschaft sich in neuer Form durchgesetzt haben. Wenn man 
von der Konzeption ausgeht, daß die Sowjetunion eine Übergangsgesellschaft 
zwischen Kapitalismus und Sozialismus ist, setzt man einerseits voraus, daß die 
zaristische Gesellschaft eine kapitalistische war, und andererseits, daß die sozialisti- 
schen Tendenzen lange Zeit wirksam waren oder bis heute wirksam sind. Aber die 
zaristische Gesellschaft war nie eine rein kapitalistische Gesellschaft, sondern eine 
durch das Zusammenspiel von feudal-asiatischen und modern-kapitalistischen 
Elementen in spezifischer Weise kombinierte Gesellschaft, die auch die Transforma- 
tionsbedingungen der sowjetischen Gesellschaft bestimmten. Also die Muttermale 
der sowjetischen Gesellschaft sind nicht nur kapitalistische, und es ist von daher 
falsch, den russischen Thermidor in der Restitution einer rein kapitalistischen 
Gesellschaft zu erwarten, sondern er besteht in der Wiederherstellung einer über die 
despotische Staatsgewalt vermittelten, in Abhängigkeit vom Weltmarkt und unter 
extrem rückständigen Gesellschaftsbedingungen stattfindenden industriellen Ent- 
wicklung. Der Stalinismus war allerdings die gesellschaftliche Form, in der die 
Vergesellschaftung der Arbeit durchgeführt wurde — ohne ihn hätte Rußland wie 
gesagt das Schicksal der heute unterentwickelten Länder erwartet —, und damit sind 
die materiellen Voraussetzungen für einen erneuten Versuch der sozialen Emanzipa- 
tion ganz anders als vordem geschaffen. Insofern ist die Sowjetunion auch Über- 
gangsgesellschaft, aber nur in dem allgemeinen Sinne, wie die kapitalistische 
Industrialisierung Übergang zur Produktionsweise der freien und assoziierten 


21 E. Mandel: Zehn Thesen zur sozial-ökonomischen Gesetzmäßigkeit der Übergangsgesell- 
schaft zwischen Kapitalismus und Sozialismus, in: Hennicke (Hg.), Probleme des Sozialis- 
mus und der Übergangsgesellschaften, Frankfurt a.M. 1973 

22 C. Bettelheim; Ökonomisches Kalkül und Eigentumsformen, Berlin 1972 
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Produzenten ist; im Fall der Sowjetunion also eine Industrialisierung unter extrem 
rückständigen Voraussetzungen und deshalb auch unter einer besonders despo- 
tischen Staatsform, die sich in dem Maße liberalisiert, wie die Rückständigkeit 
wunden wird. Aber diese Vergesellschaftung der Arbeit, nur weil sie in exzessiver 
Staatlichkeit vollzogen wird, als per se sozialistisch oder als per se im Übergang zum 
Sozialismus zu begreifen, hat genausowenig Sinn, wie die Vergesellschaftung der 
Arbeit unter rein kapitalistischen Bedingungen als solche für Sozialismus zu halten, 
denn sie ist nur die Basis der sozialen Emanzipation, nicht aber diese selbst. 

Zwei weitere Konzeptionen zeigen die Schwierigkeit, die Gesellschaftsstruk- 
tur der Sowjetunion einfach als Definition fassen zu wollen. So wurde in Anlehnung 
an Lenins Charakterisierung der Sowjetunion während der NÖP als Staatskapitalis- 
mus dieser Begriff auf die gesamte sowjetische Entwicklung übertragen (23). Dieser 
Staatskapitalismus wird als spezifisches Übergangsstadium zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus — getreu der Bucharinschen und Leninschen Stadientheorie — 
angesiedelt. Aber auf diese Weise werden die spezifischen Unterschiede zwischen 
den verschiedenen Phasen der Sowjetunion: der NÖP, der Stalinschen Industrialisie- 
rung und der ökonomischen Reformen verwischt und vor allem übersehen, daß die 
Staatsmacht der Sowjetunion nicht das Produkt einer Gesellschaft ist, die höher als 
der ‚Privatkapitalismus‘“ entwickelt ist, sondern das Produkt einer Industrialisie- 
rung unter relativ rückständigen Gesellschaftsbedingungen. Noch problematischer 
ist die Definition der Sowjetunion als etatistische oder bürokratisch-kollektivistische 
Gesellschaft (24). Diese Definition erfaßt wohl die Erscheinung einer extrem aus- 
geprägten Staatlichkeit, vergißt aber den Inhalt und die Ursachen der Staatlichkeit 
als Wesen der Sache zu nehmen. Genausogut könnte der Staat Peters des Großen als 
Etatismus oder bürokratischer Kollektivismus gekennzeichnet werden, ohne daß 
man dem spezifischen Charakter dieser Staatsmacht einen Schritt näher gekommen 
wäre. 

Die Absicht war, nicht eine eigene feststehende Definition des gesellschaft- 
lichen Charakters der Sowjetunion anzubieten, sondern es sollte auf Basis der 
methodischen Prämisse, daß die Entwicklung der zaristischen und sowjetischen 
Gesellschaft nur im Kontext des Weltmarkts zu analysieren ist, und auf Basis der 
hierfür relevanten Resultate der Suttonschen Untersuchung gezeigt werden, wie eine 
materialistische Erklärung der Entwicklung der sowjetischen Gesellschaft ange- 
gangen werden Kann. Dieser Interpretationsrahmen hat allerdings zur Vorausset- 
zung, nicht von postulierten überhistorischen Abstraktionen auszugehen, die immer 
die Gefahr der Ideologisierung in sich tragen, sondern die geschichtliche Entwick- 
lung der Sowjetunion in ihren konkreten Zusammenhängen, d.h. von ihren inneren 
und äußeren Bedingungen her zu bestimmen. Die Resultate der hierzu bestehenden 
historischen Untersuchungen geben allerdings Anlaß, bisher umstandslos voraus- 
gesetzte Prämissen in der marxistischen Diskussion über den gesellschaftlichen 
Charakter der Sowjetunion in Frage zu stellen. 


23 Z.B.T. Cliff: State Capitalism in Russia, London 1974 
24 A. Carlo; a.a.0. und Eggert, a.a.O. 
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S.285; 2. Erkenntnistheorie und materialistische Wissenschaft, S. 288; 3. Revolution der Er- 
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Der in der Nummer 16 der „Probleme des Klassenkampfs‘ vorgeführten endgültigen 
Vernichtung der ‚Abbild- oder Widerspiegelungstheorie“ (1) möchten wir einige 
kritische Anmerkungen nachschicken. Vorab sei bemerkt: wir stimmen mit den 
Autoren darin überein, daß „Kritik an einer falschen Theorie im Marxismus kein 
Sakrileg‘“ bedeuten kann, und würde dabei gar Kritik geübt ‚an den sozialistischen 
Staaten‘. Selbst das Rütteln an einem ihrer ideologischen „Eckpfeiler“, das diese 
Staaten erschüttern könnte, würden wir, wenn es der Wahrheitsfindung dient, so 
wenig scheuen wie die kritischen Autoren. Und ebenso wenig wären wir bereit, ein 
— bei wem auch immer — etwa ‚in den westlichen Ländern aufkeimendes Bedürfnis 
nach einer marxistischen Wissenschaftskritik“ zu beschneiden, und wir würden, 
wenn denn solches Bedürfnis durch eine „unkritisierte Abbildtheorie .... in die Irre 
geleitet‘ wird, die dann dringende Kritik sogar, im Gegensatz zu den Kritikern, 
„leichten Herzens‘ vornehmen (2). 

Denn auf die Gemütsverfassung kommt es beim Kritiküben weniger an als auf 
die Stichhaltigkeit, zumal bei einer Kritik mit derart unabsehbaren Folgen, sei es für 
abgestorbene Dialektik, sei es für keimende Bedürfnisse. Die hier vorgelegte Kritik 
an der Abbildtheorie entbehrt jedoch jeder Grundlage. Wir werden zeigen, daß das 
Verfahren der Kritiker mit Fälschung arbeitet — wie weit dies subjektiv bewußt 
war, oder ob hier ein — dann allerdings frappierender — Fall von selektiver Wahrneh- 
mung vorliegt, können wir nicht entscheiden. Da es sich bei den Auslassungen der 
Kritiker nicht um Meinungen und Interpretationen handelt, die sich noch innerhalb 
des Bereichs wissenschaftlicher Textanalyse artikulieren, kann es sich auch für uns 
nicht darum handeln, diesen Auffassungen andere — unsere — Meinungen und Inter- 


1 Bodo v. Greiff — Hanne Herkommer, Die Abbildtheorie und „Das Argument“, in: 
Probleme des Klassenkampfts, 16, IV, Jhg. 1974: Nr. 4 
2 Alle Zitate S. 163. Im folgenden setzen wir hinter Zitate aus dem PROKLA-Aufsatz die 


jeweilige Seitenzahl in Klammern in den Kontext. 
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pretationen entgegenzuhalten. Es kommt vielmehr darauf an, im Aufweis der Halt- 
losigkeit der „Kritik“ allererst die Grundlage wiederherzustellen, auf der sich über 
Abbildtheorie sinnvoll und wissenschaftlich legitim diskutieren läßt: nämlich die 
Rekonstruktion ihrer authentischen Positionen, die unumgänglich wird (3), wenn 
deren Verfälschung aufzuweisen ist. Was an den abbildtheoretischen Auffassungen 
problematisch, Kritisierbar und kritisierenswert sein mag, kann deshalb hier nicht 
unser Thema sein. 

Wir verfolgen die eben skizzierte Aufgabe im TeilI unserer Anmerkungen 
(„Die Kritik der Kritiker‘). In einem zweiten Teil (‚Die Erkenntnistheorie der 
Kritiker“) versuchen wir, noch einen Schritt weiterzugehen: nämlich jene erkennt- 
nistheoretische Position zu erfassen, die den in ihrem Aufsatz weitgehend unkennt- 
lich gelassenen Fluchtpunkt der Kritiker ausmacht, deren Spuren aber gesichert 
werden können. Damit hoffen wir zugleich, Hinweise für die Lösung des Rätsels zu 
erhalten, welchen — und hier dann schließlich unmittelbar politischen — Ursachen 
und Motiven sich das von uns untersuchte Resultat von Fälschung oder selektiver 
Wahrnehmung verdankt (4). 


3 Da die Kritiker die Substanz der materialistischen Abbildtheorie, nämlich den Materialis- 
mus, nicht begriffen haben und ihr Nichtbegreifen mit Fälschungen zu legitimieren 
suchen, handelt es sich also für uns um die Rekonstruktion dieser materialistischen 
Substanz. Zu einzelnen Fragen der Abbildtheorie gibt es — allerdings auf Grundlage 
dieser identischen Substanz —, durchaus unterschiedliche Antworten innerhalb der 
marxistischen Diskussion und offene Probleme, auf die wir hier, da jenseits der Ausein- 
andersetzung mit den Kritikern liegend, nicht eingehen. Vielleicht ist in diesem 
Zusammenhang der Hinweis angebracht, daß auch der „Sowjetmarxismus‘‘ nicht so 
„monolithisch‘‘ ist, wie man seit Adenauers Zeiten hierzulande glaubt. Die Kritiker 
führen (152, Anm.1) nur drei in Westdeutschland erschienene Abhandlungen zur 
matertalistischen Abbildtheorie an. Es gibt einige mehr. 

4 Um späteren Ausführungen (vgl. Teil I, 2) vorzugreifen: es ist auch gleichgültig, ob es sich 
um bewußte Fälschung oder (unbewußt) selektive Wahrnehmungen handelt — falsches 
Bewußtsein äußert sich darin jedenfalls, und zwar eben objektiv falsches als Form jener 
verzerrten Widerspiegelung, die die Abbildtheorie, den Kritikern zufolge, nicht kennt. — 


+++ 


im zweiten Teil ihres Aufsatzes setzen sich die Kritiker mit Autoren der Zeitschrift „Das 
Argument‘ (Haug, Tomberg) auseinander. Darauf werden wir nicht eingehen. Zwar wird 
die Kritik an ihnen nicht minder fahrlässig geführt; für die Analyse der Motivstruktur, die 
zu der ganzen Invektive führte, wäre sie eine Fundgrube. Wir verzichten dennoch auf den 
exakten Aufweis dieses Tatbestandes und empfehlen dem Leser, einfach die inkriminier- 
ten Aufsätze von Haug und Tomberg im Original nachzulesen; das ist zur Beurteilung der 
„Kritik“ völlig hinreichend. In der Substanz aber ist der zweite Teil des PROKLA- 
Aufsatzes ohnehin nicht zu halten, wenn der erste als haltlos erwiesen ist. 
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I. Die Kritik der Kritiker 


Wir rufen in Erinnerung, was die Kritiker der Abbildtheorie anlasten: 


„Die Abbildtheorie als die gegenwärtig ın den sozialistischen Staaten herrschende Erkenntnis- 
theorie destruiert nicht, sondern festigt die bürgerliche Wissenschaftsauffassung. Sie befestigt 
den Schein, Wissenschaft sei eine Veranstaltung des menschlichen Geistes, unabhängig von der 
Form der Vergeselischaftung, die objektive Form der Erfahrung habe nicht ökonomische, 
sondern natürliche Ursachen, Erkenntnistheorie habe es mit einer überhistorischen Mensch- 
Natur-Relation zu tun und sei folglich als Sonderdisziplin neben und unabhängig von der 
politischen Ökonomie zu betreiben“ (152). (5) 


Unabhängig von den Einzelheiten dieser Behauptungen, auf. die wir zu sprechen 
kommen müssen, wird hier der schärfste Vorwurf ausgesprochen, den man einem im 
Selbstverständnis marxistischen Theorem machen kann, nämlich Moment. bürger- 
licher Ideologie zu sein. Wer einen derart enormen Vorwurf erhebt, muß gewäfrti- 
gen, daß man ihm auf die Finger sieht. 

Wenn wir uns und den Leser deshalb der Mühe unterziehen, die Argumentier- 
und Zitierweise der Kritiker, die sich so schlagend und schlicht gibt, auszuleuchten, 
so gewiß nicht, um formale Mängel zu rügen. Dieses oder jenes Zitat als überinter- 
pretiert oder zu Unrecht herangezogen aufzuweisen, würde den Aufwand nicht 
lohnen. Es handelt sich aber nicht um dieses oder jenes, sondern um alle, und daher 
für uns nicht um Schulmeisterei, sondern um die Aufdeckung durchgehender 
Fälschung. Wir kommen nicht umhin, dieses harte Wort zu gebrauchen: denn was 
im Detail vielleicht noch als Unterstellung, Auslassung, Verwischung der Zusam- 
menhänge, Verschiebung der Bezugsebenen usw. in und von Zitaten hinzunehmen 
wäre, wird #n der Summierung, die keinen einzigen der angeblichen Belege ausläßt, 
zur — übrigens, wie zu zeigen sein wird, einer eigenen Logik folgenden — Fälschung. 


5 Dieses Zitat ist im Original als zusammenfassende These hervorgehoben. 
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1. Die Quelle 


Die Kritiker lassen „bewußt außer Acht‘, daß die „Abbildtheorie auf Lenin (u. in 
Teilen schon auf Engels)‘ zurückgeht. Sie konzentrieren sich auf das Philosophische 
Wörterbuch (6), das die Abbildtheorie ‚in ihrer heutigen Form‘ vorstelle und 
wegen seiner beängstigenden Verbreitung in der linken akademischen Intelligenz 
besonders schädlich sei (153, Anm. 5) (7). Bereits diese Begründung der Beschrän- 
kung auf das Philosophische Wörterbuch (Phil.W.B.) enthält — abgesehen von der 
offenkundigen Überschätzung der Relevanz studentischer Kopfinhalte für den 
Klassenkampf — zwei Insinuationen. Erstens, daß die Abbildtheorie sich zwar zu 
Recht auf Lenin und z.T. auch auf Engels berufen könne, nicht aber auf Marx. (8) 
Wir erkennen darin ein altes, unter „Marxologen“ und ‚„Marxianern“ aller Spiel- 
arten liebevoll gehegtes Muster der Klassikerbehandlung: das Auseinanderdividieren 
von Marx und Engels, vollends Lenin (9). Zweitens wird mit der Formulierung 
„heutige Form“ nahegelegt, diese unterscheide sich von früheren, so daß also, trotz 
auch wieder betonter Identitäten in den Ansichten von Lenin und dem Phil.W.B. 
(vgl. 153), die heutige Form nochmals als Verfallserscheinung Leninscher und 
Engelsscher Auffassungen dasteht. So wird ein unmittelbarer Angriff auf Engels und 
Lenin vermieden, was sich angesichts dessen empfehlen mag, daß beide auch in der 
„nichtrevisionistischen‘ Linken noch weithin sakrosankt sind. 


6 Philosophisches Wörterbuch, hrsg. von Georg Klaus und Manfred Buhr, 2 Bände, 
8. Aufl., Leipzig 1971 

7 Als weitere Begründung wird noch der repräsentative Charkater des Phil. W.B. angeführt: 
„in ihm sind die namhaftesten Theoretiker der DDR vertreten“. Folgt ein Seitenhieb auf 
den nicht-pluralistischen Charakter der DDR-Gesellschaft: während sich im Westen die 
Theorie-Selektion ‚über den Markt“ herstelle, geschehe in einem sozialistischen Staat wie 
der DDR die ‚‚Produktion und Verbreitung von Theorien ... planvoll“. Wir schließen aus 
diesem Hinweis, daß, da die planvolle Produktion und Verbreitung mindestens im Falle 
der Abbildtheorie Falschmeldungen dient, also schädlich ist, die Markt-Sele ktion immer 
noch vorzuziehen sei. Die freie Marktwirtschaft enthält eben größere Chancen der Wahr- 
heitsverbreitung. Freilich hätten die Kritiker ihre Auffassungen in der „totalitären‘‘ DDR 
kaum publizieren können. Die Marktwirtschaft der BRD zeitigt andererseits oft kaum 
überschaubare Ergebnisse. So könnte es sein, daß wir mit unserem Nachweis der Halt- 
losigkeit der Auffassungen der Kritiker deren Marktwert steigern. 

8 Folgerichtig werden dann auch sämtliche Marx-Zitate, die sich im Phil. W.B. im unmittel- 
baren Kontext von Stellen finden, die die Kritiker anführen, schamvoll unterschlagen. 
inwiefern selbstverständlich auch Marx Widerspiegelungstheoretiker ist, dazu vgl. unten 
Teil II, 2, sowie Anm. 33. 

9 Mit Engels, von Lenin zu schweigen, ist ein kruder Positivismus in das kritische Denken 
des Marxismus eingedrungen. Genau besehen, ist er, als „heimlicher Positivismus‘‘ bereits 
beim späteren Marx zu diagnostizieren (vgl. z.B. A. Wellmer, Kritische Gesellschafts- 
theorie und Marxismus, Frankfurt/M. 1969). Wirklich an die Wurzeln gehende, also 
radikale Interpreten nehmen deshalb an Marx selbst nochmals eine Zellteilung vor und 
unterscheiden den frühen kritischen (den Marx der emphatischen Entfremdungskate- 
gorie) vom späten positivistischen (dem Anatomen der bürgerlichen Gesellschaft). Die 
amüsante Geschichte des Klassikerdividierens, in der die progressiven protestantischen 
Theologen eine ebenso große Rolle spielen wie die kritischen Theoretiker der Frank- 
furter Schule, wartet noch auf ihren Historiker. 
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Andere Vorteile der Auswahl des Phil.W.B. als Demonstratonsobjekt schein 
uns hinsichtlich der Beweisabsicht der Kritiker einleuchtender. Zum einen ist ein 
Wörterbuch kein zusammenhängender Text, der seine Positionen argumentativ ent- 
faltet, sondern ein alphabetisch geordnetes Konglomerat knappster Ergebnisdar- 
stellungen, immer auf definitorische Pointen abgestellt (10). Man kann also, das 
garantiert das literarische Genre Wörterbuch, mit einem geringen argumentativen 
Differenzierungsgrad rechnen, was sich, richtig beleuchtet, als Dogmatismus ver- 
mitteln läßt. Zum anderen referiert ein Wörterbuch nicht nur Auffassungen, die 
seine Autoren — selbst wenn sie untereinander eines Sinnes wären — teilen, sondern 
auch abweichende und entgegengesetzte; zudem werden allgemeine Definitionen an 
den Anfang jedes Artikels gestellt, die den Minimalkonsens aller Auffassungen eines 
Zusammenhangs treffen sollen und ebenfalls mit den Positionen der Verfasser nicht 
identisch sein müssen; daraus ergeben sich reichhaltige Zitationsmöglichkeiten gegen 
deren wirkliche Meinung. 

Wir wollen nun weder vertreten, daß ein Wörterbuch nicht kritisierbar sei; nur 
muß man seine Eigenart dabei berücksichtigen (11). Noch wollen wir unter- 
stellen, daß die genannten Motive für die Kritiker bei der Quellenwahl maßgebend 
waren. Sie haben jedoch die sich daraus ergebenden Möglichkeiten reichlich ge- 
nutzt: Zitiert wird aus mehreren Artikeln des Wörterbuchs, ohne deren Auswahl zu 
begründen (12); die Auffassungen der verschiedenen Verfasser werden dabei als 
selbstverständlich identisch angesehen; zitiert wird aus verschiedenen Passagen der 
einzelnen Artikel so, als hätten sie für die Auffassungen ihrer Autoren alle die 
gleiche Relevanz. Das Wörterbuch wird, kurz gesagt, traktiert, als wire es eine 
zusammenhängende Darstellung der Probleme der Abbild- oder Widerspiegelungs- 
theorie. 


10 Ein Standardwerk wie das von Todor Pawlow, Die Widerspiegelungstheorie, deutsch: 
Berlin (DDR) 1973, 757 SS., hätte freilich eine so flotte Vernichtung gar nicht erst 
erwägbar gemacht. Denn darin ist der Zusammenhang hergestellt, der im Phil. W.B. auf 
viele Beiträge zersplittert ist, und es werden zudem, was in einem Wörterbuch nicht 
geschehen kann, die wirklichen Probleme erörtert, denen sich eine materialistische 
Erkenntnistheorie konfrontiert sieht. Von den Kritikern wird dieses Werk übrigens in der 
entsprechenden Anmerkung nicht erwähnt (152, Anm. 1). 

11 Durchaus wäre am Phil. W.B. manches zu kritisieren. Mängel in der terminologischen 
Exaktheit, zu grobe Darstellungen, auch wirkliche Fehler, lassen sich aufweisen, und ihre 
Kritik ist auch bei Berücksichtigung seiner Eigenart als Wörterbuch berechtigt. Diese 
Ebene betreten die Kritiker aber nicht, und soweit ihre Kritik reicht, hat das Wörterbuch 
stets noch da Recht, wo es unter anderen Gesichtspunkten Fehler enthält. 

12 Die Zitate stammen, meist ohne daß dies kenntlich gemacht würde, aus folgenden 
Artikeln: „Abstraktion“, „Bewußtsein“, „Denken“, „Erkennbarkeit der Welt‘, „Grund- 
frage der Philosophie‘, „Intersubjektivität‘, „Sinne“, „Praxis‘‘. Oft wird nur ein einziger 
Satz zitiert (der definitorische Anfang). Nicht minder einschlägig wären einige Artikel, 
die die Kritiker nicht heranziehen: merkwürdigerweise finden sich offenbar weder in dem 
Artikel „Abbildtheorie‘, noch in dem Artikel ‚Widerspiegelung‘‘ Belegstellen im 
Interesse der Kritiker; auch in anderen nicht ganz nebensächlichen Artikeln findet sich 
wohl nichts Zitierenswertes, z. B., um nur beliebig einige zu nennen, in den Artikeln 
„Gesellschaftliches Bewußtsein‘, ‚Ideologie‘, ‚„Ideologienlehre‘“, ‚‚Materialismus‘‘, 
„Objektivität“. 
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Aus den ohnehin argumentativ notwendig verkürzten Texten werden nun- 
mehr Zitate immer so ausgewählt, daß der gesellschaftliche Zusammenhang von 
Bewußtseinsbildung und Erkenntnisprozeß, der im Wörterbuch sehr stark betont 
wird, ausgeblendet bleibt. Für Leser, die so pingelig sind, die Zitate zu überprüfen, 
wird vorbeugend eine pauschale Absicherung geliefert: „Die Gesellschaft als 
Bestimmungsgröße taucht in der Abbildtheorie immer nur programmatisch auf und 
dabei eigentümlich verkürzt‘ (156). Als könnte in einem Wörterbuch die „Gesell- 
schaft als Bestimmungsgröße je historisch-spezifisch entwickelt werden! Soweit die 
Eigenart eines Wörterbuchs es aber zuläßt, erscheint diese Bestimmungsgröße als 
zentrale Instanz, und zwar nicht „programmatisch‘‘, also als etwas, das man nicht 
ausführt oder ausführen kann, sondern als theoretische Position. Die „eigentümliche 
Verkürzung“ verdankt sich einzig der Zitierkunst der Kritiker. Hinzu kommt, daß 
die so ausgewählten Zitate nicht einmal tauglich sind, das zu belegen, was die 
Kritiker interpretatorisch glauben, aus ihnen herausholen zu können (13). Wir 
zeigen das nun im einzelnen. 


2. Die Objektivität der Widerspiegelung und der Gegenstand der Widerspiege- 
lungstheorie 


An ein berühmtes Lenin-Zitat (kopiert, fotografiert, abgebildet‘) und ein in der 
Substanz ähnliches aus dem Phil.W.B. (153) als Belege schließen die Kritiker die 
Behauptung an, die Abbildtheorie projiziere „die objektive Form von Erkenntnis als 
scheinbare Naturform auf die ganze Geschichte zurück“ (154). Was immer dieser 
Satz bedeuten mag: von den angeführten Zitaten würde er jedenfalls nicht gedeckt. 
Aber was bedeutet er? 


2.1 ‚Objektiv‘ bei den Kritikern 


Wir müssen uns vor allem vergewissern, was die Kritiker unter „objektiv“ verstehen, 
und ob es dasselbe ist, was die Abbildtheorie damit meint. „Wahrheit“, so schleu- 
dern sie der Abbildtheorie im Zusammenhang ihrer Zerstörung des abbildtheoreti- 
schen Begriffs der „relativen Wahrheit‘ entgegen, „gibt es nicht in Steigerungs- 


13 Die Kritiker ahnen dies wohl, denn sie haben sich vorsorglich eine Rückzugslinie geschaf- 
fen: im Grunde „sind:die Fehler der Abbildtheorie und ihr genuin undialektischer 
Charakter ... bereits so überzeugend nachgewiesen worden, daß wir diesen Nachweis 
nicht in extenso wiederholen müssen‘ (152). Folgt eine Fußnote mit Literaturhinweisen, 
also eine Absicherung mit Autoritäten: dem frühen Lukäcs, Korsch, Pannekoek und 
Negt, auf deren ‚‚Widerlegungen‘ wir hier nicht eingehen können. Doch findet sich z. B. 
in der angegebenen Schrift von Negt wiederum kein Versuch einer Widerlegung, sondern 
nur die Absicht, die Abbildtheorie als stalinistische Legitimationsideologie nachzuweisen, 
im übrigen der Hinweis, die Abbildtheorie sei eine ‚‚mittierweile als falsch erkannte 
Theorie‘, also jene Behauptung, die die Kritiker zitieren (167). 
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formen“ (162). Und sie erläutern in der Fußnote: „Es gibt nicht objekti 
objektiver, am objektivsten“ (162, Anm. 20). Auf die Frage der relativen Wahrheit 
kommen wir später (14). Zunächst ist an diesen Wendungen wichtig, daß in ihnen 
„objektiv“ als gleichbedeutend mit ‚„‚wahr‘“ im Sinne von „richtig“ aufgefaßt wird. 
Das bestätigt sich in der ständigen Bindung des Wörtchens „objektiv an ‚„‚wissen- 
schaftlich“ und an „Erkenntnis“ (z.B. „Sachverhalt objektiver und wissenschaft- 
licher Erkenntnis“, 162). Wahr, wissenschaftlich, objektiv: das sind den Kritikern, 
so ergibt sich aus ihrem Sprachgebrauch ganz zweifelsfrei, Worte, die das gleiche 
meinen: nämlich richtige Aussagen über Sachverhalte, und diese wieder sind das- 
selbe wie Erkenntnis. 

Die Bedeutung des oben zitierten Satzes der Kritiker wird damit klarer. Die 
„objektive Form von Erkenntnis“ ist die wahre, die wissenschaftliche, die richtige 
Form von Erkenntnis, und eigentlich hätten die Kritiker bloß sagen dürfen: ‚‚die 
Form von Erkenntnis“, denn wahr, wissenschaftlich, richtig, objektiv sind ja in 
Verbindung mit „Erkenntnis“ pleonastische Ausdrücke, da es unwahre, unrichtige, 
unwissenschaftliche, nicht-objektive Erkenntnis in diesem Verstande des Begriffs 
nicht geben kann. Die Abbildtheorie soll also, das meinen die Kritiker, den an den 
modernen Naturwissenschaften orientierten Begriff von Erkenntnis auf alle Ge- 
schichte zurückprojizieren, und zwar als „Naturform‘“ (15), will sagen: daß die 
Menschen seit Anbeginn durch die natürliche Beschaffenheit ihrer Sinnesorgane gar 
keine anderen sinnlichen, mentalen, intellektuellen Reaktionen auf ihre natürliche 
und soziale Lebenswelt zustande bringen konnten, als eben richtige, wahre, wissen- 
schaftliche und in diesem Sinne objektive Widerspiegelungen, also schlechthin 
Erkenntnis. Dies sei abbildtheoretisch ‚„‚die Normalreaktion des homo sapiens auf 
die Natur‘ (161). Bis hin zu der entlarvend-ironischen Frage an die Abbildtheorie, 
ob Ptolemäus doch recht hatte (162, Anm. 20), lebt die ganze Polemik der Kritiker 
von diesem simplen Verständnis des Begriffs „objektiv“ und den daraus sich erge- 
benden Interpretationen. Und wer würde denn den Kritikern, hätten sie damit 
recht, bestreiten wollen, daß solche Abbildtheorie absurd sei? Erstaunlich wäre 
dann nur, wie das nicht schon früher und jedermann auffallen konnte. 


2.2 Verschiebungen 


Wir werden gleich darauf kommen, was die Abbildtheorie wirklich unter ‚‚objektiv“ 
versteht, müssen aber noch einen Moment bei den Interpretationen der Kritiker 
verweilen. Denn man könnte ja sagen: nun, hier handelt es sich offenbar um 


14 s.u.1,4 

15 Immer wieder tauchen bei den Kritikern die Begriffe „Erkenntnisform‘‘, „Naturform‘‘, 
„Objektform‘“ auf. Die Bedeutung dieser Begriffe ist nicht so seibstverständlich und 
landläufig, wie die Kritiker voraussetzen, indem sie sie nicht näher erläutern, Wir meinen 
jedoch, daß hier ein recht genaues, aber esoterisches Begriffsverständnis vorliegt, dessen 
Provenienz wir im Teil Il, 3 zu erfassen suchen. 
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Differenzen um das Begriffsverständnis von „objektiv“, darüber wird man wohl 
noch diskutieren dürfen, ohne gleich unter Fälschungsverdacht zu geraten. Das wäre 
gewiß richtig, aber darum handelt es sich nicht. Die Kritiker sehen nämlich gar 
keine Differenz zwischen ihrem eigenen Begriff von „objektiv“ und den Verwen- 
dungen des Wortes in den Zusammenhängen der Widerspiegelungstheorie. Unbefan- 
gen und wie selbstverständlich gehen sie davon aus, kein Mensch, einschließlich 
derer, die der Widerspiegelungstheorie anhängen, habe je unter „objektiv“ etwas 
anderes verstanden als sie selber. Und wenn sie nun — übrigens nur aufgrund 
allzuflüchtiger Lektüre; dazu später — im Phil.W.B. für diesen, ihnen einzig denk- 
baren Sinn des Wortes „objektiv“ kein Beleg finden, sondern nur Verwendungen 
antreffen, die einem vorm Hintergrund jener zweifelsfreien Eindeutigkeit des 
Wortsinnes bloß absonderlich, verschroben und ungereimt erscheinen können -—: 
dann kommt man als scharfsinniger Kritiker nicht etwa auf den Gedanken, etwas 
nicht verstanden zu haben. Schon gar nicht fühlt man sich in der Klemme von 
Beweisnot. Umgekehrt: wenn die Belege fehlen, dann ist eben ihr Feblen der Beleg. 


„Am deutlichsten äußert sich diese Rückprojektion (der objektiven Erkenntnis als Naturform 
des Denkens auf die ganze menschliche Geschichte; d. Verf.) darin, daß in der Abbildtheorie das 
Attribut ‚objektiv‘ nicht ein erläuterndes Beiwort von Erkenntnis ist, sondern immer der Reali- 
tät als Eigenschaft zugeschlagen wird. So hieß es in dem Zitat nicht, alle Erkenntnis sei eine 
‚objektive Widerspiegelung der Realität‘, sondern, in charakteristischer Verschiebung, sie sei 
eine ‚Widerspiegelung der objektiven Realität‘ “ (155). (16) 


So wird noch das Gegenteil dessen, was man beweisen will, zum schlagendsten Indiz 
der Anklage, so, wie man ja auch, Karl Kraus zufolge, seinerzeit im KK-Wien die 
Mörder der Lüge überführt wußte, wenn man ihnen den Mord nicht beweisen 
konnte. Ausgehend davon, daß die Widerspiegelungstheoretiker selbstverständlich 
unter „objektiv“ nichts anderes als jedermann und sie selber verstehen, haben die 
Kritiker derart „bewiesen“, daß die Widerspiegelungstheorie diesen Begriff nicht 
erträgt, nicht zuläßt, daher seinen Sinn „verschieben“ muß, um jenen uferlosen 
Relativismus zu kaschieren, den die Kritiker ja als theoretisches Substrat der Wider- 
spiegelungstheorie entlarven wollen. 

Was also wird von wem „charakteristisch“ verschoben und mit welchem 
Ergebnis? In dem eben angeführten Diktum der Kritiker wird auf ein von ihnen 
herangezogenes Zitat aus dem Phil.W.B. Bezug genommen. Es stammt, was die 
Kritiker  charakteristischerweise nicht kenntlich machen (17), aus dem Artikel 
„Erkenntnis“ und bezieht sich mithin nicht auf Bewußtseinsinhalte schlechthin, 
sondern auf die besonderen Formen wissenschaftlicher Erkenntnis. Verschoben 
wird von den Kritikern also zunächst einmal die Bezugsebene: während in dem 


16 Hervorhebung d. Verf.. Der darauf folgende konkludierende Satz heißt dann lakonisch: 
„Die Objektform wird als ewig seiende Naturqualität unterstellt“. Wir deuten mal so: Die 
Wahrheitsform des Denkens wird als ewig seiende Qualität der menschlichen Natur unter- 
stellt. 

17 Vgl. zu diesem Verfahren oben Anmerkung 12 
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Artikel von einer spezifischen Form der Bewußtseinstätigkeit, nämlich der 
„Erkenntnis“ und ihrem Resultat als Wissen die Rede ist, von der gesagt wird, sie sei 
„ihrem allgemeinen Wesen nach eine annähernd getreue Abbildung oder ideelle 
Wiederspiegelung der objektiven Realität im Bewußtsein der Menschen“ (18), 
insinuieren die Kritiker, laut Abbildtheorie sei alle Bewußtseinstätigkeit der 
Menschen in aller Geschichte Erkenntnis, mithin „annähernd getreue Abbildung“ 
(19) der objektiven Realität. Dies ist die erste charakteristische Verschiebung der 
Kritiker (20), denn natürlich behauptet kein Abbildtheoretiker die Absurdität, alles 
Bewußtsein in aller menschlichen Geschichte sei Erkenntnis im modernen Sinne, 
mithin richtige, adäquate Widerspiegelung objektiver Realität. 

Die zweite ist jene, die die Kritiker der Abbildtheorie als deren eigene unter- 
stellen: die „‚charakteristische Verschiebung“ der „Objektform‘“ (155) der Wider- 
spiegelung auf die Realität. In Wahrheit also — so die Kritiker — behauptet die 
Abbildtheorie die „Objektform““ der Widerspiegelung, veıschleiert dies aber — wohl 
um nicht allzu leicht der Absurdität überführbar zu sein, was ja dann auch die 
Mühen der Kritiker erübrigte —, indem sie diese als „Objektform““ der Realität 
ausgibt. Wir sagten bereits, daß sich diese, ohne weitere argumentative Umstände 
wie selbstverständlich unterstellte Verschleierungsabsicht nur dann überhaupt 
formulieren und verstehbar machen läßt, wenn der Begriff „objektiv“ im Sinne der 
Kritiker-Bedeutung verstanden wird. „Objektform‘ wäre also mit „‚Wahrheitsform“ 
zu übersetzen und die Abbildtheorie hätte demnach die Wahrheit der Widerspiege- 
lung — der Realität als Attribut „zugeschlagen“. Soweit die Verschiebungen. 


2.3 „Objektiv“ in der Widerspiegelungstheorie 


Was heißt nun jedoch „objektiv“ in der materialistischen Erkenntnistheorie? 
Zunächst und vor allem anderen wird mit diesem Begriff ausgesprochen, daß das 
natürliche und soziale „Sein“ unabhängig vom Bewußtsein, das die Menschen davon 
haben, existent ist, daß also Realität etwas ist, was nicht erst durch menschliche 
Himtätigkeit bergestellt wird. „Objektiv“ ist folglich in diesem Sinne ein Begrift, 
der idealistische Auffassungen von den Erkenntnisgegenständen negiert. Objektiv ist 
die Existenz der Realität, weil sie nicht das Produkt mentaler Operationen mensch- 
licher Subjekte ist. Die Begriffsbedeutung von „objektiv“ hat hier demnach nichts 
zu tun mit Wahrheit, Richtigkeit, Intersubjektivität und Wissenschaft im modernen 


18 Phil. W. B. I, 315 

19 „annähernd‘ bedeutet soviel wie „relativ‘‘. Wir befassen uns damit später (I, 4). 

20 Die Kritiker reproduzieren diese Verschiebung in immer neuen Varianten: die Abbild- 
theorie behaupte „eine wesentliche Identität aller Erkenntnisformen“ (154); sie setze 
„die objektive Erkenntnisform und die Existenz eines allgemeinen Bewußtseins (! — d. 
Verf.) ‚der‘ Menschen naturhaft‘‘ (157) voraus; sie unterstelle „Erkenntnisse in immer 
gleicher objektiver Form‘ und sie lasse den Schein entstehen, ‚die objektive Form von 
Erkenntnis sei die Naturform von Erkenntnis“ (161). 
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Sinne. Es ist ganz gleichgültig, ob man die Wirklichkeit als wahr, falsch, gut, schön, 
richtig oder irre ansieht: objektiv ist sie, weil von derartigen Anschauungsweisen 
und Urteilen unabhängig existent. Die Kritiker dagegen meinen, das Wort ‚„objek- 
tiv“ werde von den Abbildtheoretikern „der Realität als Eigenschaft zugeschlagen“ 
(!). Wer einer solchen Formulierung fähig ist, der verrät nicht nur, daß er der 
primären Bedeutung des Begriffs „objektiv“ in der Widerspiegelungstheorie nicht 
innegeworden, sondern zugleich auch, daß er nicht weiß, was Materialismus ist. 

Nun hätten die Kritiker freilich, bei näherem Hinsehen, durchaus auch 
Belegstellen finden können für jenen anderen Bedeutungsgehalt von „objektiv“, den 
die Widerspiegelungstheorie angeblich stets verschiebt. An einschlägiger Stelle des 
Phil.W.B. wird dieser Sprachgebrauch legimitiert. Wir sprechen, heißt es da 
„im Zusammenhang mit der menschlichen Erkenntnis ... . von ihrem objektiven Inhalt und 
Charakter, von ihrer Objektivität. Die Objektivität der Erkenntnis besteht darin, daß das 


Subjekt die objektive Realität adäquat widerspiegelt, daß die Erkenntnis mit dem Objekt über- 
einstimmt‘* (21). 


Hier wird „objektiv“ zweifellos als „erläuterndes Beiwort von Erkenntnis“ benutzt, 
ein ganz uncharakteristischer Gebrauch, wenn man den Exegesen der Kritiker 
Glauben schenken will. Tatsächlich handelt es sich aber um eine auch in den Texten 
der Widerspiegelungstheorie und daher auch im Phil.W.B. geläufige Bedeutung. Die 
Kritiker hätten sich also den Umweg über die „charakteristische Verschiebung“ gar 
nicht machen müssen; die Abbildtheoretiker sagen es selber ganz ungeniert: 
Erkenntnis sei objektiv. 

Halten wir fest: es gibt zwei Bedeutungen von „objektiv“ in der Sprache der 
Widerspiegelungstheorie, die nebeneinander benutzt werden, jeweils aus dem 
Kontext zu bestimmen sind und verschiedenen Sprachstufen angehören. Man kann 
das an der wissenschaftstheoretischen Unterscheidung zwischen Objektsprache und 
Metasprache verdeutlichen: soweit „objektiv“ sich auf die Realität selbst bezieht, 
indem deren subjektunabhängige Existenz gemeint ist, ist es ein objektsprachlicher 
Ausdruck; soweit „objektiv“ sich auf Aussagen über die Realität bezieht, indem 
deren Wahrheit oder Erkenntnischarakter behauptet wird, ist es ein metasprach- 
licher Ausdruck. Beide Begriffsbedeutungen haben ihren Gegensatz in „subjektiv“: 
die objektsprachliche, indem sie jede Form der idealistischen Konstitution der 
Erkenntnisgegenstände verwirft und diese als subjektunabhängig bestimmt; die 
metasprachliche, indem sie die Differenz etwa zu den „Wahrheiten“ individueller 
Gefühle ausdrückt. 

Obwohl diese Unterscheidung zwischen objektsprachlicher und metasprach- 
licher Bedeutung des Begriffs dem Verständnis der Kritiker bei der Rezeption der 
Widerspiegelungstheorie vielleicht geholfen hätte, leistet sie an sich noch nicht viel; 
ihrer Herkunft aus der bürgerlichen Wissenschaftstheorie gemäß bleibt sie deskrip- 
tiv. Die Dialektik der materialistischen Begriffs „objektiv“, wie er die Widerspiege- 


21 Phil. W. B. I, S. 802 (Art. „objektiv‘‘) 
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lungstheorie bestimmt, wird erst jenseits dieser Unterscheidung verstehbar. Die 
Begriffsbedeutung verwandelt sich je nach Gesichtspunkt und Bezugsebene. So 
steht „objektiv“ zwar stets im Gegensatz zu „subjektiv“. Deshalb ist aber 
„Objektivität“ durchaus nicht notwendig gleich ‚„Intersubjektivität“, wie die 
Kritiker ja wohl meinen, wenn sie von „Allgemeingültigkeit oder ‚Intersubjektivität‘ 
von Erkenntnis ...“ (158) sprechen: das Allgemeingültige ist nicht notwendig 
identisch mit dem Allgemeingeltenden, der Fall ist eher selten. Objektiv ist nicht 
stets das, was wahr ist, aber Erkenntnis ist stets objektiv. 

Derlei mag paradox klingen. Prüft man aber die Relation, von der die Begriffs- 
bedeutung jeweils bestimmt ist, so verliert sich das. In der Relation zwischen 
Subjekt und Objekt der Erkenntnis heißt „objektiv“ zum einen die subjektunab- 
hängige Existenz des zu erkennenden Objekts, zum anderen die Adäquatheit der 
Widerspiegelung dieses Objektiven durch das erkennende Subjekt: die Widerspiege- 
lung ist objektiv, also Erkenntnis, wenn sie die objektive Realität adäquat abbildet, 
sie ist dann wahr. Andererseits kann die Widerspiegelung der objektiven Realität 
auch falsch sein, verzerrt, und dennoch objektiv: sie ist dann nicht objektiv, weil 
wahr, sondern objektiv, weil subjektunabhängig existent: hier erhält der Begriff 
seine Bedeutung innerhalb der Relation zwischen individuellem und gesellschaft- 
lichem Bewußtsein. Handelt es sich um die „Wahrheit“ eines individuellen Gefühls, 
so ist dieses zwar gewiß real existent, aber subjektiv, da es an ein individuelles 
Bewußtsein gebunden ist; es handelt sich um eine subjektive Realität. Handelt es 
sich aber um kollektive Meinungen und allgemein herrschende Vorstellungen, deren 
Existenz mithin nicht von einen individuellen Bewußtsein abhängig ist, so sind diese 
objektiv; es handelt sich dann um ideelle Momente der objektiven Realität selbst. 
Und wenn nun ein solches ideelles Moment der objektiven Realität zugleich auch 
Wahrheit ist, weil adäquate Widerspiegelung der objektiven Realität, also Erkennt- 
nis, der Objektivität zukommt, dann ist es im doppelten Sinne objektiv, nämlich 
einerseits als subjektunabhängiger, gesellschaftlich allgemeiner Bewußtseinsinhalt, 
andererseits als Erkenntnis; es ist zugleich objektiv real und objektiv wahr. Der 
Begriff „objektiv“ Kann also sowohl die Bedeutung von ‚objektiv real‘, als auch die 
von „objektiv wahr“ annehmen, wobei beide Bedeutungen sich nicht ausschließen, 
sondern auch zugleich gemeint sein Können. 

Der Begriff einer adäquaten Widerspiegelung objektiver Realität wäre sinnlos 
und überflüssig, behauptete die Abbildtheorie tatsächlich, wessen die Kritiker sie 
überführt zu haben meinen: alles Bewußtsein sei Erkenntnis, der Objektivität 
zukomme. Selbst ein Abbildtheoretiker, wie er den Kritikern vorschweben mag, 
könnte kaum übersehen, daß in Geschichte und Gegenwart — um im Bilde zu 
bleiben: — verzerrte Widerspiegelung, falsches Bewußtsein, nicht-adäquate Abbil- 
dung der objektiven Realität die Hauptmasse der Inhalte menschlichen Bewußtseins 
und der ihnen entsprechenden Formen ausmacht. Freilich sind, ohne daß sich dies 
mit der Frage ihrer Wahrheit im Sinne adäquater Widerspiegelung berührte, alle 
Formen von Bewußtsein, die die Menschheit je hervorgebracht und gezeitigt hat, 
und noch ihre scheinbar abwegigsten Ein-Bildungen, soweit sie überindividrelle, also 
gesellschaftliche Bedeutung erlangt haben, wie gesagt in dem Sinne wiederum 
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objektiv, als sie selbst — ideelles — Moment der objektiven Realität sind (22). Dies 
sind sie natürlich alle gleichermaßen: nicht einmal unter Aufbietung von Mißver- 
ständnissen läßt sich diese Bedeutung von „objektiv“ als steigerungsfähig verstehen. 
Etwas anderes ist es bei der Bedeutung von „objektiv“ im Sinne von „wahr“: hier 
sind die Kritiker dem Irrtum zum Opfer gefallen, der abbildtheoretische Begriff der 
„relativen Wahrheit‘ meine: etwas weniger objektive Wahrheiten; aber ‚relativ‘ 
steht hier nicht im Gegensatz zu „objektiv“ (dessen Gegensatz, wie bemerkt, 
„subjektiv“ ist), sondern im Gegensatz zu ‚absolut‘ (doch dazu später). 

Der Begriff „objektiv“ in der materialistischen Widerspiegelungstheorie ist, so 
zeigt sich, in jeder Bedeutung, die er in ihrem Zusammenhang annehmen kann, 
gebunden an den primären Sinn der Bezeichnung für die subjektunabhängige 
Existenz der Realität. Auch da, wo „objektiv“ soviel wie ‚wahr‘ heißt, besteht 
daher nur eine äußerliche, formale Übereinstimmung mit der Bedeutung des Wortes 
im Sprachgebrauch der Kritiker, der ja übrigens der landläufige ist. Dieser Sprach- 
gebrauch ist zwar auch in dem der Widerspiegelungstheorie enthalten, aber mehr 
noch: er ist darin „aufgehoben“, indem er der begrifflichen Fassung der realen 
Dialektik von materiellen und ideellen Momenten der subjektunabhängigen Wirk- 
lichkeit dient. Wird abbildtheoretisch von Objektivität der Erkenntnis gesprochen, 
so ist das nicht pleonastisch, denn es wird mehr gesagt, als daß Erkenntnis Wahrheit 
sei. Zugleich und in einem wird nämlich stets auch gesagt, warum sie Wahrheit ist 
und nur sein kann: nämlich weil sie die vom erkennenden Subjekt unabhängig 
existierende Wirklichkeit adäquat widerspiegelt (eine andere, im gegenwärtigen 
Zusammenhang nebensächliche, sonst aber sehr wesentliche Frage ist, warum und 
unter welchen Bedingungen es zu adäquater Widerspiegelung, also Erkenntnis, 
kommen kann). Dies ist der springende Punkt der materialistischen Widerspiege- 
lungstheorie, und wir müssen kaum nochmals erwähnen, daß es eben jener Punkt 
ist, der sich bei den Kritikern bloß als blinder Fleck abbildet. 


22 Bindet man den Begriff der Erkenntnis nicht borniert an die Auffassung moderner 
Wissenschaftlichkeit, so läßt sich wohl vertreten, daß auch scheinbar ganz abwegige 
Bewußtseinsinhalte, z. B. die von den Kritikern angeführten ‚magischen Vorstellungen 
früher Epochen“ (161, Anm, 19), nicht nur objektiv real sind — und auf der jeweiligen 
historischen Stufe der Entwicklung der Produktivkräfte objektiv notwendig —, sondern 
auch Erkenntnischarakter haben können. Es ist jeweils zu untersuchen, welchen Wahr- 
heitsgehalt eine Vorstellung hat, wo ihre Grenzen liegen, d. h. wie relativ sie ist. Natürlich 
können die Grenzen außerordentlich eng sein (wobei man mit „Grenzen‘‘ nicht eine 
mechanisch-räumliche Vorstellung verbinden sollte). Ein Beispiel: Ein archaisches Hirten- 
volk erklärt sich einen feuerspeienden Vulkan mit dem Zorn eines Gottes, der darin 
haust. Dies ist allerdings keine wissenschaftliche Wahrheit: als Aussage über einen Kausal- 
zusammenhang ist sie falsch. Aber es steckt darin u.a. die Erkenntnis, daß ein Kausal- 
zusammenhang vorliegt; dies ist die relative Wahrheit einer falschen Aussage über Wirk- 
lichkeit. Ihre Relevanz liegt, wie bei aller Erkenntnis, in der Praxis: die falsche Annahme 
eines zürnenden Gottes führt, abgesehen von allerlei religiösem Unsinn, zur Beobachtung 
des Vulkans, um das Zürnen voraussagen zu können und seinen Folgen zu entgehen. 
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2.4 Erkenntnis und Erkenntnisgeschichte 


Die Kritiker können die Dialektik des Begriffs „objektiv“ in der materialistischen 
Widerspiegelungstheorie nicht fassen. Es ist ihnen daher auch verwehrt einzusehen, 
daß Bewußtsein zugleich — gemessen am Kriterium der Adäquatheit von Wider- 
spiegelung — objektiv falsch, und dennoch, hinsichtlich seiner Gesellschaftlichkeit, 
objektiv, nämlich objektiv real, sein kann. Daraus resultiert das Unvermögen, die 
Problematik des Ideologischen von der der Erkenntnis zu unterscheiden. Freilich 
gibt es in der marxistischen Theorie Bedeutungsvarianten dessen, was Ideologie 
heißt. Die Dialektik des Begriffs „objektiv“, die wir zu zeigen versucht haben, 
reproduziert sich hier. Allen Bedeutungen von Ideologie ist allerdings gemeinsam 
die kritische Distanz zu idealistischen Auffassungen ideeller Produktionen: sie sind 
sämtlich, ob „wahr“ oder „falsch“, Produkte und zugleich Momente der objektiven 
Realität, weil sie sämtlich deren ideelle Widerspiegelungen sind. In engerem Sinne 
bezeichnet ‚Ideologie‘ dann die Formen falschen Bewußtseins, die der objektiv 
notwendige Widerschein je bestimmter Formationen und Strukturen gesellschaft- 
licher Wirklichkeit sind; auf sie beziehen sich die Bemühungen marxistischer 
Ideologieanalyse. 

Mit dieser Problematik von Ideologie als falschem Bewußtsein hat es die 
Widerspiegelungstheorie als materialistische Erkenntnistheorie aber nicht unmittel- 
bar zu tun. Ihre primäre Frage gilt vielmehr den Voraussetzungen der Möglichkeit 
von Erkenntnis. Diese findet sie einmal — auf der Objektseite — in der objektiven 
Existenz der Erkenntnisgegenstände, zum anderen — auf der Subjektseite — in der 
spezifischen Organisation der menschlichen Wahrnehmungsapparatur, der Sinne, vor 
allem im Zentralnervensystem; es ist übrigens doch beruhigend, wenn selbst die 
Kritiker nicht daran zweifeln möchten, ‚‚daß der Vorgang der Erkenntnis etwas mit 
den Nerven zu tun hat“ (154), so suffisant sie dies glauben sagen zu müssen. Um 
nochmals zu verdeutlichen: materialistische Erkenntnistheorie fragt nach den 
Voraussetzungen der Möglichkeit richtiger, d.h. adäquater Widerspiegelung der 
objektiven Realität, also nach der Möglichkeit von Erkenntnis, und sie findet diese 
Voraussetzungen allgemein eben darin, daß der menschliche Wahrnehmungsapparat, 
als Moment der objektiven Realität selbst, auf deren adäquate Widerspiegelung 
abgestellt ist. Die materialistische Ideologieanalyse fragt nach den Quellen der 
Verzerrung der Widerspiegelung objektiver Realität im Bewußtsein der Menschen 
und findet sie generell im jeweiligen Entwicklungsstand der Produktivkräfte und 
den ihnen entsprechenden Organisationsformen der Produktionsverhältnisse. Für 
die Kritiker ist beides ein- und dasselbe. Sie können zwischen Erkenntnisproble- 
matik und Ideologieproblematik nicht unterscheiden und projizieren diese von 
ihnen hergestellte Identität auf die Widerspiegelungstheorie. 

Irgendwie muß es damit zusammenhängen, daß die Kritiker die Behauptung 
aufstellen, es sei „die Geschichte der menschlichen Erkenntnis, um die es in der 
Abbildtheorie ja geht“ (160). Natürlich geht es zunächst nicht um die Geschichte 
der menschlichen Erkenntnis, vielmehr — wir sagten es — um die Voraus- 
setzungen der Möglichkeit von Erkenntnis, dann allerdings auch um die Bedingun- 
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gen ihrer Realisierung. Die Voraussetzungen sind weitgehend überhistorisch; die 
Bedingungen dagegen verdanken sich geschichtlichen Entwicklungen: Und erst in 
diesem zweiten Sinne hat es materialistische Erkenntnistheorie dann auch mit der 
Geschichte der Erkenntnis zu tun (23), die zugleich die Geschichte von Ideologie im 
allgemeinen also auch die des falschen Bewußtseins ist, und damit ideelles Moment 
der materiellen Geschichtsprozesses überhaupt. Zu den beiden bereits erörterten 
Verschiebungen der Kritiker gesellt sich damit eine dritte: dessen, was Thema der 
Widerspiegelungstheorie ist (24). 

Wir rekapitulieren: Einerseits kreiden die Kritiker der Abbildtheorie an, sie 
abstrahiere von den je historisch besonderen Formen der Erkenntnis, so daß ihre 
„zentralen Sätze auf den Neandertaler und Einstein gleichermaßen passen“ (154). 
(25) Andererseits haben sie sich dafür entschieden, die Abbildtheorie befasse sich 
mit der Geschichte der menschlichen Erkenntnis: Sie lege eine Theorie der allmäh- 
lichen Erkenntnismaximierung vor, die die Kritiker als „naturalistische Anpassungs- 
theorie“ glauben diagnostizieren zu können. Danach hätten dann verschiedene 
Subjekte „aufgrund des historischen Anpassungsprozesses unterschiedliche Erkennt- 
nisvermögen“ (159). Was denn nun? Haben Einstein und der Neandertaler das 
gleiche Erkenntnisvermögen oder haben sie es nicht? Hier hat die Untersiellungs- 
logik der Kritiker einen Sprung. Entweder abstrahiert die Abbildtheorie von 
Geschichte, oder sie legt eine, wenn auch noch so finstere, Theorie der geschicht- 
lichen Entwicklung vor. 

Die Kritiker sehen hier keinen Widerspruch. Sie entdecken vielmehr, daß die 


23 Für eine materialistische Geschichte der menschlichen Erkenntnis vgl. Bernal, J.D., 
Science in History, London, 1957; deutsch: Wissenschaft in der Geschichte, VEB 
Deutscher Verlag der Wissenschaften, Berlin (DDR) 1962. 

24 „Die Unfähigkeit der Abbildtheorie besteht darin, daß sie vor lauter Abstraktion die 
historisch besonderen Erkenntnisformen nicht fassen kann; die Wissenschaft als eine 
dieser Formen bleibt unerklärt‘‘ (154), meinen die Kritiker. Gewiß abstrahiert die Wider- 
spiegelungstheorie als Theorie der Erkenntnisprinzipien von den historisch besonderen 
Formen der Widerspiegelung. Dagegen dürfte aber auch solange nichts einzuwenden sein, 
solange die Erörterung der Widerspiegelung auf grundsätzlichem Abstraktionsniveau 
nicht die Erklärung des historisch Besonderen verhindert. Daß dies durch die Wider- 
spiegelungstheorie geschehe, hätten die Kritiker zeigen müssen, wozu sie nicht einmal 
ansetzen. Übrigens ist die Formulierung der Kritiker von den „historisch besonderen 
Erkenntnisformen“, von denen die Wissenschaft eine spezielle sei, interessant. Wollen sie 
damit die Auffassung andeuten, daß es auch nichtwissenschaftliche Erkenntnis gebe? Sie 
gerieten damit in bedenkliche Nähe zu abbildtheoretischen Gedankengängen (vgl. oben 
Anm. 22). 

25 Einem Artikel im SPIEGEL, der neuere Forschungsergebnisse der Anthropologie 
referiert, haben wir entnommen, daß der Neandertaler in der Tat mit Einstein nicht zu 
vergleichen ist. Er soll nämlich daran zugrunde gegangen sein, daß bei ihm die spezifische 
organische Fähigkeit zur Sprachentwicklung, also zur Gesellschaftsbildung, noch nicht 
vorhanden war. Er wird deshalb noch zu den höheren Primaten zu rechnen sein. Erst der 
Cro-Magnon-Mensch scheint Einsteins Verwandter zu sein: noch gleichzeitig mit dem 
Neandertaler, überlebte er diesen, weil er sich mit seinen Mit-Cro-Magnon-Menschen 
intersubjektiv über die objektive Welt verständigen konnte. 


274 


Abbildtheorie geradezu gezwungen sei, sich um eben diese Geschichtstheorie der 
„naturalistischen Anpassung“ zu ‚erweitern‘: sie könne sonst nicht erklären, 
warum ‚das Fallgesetz nicht schon in der Steinzeit entdeckt‘ wurde, oder warum 
„die Himmelskörper in Ptolemäus und Aristoteles andere Widerspiegelungen erzeugt 
(haben) als in Kopernikus, Newton und jedem Oberschüler des 20. Jahrhunderts“ 
(158). Solch bohrende Fragen könnten eben nur dann gegen die Abbildtheorie 
erfolgreich ins Treffen geführt werden, wenn diese tatsächlich den Nonsens be- 
hauptete, alle Formen und Inhalte menschlichen Bewußtseins in Geschichte und 
Gegenwart stellten schiere Wahrheit dar. Selbst unter solch abwegiger Voraus- 
setzung wäre übrigens immer noch nicht einzusehen, wieso ‚‚die einzige Geschichts- 
konzeption, die (immanent gesehen) stimmig mit der Abbildtheorie zu vereinbaren 
ist, ... eine naturalistische Anpassungstheorie‘ (159) sein soll (26). Übrigens ist 
natürlich die Frage legitim, warum das Fallgesetz nicht schon in der Steinzeit ent- 
deckt wurde. Solche Probleme fallen zwar nicht unmittelbar in den Bereich der 
prinzipiellen erkenntnistheoretischen Fragestellungen der Widerspiegelungstheorie, 
doch steht ihre Beantwortung keineswegs im Widerspruch zu ihren authentischen 
Positionen: weil der historische Materialismus nicht im Widerspruch zum dialekti- 
schen’ Materialismus steht. 

Das begriffliche Chaos, das die Kritiker anrichten, mitsamt allen Verschiebun- 
gen und Entlarvungen, ist nicht willkürlich. Denn noch durch die Widersprüche 
hindurch bringt der Objektivitätsbegriff der Kritiker, unterstellt als der der Abbild- 
theorie, System hinein. Als Synonym für Wahrheit und Erkenntnis, abgezogen von 
allen materiellen Bedingungen ihrer Möglichkeit, lebt er von einer bekannten 
idealistischen Instanz: dem autonomen Subjekt. Ihrer ideologischen Struktur nach 
ist diese Instanz, ironischerweise, zugleich. Ursprung der Verhinderung wie Garant 
der Realisierung von „Objektivität“ und Erkenntnis: Beeinflußt, wie es ist, von 
gesellschaftlichen Imperativen, Meinungen, Mentalitäten, Vorprägungen aller Art, 
wird dieses autonome Subjekt einerseits zum Quell alles Falschen, Unwissenschaft- 
lichen, Unwahren; andererseits ist es aber auch der potentielle und einzige Objek- 
tivitäts- und Erkenntnisproduzent. Will es objektiv sein, also richtig liegen, muß es 
sich irgendwie seiner sozialen Vorprägungen entschlagen, sie neutralisieren, 
zumindest kontrollieren. Dies ist das Thema aller bürgerlichen Ideologiekritik, in 
der noch die Probleme der klassischen bürgerlichen Erkenntnistheorie soziologisiert 
nachschwingen (27). Wo, wie bei den Kritikern und etwa Karl Mannheim 
„Objektivität“ nicht zugleich die Subjektunabhängigkeit der Realität bezeichnet, 
sondern nur ein Postulat ans forschende Subjekt formuliert und, wenn dieses 
wissenschaftlich erfüllt ist, ein Ergebnis: ‚Wahrheit“ meint, dort liegt ein 
idealistischer Begriff von Objektivität vor. Es ist der der Kritiker und der 
bürgerlichen Wissenschaft. 


26 Die Behauptung ‚immanenter‘ Stimmigkeit zwischen Abbildtheorie und „naturalisti- 
scher Anpassungstheorie‘“ dürfte aus dem Mißverständnis der Kritiker hinsichtlich des 
Begriffs der ‚relativen Wahrheit“ resultieren. Vgl. dazu unter I, 4., sowie Anm. 37 

27 Vgl. zum „Konstitutionproblem‘ in der klassischen Philosophie unten Teil II, 3. 
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3. Die Natur der Anpassung und die Anpassung der Natur 


Die Abbildtheorie begreife Erkenntnis (wohlgemerkt: immer im Sinne moderner, in 
der bürgerlichen Gesellschaft ausgebildeter Wissenschaft) als überhistorische 
Konstante menschlicher Natur unter Ausklammerung aller gesellschaftlichen 
Momente einerseits, und sie liefere andererseits eine Historie der Anpassung 
menschlicher Sinnesorgane an die Natur: das will nun belegt sein. Dazu schicken 
sich die Kritiker an, indem sie zunächst aus einem Artikel zitieren, der mit den 
Problemen der Abbildtheorie nichts zu tun hat, ohne daß sie dies kenntlich mach- 
ten (28). Als handelte es sich um einen Beitrag zur Abbildtheorie, leiten die Kritiker 
das Zitat mit den Worten ein: „So formulieren auch die'Abbildtheoretiker im Phil. 
W.B. nachdrücklich und klar... .“ (155). Nach diesem einschlägigen Zitat, in dem 
hauptsächlich die verdächtige Behauptung vorgebracht wird, der Vorgang der 
Abstraktion scheide das Wesentliche vom Unwesentlichen, fragen die Kritiker ‚nach 
dem, wovon die Abbildtheorie abstrahiert“ und erhalten „die Antwort: Wichtig ist 
die Mensch-Natur-Relation, unwichtig die Gesellschaft“ (155). Eigentümliche 
Verkürzung oder charakteristische Verschiebung? Jedenfalls erhält man diese 
Antwort weder aus dem angeführten Zitat, das sich auf Abbildtheorie gar nicht 
bezieht, noch aus seinem Kontext, noch aus irgendeinem anderen Zitat, das die 
Kritiker bemühen. 

Zum Beleg für „die Liquidierung des philosophisch-ökonomischen Bewußt- 
seinbegriffs in der Abbildtheorie‘“ wird aus dem Artikel ‚Bewußtsein‘ die allge- 
meinste Definition angeführt, sodann der Satz: „das Bewußtsein entstand als 
Ergebnis einer langen biologischen Vorgeschichte als Funktion des menschlichen 
Gehirns .. .““ (156, Anm. 9). Hinter den drei Pünktchen der Kritiker verbirgt sich 
folgende Fortsetzung des Satzes: „welches vor allem unter dem Einfluß der gesell- 
schaftlichen Arbeitstätigkeit seine Entwicklung erfahren hat“ (29). Eine sehr eigen- 
tümliche Verkürzung. Aber sehen wir weiter, und halten wir uns bloß an die Zitat- 
verwendung, nicht an die begleitenden Reflexionen der Kritiker (30). 

Das nächste Zitat stammt, wiederum nicht ausgewiesen, aus dem Artikel 
„Intersubjektivität“. Zitiert wird: 


„Die Intersubjektivität hat ihre Ursache darin, daß die verschiedenen Subjekte etwas Gemein- 
sames, nämlich die außer ihnen existierende Realität widerspiegeln, deren Eigenschaften und 


28 Der Artikel definiert den intellektuellen Akt der Abstraktion und referiert die verschie- 
denen Auffassungen von diesem Vorgang in der Denkgeschichte. Von spezifischen 
Abstraktionsleistungen, die in der Abbildtheorie eine Rolle spielen mögen, ist keine 
Rede. 

29 Phil. W.B. 1, S.197. Wir können dem Leser im übrigen nur empfehlen, den ganzen 
Artikel „Bewußtsein‘ durchzusehen, um das Ausmaß der Zitierkunst der Kritiker nach- 
vollziehen zu können. 

30 Wir schenken uns also, z. B. folgendes zu analysieren: ‚‚Natürlich würden die Autoren des 
Phil. W. B. einwenden, sie seien bekannte Marxisten, sie hätten die Bedeutung gesell- 
schaftlicher Momente, insbesondere der Klassen, nie geleugnet .. .“ (157). 
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Relationen vom Subjekt unabhängig sind, und in der — im Prozeß der Auseinandersetzung des 
Menschen mit der objektiven Realität entstandenen — relativ identischen Struktur des mensch- 
lichen Nervensystems“. 


Dies legen die Kritiker wie folgt aus: 


„So einfach geht das: Obersatz: Gleiche Ursachen erzeugen gleiche Wirkungen. Folge für die 
Erkenntnistheorie: Eine immer gleiche objektive Realität (‚etwas Gemeinsames‘) und ‚relativ‘ 
gleiche Nervensysteme erzeugen gleiche, für jedermann gültige Widerspiegelungen. Ergebnis: Die 
Allgemeingültigkeit oder ‚Intersubjektivität‘ von Erkenntnis ist zu erklären als Folge gleicher 
natürlicher Erkenntnisgegenstände und gleicher menschlicher Erkenntnisapparate‘‘ (158). 


Natürlich sagt das Zitat derlei nicht. Wo findet sich die Formulierung „immer 
gleiche objektive Realität“ (die Realität ist zwar immer gleich objektiv, keineswegs 
aber objektiv immer gleich!), wo ist von gleichen, für jedermann — also alle 
Menschen in aller Menschheitsgeschichte — gültigen Widerspiegelungen die Rede? 
Freilich: wenn sich die Menschen über die Beschaffenheit ihrer Welt je und je 
verständigen konnten und können, so war dafür stets Voraussetzung, daß nicht 
jeder eine andere Welt mit jeweils besonderen Sinnesorganen rezipierte. Dies sagt 
das Zitat, und selbst die Kritiker werden das nicht bestreiten wollen. Daß diese 
Rezeption stets adäquate Widerspiegelung, also Erkenntnis sei, ist dem Zitat dage- 
gen auch bei weitester Auslegung nicht zu entnehmen. Es ist immer dasselbe: 
einmal der Abbildtheorie unterstellt, ihr sei alles Bewußtsein Erkenntnis, mag man 
ihr dann auch nachsagen, Intersubjektivität bedeute ihr Wahrheit, es kommt nicht 
mehr drauf an. Also noch einmal: Intersubjektivität resultiert zwar einerseits aus 
der Subjektunabhängigkeit der Realität, und andererseits aus der Gleichartigkeit der 
menschlichen Wahrnehmungsapparate, die diese Realität widerspiegeln und prinzi- 
piell auch darauf angelegt sind, sie adäquat widerzuspiegeln, — doch ist sie selbst 
nicht Erkenntnis; auch falsches Bewußtsein ist, als objektiv reales, intersubjektiv, 
und zwar nicht minder wie die adäquate Widerspiegelung der objektiven Realität, 
die als Erkenntnis objektiv wahr ist. Daß das Phil. W.B. nicht den Unfug behauptet, 
die Intersubjektivität des gesellschaftlichen Bewußtseins sei gleichbedeutend mit 
einer überhistorisch allgemein stets gegebenen Realität wissenschaftlicher Erkennt- 
nis, hätten die Kritiker den auf ihr Zitat unmittelbar folgenden Zeilen entnehmen 


können: 

„Aber auch die Unterschiede in Erlebnis-, Wahrnehmungs- und Denkstruktur der Individuen 
sind letztlich dem Verhältnis des Menschen zur objektiven Realität verdankt, insofern erstens 
ihre Verschiedenheit auf verschiedene historische Entwicklungsstufen (z.B. der muthologischen 
Denkweise urgemeinschaftlicher Prägung und der wissenschaftlichen Denkweise unserer Zeit) 
durch den Grad der Bewältigung der objektiven Realität bestimmt sind, und zweitens die 
subjektiven Unterschiede im Erleben, Wahrnehmen und Denken in ein und derselben Epoche 
durch das subjektiv-konkrete Verhältnis zur objektiven Realität, durch den gegebenen Platz im 
gesellschaftlichen Gefüge (Klassenstandpunkt, Berufsinteresse, Familientradition, gewordene 
und ererbte Struktur des Nervensystems usw.) bedingt werden, so daß zwar verschiedene 
Aspekte, aber stets Aspekte der objektiven Realität widergespiegelt werden“ (31). 


31 Phil. W. B. 1,S. 538 
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Unabhängig davon, daß diese — und auch die darauf folgenden — Ausführungen in 
ihrer verkürzten Form nicht ganz unproblematisch sein mögen, ist festzuhalten: hier 
wird das Gegenteil dessen gesagt, was die Kritiker ständig zu beweisen suchen. Vor 
allem dies, daß die Formen der Widerspiegelung in Geschichte und Gegenwart 
mannigfaltig sind, keineswegs sämtlich den Charakter von Erkenntnis im modernen 
Sinne aufweisen, vielmehr in ihren jeweiligen Brechungen gesellschaftlich bedingt 
sind, jedoch darin ihr Gemeinsames haben, daß sie stets objektive — natürliche und 
gesellschaftliche — Realität widerspiegeln. 

Betrachten wir nun den „Nachweis“ der „naturalistischen Anpassungstheo- 
rie“. Die Kritiker verweisen auf die Ausführlichkeit ihres Zitierens — wir wollen 
sehen, ob es dadurch gediegener wird. Das erste Zitat stammt aus dem Artikel 
„Erkennbarkeit der Welt“, das zweite aus dem Artikel „Sinne“. Darauf, daß das 
Zitat aus „Erkennbarkeit der Welt“ nicht die Auffassung der Autoren des Phil. W.B. 
wiedergibt, sondern die kybernetische Sichtweise des Erkenntnisprozesses — von 
der allerdings gesagt wird, daß sie, ebenso wie die Begriffe der Informationstheorie, 
dazu beitrage, „manche erkenntnistheoretische Sachverhalte begrifflich zu präzisie- 
ren“ — sei nur nebenbei hingewiesen. Das zweite Zitat nun schildert die Entstehung 
der Sinnesorgane als „Anpassung an die für das Leben der Organismen wichtigsten 
Eigenschaften der objektiven Realität“. Den Kritikern zufolge zeigen die zitierten 
Sätze, „zu welcher Vorstellung von Geschichte die Abbildtheorie drängt“ (159). 
Wirklich: eine Geschichtsvorstellung, die die Menschbeitsgeschichte begriffe als 
allmählichen, evolutionistischen Herausbildungsprozeß der Sinnesorgane durch 
Anpassung an die Natur, wäre nicht nur „eine ungeheuer triviale und falsche 
Geschichtserklärung“ (158), sie wäre Nonsens, und im Gegensatz zu den Kritikern 
könnten wir uns selbst „unter Abstraktion von allem Gesellschaftlichen den Prozeß 
der Menschheitsentwicklung“ (soll hier wohl heißen: Menschheitsgeschichte) nicht 
„als einen Vorgang allmählicher Anpassung vorstellen“ (159). Derlei hat unseres 
Wissens zuletzt Gottfried Benn aufgrund biologisch-ideologischer Mythen literarisch 
frappierend vertreten; die evolutionistische ‚„Verhirnung‘“ des Menschen, die 
„progressive Cerebration“ war ihm, der zum Uischleim strebte, allerdings Verfalls- 
geschichte (32), während die Variante von Abbildtheorie, die die Kritiker ent- 
werfen, eine solche Historie ja wohl für fortschrittlich hielte. 

In ihrem Eifer, der Abbildtheorie die Behauptung nachzuweisen, die Mensch- 
heitsgeschichte sei umstandslos bloße Naturgeschichte, nehmen nun unsere Kritiker 
eine besonders eigentümliche Verkürzung vor: sie tun so, als beziehe sich das Zitat 
auf die Menschheitsgeschichte. Es bezieht sich aber auf die Naturgeschichte vor dem 
Auftreten des Menschen, der selbst mit seinen hochkomplizierten Sinnesapparaten 
als Ergebnis eines evolutionär-biologischen Entwicklungsprozesses dargestellt wird. 


32 Vgl. Peter Reichel, Künstlermoral. Das Formalismus-Programm spätbürgerlicher Dichtung 
in Gottfried Benns ‚„Gereimter Weltanschauung‘, Berlin (DDR) 1974, Reihe: Zur Kritik 
der bürgerlichen Ideologie, 42. bes. S.43 ff: „Biologistische Regression und Gesell- 
schaftsprognose“. 
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Auf die davon substantiell unterschiedenen Spezifika und Strukturen der Mensch- 
heitsgeschichte und ihre, gesellschaftlich vermittelten, Auswirkungen auf die 
Differenzierung der menschlichen Sinne geht das Wörterbuch nunmehr nach einem 
Absatz ein, der eine genaue Scheidung zwischen der Behandlung der Naturentwick- 
lung und der der Menschheitsgeschichte vornimmt. Vielleicht haben die Kritiker das 
nicht mehr gelesen (33). 

Während sie ständig behaupten, die Abbildtheorie verbreite das „Geschichts- 
bild einer sukzessiven Höherentwicklung von ‚Organismen‘ (160), sie sehe nur 
„fließende Übergänge zwischen unbelebter und belebter Natur, zwischen Tier und 
Mensch und weiterhin innerhalb der eigentlichen Menschheitsgeschichte“ (159, 
Anm. 16; Zusatz der Kritiker: „alles s.o. Zitate“, also jene, die wir uns gerade 
angesehen haben!), setzt die materialistische Erkenntnistheorie, auch ihre Darstel- 
lung im Phil. W.B., stets eine scharfe Zäsur zwischen der biologischen Evolution vor 
dem Auftreten des Menschen und dem über Arbeit und Sprache, also gesellschaft- 
lich vermittelten Prozeß der Bewußtseinsbildung und ihrer Formen in der Mensch- 
heitsgeschichte (34). 

Wir können hier diese Fragen nicht in der Sache selbst erörtern. Um zur 
Information über das abbildtheoretisch Selbstverständliche jedoch noch ein Weite- 
res zu tun, zitieren wir aus dem schon angeführten Standardwerk von Todor 
Pawlow: 

„Die Darwinsche Evolutionstheorie (natürliche Auslese, Anpassung, Vererbung usw.) kann 
weder das Erscheinen des Menschen noch jenen Unterschied erklären, der zwischen ihm und 
dem Tier besteht. Der Mensch als solcher, d.h. als neuer Typ eines handelnden und denkenden 
Subjekts, ist kein Produkt einer lediglich natürlichen Auslese. Hier endet der Darwinismus und 
beginnt der historische Materialismus von Marx und Engels, der diese Frage nicht naturalistisch, 
sondern sozial-historisch löst‘‘. Und weiter, nachdem die Arbeit, die Sprache, die gesellschaft- 
liche Organisation als wesentlich neue Momente angeführt wurden: ‚Mit einem Wort: all dies 
bringt ein wirklich menschliches, d.h. ein qualitativ neues gesellschaftlich-historisches und 
psycho-physiologisches Subjekt des Denkens und Handelns hervor. Und deshalb spricht Marx 


davon, daß sogar die Sinnesorgane des Menschen Produkte einer gesellschaftlich-historischen 
Entwicklung darstellen“ (35). 


Man mag ja am „Sowjet-Marxismus‘“ allerlei kritisieren können — das ist hier nicht 
unser Thema —: gegen Anwürfe wie die der Kritiker ist er jedenfalls gefeit. Oder 


33 Aus Platzgründen verzichten wir auf die Wiedergabe dieses Absatzes im Phil. W. B. und 
bitten den Leser, dort selbst nachzulesen (II, S. 983). Wir machen dabei besonders auf 
ein längeres Marx-Zitat aufmerksam, das den Kern der Ausführungen des Phil. W. B. an 
dieser Stelle darstellt und aus den ‚ökonomisch-philosophischen Manuskripten‘‘ stammt, 
(MEW, Erg. 1, 5. 541), wo man überprüfen kann, daß Marx die Grundfragen der Erkennt- 
nistheorie für sich bereits zu Beginn seiner theoretischen Arbeit widerspiegelungstheore- 
tisch beantwortet hat. 

34 Vgl. dazu Ausführungen im Artikel ‚Bewußtsein‘ des Phil. W. B., die die Kritiker unter- 
schlagen, sowie den ganzen Artikel „‚Gesellschaftliches Bewußtsein‘‘, den die Kritiker gar 
nicht erst heranziehen. 

35 Pawlow, a.a.0., S. 145, Hervorhebung im Original. Pawlow bezieht sich in der Schluß- 
bemerkung des Zitats auf jene Ausführungen von Marx, auf die wir in Anm. 33 hinge- 
wiesen haben und die im Phil. W. B. zitiert werden. 
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muß ernsthaft in Erinnerung gerufen werden, daß eine seiner kardinalen Unterschei- 
dungen die zwischen dialektischem Materialismus und historischem Materialismus, 
zwischen Naturdialektik und historisch-gesellschaftlicher Dialektik ist? (36) Und 
daß diese Unterscheidung, was immer für Probleme sie in sich bergen mag, doch 
wohl jedenfalls dem Tatbestand Rechnung trägt und zum Ausdruck bringt, daß mit 
dem Menschen, obgleich natürlich auch er Naturprodukt, Materie ist, einschließlich 
seines Bewußtseins und dessen Formen, der Naturprozeß durch Erscheinen eines 
handelnden und denkenden Subjekts eine qualitative Änderung erfährt? Daß hier 
nicht mehr bloß Organismen der „Natur“ sich anpassen, der sie selbst materiell 
zugehören, sondern die Natur ihrerseits den Bedürfnissen eines Organismus, des 
menschlichen, angepaßt wird durch menschliche, gesellschaftliche Praxis, wobei sich 
die Differenziertheit dieses Organismus historisch entfaltet? 


36 Als ‚„merkwürdiges Faktum‘‘ bezeichnen die Kritiker, „daß die Abbildtheorie — im 
direkten Gegensatz zur Marx’schen Kritik der Ökonomie ... — bislang von bürgerlicher 
Kritik unbehelligt blieb“ (156, Anm. 8), und das komme eben davon, daß die Bürger an 
dieser bürgerlichen Theorie nichts auszusetzen haben (wieso ist es dann übrigens ein 
„merkwürdiges‘“‘ Faktum? ), Dies ist wohl so ziemlich das stärkste, was die Kritiker sich 
geleistet haben. Schließlich wurden die antikommunistischen ‚Widerlegungen‘“ des 
„Diamat‘‘ von Autoren wie Wetter, Borkenau, Bochenski, Brzesinski bis hin zu Fetscher 
nicht in hermetischen Seminarzirkeln betrieben, sondern über die Landeszentralen für 
Politische Bildung verteilt. Erstaunlich, wenn die Kritiker den Auswirkungen dieser 
„Markt-Selektion‘“ entgangen sein sollten. Aber sie sind es ja auch gar nicht! Im Prinzip, 
wenn auch in revolutionär-,‚marxistischer‘‘ Drapierung, reproduzieren sie nämlich eben 
jene bürgerliche Kritik, die es angeblich nicht gibt: man lese einmal etwa den Artikel 
„Widerspiegelung‘‘ von N. Lobkowicz in der Enzyklopädie „Sowjetsystem und demokra- 
tische Gesellschaft‘, Bd. 6, S. 951, oder in dem Büchlein „Der Sowjetrussische Dialekti- 
sche Materialismus (Diamat)“, München 1950, von I.M. Bochenski das Kapitel „Der 
Realismus und der Rationalismus‘“‘, S. 88 ff.. Übrigens sind diese Autoren redlicher als 
die Kritiker: nicht nur referieren sie die Positionen der Abbildtheorie wenigstens halb- 
wegs angemessen, sie kritisieren sie auch im Rahmen eines Frontalangriffs auf den 
Materialismus, während die Kritiker zwar das gleiche tun, aber vorgeben, nur ein Einzel- 
theorem kritisch zu prüfen. — Die Kompendien antikommunistischer ‚„Widerlegungen‘“ 
des „Diamat‘‘ sind oft von Jesuiten verfaßt, die, ihrer thomistischen Ausbildung gemäß, 
die materialistische Erkenntnistheorie gewöhnlich als ‚naiven Realismus‘ kennzeichnen, 
wohl, um die Differenz zum heiligen Realismus des Thomas v. Aquin gebührend gegen 
den des Lenin abzuheben. Andererseits — das scheint wieder für die Meinung der Kritiker 
zu sprechen — setzt sich die moderne bürgerliche Fachphilosophie sprachanalytischer, 
neorealistischer oder kritisch-rationalistischer Provenienz in der Tat mit der marxisti- 
schen Erkenntnistheorie nicht auseinander. Das macht aber: sie nimmt überhaupt nichts, 
was mit materialistischer Wissenschaft zusammenhängt, zur Kenntnis — womit sie zwar 
ihre Irrelevanz, aber kaum einen bürgerlichen Charakter der Widerspiegelungstheorie 
beweist. Es gibt allerdings, von Platon bis Wittgenstein, auch nicht-materialistische 
Varianten von Abbildtheorie. Es kommt immer darauf an: Abbild wovon, Widerspiege- 
lung wessen? Wem diese Frage unerheblich ist, der kann freilich leicht die materialisti- 
sche Abbildtheorie für bürgerlich halten. 
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4. Die Wahrheit der ‚relativen Wahrheit“ 


Der Aufweis einer der Geschichtsvorstellung „nahe verwandten‘ (160) relativisti- 
schen Wahrheitstheorie der Abbildtheoretiker ist ein weiteres Anliegen der Kritiker. 
Nahe verwandt ist sie allerdings: insofern sie nämlich das Pendant der ‚‚naturalisti- 
schen Anpassungstheorie“ und wie diese freihändiges Konstrukt der Kritiker ist. 
Logisch: wenn die Menschheitsgeschichte die der Anpassung von Rezeptions- 
organen an die Natur ist, so ist sie zugleich linear und kontinuierlich verlaufende 
Erkenntnisgeschichte. Es zeichnet sich dann das positivistische Bild eines histori- 
schen Ablaufs ab, in dem ‚‚beständig unzutreffende Vorstellungen ... durch Vor- 
stellungen ersetzt werden, die etwas weniger unzutreffend..... sind“ (162). 

Diese Vorstellung — sehr entfernt mag sie vielleicht an wissenschaftsgeschicht- 
liche Auffassungen etwa Poppers erinnern — erweist sich den Kritikern als die der 
Abbildtheorie, weil in ihr der Begriff der „relativen Wahrheit‘ eine Rolle spielt. 
Zwar, so die Kritiker, sei der Begriff der relativen Wahrheit „absurd“ (162), weil es 
eine „ein bißchen falsche‘ Wahrheit nicht geben könne (162), doch in die Logik der 
Abbildtheorie gehöre genau diese unhistorische „Körnchen-, Tröpfchen- oder 
Summentheorie“ (161) hinein (37). 

Die Abbildtheorie kann zwischen wahr und falsch nicht unterscheiden, hat 
„überhaupt keinen Begriff von exakter wissenschaftlicher Erkenntnis“ (162), 
huldigt also einem haltlosen Relativismus: diese verblüffende Enthüllung der 
Kritiker offenbart ihr Geheimnis dem, der bei Lenin nachliest (38) oder auch nur 


37 Im Zusammenhang der Problematik von relativer und absoluter Wahrheit reproduziert 
sich jene Unvereinbarkeit zweier Vorwürfe der Kritiker, auf die wir schon hingewiesen 
haben. Entweder soll die Abbildtheorie einen endlosen Relativismus, wonach nie etwas 
wirklich wahr sein kann, vertreten, oder die „immergleiche objektive Form‘‘ (161) der 
Erkenntnis behaupten. Entweder immergleich oder immer ungleich. Entweder promo- 
viert die Abbildtheorie alles, was Menschen je sich vorgestellt und gedacht haben, zur 
Erkenntnis im Sinne moderner Wissenschaft; ‚„addiert‘‘ sie „‚wissenschaftliche, vorwissen- 
schaftliche und nichtwissenschaftliche Erkenntnisse‘: dann kann sie der Vorwurf nicht 
treffen, daß etwa die „magischen Vorstellungen früher Epochen ... sich in keiner Weise 
wissenschaftlichen Erkenntnissen hinzuzählen lassen‘, weil diese „nicht relativ wahr, 
sondern objektiv falsch“ seien (161, Anm. 19); denn sie hat ja gar kein Kriterium, wahr 
und falsch zu unterscheiden. Oder sie soll stets gleiche Wahrheitselemente, alle gleich 
objektiv im Sinne von „wahr“, zu einer „Erkenntnisgeschichte ohne Brüche‘ addieren 
und behaupten, die „objektive Form von Erkenntnis sei die Naturform von Erkenntnis“ 
(161): dann würde sie den Schwachsinn vertreten, etwa die magischen Vorstellungen 
früher Epochen seien gleichermaßen ‚wahr‘ wie die Erkenntnisse moderner Naturwissen- 
schaft und könnten diesen hinzugezählt werden; sie könnten dann auch nicht etwas 
weniger wahr sein. 

38 Lenin, Werke 14 (Materialismus und Empiriokritizismus), Kap. II, 5: Absolute und rela- 
tive Wahrheit... .., S. 126 ff. 
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die nicht-zitierten Passagen aus dem Artikel ‚Wahrheit‘ im Phil. W.B. (39). Solche 
Lektüre belehrt nämlich dahin, daß der Begriff „relative Wahrheit‘ im Zusammen- 
hang der marxistischen Erkenntnistheorie eine Bedeutung hat, von der die Kritiker 
offenkundig nichts ahnen. Sie halten ihren eigenen Alltagsbegriff von „relativ“ — 
so, wie man etwa davon sprechen mag, man sei relativ, also ein bißchen, müde — für 
den der Abbildtheorie. Was die Kritiker schon mit ihren Begriffsverständnis von 
„objektiv‘“ gezeigt haben, wiederholen sie nun an der Bedeutung von „relativ“. 
Heißt ihnen „objektiv“ einzig soviel wie „wahr‘‘, so bedeutet ihnen ‚‚relativ‘ eine 
Minderung des Vollkommenen, die, auf Wahrheit bezogen, nur deren Vernichtung 
sein kann: „relativ wahr“ ist „falsch“. Sowenig aber der Objektivitätsbegriff der 
Abbildtheorie sich reduzieren läßt auf einen modernen Begriff von wissenschaft- 
licher Erkenntnis, sowenig bedeutet der abbildtheoretische Begriff des ‚„‚Relativen“ 
eine Minderung des für wahr Erkannten und Erwiesenen in Richtung aufs Unge- 
fähre. Worum handelt es sich also tatsächlich? 

Gegen eine Vermengung zweier Probleme bei Bogdanow richtet Lenin fol- 
gende Doppelfrage: 


„ti. Gibt es eine objektive Wahrheit, d.h. kann es in den menschlichen Vorstellungen einen 
Inhalt geben, der vom Subjekt unabhängig ist, der weder vom Menschen, noch von der Mensch- 
heit abhängig ist? 2. Wenn ja, können dann die menschlichen Vorstellungen, die die objektive 
Wahrheit ausdrücken, sie auf einmal, vollständig, unbedingt, absolut oder nur annähernd, relativ 
ausdrücken? Diese zweite Frage ist die Frage nach dem Verhältnis zwischen absoluter und 
relativer Wahrheit‘ (40). 


Das Wörtchen „annähernd“ — das ist der Irrtum der Kritiker — bezieht sich nicht 
auf einen Grad an Wahrheit, einen Grad an Richtigkeit von Wissen, sondern auf den 
Grad seiner Teilhabe an der ganzen Wahrheit, einer abschlußhaft vollständigen. 
Relativ ist eine Wahrheit nicht insofern, als irgend etwas an ihr falsch wäre, sondern 


„die Grenzen der Wahrheit jedes wissenschaftlichen Satzes sind relativ und können durch die 
weitere Entwicklung des Wissens entweder weiter oder enger gezogen werden“ (41). 


39 Also den ganzen Artikel: denn die beiden Zitate, die die Kritiker daraus bringen, 
beweisen ihre Unterstellungen in keiner Weise (wir verzichten jetzt darauf, dies im einzel- 
nen zu zeigen), sind nur aus dem nicht-zitierten Zusammenhang verständlich und zudem 
weiderum ‚eigentümlich verkürzt‘‘ (im ersten Zitat ist eigentümlicherweise die Stelle 
„infolge ihrer Abhängigkeit von den jeweiligen Erkenntnisbedingungen Elemente des 
Relativen enthält‘‘ durch Pünktchen ersetzt; im zweiten, ein Lenin-Zitat, fehit der zweite 
Teil, der den ersten erst verständlich macht; vgl. dazu unten Anm. 41). 

40 Lenin, Werke 14, S. 116. Dieses Zitat wird im Phil. W.B. unmittelbar vor der von den 
Kritikern herangezogenen Steile angeführt. — Bedenkt man an diesem Zitat Lenins 
Begriffsverwendung von „objektiv“, so ergibt sich folgendes: einerseits gebraucht er hier 
„objektiv“ als Attribut zu ‚Wahrheit‘, also umgangssprachlich. Zugleich bestimmt er 
diesen Sprachgebrauch dahin: ‚objektiv‘ ist die adäquate Widerspiegelung der vom 
Subjekt unabhängigen Realität — und das ist der systematische Punkt, um den es geht. 
Die ganze Problematik liegt in der genauen Reflexion der Begriffspaare „objektiv — 
subjektiv‘ und „absolut-relativ“. 

41 Lenin, Werke 14, S. 129, Dies ist die unzitierte zweite Hälfte des von den Kritikern aus 
dem Phil. W.B. herangezogenen Lenin-Zitats! 
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Der Gegensatz von „relativ“ ist also nicht „objektiv“, sondern ‚absolut‘. Eine 
gewisse Schwierigkeit für das Verständnis dieses Zusammenhangs von relativer und 
absoluter Wahrheit mag sich für die Kritiker wiederum daraus ergeben, daß es ein 
dialektischer Zusammenhang ist. In einer Hinsicht muß man nämlich sagen, daß 
Wahrheit immer relativ und zie absolut ist; in anderer Hinsicht, daß Wahrheit immer 
zugleich relativ vrd absolut ist. Immer relativ und nie absolut ist Wahrheit, soweit 
man unter absoluter Wahrheit idealistisch die Erkenntnis des Ganzen „auf einmal, 
vollständig, absolut‘“ oder als Schlußsumme der Erkenntnis alles Erkennbaren ver- 
steht. Gegen diese Vorstellung wendet Engels ein, daß 


„ein allumfassendes, ein für allemal abschließendes System der Erkenntnis von Natur und 
Geschichte... im Widerspruch (steht) mit den Grundgesetzen des dialektischen Denkens, was 
indes keineswegs ausschließt, sondern im Gegenteil einschließt, daß die systematische Erkennt- 
nis der gesamten äußeren Welt von Geschlecht zu Geschlecht Riesenfortschritte machen kann“ 
(42). 


Insofern alles zu Erkennende dialektisch Veränderungen unterworfen ist und alle 
Erkenntnis Prozeß ist, ist der Gedanke einer solchen absoluten Wahrheit historisch- 
materialistisch gar nicht zu fassen, Wahrheit also immer relativ. Andererseits ist sie 
zugleich auch stets absolut, insoweit sie zwar nie umfassend, vollständig und 
abschlußhaft, nichts desto weniger aber unbedingt wahr ist. 

Hinsichtlich ihrer Grenzen also ist jede Erkenntnis prinzipiell relativ wahr. Da 
sie aber wahr ist, und soweit sie dies ist, ist sie es innerhalb dieser Grenzen absolut, 
ist sie kein Quentchen, kein bißchen falsch. Die je konkrete Schwierigkeit ist, daß 
die Grenzen einer Wahrheit oft enger sind, als man dachte, und manchmal weiter als 
man annahm. Der Fortschritt im Erkanntnisprozeß besteht darin, solche 
Grenzziehungen zu präzisieren, d.h. die Reichweite einer relativen Wahrheit abzu- 
stecken, ohne ihre Relativität je aufheben zu können. Gesellschaftliche Praxis im 
weitesten Sinne des Wortes ist das Medium, durch das hindurch sich das Erkenntnis- 
objekt verändert, der Erkenntnisprozeß vollzieht und die Grenzen der Erkenntnisse 
erweitern (43). 


42 Engels, MEW 19, S. 206 f. Die Stelle wird im Artikel ‚Wahrheit‘ des Phil. W.B. zitiert. 

43 Es ist im vorliegenden Zusammenhang, der eine positive Darstellung der Probleme der 
Abbildtheorie nicht leisten kann, sondern nur dem Aufweis der Haltlosigkeit der 
Kritiker-Invektiven dient, leider nicht möglich, auf das für die materialistische Erkennt- 
nistheorie zentrale Problem der Praxis als Kriterium der Wahrheit einzugehen, das schon 
in Marx’ zweiter These über Feuerbach (MEW 3, S. 533) deutlich wird. Die Kritiker, für 
die sich diese wesentliche Frage natürlich überhaupt nicht stellt, versuchen lediglich, aus 
dem Artikel „Praxis“ des Phil. W.B. eine Belegstelle für „extremen Relativismus‘‘ heraus- 
zuziehen (162, Anm. 20). Auch dies „gelingt“ nur durch eine weitere eigentümliche 
Verkürzung, die wir Fälschung nennen müssen. Der nächste Satz im Phil. W.B. nach der 
von den Kritikern herangezogenen Stelle lautet nämlich: „Analoges gilt für eine als falsch 
nachgewiesene Aussage“. Den Kritikern zufolge dürfte es als falsch nachgewiesene 
Aussagen abbildtheoretisch aber gar nicht geben. 


283 


Der materialistisch-dialektische Grundgedanke der Unterscheidung von rela- 
tiver und absoluter Wahrheit ist — und deshalb wollen wir unsere knappen Anmer- 
kungen zu dieser grundlegenden, von den Kritikern abgrundtief unverstandenen 
Frage damit beschließen — wohl kaum deutlicher herausgearbeitet worden als in 
folgenden Worten Lenins: 


„Vom Standpunkt des modernen Materialismus, d.h. des Marxismus, sind die Grenzen der 
Annäherung unserer Kenntnisse an die objektive, absolute Wahrheit geschichtlich bedingt, unbe- 
dingt aber ist die Existenz dieser Wahrheit selbst, unbedingt ist, daß wir uns ihr nähern. 
Geschichtlich bedingt sind die Konturen des Bildes, unbedingt aber ist, daß dieses Bild ein 
objektiv existierendes Modell wiedergibt. Geschichtlich bedingt ist, wann und unter welchen 
Umständen wir in unserer Erkenntnis des Wesens der Dinge bis zu der Entdeckung des Alizarins 
im Kohlenteer oder bis zur Entdeckung der Elektronen im Atom gelangt sind, unbedingt aber 
ist, daß jede solche Entdeckung ein Schritt vorwärts auf dem Wege der ‚unbedingt objektiven 
Erkenntnis‘ ist. Kurzum, geschichtlich bedingt ist jede Ideologie, unbedingt aber ist, daß jeder 
wissenschaftlichen Ideologie (zum Unterschied beispielsweise von der religiösen) die objektive 
Wahrheit, die absolute Natur entspricht. Ihr werdet sagen: Diese Unterscheidung zwischen 
relativer und absoluter Wahrheit ist unbestimmt. Ich antworte darauf: Sie ist gerade ‚unbe- 
stimmt‘ genug, um die Verwandlung der Wissenschaft in ein Dogma im schlechten Sinne des 
Wortes, d.h. in etwas Totes, Erstarrtes, Verknöchertes zu verhindern, sie ist aber zugleich 
‚bestimmt‘ genug, um sich auf das entschiedenste und unwiderruflichste vom Fideismus und 
vom Agnostizismus, vom philosophischen Idealismus und von der Sophistik der Anhänger 
Humes und Kants abzugrenzen. Hier ist die Trennungslinie, die ihr nicht bemerkt habt, und weil 
ihr sie nicht bemerkt habt, seid ihr in den Sumpf der reaktionären Philosophie hinabgeglitten. 
Dies ist die Trennungslinie zwischen dialektischem Materialismus und Relativismus‘‘ (44). 


1. Die Erkenntnistheorie der Kritiker 


Nachdem wir Argumentierweise und Art der Zitatverwendung bei den Kritikern 
beleuchtet haben, wollen wir nun herausfinden, welche Vorstellungen sie von einer 
Erkenntnistheorie haben, die nach ihrer Ansicht den Namen marxistischer Wissen- 
schaftlichkeit verdient. Da die Kritiker diese Vorstellungen nicht explizieren, sind 
wir in diesem Teil unserer Anmerkungen gezwungen, selbst das Terrain von Ver- 
mutungen und Interpretationen zu betreten, für die sich jedoch genügend Hinweise 
terminologischer und argumentativer Art im Text der Kritiker finden. Anhand einer 
Analyse vor allem der Einleitung ihres Aufsatzes wollen wir zunächst das Ge- 
schichtsbild der Kritiker charakterisieren und die damit zusammenhängende Erwar- 


44 Lenin, Werke 14, S.130 ff. Auch hier osziliert übrigens der Gebrauch des Begriffs 
„objektiv“; vgl. dazu oben Anm. 40. Im übrigen hoffen wir, daß dem Leser nunmehr das 
ganze Ausmaß der Witzigkeit deutlich geworden ist, die in der kritischen Frage liegt: 
„Irifft es wirklich zu, wenn man behauptet, die Winkelsumme im Dreieck betrage 
möglicherweise 179 Grad? ‘* (162). Tief betroffen geht der Abbildtheoretiker in sich, 
bekennt sich unter allen Umständen für die euklidische Geometrie und erklärt die 
Behauptung, daß im Unendlichen sich die Parallelen schneiden, für relativistischen Wahn- 
sinn. 
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tung an Erkenntnistheorie. Es folgen sodann einige Bemerkungen zur Bedeutung 
von Erkenntnistheorie innerhalb der materialistischen Wissenschaft. Abschließend 
wollen wir dann versuchen, die Struktur jenes Bewußtseins herauszuarbeiten, daß 
eine Kritik wie die von uns untersuchte und ihre theoretisch-politischen Implika- 
tionen bedingt und ermöglicht. Dabei kann es sich freilich nur um eine skizzen- 
hafte, unvollständige und vorläufige Analyse des Phänomens handeln. 


1.  Geschichtsbild und Erwartung an Erkenntnistheorie 


„seit den Krisen der zwanziger Jahre, spätestens aber seit Hiroshima und dem Fall 
Oppenheimer“, so beginnen die Kritiker, sei „die einst mit der Wissenschaft verbun- 
dende Fortschrittsideologie erschüttert‘ worden. Frühere Hoffnungen haben sich 
„als Illusion“ entpuppt. Auch „im Bewußtsein der Massen‘ erscheinen „Wissen- 
schaft und ihre Anwendung als Technik... heute... mehr und mehr als bedroh- 
liche Machwerke, der gesellschaftliche Zustand, den sie nach sich ziehen, als Unheil 
und Verderben“ (151). 

Von wessen Fortschrittsideologie mag hier die Rede sein? Und, gesetzt, wir 
wüßten es, wie kommt es zur Terminwahl ihrer Erschütterung? Nehmen wir einmal 
an, die Kritiker meinen die Fortschrittsideologie der Bourgeoisie, dann erscheinen 
die Zeitpunkte mindestens etwas willkürlich gewählt. Bekanntlich läßt die Fort- 
schrittsideologie der Bourgeoisie immer dann und dort an Intensität nach, wenn 
ihre fortschrittliche Rolle in der Geschichte erfüllt ist, oder wo sie einsehen muß, 
„daß alle Bildungsmittel, die sie erzeugt, gegen ihre eigene Zivilisation rebellierten, 
daß alle Götter, die sie geschaffen, von ihr abgefallen waren“, wie Marx für die 
französische Bourgeoisie zu Beginn der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
bemerkte (45). Für die englische Bourgeoisie fällt dieser Zeitpunkt dagegen bereits 
mit dem Abschluß der industriellen Revolution zusammen und dem ersten, nicht 
mehr dem Zufall zuzuschreibenden Auftreten der Überproduktionskrisen (46). Die 
deutsche Bourgeoisie hat wiederum so einen rechten Fortschrittsoptimismus eigent- 
lich nie entwickelt (47). Jedenfalls war längst vor dem Ersten Weltkrieg allenthalben 


45 Marx, Der 18. Brumaire des Louis Bonaparte,MEW 8, S. 153 

46 Vgl. z.B. Marx, Kapital I, MEW 23, S. 20 ff. Ausdruck des daraus resultierenden Verlust 
an Fortschrittsoptimismus war z. B. die Malthus’sche Bevölkerungstheorie, deren Kern 
bekanntlich darin besteht, aus den Wirkungen der Gesetze des kapitalistischen Akkulu- 
mationszyklus auf dem Beschäftigungsgrad der Arbeiterklasse (industrielle Reserve- 
armee) absurde Thesen über das natürliche Verhältnis von Bevölkerungszunahme und 
Lebensmittelproduktion, damit über das Schicksal der Menschheit schlechthin zu 
entwickeln. 

47 Die wesentlichen Strömungen der deutschen bürgerlichen Intelligenz, die das Bewußtsein 
ihrer Klasse artikulierte, sind immer noch am besten bei Georg Lukäcs, die Zerstörung 
der Vernunft, Werke 9, Neuwied/Berlin 1962 zu studieren, wenn man nicht die Originale 
heranziehen will. 
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Mode der bürgerlichen Intelligenz geworden, den Fortschritt als Illusion zu ent- 
larven, (48) und die Struktur dieser Kassandrarufe hat sich bis zu den jüngsten 
Verlautbarungen des Club of Rome nicht geändert. 

Insoweit bleibt dunkel, weshalb nun die Krisen der zwanziger Jahre bzw. 
dann der Fall Oppenheimer in diesem Sinne etwas Neues erbracht hätten und einen 
besonderen Tiefpunkt bourgeoisen Optimismus darstellen sollen. Es sei denn 
gemeint, solche Niedergeschlagenheit resultierte aus den Hoffnungen der Arbeiter- 
klasse und ihrer Verbündeten in den Mittelklassen und der Intelligenz, die sich an 
den Sieg der Oktoberrevolution knüpften. Aber daran denken die Kritiker wohl 
kaum, denn gerade bei „den Massen“ soll die Fortschrittsgläubigkeit seither beson- 
ders gelitten haben. Das zeigt sich den Kritikern merkwürdigerweise an „zeitge- 
mäßen Kindercomics und (den) aufs Massenbewußtsein zielenden Produkten der 
Filmindustrie“, also nicht an Ausdrucksformen ‚‚des Massenbewußtseins‘‘ selbst, 
sondern an bourgeoisen Medien seiner Manipulation; schließlich an Orwell und 
Huxley, die ja den bürgerlichen Salonkritikern von Kultur und Zivilisation so 
zusammengehörig scheinen wie Goethe und Schiller einem deutschen Studienrat, 
nur weil beide sich gelegentlich des gleichen literarischen Genres, der negativen 
Utopie, bedient !.ıben (49). 

Obwohl sie es in der dann folgenden Kritik der Abbildtheorie so vehement 
prätendieren, denken die Kritiker keineswegs in den Kategorien der marxistischen 
Analyse kapitalistischer Klassengesellschaft, deren Entwicklungsstadien zur Analyse 
von Bewußtseinsformen herangezogen würden. Sie reproduzieren vielmehr bloß die 
Klischees bürgerlicher Kulturkritik, die allerdings linke Varianten hat. Nicht das 
Bewußtsein von Klassen steht infrage, sondern das ‚‚der Massen“. Nicht die Produk- 
tionsverhältnisse sind es, die den Fortschritt aufhalten und die Katastrophe denkbar 
machen — das Unheil bergen die Produktionsmittel, die die bürgerliche Gesellschaft 
entfaltet hat, selbst in sich. Nicht die Bourgeoisie ist inzwischen international, aber 
national zu jeweils verschiedenen Zeitpunkten, an die Grenzen ihrer progressiven 
Rolle in der Geschichte geraten, sondern ein Zeitalter ist zu Ende gegangen: das des 
Fortschrittsglaubens. Die Menschbeit hat sich in Illusionen gewiegt, die den Kata- 
strophen der Gegenwart — seit den zwanziger Jahren — nicht mehr standhalten 


48 Aus einer breiten einschlägigen Literatur, sozusagen als Zitat: George Sorel, Les illusions 
du progr&s, Paris 1908. Sorel verstand sich übrigens als Marxist, der den Sozialismus mit 
Hilfe des „Mythos‘‘ befördern wollte, nachdem sich s. E. der rationale ‚‚Fortschritts- 
glaube“ als dazu untauglich erwiesen hatte. 

49 Im übrigen hatten sie nichts miteinander zu tun. Während Orwell, aktiver Kämpfer im 
Spanischen Bürgerkrieg, in „1984“ seine Erfahrungen mit dem Stalinismus verarbeitete, 
was mit einem Verlust an Glauben an die Wissenschaft nichts zu tun hat (leider ist er 
dadurch zum unfreiwilligen Zeugen höchstwissenschaftlicher Totalitarismus-Theorien 
geworden), gehört Huxley allerdings in das Lager einer skurril-radikalen, christlich- 
konservativen Zivilisationskritik, deren linke Entsprechungen sich etwa im Umkreis der 
Frankfurter Schule finden. Wie weit seine „Brave new world‘ dort goutiert werden 
konnte, ist nachzulesen bei Th. W. Adorno, Aldous Huxley und die Utopie, in: ders., 
Prismen, Frankfurt/Main 1955. 


286 


konnten. Es hat sich etwas herausgestellt: denn nie war der Fortschrittsglaube 
berechtigt, er war nur noch nicht ernüchtert worden. Die „Dialektik der Auf- 
klärung‘“ (50) hat zugeschlagen, die Wissenschaft des bürgerlichen Zeitalters und ihr 
auf technische Beherrschbarkeit der Natur gerichtetes Denken war menschheitlich 
ein Irrtum, ein falscher Entwurf, eine Sackgasse: das Ganze war falsch, und das ganz 
Andere (51) muß gedacht und gewagt werden. Und eben dabei nun hat marxistische 
Erkenntnistheorie, wie die Kritiker sie meinen, ihre zentrale Aufgabe: sie soll „‚das 
etablierte System der bürgerlichen Wissenschaften von seiner Wurzel her‘, nämlich 
als falschen Entwurf, verständlich machen, sie soll „die herrschende bürgerliche 
Wissenschaft und ihre technische Anwendung‘ ‚‚transzendieren“ (Hervorhebung d. 
Verf.) und „Möglichkeiten zu ihrer Überwindung“ zeigen (151 f). 

Sorge der Kritiker ist nicht, wie gesellschaftliche Verhältnisse herzustellen 
wären, die es ermöglichen, daß die in der bürgerlichen Gesellschaft entwickelte 
Wissenschaft nicht mehr destruktiv angewandt werden kann, sondern jene Hoffnun- 
gen erfüllen hilft, die einmal auch die aufsteigende Bourgeoisie teilte (52). Ihnen 
geht es vielmehr ums — zunächst mentale — „Transzendieren“ des „bürgerlichen“ 
Begriffs von Wissenschaft und der technischen Anwendung seiner Ergebnisse selbst. 
Dies ist die „Erwartung“ an marxistischer Erkenntnistheorie, die die Kritiker allent- 
halben keimen sehen und die sie selbst teilen, eine Erwartung, die eben jene 
marxistische Erkenntnistheorie, die sich als Abbildtheorie darstellt, nicht erfüllt. 
Nicht erfüllen kann, weil sie, selbst dem „bürgerlichen“ Begriff von Wissenschaft 
verhaftet, auch nur in bürgerlichen Gesellschaftsformen auftreten kann: ‚Sie 
destruiert nicht, sondern festigt die un Wissenschaftsauffassung“ (152; im 
Original hervorgehoben) (53). 

Solche Erwartung an Erkännenisiheore resultiert 2us dem skizzierten 
Geschichtsbild. Politisch mündet sie in jenen ‚„Anti-Revisionismus‘“, der in dem 


50 Max Horkheimer/Theodor W. Adorno, Dialektik der Aufklärung, Nijmegen 1944 

5i Wolfgang Fritz Haug, das Ganze und das ganz Andere. Zur Kritik der reinen revolutionä- 
ren Transzendenz, in: Antworten auf Herbert Marcuse, hrsg. v. Jürgen Habermas, 
Frankfurt/Main 1968 

52 Wir nehmen an, daß die Kritiker hier meinen: „überschreiten, darüber hinausgehen‘, 
d.h. nicht einen kautisch verstandenen Begriff von ‚„Transzendenz‘‘, d. i. der Bereich 
jenseits aller Erfahrung. 

53 Wir weisen daraufhin, daß jene „Arbeiten über den Zusammenhang von destruktiver 
Wissenschaftsverwendung und bürgerlich-kapitalistischer Gesellschaftsverfassung‘‘, deren 
steigende Zahl die Kritiker begrüßen, und die sie ebenfalls zurückführen auf den Verlust 
an Fortschrittsoptimismus seit den Krisen der zwanziger Jahre, zum großen Teil von 
Autoren stammen, die sich selbst als Anhänger der Abbildtheorie verstehen; die Zeit- 
schrift „Das Argument“ war in dieser Angelegenheit übrigens nicht ganz untätig. Tatsäch- 
lich hat jenes Bedürfnis, das die Kritiker an materialistischer Erkenntnistheorie keimen 
sehen und das sie selbst teilen, mit den wissenschaftskritischen Bedürfnissen dieser analy- 
tischen Unternehmungen wenig zu tun. Letztere verdanken sich zumeist nicht einem 
Glaubensverlust am Fortschritt, sondern den Problemstellungen historisch-materialisti- 
scher Wissenschaft, und die Kritik bürgerlicher Wissenschaft ist deshalb auch nicht ein 
Krisenprodukt der zwanziger Jahre, sondern dem Marxismus von Anbeginn immanent. 
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. historischen Versuch, bürgerlich entfaltete Wissenschaft unter veränderten Produk- 
tionsverhältnissen nicht-destruktiv anzuwenden und ihre Möglichkeiten produktiv 
zu entwickeln, nur die Wiederkehr einer falschen, nämlich bürgerlichen Denk- und 
Erkenntnisform, und daher in den sozialistischen Staaten nur bürgerliche Gesell- 
schaften sehen kann. Die „Klassiker“ dagegen waren noch so naiv zu meinen, für die 
Möglichkeit des Sozialismus sei Voraussetzung, was die kapitalistische Gesellschaft 
an Produktionsmitteln geschaffen und an Produktivkraft entwickelt hat, und sie 
hielten es für eine „Dummheit..., nicht die kapitalistische Anwendung der 
Maschinerie zu bekämpfen, sondern die Maschinerie selbst“ (54). Wir wissen nun: 
ihre Naivität war „heimlicher Positivismus‘, und was sie für Dummheit hielten, ist 
wahrhaft revolutionäre Kritik. 


2: Erkenntnistheorie und materialistische Wissenschaft 


Marx und Engels haben bekanntlich nirgendwo positiv eine Erkenntnistbeorie 
formuliert, hauptsächlich wohl deswegen, weil sie zeit ihres Lebens vollauf damit 
. beschäftigt waren, die materialistische in ihrer wissenschaftlichen Arbeit implizit zu 
bewähren. Zwar machten sie sich bei gegebenem Anlass gelegentlich an die allge- 
mein-philosophische Behandlung des „Erkenntnisproblems‘“, wie z.B. Engels in 
seiner Polemik gegen Eugen Dühring, doch geschah dies dann nicht in der Absicht, 
eine besondere Erkenntnistheorie zu entwickeln, sondern vielmehr, um einer 
solchen entgegenzutreten. Wenn Engels sich gegen die Dühringsche Prinzipienlehre 
wendet, dann ‚‚transzendiert‘ er nicht die idealistischen Vorstellungen Dührings 
durch ausgeklügelte Metatheorie, sondern er unterläuft sie, indem er sie nämlich aus 
ihrer Verstiegenheit auf den Boden des Materialismus holt (55). Dabei geht er von 
der für jeden Materialisten selbstverständlichen Auffassung aus, daß die Welt objek- 
tiv, nämlich unabhängig vom wahrnehmenden und denkenden Menschen existiert 
und von diesem prinzipiell adäquat erkannt werden kann. Zu Engels’ Zeit hatte 
diese Selbstverständlichkeit noch die völlig ungeteilte Zustimmung der übergroßen 
Mehrheit der bürgerlichen Naturwissenschaftler; weshalb auch für Marx und Engels 
die Durchsetzung des Materialismus in der Geschichtsauffassung — dort, wo die vom 


54 Marx, Kapital I, MEW 23, S. 465. Marx führt in diesem Zusammenhang das ‚Räsonne- 
ment des berühmten Gurgelschneiders Bill Sikes‘“ an: „ ‚Meine Herren Geschworenen, 
diesen Handlungsreisenden ist allerdings die Gurgel abgeschnitten worden. Diese 
Tatsache aber ist nicht meine Schuld, sie ist die Schuld des Messers. Sollen wir wegen 
solcher zeitweiligen Unannehmlichkeiten den Gebrauch des Messers abschaffen? 
Bedenken sie ja! Wo wäre Ackerbau und Handwerk ohne Messer? Ist es nicht ebenso 
heilbringend in der Chirugie wie gelehrt in der Anatomie? Dazu williger Gehilfe beim 
fröhlichen Mahl? Schaffen Sie das Messer ab — sie schleudern uns zurück in die tiefste 
Barbarei.‘ ‘ Die neuen kritischen Geschworenen von der radikalen Observanz lassen sich 
von Bill Sikes eher dahin überzeugen, daß er unschuldig ist, als daß sie es trotz seiner 
Verteidigung nicht für notwendig hielten, das Messer zu „transzendieren“. 

55 Vgl. Engels, Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wissenschaft, MEW 20, S. 32 ff. 
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naturwissenschaftlich bestimmten ‚‚Zeitgeist‘ bedrängten Bürger eine idealistische 
Zuflucht suchten — an vorderıster Stelle stand. 

Was weder Marx noch Engels wissen konnten, war, daß künftige Generationen 
von Marxisten gezwungen sein würden, noch einmal die allgemeinsten Grundpositio- 
nen der materialistischen Wissenschaftsauffassung gegenüber einem neuen idealisti- 
schen bzw. agnostizistischen Angriff formulieren zu müssen. Die Notwendigkeit, 
positiv die Grundzüge einer marxistischen Erkenntnistheorie zu entwickeln, ergab 
sich aus der Tatsache, daß die neuen Angriffe sich jetzt nicht mehr frontal auf den 
bistorischen Materialismus, sondern, in listiger Umgehung des direkten Gegners, auf 
andere Bereiche der materialistischen Weltauffassung richtete. So ergab sich für die 
Marxisten eine Richtungsänderung im ideologischen Klassenkampf: Lenin wäre nie 
auf die Idee gekommen, ein derart ‚‚banales“ Buch wie ‚Materialismus und 
Empiriokritizismus“ zu schreiben, wenn ihn nicht der offene Agnostizismus der 
„Elementenlehre“ Ernst Machs und seiner sozialistischen Anhänger in Russland 
dazu genötigt hätte (56). 

Dabei ging Lenin von der Einsicht aus, daß jeder Angriff auf die Einheit der 
materialistischen Weltauffassung als Gegner in letzter Instanz immer den bistori- 
schen Materialismus im Visier hat: es geht stets um die Objektivität der Gesetz- 
mäßigkeit des Geschichtsverlaufs und deren Erkennbarkeit. Wenn ein ‚„Marxist“ 
oder ein Kritiker des Marxismus die objektive Realität der materiellen Welt und ihre 
prinzipielle Erkennbarkeit durch den Menschen — und zwar ohne irgendwelche 
dazwischen geschobene kognitive „Prinzipien“ oder transzendentale Apperzeptio- 
nen — an irgendeiner Stelle leugnet, dann verbirgt sich dahinter in der Regel ein 
Angriff auf diejenigen, die ihr politisches Handeln an den im historischen Materialis- 
mus allgemein formulierten Gesetzen des Geschichtsprozesses orientieren: nämlich 
die Vertreter des wissenschaftlichen Sozialismus. Das Hauptwerk des wissenschaft- 
lichen Sozialismus, das „Kapital“, ist dann konsequenterweise keine gedankliche 
Reproduktion (und eben das ist wissenschaftliche Widerspiegelung) der objektiven 
Realität der kapitalistischen Gesellschaft samt ihrer historischen Tendenz, sondern 
bestenfalls das Produkt genialer Ordnungsprinzipien im Kopfe Karl Marx’, verbun- 
den mit moralisch dezidierter Kritik. Die von einem solchen Verständnis ausge- 
hende Politik muß notwendigerweise subjektivistisch desorientiert sein, wenn nicht 
überhaupt in unmittelbar reaktionärer Absicht damit der Sozialismus wieder in eine 
Utopie rückverwandelt und Marx zum harmlosen Kulturkritiker gestempelt werden 
soll. 

Die Widerspiegelungstheorie ist also zunächst einmal gar keine besondere 
„Theorie“, sondern ein zusammenfassender Name für die allgemeine Grundlage der 


materialistischen Weltauffassung, die es gegen jeden Angriff des bürgerlichen Idealis- 


56 Es handelt sich hier also nicht nur um ideologischen Klassenkampf, sondern vor allem 
darum, das Eindringen und die Ausbreitung bürgerlicher Auffassungen in der sozialisti- 
schen Bewegung zu verhindern. Aus dem gleichen Grunde schrieb Engels den Anti- 
Dühring. Marx’ Analyse des Fetisch-Charakters der Ware im „Kapital“ war polemisch 
gerichtet gegen die Anhänger Proudhons unter den Sozialisten. 
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mus oder Agnostizismus zu behaupten gilt — vor allem, wenn dieser Angriff im 
Gewande des „Marxismus“ selber auftritt (57). Dies einmal klargestellt, kann man 
dann mit dem Namen ‚‚Widerspiegelungstheorie‘ im engeren Sinne den Komplex all 
jener wissenschaftlichen Forschungen und Überlegungen bezeichnen, die sich — auf 
der Grundlage der objektiven Realität der Welt und ihrer prinzipiellen Erkennbar- 
keit — mit den Einzelbereichen und -bedingungen der menschlichen Erkenntnis von 
Natur und Gesellschaft befassen. 


3; Revolution der Erkenntnistheorie 


Wie der Feudale die Probleme der klassischen bürgerlichen Okonomie nicht ver- 
stünde, da ihm aus Unkenntnis des ‚„Volksvorurteils von der menschlichen Gleich- 
heit‘ (58) die Vorstellung, daß die menschliche Arbeit die Substanz des Wertes sei, 
absurd erschiene, so ist, analog, dem Bürger das Verständnis des marxistischen 
Widerspiegelungstheorems verwehrt. Da er, als „homo faber“, in sich selbst den 
Kraftquell aller schöpferischen Tätigkeit sieht, bleibt ihm verschlossen, wo deren 
wirklicher Ursprung ist: in der Arbeit der Produzenten, die deshalb auch allein das 
praktische Kriterium der adäquaten oder verzerrten Widerspiegelung der objektiven 
Welt sein kann. 

Allerdings hatte bekanntlich auch die bürgerliche Philosophie eine materia- 
listische Auffassung von Erkenntnis als Widerspiegelung: die englischen Materiali- 
sten, vor allem Hobbes, dann die französischen Materialisten des 18. Jahrhunderts, 
sowie Feuerbach haben sie formuliert. Deren Vorstellungen waren jedoch, was die 
Struktur der Welt betraf, mechanistisch, und was den Prozeß der Widerspiegelung in 
der Erkenntnis anlangte, passivisch-anschauend. Sie beschränkten sich auf Naturer- 
kenntnis und waren ahistorisch, da sie den gesellschaftlichen Zusammenhang einer 
materialistischen Erklärung nicht zugänglich machen, daher auch die gesellschaft- 
lichen Bedingungen der Möglichkeit ihres eigenen Denkens nicht reflektieren 
konnten; in dieser Beziehung blieben sie dem Idealismus verhaftet. Eben diese 
Schwächen des frühbürgerlichen Materialismus werden nunmehr von spätbürger- 
licher Kritik der marxistischen Erkenntnistheorie angelastet. Die Differenz zwischen 
der mechanistisch-passivischen Abbildtheorie und dem dialektischen Widerspiege- 
lungstheorem wird treffsicher verfehlt. Denn unerträglich ist dem modernen Bürger 
beider Gemeinsames: der Materialismus. 


57 „Die Dialektik der Geschichte ist derart, daß der theoretische Sieg des Marxismus seine 
Feinde zwingt, sich als Marxisten zu verkleiden‘ (Lenin, Werke 18, S. 578). Im übrigen 
ist dies ein in der Geschichte häufig vorkommendes Muster des ideologischen Abwehr- 
kampfes: Thomas v. Aquin betrieb die ideologische Begründung der feudalklerikalen 
Reaktion mit den Mitteln des Aristotelismus, und die frechste Form der modernen 
bürgerlichen Gegenaufklärung, wie sie etwa Hayek und Popper betreiben, wird 
bezeichenderweise unter der Schutzmarke ‚‚kritischer Rationalismus‘‘ verkauft. 

58 Vgl. Marx, Kapital I, MEW 23, S. 74 
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Geschichtsmaterialistisch ist die Form des frühbürgerlichen mechanischen 
Materialismus unschwer in ihrer historisch-spezifischen Bedingtheit erkennbar: in 
ihm wurde der revolutionären Bürgerklasse die Entwicklung der gesellschaftlichen 
Produktivkräfte als ihre eigene historische Aufgabe bewußt, womit sich untrennbar 
— bei Francis Bacon ist dies klassisch zum Ausdruck gebracht — ihr Fortschritts- 
optimismus verknüpfen Konnte. Je weniger dieser Fortschrittsoptimismus sich aber 
bürgerlich aufrechterhalten ließ in einer gesellschaftlichen Wirklichkeit, die immer 
schärfer geprägt wurde von der Negation der bürgerlichen Klasse, dem Proletariat, 
die sie in Verfolgung ihrer historischen Aufgabe selbst hervorbrachte, desto mehr 
wich der Materialismus einer agnostischen Weltsicht. 

Vom bürgerlichen Selbstverständnis, das als Einsicht in die eigene historische 
"Mission aufs schönste eine materialistische Weltauffassung mit Fortschrittsoptimis- 
mus verbinden konnte, bleibt nur das bürgerliche Selbst: jenes Subjekt des cartesia- 
nischen ‚„cogito, ergo sum“, das sich einst im Bewußtsein seiner objektiven histori- 
schen Berechtigung polemisch gegen die Autoritätsansprüche der scholastischen 
Theologie und deren unfruchtbare Logik richten konnte und den Materialismus 
bestens ergänzte, nun aber zur letzten konstituierenden Instanz aller Erkenntnis 
wird. Innerhalb einer der Bürgerklasse feindlich gegenüberstehenden gesellschaft- 
lichen Realität wandelt sich dieses Subjekt zum ideologischen Substrat bürgerlichen 
Denkens. Allein und bei sich. gelassen, geschichtlich hinfällig, lebt es als Subjekt- 
bewußtsein von der Fiktion seiner Autonomie. Diese Fiktion aber verträgt keinen 
Materialismus: der passivisch-anschauende ist br nicht mehr möglich, der dialekti- 
sche negiert sie. Die Verteidigungslinie des Subjektbewußtseins ist vorgezeichnet: 
der dialektische Materialismus, der es negiert, wird als der mechanische kritisiert, 
den es „überwunden“ hat. 

Diese Art offensiver Verteidigung ist innerhalb der spätbürgerlichen Ideologie- 
bildung reich an Facetten. Sie kann sich konservativ gelassen oder positivistisch 
nüchtern geben, in jedem Fall beansprucht sie den Charakter modernster Wissen- 
schaftlichkeit für sich. So auch die Kritiker, die nun allerdings eine besondere 
Version bürgerlicher Kritik der dialektisch-materialistischen Widerspiegelungstheorie 
repräsentieren. In bewährter Manier kritisieren auch sie diese als die mechanistische, 
passivische, ahistorische, naturalistische, wie sie das frühe Bürgertum hervorbrachte. 
Die üblichen Varianten moderner bürgerlicher Kritik sehen jedoch in der 
dialektischen Widerspiegelungstheorie allenfalls die Wiederkehr eines erkenntnis- 
theoretischen Naivismus, der durch die Entwicklungen im Selbstreflexionsprozeß 
der Wissenschaften historisch längst ad acta gelegt ist. Die Kritiker dagegen wollen 
die marxistische Widerspiegelungstheorie entlarven (naiv ist sie ihnen natürlich 
ohnehin): als bloß marxistisch drapiert und im Kern bürgerlich. Damit annonciert 
sich diese Kritik als nicht-bürgerlich, als autbentisch marxistisch (bürgerliche Kritik 
an der Widerspiegelungstheorie gibt es den Kritikern zufolge ja auch nicht, kann es 
in dieser Logik auch nicht geben). 

Von dieser Kritik aus, die derart originär marxistisch ist, daß sie sogar ermög- 
licht, die dialektische Widerspiegelungstheorie als mechanistisch-bürgerlichen 
Scheinmarxismus zu enttarnen, ergibt sich dann auch klar, was eine ebenso wahr- 
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haft marxistische Erkenntnistheorie leisten müßte. Prinzipiell hätte sie, wie wir 
schon wissen, alles hinter sich zu lassen, nämlich zu „transzendieren‘‘, was her- 
kömmliche bürgerliche Erkenntnistheorie einschließlich ihrer scheinmarxistischen 
Variante gedacht hat, und was aus ihr als Wissenschaft samt praktischen Folgen als 
Technik resultierte. Wie aber kann dieses Transzendieren vor sich gehen? Bei den 
Kritikern finden wir folgenden Hinweis auf das Programm einer konsequent 
marxistischen Erkenntnistheorie: 


„Was eine marxistische Erkenntnistheorie von bürgerlicher Erkenntnistheorie unterscheidet 
bzw. unterscheiden muß, ist die Erklärung der Möglichkeit von objektiver (d.h. für alle 
Menschen gleichermaßen gültiger) Erkenntnis aus historisch-gesellschaftlichen Verhältnissen‘“. 
(157; Hervorhebung die Verfasser) 


Das klingt tatsächlich eminent marxistisch. Weiß man doch allgemein, daß der 
Marxismus alles auf „gesellschaftliche Verhältnisse‘ zurückführt; mithin wäre er 
inkonsequent, täte er dies nicht auch mit der Erkenntnis. Nun wird andererseits 
kein marxistischer Widerspiegelungstheoretiker die Legitimität der Frage nach den 
historisch-gesellschaftlichen Bedingungen der Erkenntnis leugnen, im Gegenteil, 
schenkt man ihnen Glauben (die Kritiker tun dies freilich nicht), so ist ihnen das 
Problem sogar besonders wichtig. Wo also liegt dann der Unterschied zwischen 
diesem Programm der Kritiker und den Positionen der dialektisch-materialistischen 
Widerspiegelungstheorie? 

Wenn wir zur Klärung dieser Frage das Programm der Kritiker, die Möglich- 
keit von Erkenntnis aus historisch-gesellschaftlichen Verhältnissen zu erklären, 
näher beleuchten, so kommt uns dabei der Umstand zu Hilfe, daß es erst kürzlich 
nicht nur verkündet, sondern auch absolviert vorgelegt wurde: von Alfred Sohn- 
Rethel. Er erklärt die Möglichkeit von Erkenntnis aus historisch-gesellschaftlichen 
Verhältnissen, und wir können daher an ihm die Implikationen dieses Programms 
sehr gut verfolgen (59). In der Einleitung zu seinem Buch „Geistige und körperliche 
Arbeit“ heißt es: 


„Dem Individuum selbst allerdings, zumal dem modernen, erscheint sein vergeselischaftetes 
Denken... als Leistung seines, dem Ursprung nach zwar mysteriösen (Gott gegebenen und 
doch Gott verneinenden), der Logik nach aber autonomen und ihm ureigenen ‚ego cogitans‘. 
Unserer Erklärung gemäß sind jedoch diese Kategorien gesellschaftlich vorgeformt und daher so, 


59 Wir müssen betonen, daß wir keineswegs unterstellen wollen, die Kritiker verstünden sich 
als Schüler Sohn-Rethels. Man hat zwar den Eindruck, daß sie manches von ihm bezogen 
haben, ohne dies zu kennzeichnen. aber ein solcher direkter Zusammenhang würde uns 
nicht interessieren. Es geht uns um die Struktur des Programms und des Bewußitseins, das 
sich darin äußert, nicht um irgendwelche intellektuelle Gen: alogien. Allerdings ist 
bemerkenswert, daß die Kritiker Sohn-Rethel nur in einer Fußnote erwähnen (166, 
Anm. 27), die sie benutzen, eine Rezension von Frigga Haug zu Sohn-Rethels opus 
maximum (vgl. Anm. 60) als ‚an Unverständnis nicht zu überbietende Stellungnahme“ 
zu disqualifizieren, ohne auch nur den Anschein irgendeiner Begründung, dafür vorzu- 
bringen (Vgl. F. Haug, in: Das Argument, 65, 1971, S. 313 ff.) 
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wie sie ans Individuum gelangen, ihm in fertiger (aber darum noch lange nicht identifizierbarer) 
Form gegeben, also tatsächlich Kategorien ‚a priori‘ und auch für alle Individuen dieser Gesell- 
schaft natürlich identisch dieselben. Kant wußte, daß sie vorgeformt sind, aber er verlegte den 
Vorformungsprozeß ins Bewußtsein als eine sowohl zeitlich wie örtlich unlokalisierbare, 
phantasmagorische ‚transzendentale Synthesis‘. In Wirklichkeit ist die vorformende Synthesis 
der abstrakten Kategorien ein geschichtlicher Prozeß und nur bestimmten, klar definierbaren 
Gesellschaftsformationen eigen. Am Gelde, genauer an seiner gesellschaftlich-synthetischen 
Funktion, haften Züge von unverkennbarer Portraitähnlichkeit... mit dem ‚Transzendental- 
subjekt‘, zumal der Formcharakter, vermöge dessen das Geld durch alle Verschiedenheit der 
Währungen hindurch universell nur eines sein kann“ (60). 


Sohn-Rethel befindet sich also im Gegensatz zu Kant. Mit ihm teilt er zwar das 
Wissen, daß die Kategorien des erkennenden Verstandes „vorgeformt‘“ sind, nicht 
aber die Antwort auf die Frage: wovon? Diese Frage beantworten beide ganz 
unterschiedlich. Gültige Erkenntnis, wie sie sich in den Naturwissenschaften und 
ihren praktischen Erfolgen zeigt, findet ihre Konstitutionsbedingungen laut Kant in 
der „transzendentalen Einheit der reinen Apperzeption“. Diese Antwort Kants — 
deren nähere Präzisierung im vorliegenden Zusammenhang nicht vonnöten ist — 
verwirft Sohn-Rethel als „phantasmagorisch“. Der „transzendentalen Synthesis‘ als 
Vorformungs-Instanz der Kategorien und der begrifflichen Verarbeitung des sinn- 
lich Erfahrenen, die er als idealistisch aufdeckt, setzt Sohn-Rethel, ganz im Sinne 
des Kritiker-Programms, die ‚„gesellschaftliche Synthesis“ als Vorformungs-Instanz 
gegenüber. 

Die besonderen „historisch-gesellschaftlichen Verhältnisse“ nun, aus denen 
Sohn-Rethel die Möglichkeit intersubjektiver Gültigkeit von synthetischen Urteilen 
a priori, der „abstrakten Kategorien“ also, ableitet, sind die der warenproduzieren- 
den Gesellschaft und ihrer „gesellschaftlichen Synthesis“, des Warentauschs bzw. 
mit ihm verbundenen ‚„Realabstraktion“. Diese „prägt“ (ganz wörtlich mit Hilfe des 
historisch auftretenden Münzgeldes) die Denkform des abstrakten Denkens — zuerst 
in der griechischen Antike, dann wieder neu in den oberitalienischen Städten, (61) 
als Denkform einer besonderen Form der Ausbeutergesellschaft, nämlich der 
„wechselseitigen Aneignungsgesellschaft“, d.h. der Tauschgesellschaft, zu deren 
Typus auch der Kapitalismus gehört (62). Dies soll die materialistische Antwort auf 
Kants Frage nach der Vorformungs-Instanz der „abstrakten Kategorien“, also nach 
dem Ort der Konstitution von Erkenntnis sein. 

Ist es eine materialistische Antwort? Wir sehen zunächst, daß Kants über- 
historische und einem menschheitlich gleichen Bewußtsein als Funktion inhärente 


60 Alfred Sohn-Rethel, Geistige und körperliche Arbeit. Zur Theorie der gesellschaftlichen 
Synthesis, Frankfurt/Main 1972, S. 21 ff. 

61 Vgl. Sohn-Rethel, a.a.O., S. 137 — 149 

62 Die Widergabe der Theorien Sohn-Rethels wurde hier auf das knappste Maß dessen 
beschränkt, was für die Zwecke unserer Argumentation nötig ist. Unsere kritischen 
Anmerkungen, in denen Sohn-Rethel nur als Beispiel für einen bestimmten Denktypus 
fungiert, implizieren keine wirklich gediegene Sohn-Rethel-Kritik. Eine solche steht von 
marxistischer Seite noch aus, wäre aber, wie wir meinen, verlohnend, weil sich bei 
Sohn-Rethel, wenn auch verquer, bedenkenswerte Einsichten finden. 
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Synthesis in der Tat ersetzt ist durch eine historische und einer spezifischen Form 
von Gesellschaft als Struktur inhärente Synthesis. Wir sehen weiter, wie die 
„abstrakten Kategorien‘ als derart präzise Prägungen historisch-gesellschaftlicher 
Verhältnisse verdeutlicht werden, daß man den Zusammenhang zwischen dieser 
Gesellschaft und diesem Denken ohne weiteres sogar als Widerspiegelung im Wort- 
sinne („unverkennbare Portraitähnlichkeit‘“) bezeichnen könnte. Wir sehen ferner, 
daß Sohn-Rethel eindeutig Partei ergreift für die Ausgebeuteten und also einen 
klaren Klassenstandpunkt einnimmt: In der Kant’schen Gegenübersteilung von 
„Ding an sich‘, dem unerkennbaren Wesen der Realität, und sinnlicher Erfahrung, 
die der Erkenntnis nur das Material amorpher Empfindungen liefern kann, ent- 
schlüsselt er die historisch-gesellschaftliche Trennung von Kopf- und Handarbeit. 

All dies scheint dafür zu sprechen, daß wir mit Sohn-Rethels Lehre die zentra- 
len Elemente einer wahrhaft materialistischen, originär marxistischen Erkenntnis- 
theorie vor uns haben. Ein weiterer Vorteil dieser Position kommt hinzu: sie ver- 
sieht den, der sich zu ihr bekennt, mit präzisen Urteilskriterien hinsichtlich der 
Bürgerlichkeit von Gesellschaftsstrukturen. Praktisch politisch kann man nun als 
Regel nehmen, daß dort, wo Warenproduktion, Warentausch und Geld, also auch 
Trennung von Kopf- und Handarbeit, also auch das Denken in abstrakten Katego- 
rien mit all seinen Folgen als Wissenschaft und Technik das gesellschaftliche Leben 
(noch) bestimmt, die Synthesis der bürgerlichen Gesellschaft gegeben ist, in welcher 
historischen Spezifizierung auch immer. 

Somit reicht die Sohn-Rethel’sche authentisch marxistische Erkenntnislehre 
hin, nicht nur das Programm der Kritiker zu erfüllen, sondern auch deren politische 
Befürchtungen zu fundieren. Was die Kritiker in ihrer Analyse der marxistischen 
Widerspiegelungstheorie an Bürgerlichem aufdecken, ist dann als Reflex einer nach 
wie vor bürgerlichen gesellschaftlichen Synthesis keineswegs verwunderlich; wie sie, 
wendet man die Kriterien Sohn-Rethels an, auch die Länder prägt, in den die 
marxistische Widerspiegelungstheorie die offizielle Auffassung in Fragen der 
Erkenntnis darstellt. Hier konvergieren nicht nur Ost und West im Bürgerlichen, 
sondern auch Sohn-Rethel und die Kritiker im anti-bürgerlichen Programm: es 
kommt darauf an, den „Marxismus als Denkstandpunkt“ (Sohn-Rethel) zu retten: 
„Zur Schaffung des Sozialismus wird verlangt, daß es der Gesellschaft gelingt, sich die moderne 
Entwicklung von Naturwissenschaft und Technologie zu subsumieren. Wenn die naturwissen- 
schaftlichen Denkformen und der technologische Aspekt der Produktivkräfte sich aber der 
geschichts-materialistischen Betrachtungsweise wesensmäßig entziehen, so ist eine solche 
Subsumption unmöglich. Dann geht die heutige Menschheit nicht dem Sozialismus, sondern der 
Technokratie entgegen, einer Zukunft also, in der nicht die Gesellschaft über die Technik, 
sondern die Technik über die Gesellschaft herrscht. Wenn es dem Marxismus nicht gelingt, der 
zeitlosen Wahrheitstheorie der herrschenden naturwissenschaftlichen Erkenntnislehren den 
Boden zu entziehen, dann ist die Abdankung des Marxismus als Denkstandpunkt eine bloße 
Frage der Zeit. Und dies ist nicht nur mit Geltung für die westliche Welt gesagt, wo das 
technokratische Denken sich auf den Positivismus stützt, es gilt kaum weniger für manche 


sozialistische Länder, in denen der Technokratie im Namen des ‚dialektischen Materialismus‘ 
gehuldigt wird“ (63). 


63 Sohn-Rethel, a.2.0., S. 16 ff. 
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Ist es also eine materialistische Antwort? Natürlich handelt es sich bei Sohn-Rethels 
Auffassungen keineswegs um materialistische Erkenntnistheorie, so anregend 
manche seiner Gedanken auch für diese sein mögen. Diese negative Bestimmung 
ergibt sich nicht etwa aus der eben zitierten konvergenztheoretischen Begründung 
eines sogenannten „Anti-Revisionismus“; diese ist vielmehr selbst erst ermöglicht 
durch den nicht-materialistischen Charakter des Programms, Erkenntnis „aus 
historisch-gesellschaftlichen Verhältnissen“ erklären zu wollen. Dieses Programm 
der Kritiker führt nämlich — und das kann auch an Sohn-Rethel deutlich werden — 
nicht etwa zu einer historisch-materialistischen, sondern zu einer soziologistischen 
Theorie der Erkenntnis. 

Die Wirklichkeit selbst bleibt nach wie vor „Ding an sich‘, also unerkennbar; 
erkannt werden nur, und daher sind Naturwissenschaft und Technik möglich, die 
Erscheinungen der absoluten Realität. Insoweit reproduziert sich der Kant’sche 
Idealismus bei Sohn-Rethel vollkommen. Das Verhältnis von Subjekt und Objekt 
der Erkenntnis ist grundsätzlich das gleiche wie bei Kant: sie stehen sich ohne 
Vermittlung durch Praxis abstrakt gegenüber. Beim Auswechseln der die Möglich- 
keit von Erkenntnis der Erscheinungswelt konstituierenden Vorformungs-Instanzen, 
der „transzendentalen Synthesis‘ durch die „‚gesellschaftliche Synthesis‘ der waren- 
produzierenden Tauschgesellschaft, wird jedoch die idealistische Antwort auf die 
Frage nach den Konstitutionsbedingungen von Erkenntnis nicht etwa durch eine 
materialistische ersetzt, Erkenntnis wird vielmehr radikal historisiert und soziologi- 
siert. Daraus resultiert nun tatsächlich ein uferloser Relativismus in der Erkenntnis- 
theorie, den Kant nicht kannte: seine „transzendentale Synthesis‘ implizierte, in 
wenn auch noch so „phantasmagorischer“, idealistisch verkehrter Form im ‚„‚Trans- 
zendentalsubjekt‘“ die menschbheitliche Identität der Erkenntnisfähigkeit, die sich, 
dialektisch-materialistisch zu sich gebracht, als Produktion der dialektischen 
Bewegung der Materie erweist; so steht der objektive Idealismus Kants, der 
frühbürgerlichem Fortschrittsoptimismus noch kommensurabel war, dem Materialis- 
mus weit näher als der Soziologismus Sohn-Rethels, der tatsächlich eine gesell- 
schaftskritisch gewendete Version spätbürgerlichen Agnostizismus darstellt. 

Dem entspricht, daß Sohn-Rethel eine nun wirklich passivische Form von 
Widerspiegelung entwirft. Es handelt sich ja nicht um den dialektischen Wider- 
spiegelungsprozeß zwischen objektiver Realität und erkennendem Subjekt, dessen 
Medium gesellschaftliche Praxis ist, sondern um eine direkte und einseitige „‚Prä- 
gung‘‘ des Bewußtseins durch die gesellschaftliche Synthesis: die „Realabstraktion“ 
der Tauschgesellschaft spiegelt sich als System abstrakter Kategorien im Bewußt- 
sein. Eine strukturell ähnliche, in der Begründung allerdings differente, passivische 
Widerspiegelungstheorie hat übrigens bereits Franz Borkenau entworfen (64). Und 


64 vgl. Franz Borkenau, Der Übergang vom feudalen zum bürgerlichen Weltbild, Paris 1934. 
Borkenau sieht allerding die soziale Basis des „mechanistischen Denkens‘ im 
unmittelbaren Arbeitsprozeß, während Sohn-Rethel den „gesellschaftlichen Nexus‘ des 
Warentauschs als diese Basis diagnostiziert. Die Fragestellung ist jedoch grundsätzlich 
dieselbe. 
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was schließlich den klaren Klassenstandpunkt anlangt, der Sohn-Rethels Theorie 
auszeichnet, so erweist er sich bei näherem Hinsehen als bloß moralisch eingenom- 
men, denn es handelt sich gar nicht um eine wirklich historisch angelegte Theorie: 
die klassenspezifisch bestimmten Differenzen der Gesellschaften, in denen abstrak- 
tes Denken entwickelt wurde, werden eingeschmolzen in einen allgemeinen Typus 
— den der „‚Aneignungsgesellschaft“, der gekennzeichnet ist durch „Scheidung von 
körperlicher und geistiger Arbeit“ (65). Solche historistische Typologie, die dem 
grundsätzlichen Soziologismus entspricht, abstrahiert gerade vom historisch 
bestimmten Inhalt der Klassenauseinandersetzungen unserer Epoche. 

Es versteht sich, daß wir die Kritiker nun nicht etwa auf die Details der Lehre 
Sohn-Rethels festlegen wollen und können. Wir behaupten aber, daß dessen Auf- 
fassungen eine legitime Möglichkeit sind, ihr Programm auszufüllen. Wir wollten 
sichtbar machen, was aus einer bloßen Programm-Formulierung nicht unmittelbar 
evident wird, und haben uns dabei der Auffassungen Sohn-Rethels bedient. Unsere 
allgemeine These ist, daß die Absicht, die Möglichkeit von objektiver Erkenntnis aus 
historisch-gesellschaftlichen Verhältnissen zu erklären, soweit sie sich als Alternative 
zur dialektisch-materialistischen Widerspiegelungstheorie versteht, grundsätzlich 
nıcht zu einer materialistischen Erkenntnistbeorie führen kann, sondern in einem 
agnostisch geprägten Soziologismus enden muß, der ironischerweise gerade das 
impliziert, was die Kritiker der dialektischen Widerspiegelungstheorie meinen vor- 
werfen zu können, nämlich haltlosen Relativismus. 

Nicht, daß Geschichte in Fragen der Erkenntnistheorie für Materialisten keine 
Rolle spielte; eben diese Auffassung möchten, wie wir gesehen haben, die Kritiker 
der Widerspiegelungstheorie unterschieben. Materialistische Erkenntnistheorie geht 
vielmehr davon aus, daß die Bedingungen der Realisierung von Erkenntnis histo- 
risch-gesellschaftlich sind (und insoweit bergen die Gedanken Sohn-Rethels zweifel- 
los interessante Aspekte). Sie weiß aber auch, daß diese Realisierung materielle 
Bedingungen zur Voraussetzung hat, die sie überhaupt erst ermöglichen (und die 
Frage nach diesen Voraussetzungen ist ihr primäres Thema). Diese Bedingungen 
sind Resultate der Naturgeschichte und ihrer Dialektik, sind nicht erst von der 
Menschheit gesellschaftlich-historisch produziert worden, so sehr die Menschheits- 
geschichte auch auf die organisch-sinnliche Erkenntnisfähigkeit modifizierend 
einwirkt. Eben diese Voraussetzung wollen die Kritiker annullieren. Soll die Mög- 
lichkeit von Erkenntnis selbst, und nicht erst die Chancen der Realisierung von 


65 „Die Kategorie ‚arbeitsteilige Gesellschaft überhaupt ist höher, allgemeiner, als die 
‚kapitalistische Gesellschaft‘, aber nicht wesentlicher, sondern unwesentlicher, sagt 
weniger über das Leben der Menschen und das, was sie bedroht, ohne daß doch darum 
eine logisch niedrigere Kategorie ‚Urbanismus‘ mehr darüber besagte. Weder nach oben 
noch nach unten entsprechen soziologische Abstraktionsniveaus einfach dem gesell- 
schaftlichen Erkenntniswert‘“ (Th. W. Adorno, Soziologie und empirische Forschung, in: 
Horkheimer/Adorno, Soziologica Il, Frankfurt/Main 1962, S, 206). — In diesem Sinne 
wäre noch hinzuzufügen, daß sich Sohn-Rethel, was die Prinzipien seiner sozialwissen- 
schaftlichen Begriffsbildung betrifft, tatsächlich etwa Parsons näher ist als Marx. 
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Erkenntnisfähigkeit, aus „‚historisch-gesellschaftlichen Verhältnissen‘ erklärt 
werden, so ist zwischen materiellen Voraussetzungen und historisch-gesellschaft- 
lichen Bedingungen der Realisierung von Erkenntnis nicht zu unterscheiden. Die 
bürgerliche Gesellschaft kann dann nicht als menschheitliches Entwicklungsstadium 
begriffen werden, in dem die aus der Naturdialektik resultierende höchste Form des 
Widerspiegelungsvorganges als menschliche Erkenntnis bestimmte, allerdings durch 
den Klassen- und Herrschaftscharakter dieser Gesellschaft beschränkte, Realisie- 
rungschancen erhält — umgekehrt: die in dieser bürgerlichen Gesellschaft ausgebil- 
dete Wissenschaft wird zu einer ihr historisch-spezifischen Form von Ideologie, die 
es zu „transzendieren“ gilt. 

Dies aber ist nun der springende Punkt, auf den es dem spätbürgerlichen 
Subjektbewußtsein ankommen muß. Der Mensch wird in dieser Perspektive zum 
ausschließlich gesellschaftlichen Wesen. Keine Naturgeschichte hat ihn hervorge- 
bracht, sondern einzig er sich selber, sowie die Gesellschaft, die er aber auch 
geschaffen hat. So gibt es nur Menschheitsgeschichte, die (leider) die Geschichte 
menschheitlicher Verblendungen ist. Warum der historische Materialismus histori- 
scher Materialismus heißt, wird apokryph: unterstellt wird, das strikte Insistieren 
auf das Gesellschaftliche und das Historische bei der Bildung menschlicher Bewußt- 
seinsformen sei an sich schon materialistisch. Vom historischen Materialismus bleibt 
nur die Historie, soziologisch betrachtet. Offensiv wird diese Auflösung von Natur- 
dialektik in Menschheitsgeschichte derart gewendet, daß der dialektisch-materialisti- 
schen Widerspiegelungstheorie vorgeworfen wird, Menschheitsgeschichte in Natur- 
geschichte aufzulösen: es gebe für sie nur Naturgeschichte (vgl. oben 1,3). 

Durch Radikalisierung des Geschichtlichen wird so der historische Materialis- 
mus überrundet, Geschichtsmaterialismus durch nichts als Geschichte ausgestochen. 
Darin, in nichts als Geschichte, rettet die linke Variante des spätbürgerlichen 
Subjektbewußtseins die Fiktion seiner Autonomie: sie ist Ideologie im strikten 
Sinne des falschen Bewußtseins. Durch die pure Ambition der intellektuellen 
Revolte bietet es der gesellschaftlichen Synthesis der ‚„Realabstraktion“ Paroli und 
bleibt getrost bei sich zu Hause. Gleichzeitig schwingt es sich zur kritischen Instanz 
auf, die die Maßstäbe für das Urteil über gesellschaftliche Verhältnisse aus seinem 
schöpferischen Akt des Transzendierens bezieht. Denn diese Verhältnisse verdanken 
sich ihm ja nicht etwa — materialistisch-objektiven Gesetzmäßigkeiten, sondern — 
letztlich idealistisch-menschheitlichen Verblendungszusammenhängen. Eine 
Phänomenologie des spätbürgerlichen Linksradikalismus, in seiner modischen 
Fasson als „Anti-Revisionismus“ (der Begriff enthält in sich schon alles, was wir 
erklären wollten), hätte die Fülle der besonderen Formen dieses Bewußtseins aus 
der skizzierten gemeinsamen Struktur zu erklären. Stets aber realisiert sich diese 
intellektuelle Disposition in platten Identifikationen. Aus deren Verschiedenheit 
ergeben sich die mitunter erbitterten Fehden zwischen den Trägern dieses struktu- 
rell gleichen links-spätbürgerlichen Bewußtseins. Eines aber ist die Bedingung für 
Identifikation: das, womit man sich identifiziert, muß als das Ganz Andere, als das 
von den Verblendungen der Geschichte Gereinigte erscheinen Können. Es kann sich 
auf Realitäten beziehen, sagen wir mal: auf China (so u. a. auch bei Sohn-Rethel); 
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dann muß diese Realität aber so fern und so exotisch sein, daß ihre Widersprüche 
nicht scharf ins Bewußtsein treten und das Identifikationsbedürfnis stören müssen. 
Schwerer überprüfbar ist die Fixierung, wenn sie sich auf eine ungedachte 
Utopie bezieht, deren Konturen nicht auszumachen sind und die nur den Flucht- 
und Beziehungspunkt radikaler Kritik bildet, wie bei den Kritikern. Wie immer: von 
diesem Ganz Anderen aus, in dem es sein Wolkenkuckucksheim hat, kann dieses 
Bewußtsein marxistische Erkenntnistheorie verkünden als Revolution des Umden- 
.kens. 


Sozialphilosophische Studien 


Kritik der marxistisch-leninistischen Schulphilosophie 


Es gibt einen offiziellen Marxismus, der zur ideologischen Fassade der politischen 

Entmündigung der Arbeiterklasse geworden ist. Ihre Befreiung ist demzufolge kodi- 

fiziert in einem naturgesetzlichen Entwicklungsprogramm, das eine eigens dazu er- 

nannte Elite hütet, auslegt und durchsetzt. 

Es gibt aber auch einen subversiven Marxismus, der die Geschichte nach den Bedin- 

gungen der Abschaffung von Herrschaft untersucht, und dies ist unlöslich an die 

massenhafte Selbstverwirklichung der Arbeiter geknüpft. 

Diese marxistische Subversion ist keine unbefleckte Empfängnis durch den kriti- 

schen Geist, sondern die widersprüchliche Formulierung proletarischer Emanzipa- 

tionsversuche, denen die einzelnen Theoretiker halb entsprechen, halb entfliehen in 

Prinzipienidealismus, Mystik und realpolitischen Opportunismus. Das Werk von 

Lukasc, Korsch, Bioch ist von diesen Risiken einer theoretischen Formulierung der 
emanzipativen Interessen der Arbeiter durchzogen; trotzdem sind ihre Versuche un- 
entbehrlich, um überhaupt einen Begriff von den Zielen zu bekommen, an Hand de- 
ren man die Wege beurteilen könnte. 

Der Rang von Fleischers Werk liegt in einer schlüsssigen Interpretation der Hand- 
lungsantriebe der historischen Subjekte die sich kritisch gegen den verdinglichten Ge- 
schichtsschematismus der sowjetischen Schulphilosophie kehrt. Daß hier keine Ge- 
dankenverwirrung vorliegt sondern materielle Gewalt zur Theorie geworden ist, legt 
Fieischer in der vorliegenden Aufsatzsammlung dar. Die Deformation der Theorie- 
bildung, gemessen an den marxschen Zwecken, erweist sich als sehr praktisch zur 
Steuerung des Gesellschaftssystems der DDR und UdSSR. Fleischer interpretiert 
nicht allein diesen Zustand, sondern belebt die marx’schen Kriterien, um ihn zu ver- 
ändern. 


N Prinkipo Nr. 4: 2.Auflage; 192 Seiten; DM 7,80 
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Der Zionismus und sein Popanz 
Eine Antwort an die „linken“ Zionisten 


Mosche Machover, Mario Offenberg 


Acht Jahre sind seit dem Beginn der Besetzung der im Junikrieg 1967 eroberten 
Gebiete durch Israel vergangen. Die palästinensische Befreiungsbewegung hat einen 
großen Aufschwung genommen und wurde zu einem nicht mehr wegzudenkenden 
Faktor bei jeder Diskussion über die Perspektiven der Palästinafrage und des Nah- 
ostkonfliktes. Die relativen Erfolge der arabischen Armeen über Israel im Oktober- 
krieg 1973, die wirtschaftliche und ideologische Brüchigkeit des israelischen 
Staates und schließlich die veränderte Haltung der USA und der westeuropäischen 
Staaten gegenüber den arabischen Staaten — mit der damit verbundenen zwangs- 
läufig erfolgenden Nuancenverschiebung in der Frage der israelisch-arabischen 
Konfrontation — offenbaren überdeutlich die innen- und außenpolitische 
Schwächung der Position Israels. Die Isolierung Israels, die in der UNO symbolisch 
in den 104 Stimmen für die Palästina-Resolution zum Ausdruck gekommen ist, hat 
international gesehen nicht nur in den Ländern der III. Welt und Osteuropas, 
sondern in unterschiedlichem Maße auch in der westlichen Hemisphere statt- 
gefunden: die Bundesrepublik ist hiervon nicht ausgenommen. 

Während sich die westdeutschen bürgerlichen Massenmedien noch in 
Bekundungen von ‚Solidarität und „Besorgnis“ für das „bedrohte“ Israel üben, 
aber auch erstmals — vorsichtig und verzerrt —, über den Kampf der Palästinenser 
für nationale Selbstbestimmung berichten,. beurteilt die westdeutsche Linke den 
Nahostkonflikt im Zusammenhang mit ihrer antiimperialistischen Politik. Sie sieht 
die Ursachen des Nahostkonfliktes in der Tatsache, daß der Zionismus, eine reak- 
tionäre, mit dem Imperialismus verbundene kolonisatorische Bewegung, ihr 
Vorhaben, nämlich die Schaffung des zionistischen Staates Israels, auf Kosten eines 
anderen Volkes verwirklicht hat. Nach seiner Gründung hat Israel die Rolle eines 
„Wachhundes“ für die imperialistischen Interessen im arabischen Osten über- 
nommen. 

Es ist jedoch klar, daß der Zionismus und seine Helfer alles daran setzen um 
im Ausland durch propagandistische Tätigkeit, durch geschichtsklitternde Dar- 
stellungen und Appelieren an Emotionen den Abbauprozeß seiner Politik und 
Positionen aufzuhalten oder zurückzudrängen. Diese Propagandisten treten heut- 
zutage nicht mehr in der althergebrachten Haltung des „150% Rechthabenden 
schwachen Pioniers“ auf und auch nicht in der Gestalt des arroganten Nationalisten, 
der für Groß-Israel und für die Vertreibung der Araber ist. Heute wird das subtiler 
und bescheidener gemacht, und dies hat seinen guten Grund: wo die reale politische 
und militärische Entwicklung im Nahen Osten, die Absichten eines multinationalen 
Palästina-Staates oder einer anderen nationalen Neuordnung im Lande und die 
internationale Kräftekonstellation ernsthaft die Frage nach den zionistischen In- 
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halten des israelischen Staates stellen, wird von prozionistischer Seite nun danach 
gestrebt, den Palästina-Konflikt in Begriffen einer „tragischen Konfrontation 
zwischen zwei gleichermaßen berechtigten nationalen Aspirationen“ hinzustellen 
der auf der Grundlage der Einfrierung der zionistischen Errungenschaften von 1949 
(mit „Korrekturen“) beizulegen sei. 

In diesem Aufsatz soll dargestellt werden, wie die objektiven und subjektiven 
Helfer des Zionismus in der Bundesrepublik, in ihrem Versuch die Zionismus- 
Kritiker zu verunsichern, eine „links“-gefärbte Polemik für den israelischen Staat 
und besondern gegen seine jüdischen Opponenten aus der antizionistisch-sozialisti- 
schen Bewegung Israels führen. 

Vor einiger Zeit veröffentlichte die Zeitschrift „links“ aus Offenbach in 
einigen Fortsetzungen den Artikel ‚Zum Klassencharakter der israelischen Gesell- 
schaft‘, der im Jahre 1970 von Haim Hanegbi, Mosche Machover und Akiva Orr, 
Mitglieder der Israelischen Sozialistischen Organisation — „Matzpön“, geschrieben 
wurde (1). Ein Leser von „links“, Alfred Moos wandte sich in einer Kritik sowohl 
gegen diesen „Matzpen“ — Artikel als auch gegen die antizionistische Position von 
Matzpen überhaupt (2). 

Der Artikel von Alfred Moos wird von uns als beispielhaft für die Argumenta- 
tion sogenannter „linker“ Zionisten angesehen. Wenn wir daher im folgenden auf 
die zentralen Punkte der Argumentation in diesem Artikel eingehen, wollen wir 
gleichzeitig versuchen, die Haltung „linker“ Zionisten insgesamt an diesem Beispiel 
zu erläutern und zu kritisieren und zu zeigen suchen, wie trotz aller Nuancen diese 
Position dennoch nahtlos in das Konzept der offiziellen zionistischen Propaganda 
paßt. 

Zunächst jedoch eine Vorbemerkung: 

Der Angriff gegen den „Matzpen“-Artikel nutzt die Tatsache aus, daß dieser 

keine historische Analyse des Zionismus enthält und zwar weder von der Seite des 


1 vgl. Haim Hanegbi, Mosche Machover, Akiva Orr, Zum Klassencharakter der israelischen 
Gesellschaft, in: links Nr. 30, 31, 32 (1972) 

2 Vgl. Alfred Moos, in: links Nr.33 (1972). 
Eine hebräische Fassung von Moos’ Artikel wurde prompt in Israel von der zionistischen 
Gruppe, die sich 1965 von der KP Israels abgespalten hatte, die Maki, heute: Moked, in 
ihrem Organ ’Kol Ha’am’ Nr. 32 (1972) unter dem Titel ’Der Popanz Zionismus’ heraus- 
gebracht. Diese Gruppe hat es sich zur Aufgabe gemacht, dem israelischen Staat 
Schützenhilfe zu leisten, indem sie ‚aus kommunistischer Sicht‘ alle Gegner der zionisti- 
schen Politik des Antisozialismus bezichtigt und sehr dankbar jeden politischen oder 
apologetischen Beitrag aus dem Ausland aufgreift. Sozialistische Positionen werden von 
diesen Leuten revidiert, nicht ausschließlich unter Anführung der klassischen zionisti- 
schen Erklärungen, sondern durch solche historizistische Konstruktionen, die die tat- 
sächlichen Ereignisse und Fehlentwicklungen in der internationalen kommunistischen 
Bewegung und in der Sowjetunion für die von ihnen gewünschte Schlußfolgerung 
verwenden, die sozialistische Gegnerschaft zum Zionismus sei ja auch nur eine Fehlent- 
wicklung mehr, die so ähnlich wie die ‚Stalinisierung der SU und der Komintern zu 
verurteilen und rückgängig zu machen sei, wenn im folgenden von der Position ‚linker‘ 
Zionisten die Rede ist, beziehen wir uns auf diesen Artikel von A. Moos. 
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Verhältnisses des Zionismus zur Judenfrage in Europa noch von der Seite des Ver- 
hältnisses des Zionistischen Unternehmens zu der Mehrheit der einheimischen 
Bevölkerung Palästinas (das arabisch-palästinensische Volk) und zu den verschiede- 
nen imperialistischen Mächten, die in der Region seit dem Beginn der zionistischen 
Kolonisation und bis zum heutigen Tage herrschen. 

Der Grund dafür, daß eine solche Analyse in jenem Artikel fehlt, ist einfach: 
Es war nicht die Absicht des Artikels, eine umfassende historische Abrechnung mit 
dem Zionismus zu liefern, sondern spezieller die Grundkonturen der heutigen israe- 
lischen Klassengesellschaft aufzuzeigen (3). 


Zionismus und Antisemitismus 


Es ist bezeichnend, daß ‚linke‘ Zionisten ihre Angriffe auf israelische Antizionisten 
immer wieder mit dem Hinweis beginnen, daß die jüdischen Einwanderer nach 
Palästina — die den menschlichen Rohstoff für das zionistische Unternehmen dar- 
stellten — „allzu häufig vor der physischen Vernichtung, zumindest aber vor anti- 
semitischer Erniedrigung und Existenznot geflohen sind‘. Hinter dieser Einleitung 
verbirgt sich jene Drohung, welche die Propagandisten des Zionismus so sehr mögen 
und so oft verwenden: Wer den Zionismus anprangert, wer den Israelischen Staat 
ablehnt, wer gegen den zionistischen Charakter und die zionistische Politik Israels 
kämpft, ist ein Verbündeter des Antisemitismus. 

Die Drohung kann auch in noch unverblümterer Weise ausgesprochen werden, 
wenn es z.B. heißt, daß der gegenwärtige Kampf gegen den Zionismus’,,mit Krümeln 
aus der national-sozialistischen Küche geschmückt ist‘. Und weiter: „Gelegentlich 
hat man fast den Eindruck, als ob die Zionisten für manche Linke die neu kostü- 
mierten ‚Weisen von Zion‘ wären.“ Auch Worte der Warnung und der Drohung gibt 
es direkt an die Adresse antizionistischer Israelis: ‚Junge Israelis, die zum Kampf 
gegen den Zionismus aufrufen, sollten aber auch nicht vergessen, daß ihre Eltern 
oder Großeltern in weitaus meisten Fällen Verfolgte waren, für die Palästina/Israel 
die einzige Zufluchtstätte war und daß sie heute kaum das Recht hätten, die 
Grenzen Israels zu sperren, wenn irgendwann in der Zukunft Juden gezwungen sein 


3 Die hebräische Originalfassung des genannten Matzpen-Artikels war ursprünglich im 
Tel-Aviver Organ ‚Matzpen‘ erschienen und die Verfasser gingen von der Annahme aus, 
daß der Leser die Analysen der Organisation zur Geschichte und zum Wesen des 
Zionismus, wie sie in vielen Artikeln seit 1961 dargelegt wurden, kennt. Es ist klar, daß 
auch hier in unserer Antwort diese Analysen nicht im Detail wiederholt werden können. 
Teile davon sind abgedruckt in: Arie Bober (Hrsg.), The other Israel — The Radical Case 
against Zionism, New York 1972, vgl. auch Abdruck in den Heidelberger Zeitschriften: 
Neues Rotes Forum, Al-Djabha, Die Front; die Westberliner Zeitschrift ‚diskussion‘ 
Nr. 28/29 u. Nr. 30/31; SoPo Nr. 2 (1969) und Nathan Weinstock, Das Ende Israels? 
Berlin 1975. 

Hier werden wir auf historische Fragen nur insofern eingehen, als es zur Widerlegung der 
Argumentation sog. ‚Linker‘ zionistischer Kritik am Antizionismus erforderlich ist. 
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sollten, sich vor antisemitischer Verfolgung nach Israel zu retten. Der alte jüdische 
Selbsthaß treibt manchmal seltsame neue Blüten“. 

Solche Verleumdungen sind nicht neu. Sie richteten sich schon gegen die 
jüdischen Kommunisten Russlands, die im II. Weltkongreß der Kommunistischen 
Internationale den Zionismus anprangerten: 

„Es handelt sich um die Angelegenheit der Zionisten in Palästina, die unter 
dem Vorwand, einen unabhängigen israelitischen Staat zu gründen, die Arbeiter- 
bevölkerung unterdrücken, die in Palästina lebenden Araber unter das Joch der 
Engländer zwingen, während die Israeliten doch nur in der Minderheit dort sind. 
Diese Lüge ohnegleichen muß bekämpft werden, und zwar in einer sehr energischen 
Weise, da die Zionisten in allen Ländern arbeiten, indem sie sich an alle rückständi- 
gen israelitischen Arbeitermassen heranmachen und Proletariergruppen mit zionisti- 
schen Tendenzen zu schaffen suchen (Poalei Zion), die in letzter Zeit bestrebt sind, 
eine kommunistische Phraseologie anzunehmen. (...) Die Kommunistische Inter- 
nationale muß diese Bewegung aufs energischste bekämpfen“ (4). Einer der bekann- 
testen Repräsentanten des Zionismus machte aus seiner Meinung über die antizioni- 
stischen Kommunisten kein Hehl: „Diese vom Haß zu jeder jüdischen Sache durch- 
setzte Psychopathen und Sadisten werden in ihrer Verkommenheit und Hässlichkeit 
verderben und in ihrem eigenen Dreck ersticken“ (5). Der Umgang der Zionisten 
mit ihren (jüdischen) Kritikern, die auf den Prinzipien des Internationalismus 
gründend sie bekämpfen ist seither der gleiche geblieben. Der Mitbegründer der 
präkommunistischen Gruppe Palästinas wurde 1920 zum „Verräter“ und zum 
„Feind des jüdischen Volkes“ abgestempelt (6), weil er sich im Ausland zu sagen 
erlaubte, daß die Vertreibung der arabischen Fellachen durch die Zionistische 
Bewegung die ganze arabische Welt gegen die Juden Palästinas herausfordert (7). 
Sogar die „Tauben“ des Zionismus kennen da kein Pardon; für sie leiden die Anti- 
zionisten aus dem „heiligen Land“ unter einer „krankhaften Feindseligkeit dem 
nationaljüdischen Neuentstehungswerk gegenüber“, da sie den ‚Glauben der Auf- 
hetzung zum Ausrottungskrieg gegen die jüdische Gemeinschaft des Landes“ 
verbreiten (8). 

Die israelischen revolutionären Sozialisten sind an den Vorwurf des „Selbst- 
hasses“ seit jeher gewohnt, und gegen ihn gut gewappnet. Jedoch wissen sie aus 
eigener Erfahrung, daß dieser Popanz der diffamierenden Identifizierung „Antizio- 


4 Rede von Esther Maria Frumkina, in: Der 2. Kongreß der Kommunistischen Internatio- 
nale. Prot. der Verhandlungen vom 19. 7. in Petrograd und vom 23. 7. bis 7. 8. 1920 in 
Moskau, hrsg. vom Verlag der KI, Hamburg 1921 S. 198 

David Ben Gurion, Memoiren Teil I, Tel Aviv 1971, S. 245 (hebr.) 

vgl. z.B. in: Kontres, Organ der Achduth Ha’awoda, Nr. 47, Tel Aviv 1920 (hebr.) 

7 Yaakow Meiersohn, Nach der 5. Poalei-Zion-Konferenz — Brief an die Genossen der 
Sozialistischen Arbeiterpartei in Palästina (jiddisch), Wien 1920, abgedruckt in: Mario 
Offenberg, Vom Zionismus zum Internationalismus. Die Entstehungsgeschichte der 
Kommunistischen Partei Palästinas (P.K.P.) 1921 — 1925, Phil. Diss. Berlin 1974 (MS), 
demnächst gedruckt: Meisenheim 1975 

8 Aharon Cohen, Israel und die arabische Welt, Tel Avis 1964, S. 259 (hebr.) 
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nismus = Antisemitismus“ noch einen beachtlichen Teil der Linken (geschweige 
denn der demokratischen Nicht-Linken) außerhalb Israels einzuschüchtern vermag. 
Aus verständlichen Gründen ist die westdeutsche Linke dieser zionistischen 
Verleumdung gegenüber besonders empfindlich. Es ist daher unerläßlich, daß die 
Linke auch in Westeuropa lernt, diese falsche und diffamierende Gleichsetzung als 
propagandistischen Popanz zionistischer Politik zu durchschauen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die moderne zionistische Bewegung als eine 
Reaktion auf den Antisemitismus und auf die schwere Lage der Juden in Öst- und 
Zentraleuropa am Ende des 19. und zu Beginn dieses Jahrhunderts entstand. Aber 
es genügt nicht festzustellen, daß der Zionismus eine Reaktion auf den Antisemitis- 
mus darstellt; wir müssen feststellen, welche Art Reaktion dies ist. Prinzipiell kann 
es gegenüber dem Antisemitismus wie auch gegen anderen ähnlichen Erscheinungen 
der Diskriminierung und der Unterdrückung aus rassischen, ethnischen, religiösen 
und ähnlichen Gründen zwei entgegengesetzte Einstellungen geben. 

Die erste Einstellung ist Gemeingut nicht nur der Sozialisten, sondern auch 
aller derjenigen, die eine fortschrittliche Überzeugung haben (Radikal-Liberalen, 
Radikal-Demokraten usw.). Für sie entspringen die Erscheinungen der Diskriminie- 
rung und Unterdrückung von Minderheiten nicht dem menschlichen Charakter, viel- 
mehr sind sie das Ergebnis von bestimmten Verhältnissen — namenilich von gesell- 
schaftlichen, ökonomischen und politischen Verhältnissen, die also historisch und 
somit auch veränderbar sind. 

Diese Auffassung besagt, daß die politisch richtige Reaktion auf den Anti- 
semitismus sowie auf andere ähnliche Erscheinungen allein in jenem Kampf zur 
Veränderung der bestehenden gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen _ 
Verhältnisse besteht, welche ein organischer Bestandteil des allgemeinen Kampfes 
zur, sagen wir, „Weltverbesserung“ ist. Gewiß unterscheiden sich verschiedene fort- 
schrittliche Richtungen (revolutionäre Sozialisten, Sozialreformisten, Radikale) 
_ erheblich voneinander, sowohl in ihren Zielvorstellungen von der Neuen Welt zu der 
der allgemeine Kampf für den Fortschritt führen muß, als auch in den zur Führung 
des Kampfes notwendigen Mitteln. Aber alle teilen eine gemeinsame fundamentale 
Voraussetzung: Der Kampf gegen die Wurzeln des Antisemitismus und ähnlicher 
Erscheinungen ist sinnvoll und dieser Kampf (als Teil des allgemeinen Kampfes für 
eine bessere Gesellschaft) stellt die einzig richtige politische Antwort dar. 

Demgegenüber finden wir bei denjenigen, die verschiedene reaktionäre und 
rassistische Anschauungen vertreten, im allgemeinen eine entgegengesetzte Ein- 
stellung: Der Gegensatz und der Konflikt zwischen der Mehrheit einer Bevölkerung 
und ihren rassischen, ethnischen oder religiösen Minderheiten, wurzelt in der 
„menschlichen Natur“ selbst: Ein Kampf gegen den Antisemitismus (oder gegen 
ähnliche Erscheinungen) sei sinnlos, weil der Antisemitismus eine notwendige, 
normale ja sogar gesunde Erscheinung ist. Der einzige Weg, das Problem aus der 
Welt zu schaffen, liegt in der Vernichtung seiner angeblichen Wurzeln: Es gilt jenen 
Zustand zu verändern, in dem Juden als eine Minderheit inmitten von Nichtjuden 
leben. Es wird dem Leser leichtfallen, zu erkennen, daß diese zweite Einstellung für 
den Antisemiten charakteristisch ist. Jedoch die ganze Wahrheit ist, daß diese Ein- 
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stellung die fundamentale Voraussetzung und den Ausgangspunkt darstellt, sowohl 
für den Antisemitismus wie für den Zionismus. Der Unterschied besteht nur darin, 
daß der Zionismus die Juden dazu aufruft, seldst die „nichtjüdischen“ Völker zu 
verlassen, während der Antisemitismus einfach dazu auffordert, sie rauszu werfen. 

Man kann konstatieren, daß die Gemeinsamkeiten in den Grundlagen des 
Antisemitismus und des Zionismus vielen Antisemiten bewußt sind. So zum Beispiel 
verrät uns der britische Colonel R. Meinertzhagen (der als politischer Offizier im 
Stab des Eroberers Palästinas im 1. Weltkrieg, General Allenby, tätig war): 
„Allgemein gesehen ist meine Einstellung den Juden gegenüber durch einen anti- 

‘semitischen Instinkt bestimmt, der durch den persönlichen Kontakt immer eine 
Veränderung erfährt. Meine Ansichten über den Zionismus sind die eines begeister- 
ten Zionisten“ (9). 

Dieses freundliche Zuwinken des Antisemiten beantwortet der Zionist mit 
einer eleganten Verbeugung. In seinem Tagebuch erzählt der Begründer des Zionis- 
mus, Theodor Herzl, wie ihn der Dreyfuss-Prozeß beeinflußte, über den er, Herzl, 
für eine antisemitische Wiener Zeitung berichtete: 

„In Paris (...) gewann ich ein freies Verhältnis zum Antisemitismus, den ich 
historisch zu verstehen und zu entschuldigen anfing. Vor allem erkannte ich die 
Leere und Nutzlosigkeit der Bestrebungen zur Abwehr des Antisemitismus“ (10). 

Die Ideologie des Zionismus, so wie sie von ihrem Begründer Theodor Herzl 
konzipiert wurde, gründet auf Vorarbeiten, die andere „‚Rassentheoretiker“ leiste- 
ten. Für einen von ihnen unterliegt der Antisemitismus einem biologischen Gesetz: 
„Judeophobie ist eine Art Dimonopathie mit dem Unterschied, daß sie nicht Eigen- 
schaft einer besonderen Rasse ist, sondern Gemeingut der ganzen Menschheit... 
Wie ein psychisches Gebrechen ist sie vererbbar und als Krankheit für zweitausend 
Jahre unheilbar““. 

Ein anderer ‚‚Theoretiker“ in ‚Sachen Juden“ sagt: „Die jüdischen Nasen 
werden nicht reformiert, und das schwarze, krause jüdische Haar wird durch keine 
Taufe in blondes, durch keinen Kamm in schlichtes verwandelt. Die jüdische Rasse 
ist eine ursprüngliche, die sich trotz klimatischer Einflüsse in ihrer Integrität 
reproduziert. Der jüdische Typus ist in sich im Laufe der Jahrhunderte stets gleich 
geblieben. (...) Den Juden und Jüdinnen hilft (es) nichts, durch Taufen und Unter- 
tauchen in das große Meer der indogermanischen und mongolischen Stämme ihre 
Abstammung zu verleugnen. Der jüdische Typus ist unvertilgbar“. Obwohl diese 
Aussagen durchaus von der Schule Alfred Rosenbergs hätten stammen können, 
müssen wir die eigentlichen Verfasser nennen: der erste ist der zionistische Soziolo- 
ge Leo Pinsker, der Zweite ist Moses Hess (11). 

Es fällt nicht schwer, viele weitere Zitate aus den zionistischen Schriften 
anzuführen, von der Anfangszeit bis zum heutigen Tage, die die Gemeinsamkeit des 


9 R. Meinerzhagen, Middle East Diary, London 1959, S. 49 

10 T. Herzl, Tagebücher, Bd. I., Berlin 1922, S. 6/7 

11 Leo Pinsker, Auto-Emancipation, New York 1948, 5.33 und M.Hess, Rom und 
Jerusalem, Tel Aviv 1935, S. 25/26 


theoretischen Ausgangspunktes von Zionismus und Antisemitismus beweisen. Wir 
werden dem Leser diese Zitate ersparen und uns mit der Analyse eines jungen 
zeitgenössischen israelischen Historikers, Yigal Elam, begnügen: 

„Der Zionismus setzte den Antisemitismus als einen natürlichen Zustand in 
der Einstellung der Welt gegenüber den Juden voraus. (...) Der Zionismus sah im 
Antisemitismus keine anormale, absurde und perverse Randerscheinung. Der Zionis- 
mus betrachtete den Antisemitismus als eine Naturgegebenheit. Eine bis zur Norm 
befestigte Konstante in dem Verhältnis der Nichtjuden zur Anwesenheit der Juden 
in ihrer Mitte (....) Der Zionismus betrachtete den Antisemitismus als eine normale, 
beinahe rationale Reaktion der Nichtjuden auf einen nicht-normalen, absurden und 
perversen Zustand des jüdischen Volkes in der Diaspora“ (12). 

Entlarvend und aufschlußreich das beinahe entschuldigende Verständnis, das 
1934 ein prominenter zionistischer Führer gegenüber dem National-Sozialismus 
zeigt: 

2 „Aus den letzten Schlupfwinkel der Taufe und der Mischehe sind (die Juden) 
hervorgezogen worden. Wir sind nicht unglücklich darüber. Wir sehen in diesem 
Zwang zum Bekennen, zum klaren, eindeutigen Mut, zu seiner Gemeinschaft zu 
stehen, zugleich die Erfüllung unserer Sehnsüchte. (...) Die Theorie der Assimila- 
tion ist zusammengebrochen. Kein Schlupfwinkel birkt uns mehr. Wir wünschen an 
die Stelle der Assimilation das Neue gesetzt: das Bekenntnis zur jüdischen Nation 
und zur jüdischen Rasse. Ein Staat, der aufgebaut ist auf dem Prinzip der Reinheit 
von Nation und Rasse (gemeint ist das Dritte Reich, A.d.V.), kann nur vor dem 
Juden Achtung und Respekt haben, der sich zur eigenen Art bekennt“ (13). 

Das weitgehende Einvernehmen zwischen Zionismus und Antisemitismus, 
bedingt durch die gemeinsamen ideologischen Ausgangspositionen, geht weiter als 
man es annehmen könnte... 

In der Einleitung zu den berüchtigten Nürnberger Gesetzen vom 15.September 
1935 wird u.a. gesagt: „Hätten die Juden bereits einen eigenen Staat indem die 
Masse ihres Volkes zuhause wäre, so könnte die Judenfrage schon heute als gelöst 
gelten, auch für die Juden selbst. Gerade von den überzeugten Zionisten ist deshalb 
am wenigsten Widerspruch gegen die Grundgedanken der Nürnberger Gesetze 
erhoben worden, weil sie einmal wissen, daß diese Gesetze auch für das jüdische 
Volk die einzig richtige Lösung darstellen (.. .)“ (14). 

Ein solches unausgesprochenes Einvernehmen zwischen Zionismus und Anti- 
semitismus mußte eine knallende Ohrfeige für diejenigen Juden und Nicht-Juden 


12 vgl. Y. Elam in einem Artikel in ‚Ort‘, Organ der israelischen Arbeiterpartei Ma’arach 
Nr. 2, Tel Aviv 1967 (hebr.) 

13 Das Zitat stammt aus einem Buch, das 1934 in Berlin erschien. Der Verfasser war damals 
einer der führenden Zionisten in Deutschland und ist heute ein führender Zionist in den 
USA und gleichzeitig Vorsitzender der internationalen Leitung des — zionistisch gelenk- 
ten — Jüdischen Weltkongresses. 
vgl. J. Prinz, Wir Juden, Berlin 1934, S. 154 (im Original gesperrt!) 

14 vgl. Die Nürnberger Gesetze, 5.Auflage Berlin 1939, S.13/14 (Hervorhebungen v. Vf.) 
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sein, die die Lösung der Frage im politischen Kampf für die Demokratisierung ihrer 
Gesellschaften sahen. Isaac Deutscher berichtet, daß in Osteuropa und besonders in 
Polen, gerade die jiddisch sprechenden Arbeiter, die sich ohne Abstriche als Juden 
betrachteten, die entschiedensten Feinde des Zionismus waren. Sie waren ent- 
schlossene Opponenten einer Auswanderung nach Palästina. In der Idee einer 
Evakuierung, eines Exodus’ aus den Ländern, in denen sie ihre Heimat hatten und 
ihre Vorfahren seit Jahrhunderten gelebt hatten, sahen diese Antizionisten einen 
Verzicht auf ihre Rechte, ein Nachgeben gegenüber einem feindseligen Druck, ein 
Verrat an ihrem Kampf und eine Förderung des Antisemitismus. Für sie schien der 
Antisemitismus im Zionismus zu triumphieren, der die Legitimation und Gültigkeit 
des alten Geschreis „Juden raus‘“ anerkannte. Die Zionisten akzeptierten es, sie 
wollten „raus“ (15). 

Der Zionismus ist zwar eine Reaktion auf den Antisemitismus; jedoch die 
Grundvoraussetzung auf der die zionistische Ideologie gründet, stimmt mit der des 
Antisemitismus überein. 


Zionismus und die Rechte der Juden 


Aus dem oben Ausgeführten wird klar, warum dem Zionismus der Kampf gegen 
Antisemitismus sowie für die Gleichberechtigung der Juden so oft gleichgültig war, 
da er die Möglichkeit und Nützlichkeit eines Kampfes gegen den Antisemitismus 
von vornherein bestreitet. Die Lage der außerhalb Palästinas lebenden Juden inter- 
essiert den Zionismus nur insofern, als die Juden durch ihre Lage bewegt werden, 
nach Palästina auszuwandern oder zumindest den Zionismus zu unterstützen. Dies 
wird vom israelischen Historiker Y. Elam, den wir bereits oben zitierten, folgender- 
maßen ausgedrückt: „Vom ersten Moment an sagte er (der Zionismus) sich von 
Überlegungen los, die mit der Lage des jüdischen Volkes in der Diaspora in 
Zusammenhang stehen; es sei denn, diese trügen zum zionistischen Unternehmen 
bei“. Und so kam es, „daß in den Jahren nach der national-sozialistischen Macht- 
ergreifung in Deutschland, als in der ganzen jüdischen Welt die Demonstrationen 
und Protestaktionen gegen das NS-Terror-Regime ihren Höhepunkt erreichten, die 
Stimme des Zionismus nicht zu hören war“ (16). 

Die Zionisten in ihrer Gesamtheit lehnen das Weiterbestehen der ‚‚Diaspora“ 
ab; diese Einstellung betrachtet das Leben von Juden außerhalb Palästinas/lIsraels als 
verwerflich, während nur die Einwanderung dorthin, die aktive Beteiligung an das 
Zionistische Unternehmen als ‚„erstrebenswert‘“ betrachtet wird. Bezüglich der 
Frage der Einstellung der Zionisten zu den in der Welt lebenden Juden sagt der 


15 I. Deutscher, The Non-Jewisch Jew, London 1969, S. 67 
16 Y.Elam, Einführung in eine andere zionistische Geschichte, Tel Aviv 1972, S. 113 u. 
S. 122 (hebr.) 
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israelische Geschichtsprofessor und langjähriger Zionistenfunktionär Arieh 
Tartakower: „Sie (die Mehrheit im Zionismus) hielten jede Aktivität zum Schutz 
jüdischer Rechte in der Diaspora für völlige Kraftverschwendung“ (17). Auch wenn 
aus zionistischer Sicht die Verachtung der „Diaspora“ ein scheinbarer Widerspruch 
war — da es ein aus eigennützigen Interessen doch nicht gleichgültig sein könnte, 
was mit dem Einwanderer-Reservoir passiert —, scheint es doch so zu sein, daß die 
Zionisten (so wie ursprünglich Herzl) bis zu einem gewissen Punkt antisemitische 
Umtriebe, die die Juden zur Emigration nach Palästina bewegen könnten, für 
wichtiger hielten als die Bekämpfung des Antisemitismus. Zweifelsohne beinhaltet 
dieser Gedankengang in gewissem Maße ein Disziplinierungselement, zugleich eine 
Selbstbestätigung, in jedem Fall eine tiefe Menschenverachtung und eine grenzen- 
lose Heuchelei. 

Einzelne Zionisten wie Nahum Goldmann und Jitzhak Grienbaum forderten 
vor und während des II. Weltkrieges eine Beteiligung im Kampf um die Rechte der 
Juden. Jedoch alle Strömungen und alle wichtigen Führer des Zionismus wiesen 
diese Forderung zurück. Im Jahre 1935 setzte der Vorstand der „Jewish Agency“, 
die Institution, die die zionistischen Aktivitäten in Palästina leitete, eine besondere 
Kommission, für die Probleme der Juden in Deutschland ein. So kam es, daß in der 
Sitzung des Vorstandes der „Jewish Agency“ am 31. Dezember 1935, David Ben 
Gurion, in Beantwortung der Forderung von J.Grienbaum, die zionistische 
Bewegung solle am Kampf für die Rechte der Juden in Deutschland teilnehmen, 
feststellte, daß „dies nicht die Aufgabe der Kommission (sei) die vom Vorstand zur 
Behandlung der Rechte der Juden in Deutschland nomminiert wurde. Die Aufgabe 
dieser Kommission war es, die Frage der Juden Deutschlands allein vom Aspekt 
ihrer Einwanderung nach Palästina zu beraten, und ihre Schlußfolgerungen stehen 
keineswegs im Widerspruch zu irgendwelchen Maßnahmen, die man für die Rechte 
der Juden Deutschlands ergreifen kann. Die Aufgabe der Kommission war es, den 
zionistischen Aspekt der Frage und nicht über Maßnahmen für die Rechte der Juden 
in der Diaspora zu beraten“ (18) 

Auch wenn wir akzeptieren, daß die Schlußfolgerungen dieser Kommission 
tatsächlich richt im Widerspruch zu einem Kampf für die Rechte der Deutschen 
Juden standen (und schon dies ist keineswegs sicher!) so bleibt doch noch die 
Tatsache, daß die Kommission keineswegs willens war, sich um diesen Kampf zu 
kümmern. In der Tat war es die Hauptaufgabe dieser Kommission, die berühmte 
„Transfer“-Angelegenheit zu organisieren; jenen Handelsvertrag zwischen der 
Zionistischen Bewegung und der Regierung Hitlers, nach dem die Gelder und der 
Besitz deutscher Juden nach Palästina in Form von deutschen Waren überbracht 
wurden. Auch hier war es (wie Y. Elam mit Recht bemerkt) ‚nicht das Bestreben, 
jüdischen Besitz in der Diaspora zu retten, das im Hintergrund des Vertrages stand, 


17 A. Tartakower, The Jewish Worker’s Way to Zionism — Zionism and Socialism, New 
York 1954, S. 63 
18 Aus dem Sitzungsprotokoll abgedruckt in: Y. Elam, a.a.O., S. 123 
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sondern das Bestreben, die wirtschaftliche Kraft des jüdischen ‚Yischuws‘ in 
Palästina zu stärken“ (19). 

Diese Gleichgültigkeit des Zionismus gegenüber dem Kampf um die Rechte 
der Juden bestand seit jeher. Auch heute kommt diese Gleichgültigkeit z.B. in der 
Angelegenheit der sowjetischen Juden zum Ausdruck. Es muß darauf hingewiesen 
werden, daß das Ziel der lautstarken Kampagne die die Zionistische Bewegung in 
dieser Sache führt, »icht die Erlangung voller und gleicher Rechte für die Juden der 
Sowjetunion ist, sondern nur die Erlangung eines einzigen Rechtes, nämlich das 
Recht auf Auswanderung nach Israel. Der Kampf für die Rechte der sowjetischen 
Juden, der genauso wie jeder andere Kampf um die Erlangung von Rechten für eine 
nationale oder ethnische Minderheit ein Kampf ist, der die Unterstützung eines 
jeden fortschrittlichen Menschen verdient, interessiert den Zionismus kaum. Mehr 
noch: Wie wir später sehen werden, ist es nicht übertrieben anzunehmen, daß wenn 
der Auswanderungswille sowjetischer Juden — aus welchen Gründen auch immer — 
abnimmt, dies bei vielen zionistischen Führern Enttäuschung und Bedauern hervor- 
ruft. 

Das Problem der jüdischen Minderheit in der Sowjetunion besteht darin, daß 
die staatlichen und gemeinschaftlichen Einrichtungen im kulturellen sowie im 
religiösen dieser Minderheit nicht in dem Maße gewährleistet werden, wie es ihr 
Status als staatlich anerkannte Nationalitäten-Minorität, von der Verfassung her 
vorsieht. Auch wenn dies keine Entschuldigung sein kann für staatliche Versäum- 
nisse muß es offen gelassen werden, wie groß derjenige Teil der jüdischen Sowjet- 
bevölkerung ist, der tatsächlich Wert auf nationale Einrichtungen legt. 

Jeder Versuch, dem „jüdischen Problem“ in der S.U. die ahistorische ‚‚ewige 
Dimension“ anhängen zu wollen — die dem Idealismus im allgemeinen und dem 
Zionismus insbesondere typisch ist —, ist von Anfang an manipulativ und irre- 
führend und basiert hauptsächlich auf dem Mißbrauch der Emotionen und der 
Unkenntnis des Betrachters. Das „jüdische Problem“ in der S.U. ist eins der vielen 
nationalen Probleme der S.U.; nicht das einzige, nicht das wichtigste; es besteht 
nicht „autonom“ (nach dem Motto: „sogar der Sozialismus kann nicht die Juden- 
frage lösen... .‘“), getrennt oder unabhängig von den anderen innersowjetischen 
gesellschaftlichen Prozessen und es kann auch nicht gelöst werden, ohne daß eine 
Lösung für die anderen innersowjetischen Probleme, die die sowjetische Gesellschaft 
beschäftigen, gefunden wird. 

Es wäre sicherlich sehr vermessen den Auswanderungswillen sowjetischer Juden 
nur auf den Wunsch dieser Menschen zurückzuführen, umfassender als es in der S.U. 
möglich ist, jüdische religiöse und kulturelle Bedürfnisse zu befriedigen oder/und in 
Israel den Zionismus politisch, wirtschaftlich und militärisch zu stärken. Für einen 
Teil von ihnen mag das stimmen. Für viele aber steht im Vordergrund der Wunsch, 
außerhalb der Sowjetunion leben zu können. Ein Drittel der auswandernden 


19 Y.Elam, a.a.0., S.122: Yischuw nannte man die von der zionistischen Bewegung 
beherrschte jüdische Gemeinschaft Palästinas vor 1948 
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Sowjetjuden, deren Ziel Israel sein soll kommt dort nie an, sie springen schon 
während des Zwischenaufenthalts in Wien oder Rom von der „Reise nach 
Jerusalem‘ ab (20). Der russische Zionistenaktivist Dr. Viktor Polski, der Ende 
Dezember 1974 aus Moskau kommend in Israel einwanderte lamentiert: ‚Sollten 
die Ausreisebedingungen gelockert und weniger ablehnende Bescheide von der 
Sowjetregierung erteilt werden habe ich gar keinen Zweifel, daß der Auswande- 
rungsstrom erheblich zunehmen wird. Meine große Befürchtung ist aber, daß der 
Strom derer die in Israel eintreffen nicht proportionell anwachsen wird. Wenn sich 
das Israel-Image der Sowjetjuden und die realen Bedingungen die es erzeugen nicht 
ändern werden, wird der Anteil derer die auf dem Weg abspringen größer sein als 
derer die in Israel ankommen“ (21). Womit innerisraelische Aspekte angesprochen 
sind. 

Viele der sowjetischen Israel-Auswanderer sind der israelischen Propaganda, 
die durch Rundfunk und andere viel subtilere und scheinbar ‚„unoffiziellen‘“ Mitteln 
bis ins Tiefe der Sowjetunion hinein reichen, zum Opfer gefallen. Seit einiger Zeit 
hat sich die Situation zu verändern begonnen: Bereits ausgewanderte Verwandte 
und Bekannte geben ausführliche Berichte über das böse Erwachen, das sie im 
zionistischen Staat erlebten. Anstatt einer völlig harmonischen und konfliktlosen 
„Überflußgesellschaft‘“‘ haben sie eine Klassengesellschaft vorgefunden, in der sie 
trotz der großen finanziellen Vergünstigungen die sie als bevorzugte Einwanderer 
genießen, der gleichen Ausbeutung, Arbeitslosigkeit, Inflation, Bürokratie, Entfrem- 
dung ausgesetzt sind, die das tägliche Leben der übrigen werktätigen Bevölkerung 
Israels ausmacht; hinzu kommt die ständige Todesgefahr durch die Konfrontation 
mit der arabischen Umwelt. Im Jahre 1974 sind halb soviel Juden aus der S.U. nach 
Israel ausgewandert wie jeweils in den vorangegangenen Jahren 1973 und 1972 
(22). Mit der Verschärfung der Wirtschaftskrise in Israel, mit der steigenden 
Inflations- und Arbeitslosenraten wird der Unmut der israelischen Bevölkerung 
gegenüber der in Steuererleichterungen, Wohnung und Arbeitsplätze zunächst privi- 
legierten Sowjetjuden stärker und entschiedener. Jeder der einheimischen Werktäti- 
gen kann sich leicht ausrechnen, daß der ohnehin unzureichende Kuchen des 
Nationaleinkommens und der von der Zionistischen Organisation im Ausland 
gesammelten Kapitalien noch ungerechter aufgeteilt werden würde. Konnte man in 
der Vergangenheit scheue Klagen hinter vorgehaltener Hand hören gegen die Bevor- 
zugung der Einwanderer die ‚man‘ aber brauche, so kann man heutzutage fest- 
stellen, daß die Proteste derer, die ihren Unmut öffentlich in Israel bekunden 
dürfen, also die Juden und Konkret die benachteiligten Schichten unter ihnen, wie 
die Orientalen, Teile der Jugend und der Arbeiterschaft, gegen eine auf ihre Kosten 
gehende Einwanderung, klarer und lauter werden. Die Mehrheit von ihnen reagiert 
spontan, ohne sich im allgemeinen zugleich bewußt zu werden, daß sie bereits an 


20 Herberg Lucht aus Wien in: Der Tagesspiegel (Berlin) v. 1.1.1975 
21 Viktor Polski in: Dov Goldstein, Interview der Woche, ın: Ma’ariv v. 27.12.1974 
22 vgl. Le Monde v. 20.12.1974 u. Tagesspiegel (Berlin) v. 21.12.1974 
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einem der Grundprinzipien des Zionismus rütteln. Die Zusammenführung der Juden 
in Palästina/Israel, die demographische Majorisierung der Araber, die Fütterung mit 
menschlichem Rohstoff der unersättlichen — und langfristig doch unzureichenden 
— israelischen Militärmaschine für ihren Kampf aufs Ganze — das und einiges mehr 
ist Zionismus. Alle Einwanderungen nach Israel sind heute und in der Vergangen- 
heit zionistisch bedingt, kontrolliert und eingesetzt. Der objektive Widerspruch 
zwischen der zionistischen Einwanderung und den Interessen der Werktätigen 
Israels ist nicht lösbar; er bleibt bestehen als eine zusätzliche Quelle innerisraelischer 
Klassenauseinandersetzungen (23). 

Was geschieht aber mit den Israel-,,Abtrünnigen‘“”? 

Der israelische Journalist Abraham Tirosch berichtet über jüdische Auswande- 
rer aus der S.U., die entweder in Israel angekommen sind und dieses Land verlassen 
haben oder die auf dem Wege von Moskau nach Tel Aviv — und trotz ziemlich 
strenger israelischer Bewachung — in Wien „abspringen“ können, (24) Diese Juden, 
die sich in einer Notlage befinden und die dringend Hilfe brauchen, werden von der 
sog. Organisation „der Juden“, -die zionistische „Jewish Agency“, die in allen 
wichtigen westeuropäischen Städten Büros unterhält, in der Regel abgewiesen. In 
Rom befindet sich das europäische Büro der einzigen — angeblich — unabhängigen 
jüdischen Flüchtlingsorganisation, die „Hias“. Tirosch berichtet weiter: Mittellos 
und desorientiert schleppen sich nun diese jüdischen Flüchtlinge nach Rom und 
Wien. „Die Hias-Organisation weigert sich, die sowjetischen Emigranten zu 
betreuen, die zu ihren Büros in Wien, Rom oder Israel gelangen, wenn sie nicht die 
Bestätigung und die Zustimmung der Jewish Agency, die jeden Fall eingehend prüft, 
erhalten hat. Der stellvertretende Direktor der Einwanderungsabteilung der Jewish 
Agency Yehuda Dominitz und leitende Kreise der Hias haben die Nachrichten, die 
in letzter Zeit verbreitet wurden, heftig dementiert, nach denen, im Gegensatz zum 
Abkommen, die Hias begonnen hätte, die sowjetischen Auswanderer aus Israel nach 
Europa und U.S.A. zu betreuen.“ 

Als Fazit bleibt nach der Betrachtung des Problems der sowjetischen Juden: 
Die Zionistische Bewegung kämpft nicht für die Anerkennung des Rechtes eines 
jeden Menschen von einem Land in ein anderes auswandern zu können — an sich 
eine allgemein fortschrittliche Forderung die von jeden Sozialisten unterstützt 
werden sollte —, sondern sie fordert dieses Recht als Sonderprivileg lediglich für 
Juden, und auch hier nur unter der Bedingung, daß sie nach Israel und nicht in ein 
anderes Land emigrieren. 

Die Basis für die zionistische Kampagne in der Angelegenheit der sowjetischen 
Juden ist nicht der allgemeine Gedanke der universellen Menschenrechte, sondern 
die zionistische These, nach der jeder Jude überall in der Welt ein besonderes 
politisches Recht auf Palästina hat. Und dies, während der Zionismus jegliche politi- 


23 vgl. A. Hoder, Russian Jews, Black Jews and Non-Jewish Jews, in: Israca Nr. 5, London 
1973, S. 16 — 25 
24 in: Ma’ariv v. 10.1.1973 
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schen und nationalen Rechte der Araber Palästinas auf ihr Heimatland leugnet. 

In der Tat, diese gleiche zionistische Regierung und diese gleiche zionistische 
Anschauung fordern für einen in Moskau geborenen Juden ein automatisches Recht, 
von der Sowjetunion nach Israel zu emigrieren und verleiht ihm automatisch die 
israelische Staatsangehörigkeit. Gleichzeitig negiert dieselbe Anschauung und 
dieselbe Regierung das Recht eines in Haifa geborenen Arabers, der heute zum 
Beispiel im Gazastreifen oder im Lager am Rande Beiruts als Flüchtling haust, in 
seine Heimatstadt zurückzukehren und dort seine Bürgerrechte zu erhalten. 

Den Zionismus interessieren die allgemeinen Menschenrechte und auch die 
Rechte der Juden im allgemeinen nur soweit sie die Auswanderungen nach Israel 
fördern helfen. 


Der „grausame Zionismus“ 


Oben erwähnten wir bereits den Transfer, jenes moralisch zweifelhafte Geschäft 
zwischen der Zionistischen Bewegung und der Regierung Hitlers. Als dieses 
Geschäft kritisiert wurde (das war die Zeit, als fortschrittliche Kräfte zu einem 
wirtschaftlichen Boykott des Dritten Reiches aufriefen) erwiderte Mosche Schertok 
(später bekannt als M. Scharett, ein bekannter zionistischer Führer, und der erste 
Außenminister Israels) mit diesen Worten: ‚In diesem Punkt besteht ein Wider- 
spruch zwischen der Diaspora und Eretz-Israel (d.h. das zionistische Unternehmen 
in Palästina, Anm. d.V.)...Esist das Schicksal des Zionismus, daß er der Diaspora 
gegenüber manchmal auch grausam sein muß, und zwar wenn der Aufbau des 
Landes dies erfordert“ (25). 

Diese Grausamkeit des Zionismus gegenüber den Juden in der Welt nimmt 
zuweilen besonders zynische Züge an. Es kann viele Menschen geben, die zu einer 
unterdrückten Gruppe gehören, die aber dennoch am Kampf gegen die Ursachen der 
Unterdrückung nicht teilnehmen wollen oder können und eine individuelle Lösung 
— durch Emigration in ein anderes Land — vorziehen. Die Sozialisten schlagen nicht 
vor, ihnen diese Möglichkeit zu nehmen; im Gegenteil: Sie bestehen auf dem Recht 
eines jeden Menschen auf freie Emigration, sie wenden sich aber entschieden 
dagegen, daß die Emigration als eine kollektive politische Lösung präsentiert wird, 
die den Kampf gegen die Unterdrückung ersetzen soll. Es sei an dieser Stelle 
bemerkt, daß in den 20er, 30er Jahren und auch später viele der osteuropäischen 
Juden in der Tat diese individuelle Lösung der Emigration wählten. Viele Millionen 
wanderten aus den Ländern, in denen sie in Bedrängnis lebten, in die USA und in 
andere Länder aus, und praktisch lösten sie für sich zufriedenstellend ihr Problem. 
Die zionistische Auswanderung nach Palästina war im Vergleich zum Strom der 


25 zit. nach: Y. Elam, a.a.O., S. 122 
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jüdischen nicht-zionistischen Emigration nach anderen Ländern geringfügig. Der 
Unterschied lag aber darin, daß die zionistische Propaganda sich an die aktiveren 
und bewußteren Elemente wandte, die eine politische und nicht eine lediglich 
individuelle Lösung suchten und ihnen eine falsche politische Lösung anbot. 
Darüberhinaus versuchte sie — gewissermaßen als Voraussetzung und Ziel ihrer 
Kampagne —, hartnäckig diese Juden davon abzuhalten, dem revolutionären Kampf 
ihrer Länder beizutreten. 

Es gibt auch Ausnahmesituationen, in denen die Möglichkeit eines Kampfes 
der unterdrückten Minorität überhaupt nicht besteht und diese einer besonders 
extremen Gefahr ausgesetzt ist. In diesen Fällen ist die einzig menschliche Lösung 
die schnelle Organisierung der Auswanderung der unmittelbar gefährdeten 
Menschen in allen Ländern, die bereit sind, ihnen Asyl anzubieten. In einer solchen 
Situation befanden sich z.B. 1972 die Indienstämmigen in Uganda. In einer solchen 
Situation befanden sich die Juden in Deutschland und in anderen europäischen 
Ländern Ende der Dreißiger Jahre. Es war klar, daß, um diese Juden vor der Ver- 
nichtungsgefahr zu retten, es notwendig war, ihre Auswanderung nach jedem 
sicheren Ort zu ermöglichen. Und zu diesem historischen Zeitpunkt zeigte der 
wahrlich grausame Zionismus (ohne Anführungsstriche) sein absolut zynisches 
Verhältnis zum Problem der Rettung der Juden. Die Führer des Zionismus zeigten 
Gleichgültigkeit und sogar Feindseligkeit gegenüber der Auswanderung von Juden 
aus den gefährdeten Ländern in Orten außerhalb Palästinas. Der Zionismus zeigte 
deutlich, daß er im Prinzip nicht an der Rettung von Juden an sich, sondern nur an 
deren Rettung durch Emigration nach Palästina interessiert ist. Der Führer der 
Zionistischen Bewegung, Chaim Weizmann sagte: „Der Zionismus ist das ewige 
Leben, demgegenüber ist die Rettung Tausender von Juden lediglich Leben auf 
Zeit“ (26). 

Besonders erschütternd ist der Brief David Ben Gurions vom 17. Dezember 
1938 an seinen Kollegen der Zionistischen Exekutive. Als Reaktion auf Versuche 
der Westmächte, verschiedene Notlösungen für das Problem der Juden Deutschlands 
zu finden, schreibt Ben Gurion: ‚Die gegenwärtige Judenfrage stellt sich heute 
anders, als in der Vergangenheit. Was jetzt den Juden in Deutschland geschieht, ist 
nicht das Ende, sondern der Anfang. Von den Handlungen Hitlers werden andere 
antisemitische Staaten lernen (...) Millionen Juden stehen jetzt vor der physischen 
Vernichtung. Das Flüchtlingsproblem wurde jetzt zu einer weltweiten und brennen- 
den Frage, und England bemüht sich, das Flüchtlingsproblem und das Palästina- 
problem auseinander zu halten. Das schreckliche Ausmaß des Flüchtlingsproblems 
erfordert eine rasche territoriale Lösung, und wenn Palästina keine Juden auf- 
nimmt, so wird man ein anders Territorium suchen. Der Zionismus ist jetzt gefähr- 
det, alle anderen territorialen Versuche, die zum Scheitern verurteilt sind, werden 
große Kapitalien erfordern, und wenn vor den Juden die Wahl stehen wird zwischen 


26 zit. nach Y. Elam, a.a.O., S. 111 
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einerseits dem Flüchtlingsproblem und die Rettung der Juden aus Konzentrations- 
lagern und andererseits der Hilfe für das nationale Museum in Palästina, dann wird 
das jüdische Mitleidsgefühl überwiegen und die ganze Kraft des Volkes wird der 
Hilfe für die Flüchtlinge in den verschiedenen Ländern zukommen. Der Zionismus 
wird von der Tagesordnung verschwinden und zwar nicht nur in der öffentlichen 
Meinung der Welt in England und in Amerika, sondern auch in der jüdischen 
öffentlichen Meinung. Wir riskieren das Leben des Zionismus, wenn wir es zulassen, 
daß das Flüchtlingsproblem und das Palästinaproblem voneinander getrennt 
werden“ (27). 

Nicht nur, daß Zionismus und Rettung von der Vernichtung bedrohten Juden 
nicht ein und das gleiche ist, sondern in einem kritischen, historischen Moment 
stand der Zionismus auf einer Position, die gegen die Rettung von Juden ausgerich- 
tet war. Und hier müssen wir noch etwas hinzufügen: Es ist wahr, daß diejenigen 
Juden, die vor dem zweiten Weltkrieg an der zionistischen Auswanderung von 
Mittel- und Osteuropa teilnahmen, dadurch der Vernichtung durch den Faschismus 
entgingen. Aber der Versuch, aus dieser Tatsache eine sozialistische Legitimation für 
den Zionismus abzuleiten, ist nichts anderes, als Demagogie und moralische Erpres- 
sung. 

Erstens, retteten sich viel mehr Juden ohne jeden Zionismus, ja sogar im 
Gegensatz zum Zionismus, sei es durch Auswanderung nach Amerika, sei es durch 
die Flucht ins Innere der Sowjetunion. Zweitens hing die Rettung der Juden in 
Palästina von der Tatsache ab, daß die deutsche Armee unter Rommel in Afrika nur 
bis Al-Alamein kam, ehe sie Palästina erobern konnte. Palästina lag ebenfalls auf der 
Route der faschistischen Eroberer. Hätte die Armee Rommels Palästina erobert und 
wäre bis Syrien gekommen, dann wäre das Schicksal der Juden in Palästina ohne 
Zweifel gleich dem ihrer Brüder in Polen gewesen. Keine ‚„‚magisch-mystische“ Kraft 
des Zionismus hätte dann die Juden der zionistischen Gemeinschaft vor den Nazis 
geschützt. 

Nur einige wenige Zionisten waren bereit, die Unhaltbarkeit des zionistischen 
Axioms, nachdem man mit dem Zionismus aus der Weltgeschichte „aussteigen“ 
könnte und sich der Zionismus außerhalb des Prozeßes Faschismus-Antifaschismus 
befinden würde, zu erkennen. So sagte der Zionistenführer Yaakov Serubawel, im 
Januar 1945 vor dem Kongreß des ‚„Weltverbandes Poalei Zion‘ und rief damit 
heftigen Widerspruch hervor: „Ist es denn zulässig alles auf diese Katastrophe zu 
bauen? (die Vernichtung der europäischen Juden — A.d.V. ...). Und, daß wir in 
Palästina überlebt haben, ist das nicht ein Zufall? Stand Hitler nicht vor den Toren 
des Landes? Was wäre dann unsere Lage und unser Schicksal hier gewesen? Große 


27 zit. nach Y. Elam, a.a.O., S. 125/26. Der historische Hintergrund war der Aufstand der 
Araber Palästinas gegen die britische Herrschaft, den Großbritannien nur mit Mühe uniter- 
drücken konnte. Die britische Regierung wollte zu diesem Zeitpunkt die einheimische 
arabische Bevölkerung durch die Zulassung einer großen Welle zionistischer Kolonisation 
nicht allzu sehr verärgern, wobei sie von antizionistischen Juden unterstützt wird. 
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Bevölkerungsteile bei uns und sicherlich die hier Anwesenden hätten sich zu ver- 
teidigen gewußt, so wie sich die Juden dort, in Warschau, zu verteidigen wußten. 
Hitler plante nicht nur die Diaspora, sondern das Judentum zu vernichten, alle sich 
überall befindlichen Juden. Wir haben uns durch Zufall gerettet“ (28). 

Denjenigen, die in der Judenvernichtung durch den deutschen Faschismus den 
„Beweis“ für die Ungültigkeit der marxistischen Auffassung zum jüdischen Problem 
und seine Lösung durch den gesellschaftlichen Kampf und die gesellschaftlichen 
Umwälzung erbringen und beiläufig auch die „Notwendigkeit“ des Zionismus 
suggerieren möchten, soll mit Isaac Deutscher geantwortet werden: 

„Meiner Meinung nach bedeuten die tragischen Ereignisse während der 
Nazi-Ära weder die Ungültigkeitserklärung der klassischen marxistischen Analyse 
der Judenfrage, noch fordern sie eine Revision derselben .... Der klassische Marxis- 
mus rechnete mit einer gesünderen und normaleren Entwicklung unserer Zivilisation 
im allgemeinen, sozusagen mit einer zeitlich fortschreitenden Veränderung der 
kapitalistischen in einer sozialistischen Gesellschaft. Er rechnete nicht mit den hart- 
näckigen Überleben des Kapitalismus und seinen verderblichen Auswirkungen auf 
unsere Zivilisation im ganzen. Nichtdestotrotz wiederholten Marx, Engels, Rosa 
Luxemburg und Trotzki mehrmals, daß die Menschheit mit der Alternative: ent- 
weder internationaler Sozialismus oder Barbarismus, konfrontiert war — tertium 
non datur... Das europäische Judentum hat den Preis für das Überleben des 
Kapitalismus gezahlt, für den Erfolg des Kapitalismus in der Verteidigung gegen eine 
sozialistische Revolution. 

Diese Tatsache ruft bestimmt nicht zu einer Revision der Klassischen marxistischen 
Analyse auf -- sie bestätigt sie eher“ (29). 

In der Tat gab es auch keinen wesentlichen Zusammenhang zwischen der 
Rettung von Juden im zweiten Weltkrieg und dem Zionismus. Was die Rettung von 
Juden in Palästina bewirkte, war die Tatsache, daß die Hitler’'sche Kriegsmaschine 
zum Halten gebracht werden konnte. Die Juden wurden überall dort gerettet, wo 
der National-Sozialismus nicht hinkommen konnte. Die daraus zu ziehende histori- 
sche Konsequenz ist, daß allein der weltweite Kampf gegen den Faschismus und die 
Reaktion eine wirksame Antwort auf den Antisemitismus ist. Diese Konsequenz 
steht im genauen Gegensatz zu jener, die sog. „linke“ Zionisten ziehen. Daher muß 
ein weiterer Begründungszusammenhang der „linken“ zionistischen Kritik am 
Antizionismus erörtert werden. Die Kritiker verurteilen die israelischen Antizioni- 
sten weil sie nicht darauf hinweisen, daß die Emigranten aus Ost- und Westeuropa 
„und in jüngster Zeit aus den arabischen Ländern“, nach Palästina/Israel wegen des 
Druckes des Antisemitismus und der Existenznot kamen; ‚‚die zionistische Ideolo- 
gie spielte in den meisten Fällen keine oder höchstens eine sekundäre Rolle (.. .) für 
diese Menschen bedurfte es keines Druckes oder zionistische Propaganda, um sich 
zur Auswanderung nach Palästina zu entschließen“ (30). 


28 in: Dawar v. 5.2.1945 (im Original gesperrt hervorgehoben) 
29 I. Deutscher, a.a.O., S. 49/50 
30 A. Moos 2.2.0. 
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Dazu ist folgendes zu sagen: Erstens will niemand die Tatsache bestreiten, 
daß der Zionismus Zigtausende von Menschen, die einen Ausweg aus der Not und 
der Unterdrückung suchten, — unter ihnen viele, die zunächst keine besonders 
begeisterten Zionisten waren — als menschlichen Rohstoff für das eigene Unter- 
nehmen benutzte. Andererseits ist jedoch die Behauptung, der Zionismus hätte auf 
diese Leute keinen besonderen Druck ausüben müssen, um sie zu einer Auswande- 
rung nach Palästina/Israel zu bewegen, sehr entfernt von der Wahrheit. Als ein 
Beispiel soll die Affäre der Auswanderung der Juden Iraks Anfang der 50er Jahre 
ins Gedächtnis gerufen werden. Der Ablauf der Geschichte in allgemeinen Zügen: 
Im Jahre 1950 schloß die Zionistische Bewegung mit der reaktionären Regierung 
des Iraks ein geheimes Abkommen ab, nach dem die Emigration der Juden dieses 
Landes nach Israel betrieben werden sollte. Die irakische Regierung schloß unter 
anderem dieses Abkommen ab, weil sie daran ein finanzielles Interesse hatte: das 
Eigentum der ausgewanderten Juden sollte beschlagnahmt werden und in die Hände 
der Regierung übergehen. Sowohl die Zionisten als auch die Leute Nouri Saids (der 
damalige irakische Regierungschef) waren mit diesen Arrangement vollauf zu- 
frieden. Das einzige Problem lag darin, daß die irakischen Juden selbst nicht mit- 
spielen wollten. Nach ihrem Verständnis hatten sie keinerlei Grund, aus dem Irak 
nach Israel auszuwandern. Ihr Verhältnis zu den islamischen und christlichen Teilen 
der irakischen Bevölkerung war im allgemeinen harmonisch, so wie das Verhältnis 
dieser Teile der Bevölkerung den Juden gegenüber im allgemeinen normal und 
konfliktlos war. Da geschah etwas merkwürdiges: Einige Bomben explodierten an 
verschiedenen Orten, zum Beispiel in Bagdader Synagogen. Einige Juden fielen den 
Bomben zum Opfer. Als Resultat gerieten die irakischen Juden in Panik und binnen 
kurzer Zeit meldeten sich die meisten von ihnen zur Auswanderung nach Israel an. 
Nach einiger Zeit stellte sich ohne jeden Zweifel heraus, daß die Bombenleger 
Beauftragte der Zionistischen Bewegung waren, die Anweisungen ihrer Bewegung 
ausführten. Die Führer des „grausamen“ Zionismus hatten also beschlossen, daß 
dort, wo es nicht genug Antisemitismus gibt, dieser gezielt erzeugt und/oder vor- 
getäuscht werden muß, um die Juden zu verängstigen, und sie zur Verwirklichung 
der zionistischen Lösung zu motivieren. Alle Einzelheiten dieser Affäre, die sich auf 
Aussagen irakischer Juden und einiger der ‚Helden‘, der Bombenleger selbst 
stützen, wurden in Israel erst 15 Jahre später veröffentlicht. Viele heute in Israel 
lebenden Juden aus Irak, gefragt nach der Identität der damaligen Bombenleger 
geben in privaten Gesprächen offen zu: „Matnuäh‘ — „die Bewegung‘ — womit im 
hebräischen Sprachgebrauch die Zionistische Bewegung gemeint ist. 

Dies ist nicht die einzige Affäre dieser Art. Jedoch wurden zu diesem Fall die 
Einzelheiten vollständig bekannt (31). 


31 vgl. die Berichte in der Wochenzeitung Ha’olam Hazeh v. 20.4.1966 u. v. 1.6.1966. 
Selbstverständlich wird diese Aktion von zionistischer Seite bestritten. 
vgl. Y. Meir, Kinder der Wüste, Untergrundorganisationen im Irak 1941 — 1951, Tel Aviv 
1973, S. 204f. (hebr.) 
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Das Bodenproblem und die Vertreibung 


Aus den obigen Erörterungen geht nun hervor, daß Zionismus und — Rettung-von- 
Juden vor Not und Antisemitismus keineswegs ein und dasselbe ist. Mehr noch: das 
spezifische am Zionismus ist nicht, daß er die Lösung der Frage der Juden allgemein 
durch deren Emigration herbeiführen will. Das spezifische liegt vielmehr in der 
Forderung des Zionismus, daß die jüdische Emigration ausschließlich auf eine 
systematische Kolonisation Palästinas ausgerichtet sein muß, mit dem Ziel, dort 
einen exclusiv-jüdischen Nationalstaat zu errichten. Aus diesem Ziel resultieren 
zwangsläufig die Charakterzüge des „zionistischen Unternehmens“ in Palästina. Die 
„linken“ Zionisten erklären dazu, daß ‚es ein von Arabern bewohntes Land war, in 
das sie emigrierten, von allem Anfang an, die zweifellos häufig nicht erkannte oder 
verdrängte Tragik der jüdischen Einwanderung nach Palästina (war), aber wer darf 
von einer Volksgruppe — wer immer sie ist, und wann immer das war — die Bereit- 
schaft zum kollektiven Selbstmord verlangen, solange die Möglichkeit zur Aus- 
wanderung besteht, selbst wenn das Zielland schon von anderen Menschen bewohnt 
ist“ (32). 

Für die Juden, die es wählten, sich von Not und Verfolgung durch private 
Emigration zum Beispiel in die USA zu retten, — und sie sind das vielfache von 
denen, die die zionistische Lösung wählten — war keinerlei Tragik darin, daß die 
USA bereits bewohnt war. Es kam ihnen gar nicht in den Sinn, daß, um sich selbst 
vor dem „kollektiven Selbstmord“ zu retten, sie, die Nichtjuden aus den USA zu 
vertreiben hätten. Die „Tragik‘“ begann erst in dem Moment, als sich die zionisti- 
schen Siedler zum Ziel setzten, sich in Palästina nicht nur niederzulassen, sondern es 
von einem arabischen Land in einen exclusiv-jüdischen Nationalstaat zu verwandeln. 
Wir schrieben das Wort „Tragik“ in Anführungsstrichen, da die „linken“ Apologe- 
ten des Zionismus es verwenden, um den Eindruck zu erwecken, hier handle es sich 
um irgendein grausames Spiel des blinden Schicksals und nicht um das Resultat von 
* bewußten und gezieltem Handeln der Führer der zionistischen Kolonisatoren. 
Chaim Weizmann, der Präsident der Zionistischen Organisation erklärte vor dem 
Pariser Friedenskongreß, im März 1919, die Ziele des Zionismus folgendermaßen: 

„Mit der Gründung einer jüdischen nationalen Heimstätte, beabsichtigen wir 
in Palästina derlei Bedingungen zu schaffen, die uns ermöglichen sollen die jährliche 
Überführung von 50 — 60 Tausend Juden, die Entwicklung unserer Sprache, die 
Gründung unserer Schulen, Universitäten und anderen nationalen Institutionen — 
und weiter ordnungsgemäß in dieser Richtung zu arbeiten bis schließlich Palästina 
so jüdisch sein wird wie Amerika amerikanisch und England englisch ist‘ (33). Und 


32 A.Moos, 2.2.0. 
33 zit. nach Y. Elam, a.a.O., S. 73/74 
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was sollte nun mit der arabischen Bevölkerung Palästinas passieren, die im 
arabischen Land Palästina die Mehrheit stellte? — Es ist falsch zu behaupten, diese 
Tatsache wäre „häufig nicht erkannt oder verdrängt“ worden. Einige prominente 
Zionisten sind da viel ehrlicher als mancher ihrer Apologeten; Menachem 
‚Ussischkin, Mitglied der Zionistischen Exekutive, berichtet über die geplante 
zionistische Lösung dessen, was im zionistischen Sprachgebrauch die „arabische 
Frage“ genannt wurde: 

„Wir sind für ewig dazu verurteilt, eine kleine Insel im arabischen Meer zu 
bleiben; das heißt aber nicht, daß wir uns demütigen lassen und unterwerfen sollen. 
Wir müssen schweigen und nach Palästina gehen. Wir werden noch manche schwere 
Minute durchleben müssen. Geben wir aber nach Palästina, zehn um zehn, bundert 
um hundert, tausend um tausend, hunderttausende; und die arabische Frage ist 
gelöst“ (34). 

Die ‚arabische Frage“ ist für den Zionismus befriedigend ‚‚gelöst‘‘, das 
arabische Volk Palästina wurde im eigenen Land zum Ausländer gemacht. 
„Iragik‘“? 

Die territoriale Expansion des Zionismus die man an Hand der schon berühmt 
gewordenen Landkarten Israels (1947, 1949, 1967, 1973) genau nachzeichnen 
kann, ist kein Zufall, kein historischer Unfall. Sie entspringt dem globalen Selbst- 
verständnis der Zionistischen Bewegung, die zum einen den ausschließlich zionisti- 
schen Anspruch auf das Land Palästina — und natürlich nur für Juden — erhebt, 
während sie zum anderen glaubt die objektive Unvereinbarkeit des zionistischen 
Gebildes mit seiner arabischen Umgebung durch die von einer Ausweitung der 
Landesgrenzen sich ergebenden militär-strategischen und demographischen Vorteile 
begegnen zu können. Die Einverleibung arabischer Territorien unter zionistischen 
Herrschaft hat Geschichte und Methode. Im Jahre 1918 umfaßte die Bevölkerung 
Palästinas 599.000 Araber und 67.000 Juden, die jeweils 2 Mio ha bzw. 65.000 ha 
Boden besaßen. 1970 sind nur noch 86.000 ha des israelischen Bodens, d.h. ca. 4% 
in arabischen Händen (35). Mußte der Zionismus bis 1948 die Inbesitznahme des 
Bodens und seine Kolonisierung „Schritt um Schritt“ durchführen, so konnte er 
nach Erlangung der staatlichen Hoheit sowohl die Ländereien und Dörfer der 
palästinensischen Flüchtlinge (in der israelischen juristischen Sprache ‚‚Verlassenes 
Eigentum“) übernehmen, als auch wesentliche Teile des Bodens der in Israel 
verbliebenen Araber, durch ihre administrative Verwandlung in „Geschlossene 
Militärgebiete“ und ihre anschließende Beschlagnahmung, einverleiben. Mit solchen 
Mitteln wurde z.B. die seit den 50er Jahren forciert betriebenen ‚Judaisierung‘“ 
Galiläas bewerkstelligt (36). Die zionistische Bodenpolitik hat nichts dem Zufall 
überlassen. Wenn sie mit Unrecht, Vertreibung und viel Leiden für die Araber 
Palästinas verbunden war, so war dieskeine ‚‚Panne“ sondern die logische Konsequenz 


34 zit. nach: Der XII. Zionistenkongreß in Karlsbad vom 1. — 14.9.1921, Berlin 1922, S. 70 
35 L. Gaspar, Histoire de la Palestine, Paris 1970, S. 104 u. S. 119 
36 vgl. hierzu die ausführlich belegte Darstellung 

in: Sabri Jeries/Eli Lobel, Die Araber in Israel, München 1970, S. 115 — 141 
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aus der vom Zionismus bewußt und zielstrebig praktizierten Politik. 

Wer aufmerksam die Selbstdarstellung der Zionisten verfolgt hat konnte fest- 
stellen, daß diese aus ihrem Herzen niemals eine „Mördergrube“ gemacht haben. In 
der Zeit, als die Grundlagen des Zionistischen Unternehmens in Palästina gesetzt 
wurden, konnte man die vorgesehene „Kontinuität‘“ schon schwarz auf weiß zu 
Gesicht bekommen. Bevor der Terminus ‚„Kolonisation“ und ‚Kolonialismus“ 
allgemein in der Welt zu einem Schimpfwort wurde, benutzte es auch die Zionisti: 
sche Bewegung um ihr Vorgehen in Palästina zu bezeichnen, sie sprach vor 
„Kolonisatzia“,; der verdächtige Beigeschmack des Wortes bewog sie jedoch späteı 
die hebräischen Umschreibungen für den gleichen Begriff zu verwenden. Auf ihrem 
Gründungskongreß in Petach-Tikwa im Jahre 1919 verkündete die seit damals in der 
Zionistischen Bewegung führende „linke“ Partei Ben Gurions, die Achduth 
Haawodä das Ziel der „Zionistischen Arbeiterbewegung in Palästina‘ (sic): „‚Über- 
führung des Bodens von Palästina, seiner Flüsse und seiner Naturschätze in den 
Besitz des gesamten jüdischen Volkes“ (37). Ein klares Ziel ohne Zweifel, wußten 
die Zionisten doch ganz genau, daß „unser Land nicht nur klein (ist), sondern zum 
größten Teil im Besitz anderer‘‘ (38). Ein kompliziertes und verhängnisvolles Unter- 
nehmen, nach der übereinstimmenden Meinung von Befürwortern und Gegnern 
desselben, die eines ganz sicher wußten: Palästina war schon bevölkert, seine 
Umwandlung in ein „jüdisches“ Land würde auf Kosten der Einheimischen gehen 
müssen! Der zionistische Ökonom aus Jerusalem Alfred Bonne sagt: „Das Boden- 
problem gehört zu den Fragen, die mit der Ausdehnung der jüdischen Kolonisation 
in den letzten Jahren eine besondere Aktualität und politische Bedeutung 
gewonnen haben. Wäre Palästina ein unbesiedeltes Land gewesen, oder hätten dort 
Verhältnisse wie in den kaum besiedelten kolonialen Territorien Australiens, 
Afrikas und Südamerikas geherrscht, so wäre die Bedeutung der Frage nicht über die 
Grenzen einer rein wirtschaftlichen hinausgegangen. Aber Palästina war, als die 
jüdische Kolonisationsbewegung einsetzte, ein besiedeltes Land und wies im Durch- 
schnitt sogar eine stärkere Bevölkerungsdichte auf als die Nachbarländer‘ (39); 
Yaakow Meiersohn, der bereits vorher zitiert worden ist, sagt 1920: „In Palästina 
gibt es überhaupt keinen unbesiedelten Boden; der Boden Palästinas ist besiedelt, 
jedoch nicht intensiv bearbeitet. Ich erkläre offen und entschieden, daß bisher in 
Palästina kein Stück Boden gekauft wurde, das nicht vorher von Arabern bearbeitet 
worden sei“ (40). Die Kommunistische Partei Palästinas sagte dazu: „Die 
Zionistische Bewegung mag nicht Ländereien kaufen, die vor der Bebauung noch 
der Trocknung bedürfen. Sie bevorzugt da schon den von den Fellachen langjährig 
bebauten Boden (.....) Erstens ist es wirtschaftlicher und gemeinnütziger, Kibbutzim 
auf bereits bebauten als auf unbebauten Ländereien zu errichten und zweitens 


37 Ben Gurion, a.a.O., S. 117 

38 vgl. die Rede von Saskin, Mitglied des Unterausschusses für Kolonisation in der Zionisti- 
schen Exekutive auf dem XII. Zionistenkongreß, Prot. a.a.0., S. 104 

39 A.Bonne&, Palästina, Land und Wirtschaft, Berlin 1935, S. 154/55 

40 Y, Meiersohn, a.a.O., 
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erfüllt man somit eine (zionistische A.d.V.) Pflicht: vom ‚heiligen‘, jetzt durch 
jüdische Arbeiterhände ‚erlösten‘ Boden werden die Araber, die ‚Goyim‘ vertrie- 
ben“ (41). 

Niemand kann heute bestreiten, daß die Zionistische Bewegung Palästinas, die 
von 1920 bis Mitte der 60er Jahre unter der Führung Ben Gurions stand, etwas 
anderes beabsichtigte als für eine so zahlreich wie mögliche jüdische Majorität, ein 
so groß wie erreichbar — weitgehend „araberreines“ — Land... anzustreben. Ben 
Gurion schreibt: „An erster Stelle bin ich Zionist und strebe die Konzentrierung des 
jüdischen Volkes in seinem Land an; erst danach sehe ich die arabische Frage 
aufkommen“. Und weiter: „Wenn der zionistische Gedanke irgendeinen wirklichen 
Inhalt besitzt, so ist es der Inhalt vom Staat. Zionismus, das ist der Wille zum Staat 
der Juden der Drang zum Land Palästina und zur Errichtung der Landesregierung‘‘; 
Und vier Jahre später, 1928 schreibt er: ‚Palästina für das jüdische Volk und 
Palästina für das arabische Volk ist nicht ein und dasselbe (...) wir würden uns 
betrügen, wenn wir sagten, daß es dasselbe wäre (...) Palästina ist für das jüdische 
Volk bestimmt und für diejenigen Araber, die dort leben“ (42); Zu bemerken ist, 
daß Ben Gurion hier alle Juden der Welt meint und sie als Volk bezeichnet, 
während es in Palästina nicht einmal ein arabisches Volk gäbe, sondern lediglich 
„die Araber, die dort leben“. 1931 sagt er: „Ich habe ein arabisches Problem immer 
nur vom zionistischen Standpunkt aus gesehen, daß heißt, daß ich das Problem des 
jüdischen Volkes in Palästina lösen wollte, es in diesem Land sammeln wollte, um es 
zu einem freien Volk zu bilden, das in seinem Land lebt. Außerhalb dieses zionisti- 
schen Standpunktes gibt es in Palästina kein arabisches Problem, sondern nur ein 
jüdisches — wie übrigens überall“ (43). 

Daß der führende Flügel im Zionismus, nämlich die lautstarke „Arbeiter- 
bewegung‘ Kolonialismus unter dem Deckmantel von „Sozialismus“ betreibt mag 
zwar verwirren, aber die Tatsachen sprechen für sich. Für diejenigen, die nicht 
verstehen konnten wie Sozialismus mit Kolonialismus, Internationalismus mit 
Nationalismus, Enteignung und Verdrängung mit Klassenbrüderschaft zu verein- 
baren sei erließen die „linken“ Zionisten schon 1912 ihren „Richterspruch“: 
„Immer wenn wir einen Widerspruch zwischen dem nationalen und dem sozialisti- 
schen Prinzip vorfinden, neigt der Widerspruch dazu, auf das sozialistische Prinzip 
zugunsten der nationalen Tätigkeit zu verzichten. Wir akzeptieren den 
entgegengesetzten Versuch nicht, den Widerspruch durch den Verzicht auf die 
nationalen Interessen zugunsten der sozialistischen Idee zu lösen“ (44). 
Durchschaut man die „sozialistischen“ Beteuerungen des Zionismus, ihre 
Widersprüchlichkeit und Unhaltbarkeit, verliert die Zionistische Bewegung eines 


41 zit. nach der Stellungnahme der Gewerkschaftsabteilung der PKP vom Oktober 1924, 
abgedruckt in: M. Offenberg, a.a.O., S. 336 — 337 

42 D. Ben Gurion, a.a.O., S. 299/300, S. 275 u. S. 339 

43 D. Ben Gurion, Wir und unsere Nachbarn, Jaffa 1931, S. 81/82 (hebr.) 

44 Y. Ben Zwi in: Achaduth Nr. 16, Tel Aviv 1912 
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ihrer wichtigsten propagandistischen Steckenpferde, die schon allzuviel subjektiv 
aufrichtige doch verworrene Sozialisten für ein objektiv verwerfliches Kolonisations- 
und Unterdrückungsunternehmen einspannen und mißbrauchen konnte. 

In der Tat ist es so, ob „bürgerlicher“ oder „linker“ Zionismus: Für die 
praktische Verwirklichung des zionistischen Unternehmen in Palästina, für die 
Folgen, die der zionistische „Aufbau“ für die Araber Palästinas hatte, schlechthin 
für die objektive Konsequenz des zionistischen Werks im Lande Palästina, ist es 
ohne Bedeutung, wie man subjektiv „‚den eigenen“ zionistischen Ansatz — und den 
„der anderen‘ — verstanden wissen möchte. 

Hier liegt eindeutig geplante Politik vor. Bereits der Begründer des Zionismus, 
T. Herzl, schreibt in seinem Tagebuch am 12. Juni 1895: 

„Mit dem Erwerb des Landes bringen wir sofort materielle Vorteile dem 
Land, das uns aufnimmt. Den privaten Boden in den Gebieten die uns gegeben 
werden, müssen wir nach und nach aus den Händen ihrer Eigentümer heraus- 
bekommen. Die armen Bewohner sind wir bemüht ohne Aufsehen zu erregen, durch 
Vergabe von Arbeit in den Transferländern, über die Grenze zu bringen. Jedoch in 
unserem eigenen Land geben wir ihnen keinerlei Arbeit (....). Es ist gut, wenn die 
Bodenbesitzer glauben, sie würden uns ausnutzen und für ihren Boden überhöhte 
Preise erhalten. Aber kein Boden wird zurückverkauft‘‘ (45). 

Dies war und ist bis zum heutigen Tage die bewußte und geplante Politik des 
Zionismus: die „arme Bevölkerung“ d.h. die Mehrheit der Araber im ‚„versproche- 
nen Land‘ soll mit allen Mitteln aus dem Land ausgeschlossen werden. Im Jahre 
1940 schrieb Josepf Weitz, damals der Chef der Kolonisationsabteilung der „Jewish 
Agency“ in Palästina und damit der für die praktische Durchführung der zionisti- 
schen Kolonisation Verantwortliche in seinem Tagebuch:“ Unter uns muß es klar 
sein, daß es in diesem Land für zwei Völker keinen Platz gibt (.. .) Gemeinsam mit 
den Arabern werden wir nicht zu unserem Ziel gelangen, ein selbständiges Volk in 
diesem kleinen Land zu sein. Die einzige Lösung ist ein Palästina, zumindest ein 
West-Palästina (womit das ganze Gebiet westlich des Jordans gemeint ist, zu unter- 
scheiden von „Ost-Palästina“, das das östliche transjordanische Gebiet meint. 
A.d.V.) ohne Araber (...) und es gibt keinen anderen Weg als die Araber von hier in 
die Nachbarländer zu überführen; alle zu überführen, es darf kein Dorf, kein 
einziger Stamm zurückbieiben (...) Für diesen Zweck wird man schon Gelder 
finden, viele Gelder wird man dafür auftreiben können. Und nur nach dieser Über- 
führung wird dieses Land Millionen unserer Brüder aufnehmen können“ (46). 

Josepf Weitz selbst informiert uns in einem Artikel in der Tageszeitung 
„Davar“ (offiziell das Organ der „Histadruth‘“ tatsächlich aber Sprachrohr der in 
Israel seit jeher herrschenden Mapai/Awodah-Partei ist) vom 29. Sept. 1967, daß 
dieser ausgezeichnete Plan, den er 27 Jahre zuvor in sein Tagebuch eintrug, nicht 
ein persönlicher Einfall von ihm war. Gleichzeitig unterstützten diesen Plan auch die 


45 Th. Herzl, a.2.O. 
46 J. Weitz, a.a.O. 
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wichtigsten Führer des Zionismus in Palästina, es wurde damit begonnen ‚„‚vorzu- 
fühlen, wie man ihn praktisch realisieren könnte“. In der Tat konnte ein großer Teil 
dieses Programms acht Jahre später verwirklicht werden: im Jahre 1946, als ‚mit 
der Resulution der UNO über die Teilung des Landes in zwei Staaten zu unserem 
großen Glück (von uns hervorgehoben A.d.V.) der Befreiungskrieg ausbrach und in 
ihm ein doppeltes Wunder geschah: ein territorialer Sieg und die Flucht der 
Araber“. 

Es besteht kein Zweifel darüber, daß die Vertreibung der arabischen Fellachen 
von ihrem Boden sowie die Vertreibung der palästinensischen Araber aus ihrem 
Land keine ‚Tragik“ des blinden Schicksals, sondern das Ergebnis der bewußt 
geplanten zionistischen Politik war. Unter diesen Umständen muß die sich naiv 
gebärende Frage von ‚linken‘ Zionisten recht erstaunlich erscheinen: ‚Wie viele 
arabische Bauern (haben) in den Mandatsjahren 1920 — 1947/48, bevor sich die 
Araber gewaltsam gegen den Teilungsbeschluß der UN zur Wehr setzten, nun tat- 
sächlich, trotz der Mandatsgesetzgebung zum Schutze der arabischen Bauern ihr 
Land verloren und keiner landwirtschaftlichen Beschäftigung mehr nachgehen 
können, und wie viele Araber (sind) in dieser Zeit aus den Nachbarländern nach 
Palästina eingewandert? “ (47) 

Aus diesen Fragen können wir auf einige bezeichnenden Züge dieser 
Argumentation schließen. Erstens folgt daraus, daß die Vertreibung der arabischen 
Fellachen berechtigt war, nachdem sich die Araber „gewaltsam gegen den Teilungs- 
beschluß der UN zur Wehr setzten“. Solche Ansichten muß man mit schweigender 
Verachtung quittieren. Wir wollen nur ins Gedächtnis rufen, daß es bei all den 
heuchlerischen Apologeten des Kolonialismus in der ganzen Welt üblich ist, die 
massenhaften Vertreibungen der Kolonialvölker als eine gerechte Strafe dafür zu 
bezeichnen, daß diese bösen Eingeborenen es noch wagen, sich gewaltsam .... ihrer 
massenhaften Vertreibung zu widersetzen. Zweitens wird daraus ersichtlich, daß die 
bekannten Absichten des Zionismus, wie sie in den oben zitierten Stellen sowie in 
vielen anderen Dokumenten zum Ausdruck kommen und die bekannten histori- 
schen Tatsachen, bewußt ignoriert werden sollen und stattdessen weißgemacht 
werden soll, der Zionismus hätte bis 1948 nicht arabische Fellachen im großen 
Maßstab vertrieben. Die Wahrheit sieht aber ganz anders aus. 

Man kann ohne weiteres Beispiele von massenhaften Vertreibungen von 
arabischen Fellachen als Resultat der zionistischen Kolonisation anführen. Viele 
ereigneten sich bereits vor Gründung des zionistischen Staates und dauerten 
während der ganzen Zeit des britischen Mandats, also bis 1948, an. 

Diese Fragen ‚‚linker“ Zionisten sollen Glauben machen, der britische 
Imperialismus hätte — durch die Mandatsregierung — irgendeinen effektiven Schutz 
vor Vertreibung gegeben. Auch dies ist nicht wahr. In diesem Zusammenhang 
zitieren wir hier aus den Erinnerungen des jüdisch-englischen Zionisten 
M. Hyamson, der während der ersten Hälfte der Mandatszeit als hoher Regierungs- 
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beamter in Palästina tätig war. M. Hyamson berichtet über den ersten Versuch, der 
Anfang der 20er Jahre unternommen wurde, arabische Pächter vor der Vertreibung 
zu schützen: „Die Notwendigkeit (dieser Bestimmungen) wurde dringend, weil 
jüdische Agenturen von (arabischen) Großgrundbesitzern, die in Paris, Beirut oder 
Kairo saßen, verhältnismäßig viele Ländereien kauften, wobei die moralischen — 
wenn nicht die gesetzlichen — Rechte der Pächter, die seit jeher auf ihren Boden 
ansäßig waren, ignoriert wurden. Nach der neuen Gesetzgebung wurde die Übereig- 
nung von Ländereien verboten, wenn nicht die Interessen des Pächters dadurch 
sichergestellt wurden, daß ihm genug Boden zur Sicherstellung seiner eigenen 
Existenz sowie die seiner Familie, gelassen wurde. Dies aber stand im Widerspruch 
sowohl zu den Interessen der Verkäufer als auch zu den der Käufer. Die Käufer 
waren bereit, hohe, über das übliche hinausgehende Preise zu zahlen, verlangten 
jedoch, daß der Boden zur Besiedlung frei sein muß. Die Verkäufer, die keinerlei 
lokalen Interessen am Ort selbst hatten, waren natürlich gierig, so teuer wie möglich 
zu verkaufen. Sehr rasch fanden sie einen Weg, das Gesetz mit Hilfe einer kleinen 
Zahlung zu umgehen. Sie fanden Verbündete und deren Hilfe bei den Geldver- 
leihern, bei denen die meisten Pächter hoch verschuldet waren. Sie nutzten diesen 
Weg, um die Pächter durch Überreden und durch Zahlung zu veranlassen, den 
Boden zu verlassen, noch bevor er übereignet wurde. Als es dann zur Übereignung 
kam, waren keine Pächter mehr da, für die man zu sorgen hätte. So waren alle für 
immer zufrieden; die Verkäufer, die Käufer und verständlicherweise auch die Geld- 
verleiher, die Pächter allerdings nur kurzfristig.‘“ Die Pächter waren nur kurzfristig 
zufrieden, weil die „Entschädigung“, die sie vom Grundbesitzer bekamen, sehr klein 
war; sie reichte kaum aus, um ihre Schulden bei den Geldverleihern zu begleichen. 
Darüberhinaus „begegneten“ wie Hyamson feststellt, jene Fellachen und Pächter, 
die zum Verlassen ihrer Ländereien gezwungen wurden, „einer Weigerung, sie in den 
meisten im Land neu entwickelten Betriebe zu beschäftigen“. Diese Betriebe waren 
zionistisch und der Zionismus weigerte sich prinzipiell, arabische Arbeiter zu 
beschäftigen. Hyamson erzählt weiter, daß „im Jahre 1929 eine neue Bestimmung 
erlassen wurde, die jedoch den Pächter noch weniger schützte (... .), praktisch stellte 
sie eine Legalisierung der bereits etablierten Gewohnheiten dar“ (ebenda). Zwei 
Jahre später „begannen wieder Bodenkäufe ‘in einem großen Ausmaß und das 
erwartete Problem der landlosen Araber stand wieder an der Spitze der Tages- 
ordnung‘. Dieses Problem verursachte Unruhen und zwang die Mandatsregierung, 
neue Bestimmungen zu erlassen. Jedoch auch die neuen Bestimmungen aus dem 
Jahre 1931 gewährten den Pächtern keinen effektiven Schutz, denn ‚‚diejenigen 
Grundbesitzer, die die Möglichkeit bewahren wollten, ihren Boden zu ihnen 
genehmen Preisen verkaufen zu können, die Absichten des Gesetzes immer noch 
umgehen konnten“. Dieser Zustand dauerte bis zum Ende der Mandatszeit an (48). 

Wir zitierten nur einen geringen Teil aus der interessanten Abhandlung 
Hymsons zu diesem Thema. Aus den obigen Stellen sowie aus der gesamten 
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Abhandlung geht klar hervor, daß das Problem derjenigen Pächter, die die Grund- 
lage ihres Lebensunterhalts, d.h. den Boden, den sie und ihre Vorväter seit Genera- 
tionen bestellten, durch die zionistische Kolonisation verloren; ein äußerst ernstes 
Problem darstellte und daß die Zahl der Betroffenen groß war. Gleichfalls ist es 
klar, daß die Erlasse der Mandatsregierung die Pächter nicht wirksam gegen das auf 
gemeinsame Interessen beruhende Komplott der zionistischen Institutionen, der 

Großgrundbesitzer und Geldverleiher schützen konnten. 

Nur ein Beispiel: 

Die 8.000 Fellachen aus 22 Dörfern, die durch den Landverkauf der Groß- 
grundbesitzerfamilie Ssursuks an die Zionisten, Anfang der 20er Jahren, ihr Land 
verloren hatten, erhielten von der zionistischen Organisation genau 1/2 Pfund pro 
Kopf (49). 

Um die Folgen der zionistischen Kolonisation zu verharmlosen, wird von 
zionistischer Seite oft darauf hingewiesen, daß seinerzeit nur „insgesamt 664 
Entschädigungsforderungen“ von arabischen Bauern gestellt wurden. Hierbei wird 
neben der Tatsache, daß die Möglichkeit der sog. und unverhältnismäßig kleinen 
„Entschädigung‘“ möglichst wenig publik gemacht wurde, unterschlagen, daß eine 
Reihe der enteigneten Bauern von vornherein von der Möglichkeit der Bean- 
spruchung einer „Entschädigung“ ausgeschlossen waren: 

— Bauern, die im Anschluß an Verkäufe an Nicht-Juden vertrieben wurden. 
(Hierbei handelt es sich um Verkäufe an arabischen Vermittler und Wucherer, 
die das Land an die Bodenerwerbsabteilung der Zionistischen Organisation 
weiterverkauften). 

— Bauern, die nicht als Pächter einzuordnen sind; Landarbeiter und Bauern, die nur 
einen Teil ihres Landes verkauft haben. 

— Bauern, die ihre Pächterrechte nicht dokumentarisch nachweisen konnten (sehr 
viele!) 

— Bauern, die nach dem Verkauf anderes Land zugewiesen bekamen, selbst wenn 
dieses Land nicht landwirtschaftlich nutzbar war. 

— Bauern, die nach der Vertreibung einen anderen Arbeitsplatz gefunden hatten. 

Damit war die Einstufungsdefinition als „landloser Araber“ zugunsten des 

Zionismus auf eine kleine Gruppe beschränkt (50). 

Im Zeitraum 1920 — 1936, die Zeit der Errichtung der Grundlagen des 
zionistischen Unternehmens in Palästina in Stadt und Land, setzte eine verstärkte 
„Landflucht‘ der besitzlosen Bauern ein — eine Flucht, die richtig zu verstehen ist: 
nicht „von“ dem Land, sondern eine Wanderung, nachdem der Bauer sein Land 
verloren hatte. Die arabische städtische Bevölkerung Palästinas wuchs von 194.000 
im Jahre 1922 auf 298.000 im Jahre 1936. 

Die arabische Landlosigkeit traf nun in den von den Zionisten beherrschten 


49 vgl. Ch. Sykes, Cross Roads to Israel, London 1965, S. 119 
50 vgl. A. Survey of Palestine hrsg. v. Palestine Government, vol. I, S. 296 und Palestine 
Royal Commission Report 1937, S. 239/40 
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Städten auf steigende Arbeitslosigkeit, die sich aus dem Primat der „hebräischen 
Arbeit“ und dem Boykott der ‚arabischen Arbeit‘ ergab. Aber zurück zur Tat- 
sache, daß die Fellachen meist schon vor der Übereignung und durch die Verkäufer 
(im vorsätzlichen Einvernehmen mit den Käufern) vertrieben wurden. Diese Tat- 
sache ermöglichte es dem Zionismus, wie Pontius Pilatus seinerzeit, seine Unschuld 
zu beteuern und zu behaupten, es sei nicht er, der die Vertreibung der Fellachen 
herbeiführte. Es gibt jedoch auch genügend Beispiele von Fällen, bei denen sich die 
zionistischen Kolonisatoren an der Vertreibung der einheimischen Fellachen wie in 
Al-Fule (heute Afula) Ende 1924 oder Wadi al-Hawarith (heute Emek Hefer) in den 
Jahren 1931 — 35 tatkräftig und in Zusammenarbeit mit der britischen Polizei 
beteiligten. 

Bis zum heutigen Tage wird von den Propagandisten des Zionismus die 
Behauptung weiter verbreitet, daß die zionistischen Institutionen (zumindest bis 
1948) in den meisten Fällen „menschenleere Ländereien‘ übereignet bekamen, so 
daß der Zionismus für die Vertreibung der Massen der Fellachen nicht verantwort- 
lich sei. Formal gesehen und angewendet auf die passenden Fälle liegt hier keine 
Lüge vor, sondern eigentlich eine Halbwahrheit, die schlimmer als eine Lüge ist; 
denn die zionistischen Propagandisten verschweigen, daß um die Gesetze, die zum 
Schutz der Fellachen erlassen wurden, zu umgehen, die zionistischen Institutionen 
von den Verkäufern verlangten, daß diese vor dem Vollzug des Verkaufs selbst ihre 
Pächter vertreiben sollten. 

Nebenbei bemerkt sehen wir hier, wieweit eine weitere Behauptung der 
„linken“ Zionisten von der Wahrheit entfernt ist. Nämlich die, nach welcher „es 
nicht die armen Fellachen, sondern die Großgrundbesitzer waren, die aus sehr 
klassenbewußten Gründen die jüdische Einwanderung und die dadurch befürchtete 
‚Ansteckung‘ ihrer Fellachen mit aus Europa importierten sozialen Ideen ablehn- 
ten“. Erstens waren die „sozialen Ideen“ die der Zionismus aus Europa brachte, für 
den exclusiv-jüdischen Gebrauch bestimmt. Alle Institutionen der organisierten 
Arbeit und des gemeinschaftlichen Lebens waren keineswegs für Araber bestimmt. 
Auch propagierte der Zionismus niemals irgendwelche fortschrittliche sozialen 
Ideen unter den Fellachen. Im Gegenteil: der Zionismus war wie wir oben sahen, 
der objektive Bündnispartner der Großgrundbesitzer. Dies ist die einzige soziale 
Klasse der arabischen Gesellschaft, die durch die zionistische Kolonisation Vorteile 
genoß, und zwar indem sie für ihre Ländereien Preise bekamen, die höher waren, als 
vor der Kolonisation. Die Fellachen waren in der Tat das Opfer einer Allianz 
zwischen dem Zionismus und dem Großgrundbesitzer und Geldverleiher. Es ist 
wahr, daß, um ihre wahren Interessen und Absichten zu verschleiern, die Groß- 
grundbesitzer manchmal eine scharfe verbale Kampagne gegen den Zionismus 
veranstalteten. Aber das waren nur Worte. Die wahren Opfer des Zionismus waren 
die Fellachen — diejenigen, welche bereits vertrieben waren und die, die unter der 
Vertreibungsgefahr noch lebten. 

Es sei hier bemerkt, daß die Art und Weise der Vertreibung (die zumeist 
verschleiert und vertuscht wurde, um das Gesetz zu umgehen) sowie das Fehlen 
einer ordentlichen Bodenerhebung, eines Grundbuches, die Registrierung der Eigen- 
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tums- und Nutzungsrechte des Bodens die Ursache dafür sind, daß es bis heute 
unmöglich ist, genaue Angaben über das Ausmaß der Vertreibung zu machen. Es 
besteht kein Zweifel daran, daß es viele Tausende gewesen sein müssen, jedoch 
müßte die genaue Zahl noch durch eine ernste Forschungsarbeit ermittelt werden. 
Die Frage, wieviele Fellachen ihren Boden durch die zionistische Kolonisation nun 
verloren hätten, kann also nur mit diesem pauschalen Hinweis beantwortet werden. 

Wir zitieren hierzu noch aus der Rede Mosche Dayans vor den Studenten der 
Technischen Hochschule in Haifa (,‚Technion‘“), wie sie die israelische Tageszeitung 
„Ha’aretz‘‘ vom 4.4.1969 wiedergibt: „Wir kamen in dieses Land, das bereits von 
Arabern bewohnt war und errichteten hier einen hebräischen, d.h. einen jüdischen 
Staat. In großen Gebieten kauften wir die Ländereien von den Arabern ab. Jüdische 
Dörfer entstanden an der Stelle arabischer Dörfer. Ihr kennt nicht einmal die 
Namen dieser Dörfer, und ich werfe euch dies auch nicht vor, da die entsprechen- 
den Erdkundebücher nicht mehr existieren. Nicht nur die Bücher existieren nicht, 
auch die Dörfer gibt es nicht mehr. Hahalal entstand an der Stelle von Mah’lul, 
Gevat an der Stelle von Jibta, Sarid anstelle von Chanips und Kefar Yehoschua an 
der Stelle von Tel-Schaman. Nicht eine Ortschaft wurde hier im Lande an einer 
Stelle aufgebaut, an der es zuvor nicht eine arabische Bevölkerung gegeben hätte‘“. 
In der Tat sprechen die Berufsgeneräle des Zionismus oft deutlicher und offener als 
manche ihrer „linken“ Apologeten. Die koloniale Besiedlung eines Landes und die 
daraus folgende Vertreibung und Unterdrückung seiner einheimischen Bewohner, 
das Ganze noch mit dem propagandistischen Ziel einer angeblichen ‚‚fortschritt- 
lichen“ Gesellschaft, die nach Meinung der als ‚‚sozialistisch“ verkleideten Zionisten 
in Palästina entstehen sollte, ist nicht bloß Heuchelei sondern auch die theoretische 
und praktische Prostitution der verbal vertretenen revolutionären Theorie. 

Die erste systematische Erhebungsarbeit auf dem Gebiet der Erforschung des 
Ausmaßes der Zerstörung, die der Zionismus und seine Kolonisation an der 
ursprünglichen palästinensischen Gesellschaft angerichtet hat, die am 15. Februar 
1973 vom Vorsitzenden der israelischen Sektion der Liga für Menschenrechte, Prof. 
Israel Schahak vorgelegt wurde, enthält eine komplette Liste derjenigen arabischen 
Ortschaften Palästinas, die bis 1948 bestanden, und die man heute vergeblich 
suchen würde. Sie gibt es nicht mehr. Ihre Anzahl: 385 — in Worten Dreihundert- 
fünfundachtzig. 

Aus einigen der obigen Zitate ging hervor, daß es ein Teil der zionistischen 
Vertreibungspolitik war, auf die Araber durch ihre Nichtbeschäftigung stets Druck 
auszuüben. An diesem Punkt fühlen die ‚linken‘ Zionisten sich etwas unbe- 
quem .. . aber nur für einen Augenblick. Sie räumen zwar ein, daß die Verdrängung 
von arabischen Arbeitern von ihren Arbeitsplätzen zu den Dingen gehören, die „auf 
uns Europäer abstoßend wirken“. Jedoch fordern sie die Leser noch im gleichen 
Atemzug auf, sich von solchen barmherzigen, weichen, anscheinend spezifisch 
europäischen „Vorurteilen“ freizumachen. Ihr versteht wohl, die arabischen 
Arbeiter mußten verschwinden, ‚um diese(jüdischen) Arbeiter vor dem Verhungern 
zu bewahren, da es jüdischen Arbeitern einfach nicht möglich war, bei gleichem 
Lohn, wie er den arabischen Arbeitern gezahlt wurde, das nackte Existenzminimum 
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zu erreichen“. Man muß also verzeihen: die jüdischen Arbeiter hatten einen 
europäischen Magen, der größer war, als der ihrer arabischen Klassenbrüder. 

Nach dieser glänzenden Argumentation schleicht sich doch wieder ein 
unwohles Gefühl ein, und es wird zugegeben, daß vielleicht ‚ein auch für die 
Araber günstigerer Modus zur Lösung dieser Frage hätte gefunden werden können. 
Man hätte zum Beispiel nur die tatsächlichen Verhältnisse — die arabischen Bauern 
verkauften unbehindert ihre Erzeugnisse zu billigeren Preisen auch in jüdischen 
Städten — irgendwie institutionalisieren müssen und manches Porzellan wäre nicht 
zerbrochen worden“. 

Dieser Entschuldigungsversuch scheitert jedoch gleich zweifach: Es wird eine 
Unwahrheit und eine Unsinnigkeit zugleich behauptet. Es ist eine Unwahrheit, daß 
die zionistischen Institutionen den Verkauf von Produkten durch die arabischen 
Fellachen nicht systematisch störten und behinderten und zwar nicht nur durch 
Propaganda, sondern auch mit Hilfe wirksamerer „Überzeugungs“-Methoden. (So 
berichtet zum Beispiel der zionistische Führer David Hakohen in der Beilage der 
Zeitung „Ha’aretz“ vom 15. Nov. 1968, wie er und seine Kollegen von Arabern 
angebotenen Tomaten mit Petroleum übergossen und Eier zerbrachen). Ebenfalls ist 
der Entschuldigungsversuch von Grund auf unsinnig, weil der einzige „Modus“ zur 
Lösung des Problems, der vermieden hätte, daß „manches Porzellan nicht zer- 
brochen worden wäre“, darin besteht, daß der Zionismus sein Hauptziel aufgegeben 
hätte. Vom Standpunkt des zionistischen Zieles: — die Umwandlung Palästinas, was 
ein arabisches Land war, in einen ‚jüdischen‘ Nationalstaat — war die Anwesenheit 
der Araber ein Hindernis, das beseitigt werden mußte. Ein für die Verwirklichung 
dieses Zieles zwangsläufiger Weg war, wie alle Zionisten seit Herzl erkannten, den 
Arabern jede Beschäftigung vorzuenthalten. 

Die Kontinuität in der Politik der „Zionisierung‘“ und gleichzeitiger „Ent- 
arabisierung‘‘ Palästinas hat sich in ihrem Kern nicht geändert. Im Gegenteil. Die im 
Juni-Krieg 1967 eroberten arabischen Gebiete gaben Israel die Möglichkeit mehr als 
50 zusätzliche „zivile“ und militärische Niederlassungen dort zu errichten und viele 
tausende von Arabern z.T. zum zweiten Mal in 20 Jahren zu vertreiben. Die 
„wegweisenden“ Worte Mosche Hayans sprechen es aus: „Im Laufe der letzten 100 
Jahre hat unser Volk einen nationalen und staatlichen Aufbauprozeß, durch 
Expansion, durch das Erreichen von mehr Juden, Niederlassungen und Kolonisation 
um hier die Grenzen auszuweiten, durchgemacht. Es darf keinen Juden geben der 
sagt, dies sei das Ende dieses Prozesses. Es darf keinen Juden geben, der sagt wir 
seien am Ende des Weges angelangt“. (Fußnote: General Mosche Dayan, in Maariv, 
Tel Aviv 7. Juli 1968) 

In der Tat scheinen aber nach Oktober 1973 die Konturen einer Eindämmung 
der zionistischen Marschroute sichtbar. Anknüpfend an unserer Einleitung weisen 
wir darauf hin, daß der Zionismus, zum ersten Mal in seiner Geschichte unmittelbar 
mit der Aussicht konfrontiert ist, territoriale, militär-strategische und kolonisatori- 
sche Errungenschaften wieder abgeben zu müssen. So begrenzt dieser Vorgang 
zunächst anmuten kann, er rüttelt am Kern Israels, ein Staat der insgesamt ein 
riesiges „fait accompli“ ist. Es ist jedoch nicht wahrscheinlich, daß auch ein 
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zionistisches ‚‚Rumpf“-Israel, in den Grenzen vom 4. Juni 1967 ‚plus Korrekturen“ 
einer friedvollen und konfliktlosen Koexistenz mit seiner arabischen Umgebung auf 
Dauer entgegen sehen kann. Der Nahostkonflikt ist kein bloßer „Grenzkonflikt‘“. 
Die Ursache für den historischen Konflikt zwischen dem Staate Israel, in seiner 
jetzigen Fassung einerseits und den Arabern andererseits, ist die Existenz und die 
Wirkung des Zionismus. Wer sich aufrichtig um die Zukunft von Israelis und 
Arabern im Nahen Osten bemüht, macht sich darüber Gedanken. 
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REDAKTIONSKOLLEKTIV GEWERKSCHAFTEN* 


Kapitalistische Krise, Arbeitslosigkeit und Krise der Gewerkschaftspolr- 
tik in der Bundesrepublik 


Einführung in die folgenden Beiträge 


l: 

Liefert die gegenwärtige Entwicklung einer allgemeinen Weltmarktkrise den empi- 
rischen Beweis für die Richtigkeit der Marxschen Akkumulation- und Krisenanalyse, 
so scheint andererseits die politische Entwicklung der Arbeiterklasse in West- 
deutschland den von Marx postulierten Zusammenhang von ökonomischer und 
Klassenbewegung zu widerlegen. Denn schließlich kann keine Rede davon sein, daß 
die Erfahrung des antagonistischen Interessengegensatzes die westdeutschen Lohn- 
abhängigen in den Klassenkampf gegen das Kapital gegenwärtig zwingt, vielmehr _ 
stößt man allenthalben auf die Ansicht, Resignation, privater Rückzug, Aufgabe 
fortschrittlicher Positionen seien das wesentliche Resultat der kapitalistischen Krise. 
Fortschrittlich-politische Perspektiven, die in der beginnenden Ära der soziallibe- 
ralen Koalition entstanden seien, gingen zunehmend zugunsten einer Reduktion auf 
reine Interessenwahrnehmung verloren. Diese Reduktion berge Gefahren in sich, 
denn bei mangelnder innerer Organisierung und mangelnder Kampferfahrung setze 
sich, das Motto „Rette sich wer kann“ durch. Die Konkurrenz der Arbeiter gegen- 
einander erscheint als realistischere Handlungsmöglichkeit als der solidarische 
Widerstand gegen die Angriffe des Kapitals auf die Lebensbedingungen. Die poli- 
tische Entwicklung der Arbeiterklasse erscheint als eine Art unberechenbarer 
Faktor. 

Diese in der unmittelbaren Situation verfangene Wahrnehmung, aber auch der 
Inhalt dieser Wahrnehmung spiegeln die Resultate der Entwicklung des Kapitals und 
der Arbeiterklasse in der Bundesrepublik. Sie verweisen darauf, daß diese Entwick- 
lung wenigstens teilweise einen gewissermaßen geschichtslosen, durch das ökono- 
mische Verhältnis allein bestimmten Zustand der westdeutschen Arbeiterklasse 
hergestellt hat. Denn das naturwüchsige Verhältnis, in welches die kapitalistische 
Produktionsweise die Produzenten versetzt, ist in der Tat die Konkurrenz. Ihre 
Verschärfung, sich ausdrückend z.B. im Ausländerhaß, ist die spontane, durch 
keine organisierte Klassenerfahrung und Kampftradition gebrochene Reaktions- 
weise. 

. Die ungebrochene Wirkung der kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten stellt in 
der Krise die offene Herrschaft des Kapitals her. Die Konkurrenz der Arbeiter 
untereinander, vermittelt über den Mechanismus der industriellen Reservearmee, ist 
die materielle Basis dieser offenen Herrschaft. Die auf dem ökonomischen Verhält- 


*) Neben den angeführten Autoren der folgenden Beiträge haben im Redaktionskollektiv mit- 
gearbeitet und die Aufsätze durch schrifliche und mündliche Beteiligung ermöglicht: 
Thomas Hahn, Thomas Mitscherlich, Bodo Zeuner. 


nis beruhende Klassenherrschaft macht sich gerade in dieser Weise geltend, daß auf 
allen Ebenen der Gesellschaft das Pendel der Macht zugunsten des Kapitals aus- 
schlägt, ohne daß sich dieses erst groß organisieren müßte (obwohl es dies auch und 
gegenüber der Arbeiterklasse äußerst effektiv tut). Dies zeigt sich z. B. im Betrieb, 
wenn dem Betriebsrat die Zustimmung zu Massenentlassungen als Bedingung der 
Erhaltung von Arbeitsplätzen überhaupt anempfohlen wird; dies zeigt sich auch auf 
gesellschaftspolitischer Ebene, wenn von der SPD die Reformpolitik aufgegeben 
wird. 

Gleichzeitig verweist diese quasi automatische, über das Wirken der ökono- 
mischen Gesetze vermittelte Machtposition des Kapitals: in der gegenwärtigen Krise 
auch auf die Notwendigkeit der Entwicklung einer organisierten Klassenmacht der 
Arbeiter und damit auf eine Grenze des Kapitals. Denn daß das Kapital unterm 
Zwang der ökonomischen Gesetze, und nicht einfach nur aus Bosheit oder weil es 
etwas gegen die SPD-Regierung hätte, seine praktische Herrschaft über die Arbeiter- 
klasse auf der Basis des Drucks der industriellen Reservearmee herstellt, dieses 
bildet eben auch die Grenze seiner Macht. 

Es wird zu zeigen sein, daß auch eine zeitweilige „Verzichtpolitik“ der Ge- 
werkschaften nicht einfach die Versöhnbarkeit der Klasseninteressen wiederher- 
stellen wird. Es wird sich die Erfahrung aufdrängen, daß die Konkurrenz innerhalb 
der Arbeiterklasse für den einzelnen keinen Rettungsanker zur Existenzsicherung 
bildet. 

Was folgt aus dieser Situationsbeschreibung? 

Solange es darum ging, die herrschende Ideologie eines qualitativ neuen, 
krisenfreien und staatlich organisierten Kapitalismus zu destruieren und entgegen 
dem historischen Schein quasi Aufklärungsarbeit zu leisten über die nach wie vor 
bestehenden, zur allgemeinen kapitalistischen Krise hintreibenden Widersprüche im 
Kapitalismus und die Grenzen der Staatstätigkeit, Konnte die Frage nach den prak- 
tischen Folgen der theoretischen Analyse in den Hintergrund des Bewußtseins ge- 
drängt werden. Der Klassenantagonismus wurde als zukünftige Erfahrung ‚‚progno- 

.stiziert“, aber für die vorliegende Erfahrung schien er lediglich ein Aufklärungs- 
: problem zu sein. Das Postulat der materialistischen Theorie, nämlich einen Zusam- 


‚ . menhang mit der gesellschaftlichen Praxis der Arbeiterklasse herauszubilden, blieb 


aus dem gleichen Grunde weitgehend Postulat, aus dem heute große Teile der 
westdeutschen Angestellten und Arbeiter der Krise im Zustand einer unreflek- 
‚tierten, durch keine Klassenerfahrungen gebrochene Konkurrenz dem Kapital 
 gegenübertreten: der mangelnden historischen Erfahrung des Klassenantagonismus 
‚als konkretes Schicksal. 

Die Schranken der Analyse des zukünftigen Prozesses liegen darin, daß die 
sich entwickelnde Stagnations- und Krisenphase die Herausbildung und das Handeln 
der Lohnabhängigen als Klasse gegen das Kapital notwendig macht, will die Arbei- 
terschaft nicht ohnmächtiges Objekt bleiben. Dieses Handeln existiert in der Bun- 
desrepublik aber nur in ersten Ansätzen. Die Schranke einer Analyse des notwen- 
digen Handelns, der Verbindung von Theorie und Praxis liegt also in der Realität 
selbst! Zwar ist die Klassenorganisation Resultat der Erfahrungen der Arbeiter im 
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Kapitalismus, aber entgegen der quasi naturwüchsigen Macht des Kapitals ist sie 
zugleich eben Resultat eines bewußten, von den Produzenten selbst in die Hand 
genommenen Entwicklungsprozesses. Dessen Bedingungen sind zwar zunächst von 
der Bewegung des Kapitals gesetzt, die Bewußtseinsformen der unmittelbaren Pro- 
duzenten, die Schranken ihres Handelns sind Resultat der Herrschaft des Kapitalver- 
 hältnisses, doch die widersprüchliche Bewegung dieses Verhältnisses wird zugleich 
zur materiellen Basis der Erfahrung des Kapitalverhältnisses als ökonomisch ver- 
mitteltem Hertschaftsverhältnis, der Möglichkeit der Auflösung verkehrter Bewußt- 
seinsformen und des Zwangs zur Vereinheitlichung der Produzenten gegen das 
Kapital. In dem Maße, in dem so die Klassenorganisation Ausdruck des bewußten : 
Handelns gegen das Kapital wird, kann die. Analyse auch nicht mehr nur die Be- 
wegung des Kapitals zum Gegenstand haben, sondern muß auch den Prozeß. be- 
wußten Handelns einbeziehen, der der Entscheidungsfähigkeit der Subjekte, d.h. 
auch möglicher Irrtümer, falscher Wege etc., unterliegt. 

Das dargestellte Problem der Vermittlung von Theorie und Praxis heißt nun 
nicht, daß die politische Analyse nicht möglich sei, solange keine Klassenorganisa- 
tion als handlungsfähige Macht entwickelt ist. Doch müssen die Grenzen einer 
solchen Analyse auch festgehalten werden. 


2. 

Nun existieren in der Bundesrepublik starke Organisationen der Arbeiter in der 
Form der Einheitsgewerkschaften, die objektiv die Einheit der Arbeiterklasse 
gegen das Kapital repräsentieren und die soin der Lage wären, den Kampf gegen die 
Wirkungen der kapitalistischen Krise zu führen. Dennoch ging die schwerste ökono- 
mische Krise seit Bestehen der Bundesrepublik bisher scheinbar spurlos an den 
Gewerkschaften vorüber: Der Kongreß des DGB tagt zu einer Zeit, in der die 
Arbeitslosenzahl die bislang unvorstellbare Millionengrenze überschritten hat, ohne 
„große Worte“ zu verlieren, geschweige denn Gegenmaßnahmen zu diskutieren. Die 
Einzelgewerkschaften — soweit sie nicht mit für sie offensichtlich peinlichen Beset- 
zungsaktionen konfrontiert sind — üben sich in Zurückhaltung in der Lohnpolitik, 
sichern allenfalls zusammen mit dem Kapital über Sozialfonds Härtefälle ab (so die 
IG-Chemie) und setzen auf die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung in der Hoff- 
nung, daß diese den Aufschwung und damit die Wiederbeschäftigung erreichen 
wird. Und selbst wenn sie diese Hoffnung — realistischerweise — nicht mehr haben, 
so meinen sie doch angesichts einer sozialdemokratisch geführten Bundesregierung 
dafs jetzt nicht der Augenblick gekommen ist, diese Regierung mit sozialen Kon- 
flikten zu belasten. 

Vordergründig betrachtet erweist sich die informelle Bindung der Gewerk- 
schaften an die Politik der Sozialdemokratie als entscheidende Schranke der Inter- 
essenvertretung der Arbeiter in der aktuellen Krise und daher als Ursache für die 
tiefe Krise, in der sich die Gewerkschaftspolitik — gemessen an den Bedürfnissen der 
Arbeiter — befindet. Allerdings sind „Krisen“ der Gewerkschaftspolitik seit 1969 in 
der Bundesrepublik an der Tagesordnung: 1969 griffen die Arbeiter in den Betrie- 
ben noch unter der Führung gewerkschaftlicher Belegschaftsvertreter zur Selbst- 
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hilfe, als die von Regierung und Gewerkschaften postulierte „‚Verteilungsgerechtig- 
keit‘ im Boom abgebaut wurde. Die Gewerkschaften wurden ein Opfer ihrer eige- 
nen Ideologie der „sozialen Symmetrie“. Da aber das Kapital selbst angesichts der 
günstigen Produktions- und Realisierungsbedingungen an einer schnellen Beilegung 
des Konflikts interessiert war, konnte die gewerkschaftliche Politik ohne Umstände 
die erreichten Ergebnisse tarifvertraglich absichern. Die 1969er Streiks stellten zwar 
. eine Kritik an der Gewerkschaftspolitik dar, waren aber noch nicht bewußter Aus- 
druck langfristiger Widersprüche zwischen Gewerkschaftspolitik und Bedürfnissen 
der Arbeiter. Mit der Tarifrunde 1970, in der die Gewerkschaften hohe Lohnforde- 
rungen durchsetzen konnten, wurde denn auch die Bewegung an der Basis wieder 
weitgehend integriert, das „gewerkschaftliche Monopol auf Konfliktaustragung“ 
konnte wieder hergestellt werden. 

Andeıs 1971-1973: Nicht nur, daß jetzt die Politik des Gewerkschaftsappa- 

rats, seine Bindung an die SPD, als Schranke einer effektiven Interessenver- 
tretung von den Arbeitern erfahren wird. Es zeigt sich auch, daß die gewerkschaft- 
liche Politik die tatsächliche Zersplitterung der Klasse bisher lediglich verdeckte, 
daß Schichten, die von dem Zusammentreffen von Arbeitsintensivierung, Inflation 
und Lohnstagnation besonders betroffen wurden (Ausländer, Frauen etc.), über- 
haupt nicht gewerkschaftlich vertreten wurden. Es zeigte sich aber auch die Politik 
des Kapitals, die spontane Bewegung zu zersplittern bzw. ihre Zersplitterung zu 
fördern. So wird nicht nur die Erfahrung des Gewerkschaftsapparats als Schranke 
einer Interessenpolitik gemacht, sondern auch die der Spaltungspolitik des Kapitals; 
eine Erfahrung, die erst recht die Notwendigkeit der Demokratisierung und Effekti- 
vierung der gewerkschaftlichen Politik ins Bewußtsein rückte. 

Die Kämpfe der gewerkschaftlichen und nicht-gewerkschaftlichen Basis, die 
jene „Krisen“ der Gewerkschaftspolitik Anfang der 70er Jahre offenlegten, waren 
jeweils.Kämpfe um die Höhe der Reproduktion der Arbeitskraft im kapitalistischen 
System. Waren diese Kämpfe auf der einen Seite notwendig, um den Naturgesetzen 
der kapitalistischen Produktionsweise Widerstand entgegenzusetzen, so zeigte sich 
andererseits, daß die gewerkschaftliche Politik diese Notwendigkeit nur ungenügend 
; auszudrücken vermochte. Die Arbeiter waren zu einer radikaleren Vertretung ihrer 
_ Interessen gezwungen, die teils auch noch im kapitalistischen System befriedigt 
werden konnten. 

Dies ist in der Krise 1974/75 a nicht mehr möglich: Der Gegensatz von 
Lohnarbeit und Kapital wird als unvereinbar, antagonistisch, erfahren. Stärker noch 
als in der ersten einschneidenden zyklischen Krise 1966/67 zeigt sich jetzt, daß die 
Akkumulationsbedürfnisse des Kapitals gegen die Reproduktionsbedürfnisse der 
Arbeiter stehen und durch keinerlei Kompromißformel verbunden werden können: 
Die Existenz des Kapitals steht gegen die Existenz der Arbeiter und es wird deut- 
lich, daß dem nicht nur eine wie auch immer geartete Politik des Kapitals gegenüber 
Gewerkschaften, SPD-Regierung und/oder Arbeitern zugrundeliegt, sondern das 
Kapitalverhältnis als gesellschaftliches Herrschaftsverhältnis an seine eigene 
Schranke stößt und die Mittel der Lösung der Krise zunächst auf die unmittelbaren 
Produzenten abzuwälzen sucht: Arbeitslosigkeit Inflation, Druck auf den Lohn, 
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Intensivierung der Arbeit der noch beschäftigten Arbeiter sollen notwendige 
Pleiten, Kapitalentwertungen, aufschieben bzw. verhindern helfen. 

| Angesichts dieser Entwicklung sind die Gewerkschaftsspitzen konsterniert: 
eine SPD-Regierung am Ruder, mit dem Instrumentarium der aufgeklärten Wirt- 
schaftstheorie versehen (die man noch 1963 im Grundsatzprogramm als Forderung 
verankert hatte), und dennoch: Krise. Ihre Theoretiker sind sprachlos, lavieren 
zwischen nunmehr offenbar abgehalftertem Keynesianismus, vulgärer Machttheorie 
(„Investitionsstreik“) und „modernem“ Monetarismus, und dennoch... Da hilft 
offenbar auch die Kaufkrafttheorie nicht mehr weiter, die bisher in Zeiten der 
Prosperität stets jenen Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital in eins zu setzen 
vermochte. Also hilft nur noch eins: Stillhalten, Lohnpausen hinnehmen 
(Vetter), der Bundesregierung die Daumen drücken und möglichst alle unbequemen 
Kritiker in den eigenen Reihen an den Rand der innergewerkschaftlichen Diskussion 
zu drängen. 

Halten wir hier zunächst fest: Wurde Anfang der 70er Jahre die Politik des 
Gewerkschaftsapparates und die Politik des Kapitals als wesentliche Schranke für 
die Durchsetzung der Interessen der Arbeiter erfahren, wird in der aktuellen Krise 
das Kapital als die gesellschaftliche Bewegung beherrschend erfahren, von dem ein- 
" zelnen allerdings noch nicht bewußt als ökonomisch vermittelte Herrschaft, sondern 

. als quasi Naturschicksal. An dieser Problematik werden wir anzuknüpfen versuchen. 


3. 

Bevor wir im folgenden untersuchen, wieso die Arbeiter und ihre Organisationen 
1975 vergleichsweise hilf- und machtlos den Massenentlassungen und dem Druck 
auf den Arbeitsprozeß gegenüberstehen, werden wir uns zunächst fragen, welche 
Ursachen und Wirkungen die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik hat. D.h., es 
sind die Bewegung des Kapitals, die Möglichkeiten der Regierung, auf diese Bewe- 
gung Einfluß zu nehmen und die langfristigen Tendenzen der ökonomischen Ent- 
wicklung und der Arbeitslosigkeit zu analysieren (Teil I); es ist weiter nach den 
Wirkungen der Krise und der Arbeitslosigkeit auf die verschiedenen Fraktionen und 
Schichten der Arbeiterklasse und ihr Verhältnis untereinander zu fragen (Teil II) 
und es sind die Möglichkeiten und Grenzen staatlicher Sozialpolitik, die Wirkungen 
der Arbeitslosigkeit auf die Reproduktion der betroffenen Arbeiter Kompen- 
sieren, zu untersuchen (Teil II). 

Werden in den ersten Beiträgen die materielle Grundlage und die Entwick- 
lungsbedingungen für die Erfahrungen der Arbeiter und die Politik der Gewerk- 
schaften diskutiert, so wird dies im Teil IV auf dem Hintergrund der Entwicklung 
des Arbeiterbewußtseins und der gewerkschaftlichen Politik in der Prosperität re- 
flektiert, d.h. es werden die subjektiven Schranken des Widerstands in der Krise 
einzubeziehen sein. Aus dieser Untersuchung kann die Aufgabe formuliert werden, 
die Konkurrenz der Arbeiter untereinander zu brechen. Allerdings: Will man etwas 
über die Formen sagen, in denen dies geschieht bzw. geschehen soll, so ist die 
Analyse auf die Ansätze zu beziehen, die sich tatsächlich in der Klassenauseinander- 
setzung selbst entwickelt haben und kann sich nicht spekulativ über dieselben er- 
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heben. 

In diesem inhaltlichen Zusammenhang soll dann der Teil V über die Entwick- 
lung der Gewerkschaftspolitik in Italien angesichts der Krise stehen. Dieser Teil soll 
die Funktion haben, eine konkrete Vorstellung möglicher Gewerkschaftspolitik zu 
schaffen. Statt Strategievorschläge aus dem Kopf zu produzieren, wollen wir zeigen, 
wie ein realer Klassenbildungsprozeß verläuft. Dies ist allerdings nicht so gemeint, 
die westdeutschen Gewerkschaften könnten oder müßten die Verhältnisse in Italien 
einfach nachahmen: Gerade um abstrakte Aufforderungen zu vermeiden, versuchen 
wir zu zeigen, was die jeweiligen historischen materiellen Bedingungen einer Ge- 
werkschaftspolitik, was die unterschiedlichen Erfahrungen der Arbeiterklasse sind. 
Aber im Maße der Entwicklung einer allgemeinen kapitalistischen Krise gleichen 
sich auch die Aufgaben an, vor die die verschiedenen nationalen Arbeiterklassen 
gestellt sind. Deshalb ist das italienische Beispiel auch nicht einfach etwas „ganz 
anderes“. 
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